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Vorwort. 

Lerne das Einfache rollenden, ehe du zu etwas Verwickel- 
tem fortschreitest. Suche in jeder Konst eine Stufenfolge der 
Erkenntnis xa erreichen, in welcher jeder neue Begr^ nur 
ein kleiner, fast unmerklicher Zusatz zu tief eingeprSgten, und 
dir selbst unrergeßlich gemachten, früheren Erkenntnissen ist. 

PettalozgL 

Als ich vor mehreren Jahren zuerst mit dem Vorschlage an 
die Öffentlichkeit trat, die von mir seit langen Zeiten ausgebildeten 
praktischen Anfängerübungen im Bechtsstadiom allgemein 
aufzunehmen, schien es angemessen, dem Plane eine eingehende 
Begründung mitzugeben. 

Damals war der Gedanke neu und ungewohnt; und ich konnte 
auf irgendwelchen Vorganger nicht verweisen. 

Inzwischen hat sich das überraschend schnell geändert. 

Allerdings sind gegen die allgemeine Auihahme meiner Methode 
vereinzelt Bedenken geäußert worden; aber ohne ilrfolg ihrerseits. 
Von Jahr zu Jahr ist die Zahl der Bechtslehrer gewachsen, welche 
sich meinem Plane der Anfängerübungen . angeschlossen haben. 
Man hat ihn auch außerhalb des römischen und des heutigen 
bürgerlichen Rechtes in anderen juristischen Disziplinen mit Olück 
verwertet; und für jene ist er nun schon so verbreitet, daß ohne 
Gefahr ge weissagt werden mag: man werde in Bälde kaum be- 
greifen, wie das akademische Bechtsstudium lange Zeiten hin- 
durch ohne die pädagogisch unersetzliche Hilfe von praktischen 
Anfängerübungen neben den theoretischen Vorlesungen ausge- 
kommen ist. 

Unter diesen Umständen halte ich es für überflüssig, den Ge- 
danken von juristischen Anföngerübungen nochmals zu recht- 
fertigen und zu begründen. Interessenten finden dies in den Ab- 
handlungen, die ich meinen „Pandektenübungen für Anfänger*' 
(1893, 2. A. 1896) und „Institutionenübungen für Anfänger" 
(1896) vorangeschickt habe. 



vni Vorwort. 

Ich gebe dieses Buch an einem Tage hinaus, an welchem für 
Preußen die neue juristische Studienordnung, zufolge der Verfügung 
vom 18. Januar 1897, in Kraffc tritt; — eine Neuordnung, die 
ich in ihren Grundgedanken für einen Fortschritt gegenüber den 
seitherigen Gepflogenheiten erachte, nicht zum mindesten auch 
aus dem Grunde, da sie die Anfängerübungen im bürgerlichen 
Rechte allgemein für pflichtmäßig erklärt. 

Wie innerhalb des allgemeinen Bahmens ein jeder Bechts- 
lehrer gerade seine Übungen gestalten will, ist selbstredend offene 
Frage. Eine im einzelnen beratende Ausführung dürfte wohl 
nicht angezeigt sein. Es ist aber kein Widerspruch hierzu, wenn 
ich nur bemerke, daß sich die Übungen über Quellen und Lit- 
teratur („Einleitung" §§ 1 — 5, 8. 1 — 27) notgedrungen in einer 
gewissen Sonderstellung befinden; namentlich kann es bei der 
Benutzung des Buches im Selbststudium in vielen Fällen empfeh- 
lenswert sein, zunächst mit dem „allgemeinen Teil" (§ 6, S. 28) 
zu beginnen. — 

Auf dem Gebiete der Reform unseres juristischen Unterrichtes 
sind der Worte nachgerade genug gewechselt: es war notwendig, 
zu thatkräftigem Versuche einmal überzugehen. Daß dieses 
wünschenswert und angebracht ist, das ist mir allerdings eine 
sichere, in genügender Erfahrung wurzelnde Überzeugung; und 
jede mögliche Verbesserung und Vervollkommnung im Betriebe 
des Rechtsstudiums kann ja doch jedem nur willkommen sein. 
Ich kenne sehr wohl das Wort Lessikgs: „Erziehung giebt dem 
Menschen nichts, was er nicht auch aus sich selbst haben könnte; 
sie giebt ihm das, was er aus sich selbst haben könnte, nur schneller 
und leichter." Aber ich fürchte, daß dasselbe außerhalb seines 
dortigen Zusanmienhanges vor Mißdeutung nicht sicher ist, und 
es hat Auslegungen gegeben, die der Meinung des großen Urhebers 
ganz ferne lagen. 

Daher vermeine ich, daß wer das Lehren zum Berufe sich er- 
koren, mit Lust und Liebe es betreiben mag, besser und sicherer 
bei dem Satze als Wahrspruch bleiben soll: Das Leben unter- 
richtet auch, aber recht nur den geschulten Kopf! 

Halle a.S., I.April 1898. 

fiudolf Stammler. 
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Einleitung. 

Quellen und Lltteratur. 



1. In der Landgrafschaft Hessen -Darmstadt warde durch 
landesherrliche Verordnung vom 2. März 1795 die Errungenschaffcs- 
gemeinschafb eingeführt. Durch die Bheinbundsakte wurde unter 
anderen auch das vormals reichsunmittelbare Gebiet der Frei- 
herren Ton Biedesel (Lauterbach in Oberhessen), woselbst das 
Dotalsystem galt, mit jenem Lande vereinigt. 

Seit jener Zeit schwanken die Gerichte, ob in Lauterbach in 
jener Frage das gemeine Recht oder das hessische Landrecht 
anzuwenden sei. 

Welches ist die richtige Ansicht? (EG. 200.) 

2« Durch eine zwischen Baden und der Schweiz getrofiene 
Vereinbarung wegen Regulierung der Grenze bei Eonstanz, ab- 
geschlossen am 28. April 1878, seitens des Deutsehen Reiches 
als rechtsgültig anerkannt am 24. Juni 1879, wurde eine in ge- 
nannter Gegend zweifelhafbe Grenze vertragsmäßig festgesetzt und 
dabei verschiedenes Areal, besonders zu dem Konstanzer Bahnhof 
gehörige Grundstücke, von selten der Schweiz abgetreten und für 
die Zukunft der badischen Staatshoheit imtersteUt. 

Von welchem Einflüsse ist diese Übereinkunft auf das dort- 
selbst anzuwendende Privatrecht gewesen? 

3* Das Hamburger Stadtrecht von 1603 widerspricht in IE, 9 
Art. 13 dem römischen Rechte in betreff der Frage: ob Kauf 
Miete breche? Jenes Gesetz war aber nur für die Stadt Ham- 
burg erlassen und im Landgebiete nicht in Geltung. Am 1. August 

Stammler, Übungen I. 1 



§ 1. Das bürgerlidie Recht vor 1900. 



1868 ist die Vorstadt St. Georg und der seit 1830 zu ihr ge- 
hörige innere Hammerbrook mit der Stadt vereinigt worden; und 
findet sich in der betreffenden Bekanntmachung des Senates die 
Bemerkung, daß mit dem 1. August 1868 eine völlige Gleich- 
stellung der Bewohner der seitherigen Vorstädte mit denen der 
Stadt eintreten solle. 

Es fragt sich, wie es seitdem mit Kaut und Miete in den 
ehemaligen Vorstädten stehe? (EG. 170 u. 172.) 

4. Das im Jahre 1778 revidierte Lüneburger Stadtrecht hat 
das System der allgemeinen ehelichen Gütergemeinschaft ein- 
geführt. Mit Beziehung auf diese statutarische Bestinmiung wird 
der Besitzer des außerhalb der Stadtmauern Lüneburgs gelegenen 
sog. Meyer sehen Gartens von dem dortigen Vorschußverein wegen 
einer Darlehnsschuld klagend in Anspruch genommen, welche die 
Ehefrau des Beklagten 1889 durch, partikularrechtlich gültige, 
Übernahme dieser Schuld ihres Vatei*s kontrahiert hatte. 

Der Beklagte bestreitet, daß er unter dem eingangs erwähnten 
Rechte stehe, weil sein Grundstück im Jahre 1778 nicht zum 
Stadtbezirke gehört habe, dasselbe vormals auch der besonderen 
Gerichtsbarkeit des Elosters St. Michaelis unterstellt gewesen sei. 
Worauf Kläger entgegnet, daß der Garten, den Beklagter erst 
1861, ein Jahr nach Abschluß seiner Ehe, erworben, schon seit 
1848 zum jetzigen Stadtgebiete zugezogen, die Gerichtsbarkeit 
jenes Klosters aber längst aufgehoben und damals auf die Be- 
hörden der Stadt Lüneburg übertragen worden sei. 

Wie ist zu erkennen? 



5« Im Januar 1740 waren zwei Lübecksche Schiffe in der 
Ostsee, unweit Dahms, holsteinischen Amts Oismar, gestrandet. 
Die holsteinischen Beamten waren willens, die Strandgerechtigkeit 
auszuüben, indem sie sich auf mehrere landesherrliche Verordnungen 
stützten, wonach den Bergem ein Dritteil, der Landesherrschafb 
ebenfalls ein Dritteil der geborgenen Güter zukam, den Eignem 
des gestrandeten Schiffes und der Ladung also nur ein Dritteil 
übrig blieb. Dagegen wandte sich der Bat der Stadt Lübeck an 
den Bischof Adolf Friedrich, als Administrator zu Schleswig- 
Holstein, mit der Bitte, die Schiffe frei zu geben, sich darauf 
berufend, daß das Standrecht dem römischen Rechte fremd, auch 
durch CCC. Art. 218 verboten sei. 

Die Sache erwuchs nachmals an das Reichs-Kammergericht. 
Wie war selbige zutreffend zu entscheiden? 



§ 1. Das bflrgerliclie Bocht vor 1900. 



Gesetzesstellen: 

y^Yorted^ des peinUchen halsagerichis (1532), 
. . . Welchs wir also inn drack zubringen verschafft; haben, daß 
alle vnd jede vnser vnnd des Beichs vnderthanen sich hinfärter 
inn peinlichen Sachen, inn bedenckung der groß vnd ferligkeyt der 
selben, jetzt angezeygten begrieff, dem gemeynen rechten, billicheyt 
vnd loblichen herbrachten gebrenchen gemeß halten mögen, wie 
eyn jetlicher on zweifei für sich selbst zuthun geneygt, vnd deß- 
halben von dem Almechtigen belonung zu empfahen verhofft. Doch 
wollen wir durch dise gnedige erinnening Ohorfärsten Fürsten 
ynd Stenden, an jren alten wolherbrachten rechtmeßigen ynnd 
billichen gebrenchen, nichts benonmien haben." 

tyVon mißbreuehen vnd bösen vmtemünfpigen gewohnheyten^ so 
an etlichen orten vnd enden gehaUen wetrden. 

OCXVUUL .... Deßgleichen an vilen enden der mißbrauch so 
eyn schiffmann mit seinem schiff verferet, schiffbrüchig würde, 
daß er alßdann der oberkeyt des selbigen orts, mit schiff, leib 
vnd güttem verfallen sein seit, . . . Wollen wir, daß eyn jede 
oberkeyt abschaffen vnd daran sein soll, daß sie hinfärÜier nit 
geübt, gebraucht oder gehalten werden, als wir dann auß Keyser- 
licher macht die selben hiemit auffheben, vemichtigen vnnd ab- 
thun, vnd hinförter nit eingefürt werden sollen." 

6« Am 4. April 1571 wurde in den sämtlichen Solmsischen 
Landen unter dem Titel „Der Grafschaften Solms und Herrschaft 
Mintzenberg Gerichtsordnung und Landrecht" ein von dem Frank- 
furter Syndicus Dr. Fighabd im Auftrage der reichsunmittelbaren 
Solmsischen Häuser verfaßtes Partikularrecht publiziert, welches 
in seinem ersten Teile den gerichtlichen Prozeß, in dem zweiten 
verschiedene Institute des bürgerlichen Bechtes, besonders ehe- 
liches Güter- und Erbrecht, regelte. Es legte hierbei die Er- 
rungenschafbsgemeinschaft zu Grunde und bestunmte, daß außer- 
dem der überlebende Ehegatte die Hälfte der dem andern zu- 
stehenden Fahrnis erben und an dem sonstigen Vermögen desselben 
den „Beiseß" (Verwaltung und Nießbrauch) haben sollte. 

Dieses Landrecht wurde auch in benachbarten Territorien, be- 
sonders in den Ysenburgischen Landen, den Grafschaften Hanau 
und Stolberg und der Burggrafschaft Friedberg eingeführt. In 
diesen bildete sich aber die Observanz, daß das Erbrecht des Über- 
lebenden an der halben fahrenden Habe des Verstorbenen nicht 
stattfinde; und Fürst Wolfgang Ernst von Ysenburg-Birstein erließ 
am 18. November 1769 eine besondere dahingehende Verordnung. 
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Die meisten jener Gebiete gehören seit 1806 zum gemein- 
rechtlichen Teile des Großherzogtoms Hessen. Das römische Recht 
kennt einen usus fruetus der Witwe am Vermögen ihrer Kinder 
nicht. Die allgemeine hessische Gerichtspraxis stimmt mit dem In- 
halte der citierten Ysenburgischen Verordnung überein und hat dieses 
seit Jahrzehnten in allen hierher gehörigen Bezirken bethätigt. 

Hiemach fragt es sich: 

a) In welcher Art und Weise hat ein nach Solmser Landrecht, 
amtierendes Erbschaftsgericht bei der Ordnung des Nachlasses 
eines in beerbter Ehe erstversterbenden Ehegatten zu verfahren? 

b) Was folgt aus obigem Thatbestand für den praktisch gelten- 
den Rechtszustand in jenen Gegenden bei den am 1. Januar 
1900 bestehenden Ehen? (EG. 200.) 

7« Handelsmann Samuel Oppenheim in Frankfurt a. M. hatte 
vor Eingehung seiner Ehe mit seiner Braut Ehepakten abge- 
schlossen, welche ganz nach der früher unter den Juden üblichen 
Schablone gearbeitet waren: wonach unter Berufung auf das jü- 
dische Erbrecht die etwa überlebende Witwe neben ihrer zurück- 
zugebenden Mitgift eine bestimmte Vergrößerung dieser Mitgift aus 
dam Nachlasse des Ehemannes erhalten sollte. 

Nach dem Tode des Oppenheim beansprucht die Witwe außer 
ihrer Mitgift die Hälfte der Errungenschaft, die ihr nach der 
Frankfurter Reformation von 1578 zustehe; wogegen die Ver- 
wandten des Oppenheim darauf aufmerksam machen, daß bei der 
jetzigen Sachlage jüdisches und gemeines Recht in Anwendung 
zu bringen seien; nach welchen beiden die hinterbliebene Ehegattin 
. kein gesetzliches Erbrecht habe. 

Wer ist im Rechte? 

Of. 1. 7, 8 C. de ludaeis (1, 9). 

S« Der Gärtner Roland in Oppenheim, einer im vormals pfäl- 
zischen Teile von Rheinhessen gelegenen Stadt, ersucht im Jahre 
1897 den Kaufmann Blauschild um ein Darlehn von 1000 Jl^ 
verzinslich zu 5 ®/q, rückzahlbar in zwei Jahren. Dieser will jedoch 
dem Roland den Kredit nur gewähren, wenn darselbe ihm einen 
tauglichen Bürgen stellt. Einen solchen findet Roland in der 
Person seines Freundes Brenner, der die fragliche Bürgschaft zu 
übernehmen bereit ist. 

Es sind folgende Fragen zu beantworten: 
a) In welcher rechtlichen Form muß diese Verbürgung des 
Brenner eingegangen werden? 
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b) Wie stände es in dieser Hinsicht, falls eine solche Bürgschaft 
stattfinden sollte in: Heidelberg; — Lindenfels im Odenwalde 
(gieichfaUs früher kurpMzisch) ; — Neustadt in der Ehein- 
pfalz; — Amberg in der Oberpfalz; — Bacharach am Ehein 
(preußische Eheinprovinz, ehedem zur Kurpfalz gehörig); — 
Karlsruhe; — München; — Bamberg; — Bayreuth; — Celle; 
— Hannover; — Hildesheim; — Hamburg; — Stettin; — 
Bergen auf Eugen; — Dresden; — Straßburg im Elsaß; — 
Paris; — Zürich; — Genf; — Wien; — Smyma, zwischen 
zwei deutschen Kaufleuten, — oder zwei sonstigen Eeichs- 
angehörigen? 
Rechtsquellen ^ : 

a) L. 8 pr. D. de fideiussoribus (46, 1); — § 8 I. de fideiusso- 
ribus (3, 20); 1. 30 D. de V. 0, (45, 1); 1. 134 § 2 eod. 

b) Heutiges gemeines Eecht, auf Grund sichern alten Gewohn- 
heitsrechtes: vgl. Strtk, Usus modernus pandectarum lib. 46, 
1 § 6; Windscheid, Lehrbuch des Pandektenrechtes § 476 
Abs. 2, § 312. 

c) Erneutes und verbessertes Land-Eecht Chuifärstlicher Pfalz 
bei Ehein, von 1610, wiederholt 1698. 

T. I Tit. 15 § 3: „. . . ordnen, gebieten und wollen Wir, 
daß hinfüro alle der Bürger und Bawem bürgschafFfcen, sie 
seyen so gering als sie wollen, mit jedes orts ordenlidien 
Amtmans, oder anderen gerichtlichen Obrigkeiten, in Städten, 
Flecken und DörflFem, vorwissen und bewilKgung beschehen, 
auch dieselbige durch briefliche uhrkunden, oder ordentliche 
verzeichnuß, in eines jeden orts Ampt- oder Gerichtsbuch 
mit allen umbstönden, notirt und auflgeschrieben, bekreflägt, 
sonsten aber nicht gültig, noch darauf ichtwaß erkandt 
werden soll." 

Die gleiche Bestimmung ist auch in das Landrecht des 
Fürstentums der oberen Pfalz von 1657, Tit. 16, überge- 
gangen. 

d) Policey-Ordnung for Braunschweig-Lüneburg, von 1618. 

0. 42: „§ 2. Gebieten demnach und wollen, daß inskünftige 
niemand unserer Unterthanen, er sey auch wer er wolle, 
adelichen oder gemeinen Standes, für jemanden Bürge werde, 
er habe es denn zuforderst Uns vorgebracht und unseren 
Consens darüber erlanget. Oleichwol mögen die adelichen 
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Landsassen, wann Unser Eigenthum darunter onbeschweret 
bleibet, auch ohne Unsem Consens vor 1000. Beichsthaler, 
und nicht höher Bürgen werden. § 3. Jedoch was Bürger 
betrift, die können es mit Yorwissen und Beliebung des Baths 
an jedem Ort. § 4. Wie dann auch die Bauern solches mit 
Conaens der Beamten oder anderer Gerichts- Verwalter thun, 
die dann darin zu Beschwerung der Höfe ohne sonderliche 
hohe und große Ursachen, die sei bey sich erwegen können 
und wir zu ihrer disoretion setzen, nicht willigen werden 
oder sollen. § 5. Wofern nun diesem zuwider gehandelt wird, 
so soll die Bürgschaft kraftlos und nichtig seyn, auch von 
Uns oder den Unsrigen, oder Bürgermeistern und Bäthen 
in den Städten und Flecken, denen Oreditoren wider die 
Bürgen durchaus nicht verhelfen." 

In gleichem Sinne bestimmt die Hildesheim'sche Polizei- 
Ordnung von 1665, Art. 141. 

Ebenso das Landrecht der Markgrafschaft Baden von 1622 
und 1710, Th. IV. Tit. 15 § 3. 

e) Codex Maxinulianeus Bavaricus civilis IV, 10 § 4, Nr. 1. 

f) ALB. I, 14 § 203. 

g) CO. Art. 2011 ff., bes. 2015; vgl. Art. 1341. 
EG. z. BCPO. § 14 Ziff 2. 

h) Bad. Landrecht Art 2015; — Art. 1341. Vgl. Bad. AG. 
zu den Beichsjustizgesetzen § 146. 

i)österr. bürgerl. GB. § 1346; vgl § 883. 

k) Privatrechti. GB. f. d. Kanton Zürich § 1781. 

1) Sachs, bürgerl. GB. § 1449; vgl § 821. 

m) Altes HGB. Art. 281 Abs. 2; vgl Art. 317. 

n) Bayerisches Gesetz, die Intercessionen betr., v. 14. Januar 1871, 
Art. 3 : „Die Eingehung von Intercessionen ist ohne Unter- 
schied des Geschlechtes und Standes des Intercedenten an 
besondere Förmlichkeiten nicht gebunden." 

o) Schweizer. Obl. B. § 491. 

p) Beichsgesetz über die Konsulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 
1879, § 3. — 
Grundsätzlicher Standpunkt der angeführten Gesetzbücher zu 
dem seitherigen Bechte: 

a) Promulgations-Patent vom 2. Januar 1756 zum Landrecht 
fär die Kurbayerischen Lande mit Einschluß des Fürsten- 
tums der obem Pfalz. 
Ood. Max. Bavar. civ. I, 2 §§ 9—13. 
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b) Preuß. Publ. Pat. zum ALB. v. 6. Februar 1794, Art. 1 
und 2, 18; 8, 6; — 7. 

Patent v. 9. September 1814 (für die wiedergewonnenen 
deutschen Provinzen) §§ 1 und 2. 

Patent wegen Einführung des ALB. in die mit den preu- 
ßischen Staaten vereinigten ehemals sächsischen Provinzen 
und Distrikte v. 15. November 1816, §§ 1—3, 9. 

Oesetz vom 28. März 1878, Bechtszustand im Jahdegebiet. 
ALB. Einl. §§ 2—4. 

c) Loi du 30. Ventöse An XII (81. März 1804), Art. 7: „Les 
Lois Bomaines, les ordonnances, les coutümes gönörales ou 
locales, les Statutes, les r^glements cessent d'avoir force de loi 
gönörale ou particuli^re, dans les mati^res, qui sont l'objet 
des lois composant le prösent Code.** 

Ebenso: Großh. Warschauische Verordnung v. 27. Januar 
1808. — Westphälisches Dekret v. 21. September 1808. 

d) Verkündigung des CO. in Baden unter dem Titel: „Das 
Badische Landrecht nebst Handelsgesetzen,** in offizieller 
Übersetzung, unter Aufhebung „des römischen und kanoni- 
schen Gesetzbuches und aller Land- und Stadtrechte und aller 
Bechtsgewohnheiten**. 

Bad. Landr. Art. 4b. 

e) österr. Patent v. 1. Juni 1811, Nr. 4. 
Österr. bürgerl. GB. §§ 10; 11. 

f) Altes HGB. Art. 1. 

g) Sachs. Verordnung v. 2. Januar 1868, die Publikation des 
bürgerlichen Gesetzbuches betreffend, § 2. 

h) Schweizer. ObL B. § 881. — 
9. Zwei Erbrechtsf&Ue: 

a) Am 1. Mai 1892 starb zu Berlin der unverehelichte Bentner 
Faulmann. Sein hochbetagter Vater überlebte ihn; außerdem 
waren von nahen Verwandten noch am Leben: sein jüngerer 
Bruder und zwei unmündige Enkel seines ältesten Bruders, 
der ebenso wie dessen Sohn, bereits verstorben ist. 

b) Ln Anfange dieses Jahrhunderts lebte zu Eemnath, einer 
kleinen Stadt in der bayerischen Oberpfalz, der Kaufmann 
Hofmockel. Nach dem Tode seiner Ehefrau Katharina, die 
ihm 1817 einen Sohn Georg geboren hatte, schritt Hofmockel 
zu einer zweiten Ehe mit Maria Veicht, der Tochter eines 
Apothekers aus München, aus welcher Verbindung drei 
Töchter entstammten, von denen die jüngste in Jugend- 
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lichem Alter verstarb. Die älteste Tochter, Anna, blieb ledig; 
die zweite, Mai-garethe, verheiratete sich 1854 mit dem Post- 
sekretär Babl, starb aber unter Hinterlassung eines Mäd- 
chens, Grescenz mit Namen, die späterhin den Rechtsanwalt 
Dr. Störrldm ehelichte und einem Knaben, Karl, das Leben 
gab; sie starb 1887. 

In diesen Tagen ist nun Anna Hofmockel mit Tod ab- 
gegangen. Es erheben sowohl Joseph, der Sohn des vor Jahren 
gestorbenen Georg Hofmockel, als auch Eari: Störrlein An- 
spruch auf die Erbschaft derselben. 
Hiemach fragt es sich: 

a) Wie ist in den beiden mitgeteilten Fällen die gesetzli<^e Erb- 
folge in Gemäßheit der jeweils in Geltung stehenden Bechts- 
systeme zu ordnen? 

b) Wie würde statt dessen die Entscheidung lauten müssen, wenn 
die fraglichen Erbfälle aufgetreten wären in: Halle a. S.; — 
Königsberg i. P.; — Posen; — Breslau; — Görlitz in der 
Oberlausitz, Provinz Schlesien; — Sorau in der Niederlausitz, 
Provinz Brandenburg; — Wittenberg; — Leipzig; — Mei- 
ningen; — Erfurt; — Mainz; — Aschaffenburg (bis 1803 
kurmainzisch);. — Ligolstadt; — Nördlingen; — Bedwitz am 
Fichtelgebirge; — Weiler im Algäu (ehedem zu Österreich 
gehörig, kam im Frieden von Preßburg an Bayern); — 
Freiburg im Breisgau (vorderösterreichisch bis 1797, seit 
1805 badisch); — Stuttgart: — Mannheim; — Neuwied; 
— Düsseldorf; — Wesel; — Schleswig; — Wilhelms- 
hafen? — 

Materialien aus den Eechtsquellen, die der Bearbeitung zu 
Grunde zu legen sind: 

a) Nov. 118 c. 2, 3. Nov. 127 c. 1. 

b) Sachsenspiegel I, 17 § 1; II, 20, vgl. I, 3 § 3. 

c) Konstitution und Ordnung der Erbf&Ue, Testamente, Abschoß- 
gelder von Erbfällen u. s. w. (ConstikUio Joachimiea), von 
1527. 

„ . . . Dieweil unser Ghurfürstenthumb Bnmdenburg im 
Böm. Eeich begriffen, so ordnen und setzen Wir, als des Heil. 
Reichs Churfürst (wie sich auch wohl ziemet), daß in unsem 
Landten, in allen gemeinen Erbfidlen Kayser Becht gesprochen 
werde. 

. . . Wiltu wissen ErbesfalL 

Sich an dis Baumes Grad und Zahl, 



§ L DaB btogerUdie Seeht vor 1900. 9 

Lerne wohl den Slam and Äste kennen. 
Die Freund und Sjpschaft eben nennen, 
So findestu der Lienien drey 
Die Grad bezeichnet noch darbey, 
Darauß kannstu dich balt entsinnen, 
Wer das ErbtheU soll gewinnen. 

... So aus der Linie der ab^eigenden niemands be- 
befanden, alßdann und nicbt ehe kommen die aufsteigenden 
in der Greraden Linien zum Erbe, also daß der necbste im 
Orade der aufsteigenden Lini^i mit sambt des verstorbenen 
Bruders, von voller Geburth, in die Haupter oder auch mit 
des verstorbenen Bruders Kindern von voller Geburth, welche 
in die Stanmien treten, aus Gnaden der Becht, gleich zum 
Erbe gelassen werden. 

... So Brüder und Brüder Kinder von voller Geburth 
nicht vorhanden weren, alßdann, und nicht ehe werden zum 
Erbe gelassen, Brüder und Brüder Kinder von halber Ge- 
burth, in die Häupter, aber Brüder Kinder halber Geburth 
in Bedeutung ihrer Eltern, in die Stammen.' < 

d) Die Konstitutionen des Kurfürsten August von Sachsen, von 
1572. (In der Ober- und Niederlausitz als partikulares 
Provinzialrecht eüigeführt.) 

P. in const. 18: „ . . Wann aber ein halber Bruder und 
Schwester, und vollbürtiger Geschwister Kinder verblieben, so 
sollen dieselbigen zugleich zugelassen werden, und das Erbe 
nach deren Personen Anzahl in capita nehmen und theilen. . . . 

Wir wollen aber mit diesem Unsem Gesetze und Consti- 
tution das Jus repraesmtationis auf Sächsischem Boden, 
Unserer Lande nicht eingeführt haben, sondern Unsere 
Meynung und Gemüth ist, daß es solches juris repraesen- 
tandi auch anderer Personen und Fälle Succession halben, 
auf Gleichheit oder Ordnung derer Graden, allenthalben ge- 
halten, gesprochen und erkannt werden soll, wie es nach 
Sächsischen Bechten versehen, und in Unseren Landen ge- 
bräuchlich und Herkommens isf 

e) Jütisch Low, von 1590 (die vom Stadtschreiber Blasiüs 
Egkenbebgbb aus dem Dänischen in das Plattdeutsche ge- 
fertigte Übersetzung ist in Schleswig offizieller Text ge- 
worden). 

Es enthält über unsere Fragen nur folgendes: I, 4 § 7 
„Vorth mehr, ervet de Broder de Süster, unde de Süster den 
Broder: men de Broder nimmpt twe Deele, unde de Süster 
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det drütte Del, beide na Vater, unde Moder, iinde ock na 
Süstem, unde na Brodem." 

f ) Landrecht des Fürstentums der obem Pfalz, von 1657. (Stimmt 
hier mit dem rheinpfUlzischen Landrecht ganz überein.) 

Th. ni Tit. 7 § 4: „Es werden aber durch die Verwandten 
in aufsteigender Urnen, alle anderen Gesipten der Zwerch 
oder beyseitlichen Linien, außgeschlossen: außgenommen 
Brüder und Schwestern, so den verstorbenen, von Vatter 
und Mutter, und also beyden Banden, zugethan . . . 

Da auch der Verstorben neben den Geschwistrigen von 
beyden Banden und Eltern auch Schwister-Kinder, deren 
Eltern gleichfalls mit dem Verstorbenen von beyden Banden 
Geschwistrig gewesen, . . erben solche Geschy^ter-Kinder 
mit deß Verstorbenn Eltern, . . in die Stämme, an ihrer 
Vatter oder Mutter statt, als ob dieselben noch lebten." 

Th. in Tit. 9 § 3; „Jedoch da einer seines Bruders, oder 
Schwester, die ihme von beyden Banden zugethan, aines oder 
mehr Enickel, vnd dan halb Geschwistrig, oder derselben 
Kinder hinter jhm verlassen hätte, wollen wir, daß in solchem 
fall berürte Enickeln mit ihren Vettern oder Basen auch in 
die Stämme erben, vnd von denselben mit nichten aus- 
geschlossen werden sollen." 

g) Ghurfürstlich Mayntzische Land-Becht und Ordnungen für 
sämtliche Chur-Mayntzische Landen, außschließlich deren Er- 
ffurtischen und Eichsfeldischen, von 1755. 

Tit. XrV: „§ 6. Hat das verstorbene Kind nebst seinen 
Eltern rechte Geschwister von beiden Bänden, die erben das- 
selbe mit diesen in gleiche Theil, wie auch der etwan abgelebten 
rechten Geschwister-Kinder, jedoch erben diese letztere nur in 
die Stämme ; die Halb-Geschwister aber und deren Recht- und 
Halb-Geschwister Enckel oder Ur-Enckel sollen mit denen 
Eltern nicht zu der Erbschafft deren Verstorbenen kommen. 

§ 7 . . . Wenn aber keine vollbürtige Brüder oder Schwestern, 
noch auch deren Kinder vorhanden seynd, so werden alsdann 
die Halb-Geschwistere zur Erbschafffc gelassen, . . . 

§ 9. Nach denen Geschwister -Kinder sollen erben die 
nächste aus der Neben-Linie, sie seyen aus einem Vatter und 
Mutter, oder zweyen Vätteren und Mutteren erzielet, und 
zwar in die Häupter." 
h) Attestat des Magistrates der (bis 1803) freien Beichsstadt 
Nördlingen vom 11. Oktober 1763: „daß nach der Statuten- 
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mäßigen Observanz eine indisputierliche Sache sei, daß im Fall 
ein Sohn oder Tochter ohne Kinder und a6 inteatato verstor- 
ben, dessen Eltern sofort in nachgelassene Erbschaft der- 
gestalt und privative succediren, daß des Defwncti G«- 
schwistrigte keineswegs zu der Erbschaft zugelassen sondern 
davon ausgeschlossen werden." 

i) Cod. Max. Bavar. civ. m, 12 §§ 3; 4. 

k) Patent Joseph's IE. vom 11. Mai 1786 (eingeführt ,,in den 
gesammten deutschen und galizischen Erbländem für alle 
Stände ohne Unterschied"). 

„3 . . . . Zur zweyten Linie gehören Vater, und Mutter, 
sammt jenen, so sich mit dem Erblasser unter Vater, und 
Mutter vereinigen, nämlich seine Geschwister, und deren 
Nachkömmlinge. 

7 . . . Leben beyde Aeltem des Erblassers noch, so ge- 
bühret diesen die ganze Erbschaft, und wird zwischen ihnen 
in gleiche Theile getheilet. Ist Eines von den Aeltem ge- 
storben, so treten die von demselben nachgelassenen Kinder, 
und deren Nachkömmlinge in sein Becht ein . . 

8 . . . Wenn aber nebst ihnen [sc. voUbürtigen Seiten- 
verwandten] noch Kinder vorhanden sind, die von dem 
Vater, oder der. Mutter, oder von beyden Aeltem in einer 
andern Ehe gezeuget wurden, so haben die von Vater und 
Mutter gemeinschaftlich erzeugten, oder derselben Nach- 
kömmlinge, sowohl an der väterlichen, als mütterlichen 
Hälfte ihren gebührenden, mit den einseitigen Geschwistern 
gleichen Antheil." 

1) ALB. II, 2 § 489; H, 3 §§ 31, 35, 41. 
m) Das ostpreußische Provinzialrecht hat über Erbfolge (während 

das westpreußische Provinzialgesetzbuch darüber ganz 

schweigt) nur die eine Bestimmung in Zus. 99 zu ALB. 

n, 2 § 581, Kinder aus Ehen zur linken Hand betreffend, 
n^ 00. Art. 783, 734; 789, 742 und 743; 748; 750—752. 
o) Bad. Landr. stimmt mit n) überein. 
p) Österr. bürgerl, GB. §§ 735; 736. 
q) Preuß. Gesetz wegen Aufhebung der im Herzogtum Schlesien 

und der Grafschaft Glatz geltenden besonderen Bechte über 

die ehelichen Güterverhältnisse und die gesetzliche Erbfolge, 

vom 11. Juli 1845. 
r) Sachs, bürgerl. GB. §§ 2026; 2037; 2040 und 2041, 

2031. — 
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Über das Verhältnis dieser Bechtsquellen zu einander siehe 
die Citate am Schlüsse der vorhergehenden Aufgabe Nr. 8. 
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1. Welcher Unterschied ist zwischen den folgenden Gesetzes- 
bestimmungen bemerkenswert? 

a) Verfassung des Devitsdh&n Reiches y. 16. April 1871, 
Art. 4:13: 

„Der Beaufsichtigung seitens des Beiches und der Ge- 
setzgebung desselben unterliegen die nachstehenden An- 
gelegenheiten: ... 13) die gemeinsame Gesetzgebung über 
das gesamte bürgerliche Recht, das Strafrecht und das ge- 
richtliche Verfahren." 

b) Sehweixerisohe Bundesverfassung v. 12. September 1848, 
revidiert 1874, Art. 64: 

„Dem Bunde steht die Gesetzgebung zu: über die persön- 
liche Handlungsfähigkeit; über alle auf den Handel und 
Mobiliarverkehr bezüglichen Rechtsverhältnisse (Obligationen- 
recht, mit Inbegriff des Handels- und Wechselrechtes); über das 
Urheberrecht an Werken der Litteratur und Kunst; über 
den Schutz neuer Muster und Modelle, sowie solcher Er- 
findungen, welche durch Modelle dargestellt und gewerblich 
verwertbar sind; über das Beitreibungsverfahren und das 
Konkursrecht." 

Dazu Beschluß der Bundesversammlung, der noch der 
Volksabstimmung zu unterwerfen ist: 

„Der Bund ist zur Gesetzgebung auch in den anderen 
Gebieten des Civilrechtes befugt." 
2* Allgemeine deutsche Wechselordnung, publiziert als Reichs- 
gesetz am 24. November 1848 und 5. Juni 1869, Art. 41 Abs. 2: 
„Die Erhebung des Protestes ist am Zahlungstage zulässig, sie 
muß aber spätestens am zweiten Werktage nach dem Zahlungs- 
tage geschehen." 

Preußisches Einführungsgesetz vom 15. Februar 1850, § 4: 
„Proteste dürfen nur von 9 Uhr vormittags bis 6 Uhr abends, 
zu einer früheren oder spätem Tageszeit aber nur mit Zustimmung 
des Protestaten erhoben werden." 

Wie war und ist das juristische Verhältnis dieser Gesetzesbe- 
stimmungen zu einander? Ist der angefahrte Satz des preußischen 
Rechtes noch heute in rechtlicher Geltung? 
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3. Das EG. zur RCPO. sagt in § 14: 

„Die prozeßrechtlichen Vorschriften der Landesgesetze treten 
for alle bürgerlichen Bechtsstreitigkeiten, deren Entscheidung nach 
den Vorschriften der Oivilprozeßordnung zu erfolgen hat, außer 
Kraft, soweit nicht in der Givilprozeßordnung auf sie verwiesen 
oder soweit nicht bestimmt ist, daß sie nicht berührt werden. 

Außer Kraft treten insbesondere: 2. Die Vorschriften, welche 
in Ansehung gewisser Rechtsverhältnisse einzelne Arten von Be- 
weismitteln ausschließen oder nur unter Beschickungen zulassen; 
3. die Vorschriften, nach welchen unter bestimmten Voraussetzungen 
eine Thatsache als mehr oder minder wahrscheinlich anzunehmen ist.^' 

Hiemach fragt es sich, wie es heute mit der Geltung folgender 
Gesetzesbestimmungen sich verhalte? 

a) CG. Art. 340: „La recherche de la patemit4 est intei-dite." 
Cf. Art. 334: „La reconnaissance d'un enfant naturel sera 
faite par un acte authentique, lorsqu'elle ne Taura pas öt^ 
dans son acte de naissance.^* 

EG. 208. 

b) Cod. Max. Bavar. civ. U, 4 §9: „Eine Veqtiuning von 
unfürdenkHchen Zeiten (Praescriptio Temporis immemorabüis) 
wird genannt, da Niemand mehr lebt, der die Sache in einem 
andern Stande, als sie ist, entweder selbst, oder durch andere 
erfahren hat. Solchenmach müssen die hiermfaUs beygebrachten 
Zeugen Imo wenigt 54 Jahre alt seyn, und 2do nicht nur 
40 Jahre zurück von der streitigen Sache aus eigenem guten 
Wissen, sondern auch, daß sie 3tio ein anderes niemal ge- 
hört, und den Anfang der streitigen Sache weder selbst 
wissen, noch anderwärts in Erfahrung gebracht haben, depo- 
nieren." 

(Bedeutsam z. B. nach EG. 65 u. a.) 

c) ALR. I, 5 § 200: „Gerichtiiche Bestätigung ist bei Ver- 
trägen, nach gemeinen Rechten, nicht notwendig." § 201 : 
„Wo sie hinzukommt, begründet sie die Vermutung, daß 
der Vertrag gesetzmäßig abgeschlossen worden." § 203: „Die 
Erfüllung eines gerichtlich bestätigten Vertrages kann durch 
Einwendungen gegen die Gültigkeit und den Inhalt desselben, 
welche nicht sogleich klar gemacht werden, nicht angehalten 
werden." 

Vgl. GB. 128. 
4* Sind folgende reichsgesetzliche Bestimmungen nach dem' 
GB. (EG. 32) noch in Geltung? 
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a) Gesetz über das Postwesen des Deutschen Reiches, v. 28. Ok- 
tober 1871. 

Art. 7: ,,Boi Errichtung neuer Bahnhöfe oder Stations- 
gebäude sind auf Verlangen der Postverwaltung die durch 
doD EiseDbahnbetrieb bedingten, für die Zwecke des Post- 
dienstes erforderlichen Diensträume mit den für den Post- 
dienst etwa erforderlichen besonderen baulichen Anlagen von 
der Eisenbahnverwaltung gegen Mietsentschädigung zu be- 
schaffen und zu unterhalten . . . Das Mietsverhältnis bezüg- 
lich der der Postverwaltung überwiesenen Dienst- und Dienst- 
wohnungsräume auf den Bahnhöfen kann nur durch das 
Einverständnis beider Verwaltungen aufgelöst werden." 
Vgl. GB. 542; 644; 653; 564. 

b) Strandungsordnung, v. 17. Mai 1874. 

§ 9. „ . . . Während der Seenot ist der Strandvogt 
befugt, zur Bettung von Menschenleben die erforderlichen 
Fahrzeuge und Gerätschaften, sowie jeden außerhalb der 
öffentlichen Wege zum Strande führenden Zugang auch ohne 
Einwilligung der Verfügungsberechtigten in Anspruch zu 
nehmen. Der hieraus entstehende wirkliche Schaden ist zu 
vergüten." 
Vgl. GB. 904. 

c) Gesetz, betr. die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung 
fremder Wertpapiere (Depotgesetz), v. 5. Juli 1896. 

§ 2. „Eine Erklärung des Hinterlegers . . , durch welche 
der Verwahrer . . ermächtigt wird, an Stelle hinterlegter . . 
Wertpapiere . . gleichartige Wertpapiere zurückzugewähren 
oder über die Papiere zu seinem Nutzen zu verfügen, ist, 
falls der Hinterleger . . nicht gewerbsmäßig Bank- oder 
Geldwechslergeschäffce betreibt, nur gültig, soweit sie für das 
einzelne Geschäft ausdrücklich und schriftlich abgegeben wird." 
Vgl. GB. 700. 



m 

1. Welche Form ist künftighin bei Abgabe eines Schenkungs- 
versprechens zu wahren? 
EG. 141. 

Dazu GB. 518 und 
a) L. 84; 86 C. de donationibus (8, 63 [54]). 
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b) Fürstl. Hennebergische Landesordnung y. 1539, III, 2 cap. 
6 § 2 (alle Schenkungen gerichtlich vor fünf Zeugen). 

c) Statuten der Stadt Oreußen y. 1556, 11, 41 (bei Grund- 
stücken gerichtlich „oder yorm Bäte"; außer „zu milden 
Sachen,'* dann yor 2 Zeugen). 

d) Ditmarscher Landrecht y. 1567, 41 § 2 (über 100 „Mark" 
gerichtlich). 

e) Solmser Landrecht y. 1571, ü, 13§2 (bei beweglichen 
Sachen über 100 Gulden, bei Grundstücken immer ge- 
richtlich). 

f) Württembergisches Landrecht y. 1610, 11, 18 § 3 (Gericht- 
lieh; Wertgrenze 200 fl. bei Mobilien). 

g) Codex Max. ßay. ciy. y. 1756, m, 8 § 7 (Wertgrenze 

1000 f[., obrigkeitliche Bestätigung mit causae cognitio). 
h) CG. \md Bad. LB. 931 (alle Schenkungen unter Lebenden 

nur yor Notaren). 
i)ALB. I, 11 § 1063; 1069; 1178. 
k) Sachs. 6B. 1056. 
2* Was gilt in gleicher Bichtung rücksichtlich der Testaments- 
errichtung? 

GB. 2231; ygl. dazu 

a) I 2, 10: de ordinandis testamentis; C. 6, 23: de testa- 
mentis et quemadmodum testamenta ordinantur; Beichs-No- 
tariatsordnung y. 1512, I. Von Testamenten. 

b) ALB. I, 12 § 66: „Jedes Testament oder Kodizill muß in 
der Begel yom Testator selbst den Gerichten übergeben, 
oder zum gerichtlichen Protokoll erklärt werden.'* 

3. Das Dienstmädchen des Bentners X. in Halle a. S. läßt 
schuldhafber Weise den Hahn der Wasserleitung in der Küche des 
Nachts über offen stehen, so daß ein Sachschaden entsteht. Ein 
anderes Mal stellt sie den Haupthahn an der Gasuhr ab, ohne 
alle Einzelfiammen in den Zimmern auszudrehen; des Morgens 
steckt sie zum Beinmachen auf dem Korridor wieder Gas an; als 
X. mit einer brennenden Cigarre sein Wohnzimmer betritt, ent- 
steht eine Explosion. 

Nach welchen Gesetzen sind diese Vorfälle zu beurteilen? 

EG. 95. 

ALB. I, 6 § 60: „Für den yon Dienstboten zugefügten 
Schaden ist die Herrschaft in der Begel nicht yerantwortlich." 
§ 63: „Für den durch Dienstboten angerichteten Feuerschaden 
haftet die Herrschaft auch alsdann, wenn ihr die ünyorsiohtig- 
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keit des Oesindes bei dem Gebrauche von Feuer und Licht be- 
kannt gewesen ist und sie dasselbe dennoeh behalten hat/^ § 64: 
„Wenn jemand zu einem Geschäfte ein dazu untüchtiges Gesinde 
wissentlich bestellt, so haftet er für den Schaden, welcher einem 
Dritten bei der Ausrichtung des Geschäftes durch die untüchtig- 
keit des Gresindes zugefügt wird/' § 67: In allen vorstehend 
bestimmten Fällen haftet jedoch die Herrschaft nur insoweit, als 
der Schadenersatz aus dem Vermögen des Beschädigers nicht er- 
folgen kann.'' § 68: „Sobald erhellet, daß ein Schade durch 
jemandes Gesinde verursachet worden; und die Herrschaft kann 
die Person des Beschädigers nicht nachweisen, so ist dieselbe 
dem Beschädigten zur Schadloshaltung hauptsächlich verhaftet." 
4* Im Jahre 1897 ist von einzelnen deutschen Gerichtshöfen 
der Inhalt vom GB. 656 bereits als dem geltenden Rechte ent- 
sprechend angewandt worden; die herrschende Lehre hat dies 
jedoch verworfen und hält das „Schadehen" bis zur Einfahrung 
des GBes. für klagbar. Es fragt sich aber, ob nach EG. 170 
vom Jahr 1900 an eine Maklergebühr von GB. 6hQ eingeklagt 
werden kann, wenn 

a) vor dem 1. Januar 1900 aller Abschluß erledigt war, nur 
die vor diesem Termine fällige Gebühr noch nicht bezahlt ist; 

b) die Gebühr erst im Jahr 1900 laut Vertrag fällig wird, 
sonst aber alles erledigt ist; 

c) der Vertrag zwar vor dem 1. Januar 1900 geschlossen war, 
die ganze Ausführung desselben aber erst nach dieser Zeit 
erfolgt? 

5. Der Gerichtsassessor A. mietet am 1. August 189^ eiae 
Wohnung auf ein Jahr. Zwei Tage darauf nimmt er ein Dar- 
lehn von 2000 Ji auf, zu 4^/^ verzinslich, rückzahlbar in sechs 
Monaten. Am 2. September wird ihm von seiner Ehefrau ein 
Kind geboren; und er in demselben Monat als Vormund für 
einen verwaisten Ejiaben gerichtlich bestellt. Im Lau£9 des 
Oktober versichert er sein Leben bei einer G^esellschaft die ihm 
eine Polize dahin ausstellt, daß sie berechtigt sei,, nach dem 
Tode des A. an jeden Inhaber der Polize die Versicherungs- 
summe auszuzahlen und sich dadurch zu befreien; zugleich er- 
richtet er ein Testament. 

Während des Monates November kommt er mit einem Mit- 
bewohner des Hauses in Streit, der einen dem A. vermieteten 
Eellerraum eigenmächtig an sich nimmt. Im Dezember kauft 
er eine altertümliche Uhr von X., wobei sich sechs Wochen 
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später herausstellt, daß X. sie nur Yon dem Eigentümer Y. ge- 
liehen hatte, was A. unmöglich hatte wissen können. 

Am 31. Dezemher 1899 wird des A. Ehefrau, mit der er 
einen Ehevertrag nicht geschlossen hatte, schwer krank nnd stirht 
nach wenigen Wochen. Bei der Liquidation von deren Nachlaß 
zeigt sich, daß eine laufende Ersitzung im Anfang Januar 1900 
vollendet gewesen sein würde, sowie daß verschiedene Schulden 
zu begleichen sind, die jetzt ihrer Verjährung entgegengehen. 

Sind die hier auftauchenden Rechtsfragen nach dem OB. 
oder nach dem seitherigen Bechte zu erledigen? 



IV 

1. Wie sind folgende Thatbestände im Sinne der Lehre von 
den Bechtsquellen zu beurteilen? 

a) Im Auftrage des Landgrafen Greorg I. von Hessen wurde 
1591 ein Landrecht ftir die obere Grafschaft Eatzenelnbogen 
(mit der Hauptstadt Darmstadt) fertig gestellt und als dortiges 
Gesetzbuch seitdem angewandt. Vor einigen Jahren bestritt 
ein Anwalt in einem Prozesse die Geltang des Gesetzbuches 
und beantragte, statt dessen nach dem gemeinen Bechte zu 
erkennen. Li der That konnte ein die Publikation des Land- 
rechtes anordnendes Edikt oder Beskript im Staatsarchiv 
nicht aufgefunden werden. Wahrscheinlich ist wirklich 
keines ergangen. 

b) Bei Gutsüberlassungsvefträgen ist es sehr gebräuchlich, daß 
der Übemehmer dem Übergebenden verspricht, den jüngeren 
Geschwistern des Übemehmers gewisse Abfindungen zu leisten. 
Ob die Geschwister darauf selbständig klagen können, war 
seit langem streitig. ALB. sagt nichts besonderes darüber; 
allgemein gilt I, 5 § 75: Der Dritte erlangt ein Becht erst 
dann, wenn er dem Vertrage mit Bewilligung der Haupt- 
parteien beigetreten ist. Die ältere Praxis blieb einfach 
bei dem letzten Satze. Das OTrib. hat seit 1846 das un- 
mittelbare Becht von Descendenten und Ehegatten in solchen 
Fällen anerkannt, weil sie von den Eltern oder Ehegatten 
dabei vertreten würden. Seitdem ist im Gebiete des ALBs. 
immer danach entschieden worden. 

c) Solange man denken kann, sind die Bewohner mehrerer 
Straßen der Vorstadt durch ein an der Grenze der inneren 
Stadt gelegenes Grundstück gegangen. 

Stammler, Üboogen I. 2 
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d) Zwei Eirchengemeinden besitzen gemeinsam eine Kirche. 
Seit 1837 hat die Gemeinde A. ^/g und B. ^8 ^^^ Repa- 
raturkosten in allen, immer häufiger wiederkehrenden Fällen 
getragen. 1875 hat A. einmal alle de:rartige Kosten be- 
stritten, sich aber dagegen verwahrt, daß daraus weitere 
Schlüsse gezogen würden. 1898 kommen A. und B. in 
Streit, und A. will jetzt nur ^/g der Kosten noch über- 
nehmen. 

e) Ein Mäkler hat den Verkauf einer Gärtnerei vermittelt und 
verlangt mm von dem Verkäufer 2*^/^ vom Kaufpreis als 
Courtage, weil das als Mäklergebühr dortselbst seit längerem 
so üblich sei. 

(Vgl. zu dieser Nr. 1 auch unten § 27 Nr. 3 ff.) 

2. Im März 1898 lag der englische Dampfer „Brass^^ zum 
Löschen im Hafen von Hamburg;^ er war an der Kaimauer so 
abgebäumt, daß die zur Aufnahme der Ladung bestimmten Schuten 
zwischen ihm und der Kaimauer lagen. Lifolge starken Sturmes 
brachen die Bäume, der Dampfer wurde gegen die Kaimauer ge- 
trieben, und die Schuten wurden zerdrückt, so daß ihre Ladung 
verloren ging. 

Der Eigentümer der Ladung verlangte von der Rhederei des 
„Brass^' Schadensersatz. Er gründete dies auf Verschulden der 
Bemannung des „Brass", wofür Beklagte einstehen müsse; das 
für den Schaden kausal gewordene Verschulden liege darin, daß 
der „Brass" gegen die Vorschrift des § 7 der Hamburger Hafen- 
ordnung über Nacht abgebäumt liegen geblieben war. 

Seitens der Beklagten wurde Abweisung der Klage beantragt. 
Der angezogene § 7 sei seit 1888 nicht mehr angewendet worden 
und deshalb für abgeschafft zu erachten. Bis dahin war der 
Hamburger Hafen eng, und es sollten deshalb abgebäumte Schiffe 
nicht noch mehr den Verkehr hemmen; seit dem 1. Oktober 1888 
sei im neuen Freihafen genug Platz und deshalb die alte Hafen- 
ordnung § 7 nicht mehr angewandt worden. 

Das Gericht vernimmt eine Anzahl Ewer- und Schutenfahrer, 
die sämtlich besagen, daß jener § 7 allerdings üires Wissens nicht 
mehr praktisch angewandt worden sei, sie aber geglaubt hätten, 
daß er noch in Geltung stehe. 

Wie hat hiemach das Gericht zu erkennen? 

Kommt etwas darauf an, ob die Streitfrage vor oder nach 
dem 1. Januar 1900 entstanden wäre? 

Wie stönde es, wenn es sich um eine Vorschrift der Kaiserlichen 
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Verordnung zur Verhütung des Zusammenstoßes von Schiffen zur 
See V. 7. Januar 1880 und 16. Februar 1881 gehandelt hätte? 

3. In dem Eonkurse eines deutschen Beichsangehörigen in 
Yokohama machte eine dortige Bank ein Absonderungsrecht an 
einigen Eisten mit Waren geltend, welche der Gremeinschuldner ihr 
urkundlich yerpf^det, aber für die Bank in Besitz behalten hätte. 

Sie stützte sich dabei auf ein in Yokohama im Handelsstande 
geltendes Gewohnheitsrecht und auf § 3 des Beichs-Eonsular- 
gerichtsbarkeits-Gesetzes v. 10. Juli 1879, wonach in den Eonsular- 
gerichtsbezirken in Handelssachen zunächst das dort geltende 
Handels-Gewohnheitsrecht zur Anwendung kommen solL 

Der Eonkursverwalter bestritt das Absonderungsrecht. Nach EO. 
40 komme es nur Faustpfandgläubigem zu (vgl. auch EG. z. EO. 14). 
Dies könne durch Gewohnheitsrecht nicht geändert werden. 

Entscheidung? 

4. Nach einer früher weit verbreiteten Meinung, die auch 
vom vormaligen Beichs-Eammergericht angenommen wurde, sollten 
servittäes discorUinuae nur durch unvordenkliche Verjährung er- 
sessen werden können. Diese Meinung war nach römischem Rechte 
grundlos; und sie ist in diesem Jahrhundert immer mehr auf- 
gegeben worden und wird jetzt fast nirgends mehr befolgt. Nur 
in Neuvorpommem und Bügen, woselbst die Praxis des früheren 
Tribunales in Wismar seit dem siebzehnten Jahrhundert jener 
Ansicht sich angeschlossen hatte, haben die Gerichte auch in der 
neueren Zeit dieselbe als die richtige festgehalten. 

Was folgt hieraus für den praktisch geltenden Bechtszustand 
in Neuvorpommem für solche Bezirke, für die das Grundbuch 
noch nicht als angelegt anzusehen ist (EG. 187; 189)? 



5. Der Eaufinann Heinrich Traub in EEamburg hatte seinen 
Sohn Alfred als Erben hinterlassen und seinem entfernten Ver- 
wandten Gustav Caesar in New-Providence in Britisch- Westindien 
ein Vermächtnis von 9000 Jl ausgesetzt. Gustav Caesar ver- 
starb kurz nach Heinrich Traub, und es forderte nun die Witwe 
jenes von Alfred Traub klagend das Vermächtnis, da sie nach 
dortigem Bechte ErbiQ ihres Mannes geworden sei. 

Der Beklagte bestritt ihre Legitimation, weil nicht sie, sondern 
ein Vetter des Gustav Caesar, als dessen nächster Blutsverwandter, 
diesen beerbt habe; dieser Erbe aber habe ihm, dem Beklagten, 
gegenüber auf das Vermächtnis verzichtet. 

Wovon wird die * Entscheidung des Falles abhängen? 
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6. Paul aus Mainz hat zur DurcMührung einer rechtskräftigen 
Forderung gegen Steiner in Mülheim a. d. Ruhr am 1. M&rz 1892 
Bauholz pfänden lassen, welches letzterer bei Darmstadt liegen 
hatte. Da tritt Albert aus Düsseldorf auf und behauptet, durch 
einen mit Steiner am 20. Februar 1892 in Düsseldorf abgeschlossenen 
Kaufvertrag das Eigentum an jenem Holze erworben zu haben. 

In dem Prozesse urteilt das Amtsgericht: „Wenn Albert 
schwört, daß nach dem in Düsseldorf geltenden Bechte er durch 
den Vertrag schon Eigentümer geworden ist, so soll Paul ver- 
urteilt werden u. s. w. 

Albert legt hiergegen Berufung ein. 

Wird er Erfolg haben? 

?• Die Eindergärtnerin Else Liffers klagt gegen den Fabrik- 
besitzer Schols SO J( ein, die er an rückständigem Honorar 
ihr noch schulde. Der Beklagte beruft sich darauf, daß er mit 
vierwöchiger Kündigungsfrist das Dienstverhältnis gelöst und bis 
an dessen Ende alles Honorar bezahlt habe; die genannte 
Kündigungsfrist sei an seinem Wohnorte, im früher gemeinrecht- 
lichen Gebiete gelegen, durch örtliches Gewohnheitsrecht ein- 
geführt. 

Von der Klagseite wird erwidert, daß das genannte Gewohn- 
heitsrecht nur für das gewöhnliche Haus- und ^ Dienstpersonal 
gelte, nicht aber für Erzieher oder Gouvernanten, zu denen 
Klägerin gehöre. Für diese habe sich vielmehr dortselbst ein be- 
sonderes Gewohnheitsrecht gebildet, nach welchem achtwöchentliche 
Kündigungsfrist gewahrt werden müsse. 

Hiemach ist nun zu untersuchen: 

a) Wie sind die von beiden Teilen vorgebrachten Behauptungen 
juristisch zu charakterisieren? und welche rechtliche Be- 
deutung konmit jeweils denselben zu? 

b) Welcher der streitenden Teile ist genötigt, einen Beweis 
für hier relevante Behauptungen oder Bestreitungen zu er- 
bringen? 

o) Was hat nach bestehendem Bechte das Gericht zu thun? 
Und wie wird es je nach dem Ergebnisse der Beweis- 
erhebungen den Bechtsfall zu entscheiden haben? 
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1. Dogmengeschichtliche Aufgabe, 
a) Quellen: 

Gai. n, 38, 39; L. 25 § 2 D. de usu fructu (7,1). — 
L. 8 § 5 D. de novationibus et delegationibus (46, 2); 
L. 22, 2c C. de procuratoribus (2, 12 [13]). 
L. 55 D. de procuratoribus et defensoribus (3, 3), 
L. 13 § 1 D. de pactis (2, 14); 

L. 2 G. de novationibus et delegationibus (8, 41 [42]); 
L. 1, 2 C. de obligationibus et actionibus (4, 10), 
L. 33 0. de donationibus (8, 53 [54]). — 

b) Litteratur: 

Glossa ad L. 1 C. de 0. et A. (4, 10), v. mandahtm: 

„ 1 . Aliud est cedere actionem, et aliud mandare : nam primo casu 
nil penes cedentem remanet, secundo casu remanet directa, secun- 
dum quosdam. 2. Sed Jo. dixit quod qui cedit, retinet directam, 
utilem transfert: sed qui mandat, tantum committit causae exer- 
citium, et non transfert directam vel utilem: nisi in casibus ut 
dixi [in not. a]. vel nisi in subsidium ut in hoc casu: vel nisi fiat 
mandatum ut fiat procurator in rem suam quo casu idem est ce- 
dere, quod mandare: et ita hie potest accipi. 3. Tertii dicunt ut 
Azo inter cedere actionem, et mandare, nuUam esse differentiam 
quoad cedentum vel mandatem: quia semper remanent penes eum 
directae: licet quoad eum cui fit cessio differentia sit . ." 

Glossa ad L. 2 eiusd. tit., v. emerü: 

„ . . his ergo casibus statim competit utilis: sed facta ces- 
sione competit directa nomine cedentis. ut enim in vindicatione 
rei corporalis non transit dominium pisi facta traditione, sie ille 
cui venditur nomen, vel cui datur in dotem, non habet directam 
nisi facta cessione, utilem tarnen in casibus: ut dixi . ." 

Glossa ad L. 5 G. quando fiscus vel privatus etc. (4, 1 5). 

Glossa ad L. 35 pr. D. de donationibus (39, 5) y, portiombtts. 

Azo, Summa Godicis, ad rubricam tit. G. de 0. et A. (4, 10). 

Babtolüs DB Saxofebbato, Gommeni in Godic. Justin., ad 
L. 1 C. de 0. et A., n. 6—26. 

„ . . Quaero quae differentia est inter cedere actionem et 
mandare, et hoc tractat hio gl. 2. Tu dicas breviter quod respectu 
cedentis inter cedere et n andare non videtur differentia: nam 
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semper directae remanent penes cedentem, quae non possmit ab 
eins ossibus separari . . sed respectu eins cui fit cessio bene est 
differentia. Nam quando mandantar actiones, transfertnr solum 
exercitiam directanun quas debet exercere nomine inandantis, sed 
quando cedentnr, transfertnr utilis quam exercebit nomine suo; 
illud enim quod operatur traditio in rebus corporalibus, illud ope- 
ratur cessio in istis iuribus incorporalibus . . . Quae autem 
differentia sit inter cedere et concedere, die ut dixi in ff. 1. fi. de 
donat. . . Et ideo propter tollendas istas dubitationes notarii appo- 
nunt in instrumento omnia ista verba dedit, ceasU, coneessit et trans' 
tulit atque mcmdavit Sed de significatione verbi iranstulit, quid 
importet, dubitator, an sit idem quod cessü vel coneessü . . . Quaero 
unde oriatur actio utilis. Gl. videtur velle quod actio utilis sit 
data a lege nee nascatur ex matre obligatione . . quod est verum 
indubitanter in utili quae competit ex cessione. Nam inter eum 
cui ceditur et debitorem nullum negotium est gestum ex quo actio 
possit oriri, merito dicitur dativa, non natiya, quia non habet prae- 
existentem materiam ex qua oriatur . . . Aliae vero utiles possunt 
dici dativae habito respectu ad edictum praetoris . . Hoc praemisso 
quaerit 61., utrum ille, qui intentat utiles, debeat dicere, adversa- 
rium sibi obligatum. Ol. dicit quod non. Non enim ista actio 
utilis competit sibi ex obligatione, sed datur a lege. Tu dicas bre- 
yiter, quod si quidem intentatur utilis ex cessione, non possum 
eum dicere fuisse obligatum mihi, sed habeo eum dicere fuisse 
obligatum cedenti: quare debet condemnari mihi. Sed si intento 
alias utiles de quibus feci mentionem, recte eum potero mihi dicere 
obligatum. Et sie vides, quod illa difßcultas utrum utilis sit da- 
tiva vel nativa, reducitur ad hoc, utrum possim dicere eum mihi 
obligatum vel non . .'* 

Baldus DB ÜBALDis, Commeut. in Godic, ad L. 1 C. de 0. et 
A. (4, 10), n. 17 sqq. 

Babtholomaeus de Saligeto, Comment. in Godic, ad L. 1 C. 
de 0. et A. (4, 10), n. 1 sqq., n. 11. 

Jason Mayntjs, Comment. in Codic, ad L. 9 G. de procurato- 
ribus (2, 12 [13]). 

DoNELLUS, Gommentarii iuris civilis, lib. XY c. 44: 

„ . . . Gessione in nos transfertnr actio, cum ^qui eam habuit, 
vult eam in nos translatam esse, et propriam nostram fieri, quibus 
modis ad nos transferri potest. Proprie quidem tunc cessae dicuntur 
actiones, cum sunt mandatae, /. Modestinus D. de solut .... üt 
ceterae res, quae sunt in bonis voluntate domini transferri possunt, 
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eaque voluntas rata est: § per traditionem Instit de rer. dims. L 
si in emtione, § 1 D. de actio, emt. sie inre fit, ut actiones, quae 
Kernel nostrae esse coeperint, eadem voluntate in alinm transferan- 
tür, qüoad earum natura pati potest. nam et hae sunt in bonis 
l bonorum D. de verh. signif, . . . Hoc videndum in hac trans- 
latione, an, quod transit, fiat proprium accipientis et quatenus? 
Hoc eo pertinet quaerere, ut sciatur, nullone modo iam pendeat 
actio cessa ex cedentis persona, ita ut nee ex poenitentia eius 
possit reyocari, nee eius morte finiatur. Et de utilibus actionibus 
convenit, eas isto modo accipientis fieri proprias. Id enim signi- 
fieat, quod dieitur, eum, eui nomen datnm est, utiles actiones habere 
suo nomine, d. l. ulL (7. si fis. vd priv. l. tdt. (7. de hered. vel 
act, vend. . . . ." 

Saitde, Comment, de actionum cessione, cap. VIEI §§19 sqq., 
IX § 1 ; V § 3. 

ScHiLTEB, Praxis iuris Bomani in foro Germanico. Exerc. 
28 § 19: „. . . ProctircUorem in rem suam Bomani vocant eredi- 
torem, eui debitor solutionis causa actiones adyersus debitorem 
suum mandavit, ut inde sibi ipse solveret. At cessionaHv/m usus 
fori nostri eum voeat, qui statim acquirit dominium nominis per 
cessionem, sive ea donationis sive venditionis titulo facta fuerit. . .*' 
— Exerc. 30 § 62: „. . . . Quod in alienatione rerum corpora- 
lium traditio est, id in alienatione iurium cessio dieebatur. Quae 
quasi traditio babuit bune effectum a lege indictum, ut semper 
tacite reservatum intelligeretur dominium, ius atque actio direeta, 
cessum yero utile tantum ius agendi. üt itaque cessio sit modus 
acquirendi dominii utilis, non pleni, sed subordinati: titulus vero 
seu causa sit venditio, nee ille solus, sed ceteri at transferendum 
dominium habiles ...'*§ 63: „.. . Yerum enim vera ea pertinent 
ad forum Italicum. Contra vero si advertimus formulas cessionum 
fori Germaniei, observare licet nullam ibi fieri solere mentionem 
aut mandati aut procuratoris in rem suam, sed e contrario potius 
solennem formulam : Erb und eigentü/mlich cedieren und übergeben^ 
cum renuneiatione omnis iuris et actionis direetae .et utilis: sich 
daran aller weiteren An- und Zu^prüehe krefftiglich verzeihen . . . 
Scilicet optime observayit Lauterbachius ad h.t. §11 nr. 21 MEBA 
iuris SUBTHilTATE directam actionem retineri a cedente, eamque 
subtilitatem in eo consistere quod ICti Bomani eam voluerint esse 
naturam obligationum et actionum personalium, ut a persona 
primi acquirentis in totum avelli non possint et transferri in alium, 
itemque realium actionum naturam, et iuris in re, ut per cessio- 
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nem non transiret. Quare nee personales nee reales formaliter 
eessione transferri. Verum ut in aliis plerisque omnibus 
usus fori Germaniei meram iuris Quiritium subtilita- 
tem haud reeepit, ita etiam in hoe iuris artieulo vi- 
dere est." § 64: „Ex quibus confieitur moribus et usu fori nostri 
yenditionem ac eessionem iurium plane transferre dominium et 
absque mandato, atque effieere eessionarum non proeuratorem 
tantum in rem suam, sed plene dominum, absque reservatione 
seu iuris direeti ..." 

Mbyius, Deeisiones super eausis praee. ad sup. trib. Wisma- 
riense delatis, dee. VIII, 440. 

Lbyseb, Meditationes ad pandeetas, spee. 199 med. 1, 2, 6, 7. 

Beegbe, Joh. Hbinb., Oeconomia iuris, II, tit. VI, 1 n. 3. 

Böhmes, Jüst. Henning, Exereitationes ad pandeetas, II, exerc. 
28 cap. 1 § 22. 

MüHLENBBUCH, Die Lehre von der Cession der Forderungs- 
reehte, 3. Aufl., bes. § 18: „. . . Cession ist die Übertragung der 
Befugnis, ein fremdes Forderungsrecht als eigenes geltend zu 
maehen." — § 3: „. . . eine Forderung mit völliger Vemiehtung 
seines Bechtes an derselben veräußern, heißt im Grunde nichts 
anderes als: eine Sache zerstören, hinterher aber sie noch auf 
andere übertragen wollen. Daß nun die Römer eben diesen Ge- 
sichtspunkt mit Konsequenz berücksichtigten, ergiebt sich aus sehr 
bestimmten Anwendungen, und in der That sind die Folgeningen 
aus dem Gesagten zum Teil von der Art, daß selbst der Wille des 
Gesetzgebers schlechterdings nicht imstande sein würde, etwas 
daran zu ändern." — § 4: „. . . Ein Verkehr mit Schuldforde- 
rungen war nun allerdings bei den Römern möglich ; . . Allein wenn 
auch ein praktisches Bedürfnis sie veranlaßte, Konsequenzen auf- 
zuopfern, mit denen das lebendige Wesen des Rechts sich nicht 
verträgt, so wußten sie doch glücklich das Extrem zu vermeiden, 
in das, wenn einmal von einer Regel abgewichen ist, eine unwissen- 
schaftliche Praxis nur allzu leicht verfällt, und wovon die not- 
wendige Folge Unsicherheit der Grundbegriffe des Rechts und 
eine Verwirrung der auf sie sich beziehenden positiven Einrich- 
tungen ist!" 

PucHTA, Pandekten § 280. 

KuNTZB , Die Obligation und die Singularsuccession §§ 7 ff. ; 
vgl. §§ 85 und 86. Lehre von den Inhaberpapieren §§ 54 — 58, 
bes. S. 220. Die Obligationen im römischen und heutigen Recht 
§§ 45 und 46. 
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Bbinz, Kritische Blätter civilistischen Inhaltes No. 2 S. 34 ff. 
Lehrbuch der Pandekten, 1. Aufl. § 130 S. 560, 2. Aufl. § 284. 

Windscheid, Die Actio des römischen Civilrechts vom Stand- 
punkte des heutigen Rechts. S. 1 : „ . . . Die Strömung der Zeit 
trug das römische Becht hoch empor, und ganz hat sich dieser 
Strömung niemand entzogen. Jetzt ist eine Richtung wach ge- 
worden, und gewinnt immer mehr an Boden, deren Charakteristi- 
sches gerade in dem besonderen Maße von Eifer liegt, womit sie 
sich davor zu hüten bestrebt ist, daß ihr nicht ein römischer 
Rechtssatz als allgemeingültiger Ausdruck des rechtlichen Ge- 
dankens erscheine, ohne es wirklich zu sein." — Und danach vgl., 
als hierher gehörig, aus der angeführten Monographie §§ 14 — 18, 
bes. S. 133 ff.; 148. — Lehrbuch des Pandektenrechtes 11 § 329. 

Bähb, Zur Cessionslehre, in Jahrbücher für die Dogmatik des 
heutigen römischen und deutschen Privatrechts, Bd. I S. 351 ff. 
c) Wegeleitung: 

Welcher Grundsatz des römischen Rechtes ist in den oben 
vorangestellten Fragmenten zum Ausdrucke gelangt? 

Welche Modalitäten hat derselbe, laut den übrigen beigefügten 
Quellenstellen, in der Entwickelung jenes Rechtssystemes er- 
fahren? 

Welche Auffassung dieser Aussprüche der römischen Rechts- 
quellen, insbesondere des zum Grunde liegenden Gedankens unseres 
Institutes, ist bei den einzelnen angeführten Schriftstellern in 
Verschiedenheit zu erkennen? 

Wann und wo lebten dieselben?^ 

Welche allgemeine Tendenz in der Behandlung und Bearbeitung 
des römischen Rechtes läßt sich bei jedem einzelnen dieser Autoren 
erkennen? Und wie können sie hiemach gruppiert werden? 



2. In entsprechender Weise ist zu bearbeiten: 

a) Quellen: 
L. 38 § 17 D. de verborum obligatinibus (45, 1). 
L. 6 0. si quis alteri vel sibi sub alteris nomine vel aliena 
pecunia emerit (4, 50); 

L. 11 D. de obligationibus et actionibus (44, 7). 



^ Biographische und bibliographische Notizen hinsichtlich der ein- 
zelnen Juristen, sowie Angabe weiterer Litteratur über dieselben, findet 
man in Holtzbndobffs Bechtslexikon, 8. Aufl., 1881. 
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L. 1 0. per quas personas nobis adquiritur (4, 27). — 

L. 9 pr. D. de administratione et pericnlo tutomm etc. (26, 7). 

L. 2, 4 G. quando ex facto tutoris vel caratoris minores agere 
vel conveniri possunt (5, 39), 

L. 2 D. eod. tit. (26, 9). 

L. 5 § 1 D. eod. tit. (26, 9). 

L. 5 § 9 D. de pecnnia oonstitnta (13, 5). 
b) Litteratur: 

Glossa, ad L. 38 § 21 D. de V. 0. (45, 1), v. fieri. 

Glossa, ad L. 11 D. de 0. et A. (44, 7), v. inanem admn. 

Glossa, ad L. 38 § 17 D. de V. 0. (45, 1), v. nihil intereat 

Glossa, ad § 19 I. de inutilibus stipulationibns (3, 20). 

Dissensiones dominoram (ed. Haexel) § 256. 

Azo, Summa Codicis, in tit. G. per qaas personas nobis adquiri- 
tur (4, 27), n. 10 sqq., praes. n. 14; in tit. G. de pactis (2, 3), n. 
28 sqq.; in tit. G. si quis alteri vel sibi emerit (4, 50), n. 1 — 5. 

Babtolus, Gomment. in Digestum Novum, ad 1. 38 § 20 D. 
de V. 0. (45, 1). 

Baldüs, Gomment. in Godic.^ ad 1. 1 G. per quas personas 
nobis adquiritur (4, 27). Gomment. ad Digest., ad 1. 38 § 20 D. 
de V. 0. (45, 1); ad 1. 9 § 3 D. de RG. (12, 1). 

GujAcius, Gomment. in Dig. tit. de V. 0. (0. 0. ed. Neapol. I 
p. 1152 sqq., ed. Paris. I p. 1179 sqq.), ad 1. 38 § 17. Gomment. 
in Godic. ad tit. 4, 50 (ed. Neapol. X p. 659 sqq., ed. Paris. IX. 
p. 401 sqq.). 

DoNBLLUS, Gommentarii iuris civilis, lib. XII c. 16, 17. 

Zasius, Opera omnia, t. IE, Gomment. in Dig., ad 1. 38 § 17 
D. de V. 0. (45, 1) c. 1 n. 4 sqq., c. 3 n. 36 sqq.; ad 1. 11 D. 
de 0. et A. (44, 7) n. 4. 

Gbotiub, De iure belli ac pacis, lib. 11 c. 11 §§ 12, 13; 18. 

Wolf, Ghb., Institutiones iuris naturae et gentium, §§ 433, 434. 

YoET, Gommentarius ad pandectas, ad tit. mandati (17, 1) n. 9. 

Stbyk, Usus modernus pandectarum, XVII, 1 § 6. 

PuFENDOEP, Fbiedb. Esaias, Observationos iuris universi, t. 
n Obs. 38 §§ 10—12, 20. 

Glück, Ausführliche Erläuterung der Pandekten, Bd. XIV 
§ 882 8. 197 £, auch S. 266; Bd. XV § 958 S. 323 ff. Vgl. 
auch Bd. IV. § 343 S. 564. 

SAviomr, System des heutigen römischen Rechtes, Bd. UI § 113 
S. 90 ff. Das Obligationenrecht als Teil des heutigen römischen 
Rechtes Bd. II §§ 54—60, bes. S. 36 ff 
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PüGHTA, Gursus der Insütutioneii, § 203. Pandekten §§273; 
276, 276; 278, 279. 

Vangbrow, Lehrbuch der Pandekten, Bd. HI § 608. 

Jhesino, (reist des römischen Bechts auf den verschiedenen 
Stufeu seiner Entwickelung, Bd. III § 53 a. E. S. 166 (2. Aufl. 
S. 173). 

WiNDSOHEiD^ Lehrbuch des Pandektenrechts, Bd. I § 73. 



Erstes Buch. 

Allgemeiner Teil. 
VI 

1. Welche Privatrechtsverhältnisse liegen in folgenden Fällen 
vor? 

a) In einer Restauration bestellt jemand ein Glas Bier, eine 
Portion Essen, 

b) Man leiht ein Klavier gegen monatlichen Betrag. 

c) Jemand leiht sich 100 Jl gegen Pfand. 

d) Man erbittet Bücher aus der Universitätsbibliothek. 

e) Eine Köchin leiht von derjenigen einer anderen Herrschaft 
Eier oder Butter. 

f) Ein Dienstmann soll ein Packet an eine bestimmte Adresse 
bringen, 

g) Man bestellt in einer Buchhandlung ein Buch, welches eröt 
vom Verleger besorgt werden muß. 

h) Man giebt einem Antiquar Bücher und erhält dafür andere. 

i) Jemand besorgt auf Bitten seines Freundes diesem ein 
Theaterbillet. 

k) Ein Weinreisender erhält von einem Privatmann Auftrag 
fär 100 Flaschen Wein. Die Handlung läßt durch ihren 
Küfer den Wein abfallen; und durch einen Spediteur der 
Eisenbahn für den Besteller überliefern. 

1) Einsteigen in die Pferdebahn: entweder mit einheitlicher 
Taxe, etwa von 10 Pf. (vom Fahrgast in eine Büchse ein- 
zuwerfen), für beliebig lange Strecken der Fahrt, — oder 
niit verschiedenem Preise je nach der Länge des zurück- 
zulegenden Weges (worüber Verhandlung mit dem Schaffiier 
und Lösung einer Fahrkarte bei diesem); — Annahme einer 
Droschke zum Bahnhofe, — oder auf Zeit. 
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m) Ein Herr hat ein „Vielliebchen" gewonnen und ein An- 
denken von der Dame erhalten; er beauftragt, um sich er- 
kenntlich zu zeigen, eine Blumenhandlung, der Dame einen 
^B[orb Blumen namens des Bestellers zu übersenden. 
/n)Uberlassung von Spielkarten seitens des Wirtes: 1. gegen 
f Kartengeld; — 2. ohne solches; — 3. in Übereignungsabsicht 
an die Gäste zum Einkaufspreis; — 4. oder mit Aufschlag. 

o) Hingabe eines Buches zum Einbinden. 
Ip) Trinkgeld an den Hausknecht im Gasthofe, an den Kellne!; 

N^ der^JRestauration. — ^ 

q) Man bestellt sich bS^'tteffi Sbhuhmacher ein Paar Stiefel. 

r) Man erwirbt in einer Tuchhandlung Stoff und giebt ihn 
dem Schneider zur Anfertigung eines Kleidungsstückes. 

s) Der A. erlaubt seinem Nachbar B., daß dieser seinen 
Wagen auf den Hof des A. stelle. 

t) R. übergiebt bei Antritt einer Reise seine Blumen und seinen 
Kanarienvogel seinem Freunde X. zur Pflege und Wartung. 

u) F. übernimmt von dem Domänenpächter W.. auf zwei Jahre 
die Ausbeutung eines auf dem Gute vorhandenen Torflagers, 
indem er für den gestatteten Torfstich eine bestimmte 
Summe bezahlt. 

v) Jemand überläßt altertümliche Gegenstände an ein Museum: 
1. auf Zeit und unter Rückgabepflicht; — 2. in endgültiger 



w) Man abonniert in einer Badeanstalt. — Man läßt seine Wäsche 
u. dgl. dortselbst in Bewahrung; — oder übergiebt am 
Eingange seine Uhr, Geldtasche und andere Wertsachen dem 
Bademeister. 

x) Ein Stammgast übergiebt ein ihm gehöriges Bierglas einem 
Gastwirte, damit dieser es verwahre und dem Eigentümer 
darin Bier verschenke. 

y) Zwei Freunde verabreden einen Ausflug. Der eine läßt 
Bücher, die er mit sich trug, in der nahen Wohnung des 
anderen mit dessen Zustimmung. 

z) In Chicago hat ein gewisser Mr. Gross ein eigentümliches 
„Hotel gami" erö&et, in dem er gegen eine bestinmite 
Gebühr Stubenvögel aller Arten in Pension nimmt. Der 
Preis für Wohnung und Unterhalt richtet sich nach der 
Größe und Gefräßigkeit des Vogels. Papageien als starke 
„Gourmands'' müssen z. B. etwa 2 J( pro Woche zahlen; 
Spottdrosseln, die in Amerika sehr häufig in Gefangenschaft 
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gehalten werden, zahlen 1 Jl 50 «^, und Kanarienvögel, 
die keine großen Ansprüche stellen, finden für 1 ^ wöchent- 
lich Unterkunft; und Nahrung. Auch ein tägliches Bad ist 
in dem Preise eingeschlossen. 
3« Auf was für Bechtsverhältnisse zielen nachstehende Inserate 
aus Zeitungen ab? 

a) „Freundliche Schlafstelle offen. Mainzer Thor 5." 

b) „Ghiter Mittagstisch in gebildeter Familie. Königstraße 
No. 10." 

c) „Beitunterricht wird gründlich erteilt. Kapuzinergasse 1." 

d) „Welcher Fachmann giebt unter strengster Diskretion zur 
Fabrikation von Fruchtäther nach englischer Art gut bewährte 
Vorschriften gegen hohes Honorar." 

e) „Ein junger Geschäftsmann wünscht einem geselligen kauf- 
männischen Vereine beizutreten. Gef. Off. unter F. B. 10." 

f) „Verloren Sonntag 22. Mai ein Korallenarmband Friedrich- 
straße bis Karlsplatz. Abzugeben gegen gute Belohnung 
Markt 23." 

g) „Schirm vertauscht — am letzten Vortragsabend in Bremer's 
Musikinstitut. Umtausch daselbst dringend erbeten." 

h) ,;Ein Landpfarrer wünscht einen Pensionär aufzunehmen. 
Gymnasium 25 Minuten von der Pfarre entfernt. Strenge 
Aufsicht. Kontrolle der Schularbeiten und Nachhilfestunden. 
Näheres in d. Exp. d. Bl." 

i) „Die Volksküche befindet sich Brunoswarte 16. Das Lösen 
von Marken für den folgenden Tag ist nicht mehr erforder- 
lich, da eine ausreichende Portionenzahl stets vorrätig sein 
wird. Anweisungen auf ganze Portionen ä 25 Pf., auf halbe 
ä 13 Pf., welche an beliebigen Tagen verwendet werden 
können, sind bei Herrn .... zu haben. Die Verwaltung 
der Volksküche." 

k) „Bückladung wird gesucht für fünf große Wagen von Berlin 
nach Leipzig. — Meyer's Möbel -Transport- Verpackungs- 
und Aufbewahrungsgeschäft." 

1) „Arbeitsnachweis der Landwirtschafkskammer Halle a. S. hat 
stets offene Stellungen für ältere und jüngere Landwirt- 
schaffcerinnen (Gehalt 180 — 360 Jl\ Scholarinnen für Bitter- 
güter und kleine Güter (mit und ohne Lehrgeldzahlung), 
Vermittlung für Stellensuchende kostenfrei." 
m) „Privat-Detektiv-Institut von 0. H. bewirkt Ermittelungen, 
Beobachtungen tmd erteilt Auskunft über die Kreditwürdig- 
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keit aufgegebener Firmen im Abonnement und gegen Einzel- 
gebühr laut Tarif." 

n) „Bezug von Bheinwein in Leibkisten, um auch für die- 
jenigen Konsumenten, denen der Bezug des Weines im Faß 
wegen der Umständlichkeit der Abfüllung nicht zusagt, den 
direkten Bezug von Tischwein aus dem Produktionsgebiet zu 
billigem Preis zu ermöglichen, versende ich seit einigen Jahren 
diese W^ine auf Flaschen gefüllt auch in sog. Leihkisten 
von 50 Flaschen einer Sorte. Die Leihkisten sind auf ofb- 
maliges Hin- und Hersenden berechnet, daher besonders dauer- 
haft gearbeitet und, um das Auspacken zu erleichtem, mit 
verschraubbarem Klappdeckel versehen. Bei Benutzung dieser 
Einrichtung bleiben Kisten, Flaschen und Strohhülsen mein 
Eigentum, es konmit also nur der Wein selbst, mit geringem 
Aufschlag für Abfüllung und Packung, zur Berechnung, und 
es stellen sich demgemäß die Preise äußerst niedrig. Die 
Bücksendung der Kisten und leeren Flaschen muß franko 
und möglichst gleich nach dem Auspacken erfolgen. Bei dem 
ersten Bezug bringe ich die Flaschen mit 10 Pfennig per 
Stück in Anrechnung, so daß dieselben Eigentum des Em- 
pftngers werden und die Leihkiste gleich nach dem Aus- 
packen leer an mich zurückgehen kann. Bei den späteren 
Bezügen fällt diese Berechnung der Flaschen von selbst fort, 
weil dann stets als Ersatz die inzwischen leer gewordenen 
Flaschen der jeweilig vorhergegangenen Sendung in den Leih- 
Msten zurückgesandt werden." 

o) „Brauereiausschank von ca. 600 Hektolitern Jahresumsatz 
in mittlerer Provinzialstadt soU zu Anfang April an einen 
Wirt, der nachweislich gute Küche fuhrt, auf Bierpacht ver- 
geben werden. Off. mit Angabe der bisherigen Thätigkeit 
unter 812 F. an d. Exped. d. Ztg. erbeten." 

Bei solchen Geschäften bleiben nach dermaliger Übung 
Wirtschaft und Inventar im Eigentume der Brauerei, und 
der verschenkende Wirt bezahlt entweder eine im voraus 
fest bestimmte Summe fär die Benutzung jener mit beliebigem 
Bierbezug (doch nur aus dieser Brauerei), oder aber er erhält 
von dem von ihm verzapften Bier prozentual eine Vergütung. 
Die Küche geht auf seine Bechnung. 
3. Welche juristischen Begriffe sind in den kommenden 
Thatbeständen zu bemerken? 

a) Eine unangenehme Weihnachtsüberraschung wurde einem 
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nach mehrmonatlicher Abwesenheit von der Biyiera in die 
deutsche Heimat heimkehrenden Ehepaare zu Teil. Als es 
ntünlich den Salon öffnete, strahlte ihm in vollem Lichter- 
glanze der von der Decke herabhängende achtflammige Gas- 
kronleuchter entgegen, den das Dienstmädchen in seiner 
Herzensfreude, nach Italien mitgenommen zu werden, bei 
der Abreise der Herrschaft auszulöschen vergessen und der 
nun Monate lang Tag und Nacht gebrannt hatte. Die 
Gasrechnung von nicht geringer Höhe ist sowohl für die 
Herrschaft wie für die vergeßliche Magd ein bitterer Nach- 
geschmack zu der italienischen Beise. 

b) Man wirft ein Geldstück in einen Automaten, um Ghoko- 
lade oder Postkarten mit Ansicht (entweder mit Freimarke 
oder ohne solche) zu erhalten; oder um sich auf der daran 
befindlichen Wage zu wiegen. 

c) Auf einem Jahrmarkt spielt ein Kasperle-Theater. Ein Vor- 
übergehender bleibt stehen und sieht zu, als aber ein Teller 
zum Greldeinsammeln herumgeht, weigert er sich, zu zahlen. 

d) Die Garderobe eines Stadttheaters wird verpachtet; Der 
Übemehmer muß bei jeder Vorstellung des Spielabschnittes 
in näher bestimmter Weise mit Dienern zur Stelle sein und 
die Garderobe verwalten; er zahlt an den Theaterdirektor, 
der von der Stadt als Eigentümerin das Theater in Pacht 
genommen hat, für den Winter 500 Jl, Dafür nimmt er 
das von den Besuchern gezahlte Garderobegeld für sich ein. 

e) Eine Butterhandlung (B.) schließt mit der Gutsverwaltung 
des Freiherm von Reitzmann in Dutzenrod einen Milch- 
pachtvertrag, zunächst auf ein Jahr. Hiemach soll die 
Milch der auf dem Gut.e gehaltenen Kühe an B. abge- 
liefert werden, und zwar auf dem Gute selbst, wobei die Ver- 
waltung dem B. zum Zwecke des mit der Empfangnahme 
und Verladung u. s. w. verbundenen Geschäftsbetriebes ein 
Zimmer auf dem Gute einräumt. 



vn 

1, Ist in nachstehenden Streitfällen, für welche partikular- 
rechtliche Einzelentscheidungen nicht bestehen, der Bechtsweg 
zulässig? 

a) Die Gemeinde Weinheim verlangt vom badischen Fiskus 
^ine Entschädigung von 2311 Jl^ weü derselbe eine Weg- 
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strecke, welche der Gemeinde gehört hatte, im öffentlichen 
Interesse in die EQasse der staatlichen Landstraßen einge- 
zogen hat. 

b) Im Fürstentum Waldeok wurden 1852 und 1853 durch 
die Staatsverfassung und ein ergänzendes Gesetz die Ver- 
hältnisse des Domanialvermögens geregelt. Über die Aus- 
legung und Anwendung dieser Normen entstanden aber in 
der Folge Streitigkeiten zwischen Fürst und Ständen. 1878 
erhob die Landesverwaltung Klage gegen den Fürsten, weil 
dieser von 1868 — 1877 die Amortisationsbeträge der Roth- 
schild'schen Schuld nicht aus den laufenden Revenuen, sondern 
aus dem Domanialstammvermögen bestritten habe. Der 
Fürst habe durch landesherrliche Verfügung die Verfassung 
verletzt und müsse daher aus seiner Privatkasse es ersetzen. 

c) Der Förster Elburg klagt gegen den Grafen Erfluth auf 
Auszahlung einer Pension, die ihm nach Beendigung seines 
Beamtenverhältnisses laut der ihm erteilten Anstellungsurkunde 
zukomme. 

d) Durch Truppenübungen des 3. Armeekorps sind die Felder 
des K. beschädigt worden. E. hält die Entschädigung, welche 
ihm von der im Reichsgesetze vom 13. Februar 1875, über 
die Naturallöistungen fär die bewaffiiete Macht im Frieden, 
vorgesehenen Kommission zugebilligt worden ist, für nicht 
ausreichend und beantragt klagend, den Milit&rfiskus zur 
Zahlung des verlangten Mehrbetrages zu verurteilen. 

e) Durch militärische Schießübungen, welche von der augs- 
burgischen Garnison, und zwar sowohl- von der Artillerie, 
als der Infanterie, auf dem großen Exerzierplätze in der 
Nähe Augsburgs vorgenommen werden, erachten sich die An- 
gehörigen der angrenzenden Gemeinden beeinträchtigt, weil 
durch einzelne über die abgegrenzte Schießfläche hinaus- 
fliegende Kugeln nicht nur ihr Eigentum, sondern auch 
ihre eigene Sicherheit bei Einbringung der Feldfrüchte ge- 
fährdet werde. 

f) Neben dem Rittergute des Herrn von Kupke liegt der Schieß- 
stand der sechsten Artilleriebrigade; die Schießstönde sind 
so eingerichtet, daß nach dem Kupke'schen Walde zu ge- 
schossen wird. Weil aber die ihr Ziel verfehlenden Kugeln 
über den Schießplatz hinaus einschlagen können, so ist 
während der Schießübungen jenseits der Ziele und Kugel- 
fänge ein Raum von 425 Morgen Wald und etwa 750 Morgen 

Stammler, Übungen I. 3 
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Ackerland durch eine Postenkette abgesperrt. Durch diese 
Absperrung, welche, vom 12. Juli bis 12. August statt- 
gefunden hat, behauptet von Kupke, in den Emtearbeiten 
bedeutend benachteiligt worden zu sein; er stellt dessent- 
wegen Besitzstörungsklage an. 
2. Am Ausflüsse der Weichsel haben sich in der Ostsee fünf 
Inseln gebildet, welche der Forstflskus okkupiert hat und nutzt. 
1889 hat der Fischer Költen mit mehreren Genossen diese 
Inseln zum Zwecke der Ausübung der Fischerei betreten und 
der Aufforderung der staatlichen Beamten auf Entfernung nach- 
zugeben sich geweigert. 

Vor welcher Behörde imd in welchem Verfahren kann gegen 
die Fischer vorgegangen werden? 

3« Elf helgoländer Grundbesitzer verlangen vom Beichsfiskus 
eine Entschädigung von einer Million Mark wegen der nach ihrer 
Meinung durch die miliiHrische Befestigung der Insel herbeige- 
führten Entwertung ihrer Grundstücke. 

Sie strengen deshalb eine Klage vor dem Landgericht Ham- 
burg an. 

War dieses der richtige Weg, um die fragliche Angelegen- 
heit zu erledigen? 

4. A. klagt gegen die katholische Kirchengemeinde X., deren 
Mitglied er ist, daß sie gestatte: daß die Leiche seines im Duell 
getöteten (auf einem auswärtigen Kirchhofe provisorisch beerdigten) 
Sohnes auf dem im Eigentum der Gemeinde stehenden Kirchhofe 
zu X. ,,in der Beihe" ein ehrliches Begräbnis erhalte. 

Gestützt wird die Klage darauf, daß die Mitglieder der Ge- 
meinde, wie sie zu den Kosten beizutragen verpflichtet sind, die 
Berechtigung haben: die Anstalten, hier den Friedhof der Gemeinde 
für sich und ihre Familie bestimmungsgemäß zu benutzen; während 
die Beklagte die Zulässigkeit des Bechtsweges verneint, weil das 
Begräbniswesen dem öffentlichen Bechte angehöre und mit Bück- 
sicht auf das Gemeinwohl geregelt sei. 

Entscheidung? 

5. Auler hat seine Base, Ida Schäfer, die sich auf Besuch in 
seiner Familie aufhielt imd schwer erkrankte, vom 1. Januar bis 
2. Mai, ihrem Todestage, verköstigt, verpflegt, mit Arzt und 
Arznei versehen und beerdigen lassen. Es sind ihm dadurch 
Kosten im Betrage von dbO Jt erwachsen. Den Ersatz derselben 
verlangt er nunmehr von der Gemeinde Btainichen, gestützt auf 
nützliche Geschäfbsführung: Ida Schäfer habe ihren ünterstützungs- 
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Wohnsitz in Hainichen gehabt, sie sei arm und zur Unterhaltungs- 
forderong gegen den Ortsarmeriverband berechtigt gewesen; er, 
Auler, habe an sie in der Absicht der Ersatzforderung geleistet 
und auch die Gemeinde von der Notlage der Verpflegten während 
ihrer Krankheit in Kenntnis gesetzt. 

Die Gemeinde bestreitet die Zulässigkeit des Eechtsweges. 

Es ist Reichsgesetz vom 6. Juni 1870, bes. § 61 und § 28, 
zu vergleichen und hiemach Urteil zu entwerfen. 

Noch fragt es sich, ob bei sonst gleicher Sachlage die Ent- 
scheidung verschieden auszufallen hätte, wenn 

a) nicht ein Privatmann, sondern ein Landarmenverband für 
vorläufigen Unterhalt der Bedürftigen gesorgt hätte? 

b) nicht die Gemeinde Hainichen, sondern der vermögende 
Vater der Verpflegten auf Grund seiner gesetzlichen Alimen- 
tationspflicht auf Ersatz hätte angegangen werden können? 



vm 

1. „Jedermann weiß, wenn er auch sonst nichts weiß, daß 
die Waren eine mit den bunten Nationalfarben ihrer Gebrauchs- 
werte höchst frappant kontrastierende, gemeinsame Wertform be- 
sitzen — die Geldform."*) 

„Ich setze überall in dieser Schrift, der Vereinfachung halber, 
Gold als die Geldware voraus."**) 

Anm.: „Das OwBN'sche „Arbeitsgeld" ist ebensowenig „Geld" 
wie etwa eine Theatermarke. Owen setzt unmittelbar verge- 
sellschaftete Arbeit voraus, eine der Warenproduktion diametral 
entgegengesetzte Produktionsform. Das Arbeitscertiflkat konstatiert 
nur den individuellen Anteil der Produzenten an der Gemein- 
arbeit und seinen individuellen Anspruch auf den zur Konsum- 
tion bestimmten Teil der Gemeinprodukte."®) 

„Der Wertausdruck einer Ware in Gold — x Ware -4 = y 
Geldware — ist ihre Geldform oder ihr Preis . . . Geld hat da- 
gegen keinen Preis. Um an dieser einheitlichen relativen Wert- 
form der anderen Ware teilzimehmen, müßte es auf sich selbst 
als sein eigenes Äquivalent bezogen werden."*) 

„Dienen daher zwei verschiedene Waren, z. B. Gold und 
Silber, gleichzeitig als Wertmaße, so besitzen alle Waren zweierlei 
verschiedene Preisausdrücke, Goldpreise und Silberpreise, die ruhig 
nebeneinander laufen, solange das Wertverhältnis von Silber zu 
Gold unverändert bleibt, z. B. =1:15. Jede Veränderung dieses 
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Wertverhältnisses stört aber das Verhältnis zwischen den Qold- 
preisen und den Silberpreisen der Waren, und beweist so that- 
sächlich, daß die Verdoppelung des Wertmaßes seiner Funktion 
widerspricht."®) 

(Aus Mabx, das Kapital.) 

Fragen: 

(Die einzelnen Nummern sind mit den im Texte angegebenen Ver- 
weisungen zu verbinden.) 

a) Kann man hiemach „Vermögen" als Summe der dem ein- 
zelnen zur Verfugung stehenden „Waren" bezeichnen? Oder 
wie ist nach unserer Rechtsordnung jener Begriff richtig 
anzugeben? Gehören nicht auch die Schulden zu dem Ver- 
mögen ( — des Gläubigers oder des Schuldners); oder gilt 
dies vielleicht nur für einen Teil derselben? 

b) Steht dies nach geltendem deutschen Bechte auch so ein- 
fach, oder wird nach diesem erst eine bestimmte Erschei- 
nungsform des Goldes zu seinem Charakter als Geld ge- 
fordert? Welche Reichsgesetze kommen hier in Betracht? 

c) Trifft dieser Vergleich juristisch zu? Wie ist richtigerweise 
das begriffliche Verhältnis von: Kommunistischem Arbeits- 
certifikat, — Reichskassenschein, — Theaterbillet, — ge- 
wöhnlicher Schuldurkunde, — Quittung? 

d) Aber ist nicht ein Handel mit Geld möglich (Bankgeschäfb) 
in entprechender Art, wie mit anderen Waren? 

e) Was gilt hier nach heutigem Recht in Deutschland? Wie 
stand es früher? Was haben unsere Nachbarn und andere 
uns interessierende Staaten in dieser Hinsicht für Einrich- 
tungen? 

2. A. hatte die B. mit Zustimmung von deren verwitweter 
Mutter C. geheiratet; und es hatte C. mit den jungen Eheleuten 
eine gemeinsame Wohnung bezogen. Das gute Einvernehmen 
unter ihnen hörte aber bald auf, und zwar wesentlich durch 
Schuld der C, welche eine imbedingte Herrschaft über ihre 
Tochter ausübte. A. bezog darum mit seiner Frau eine eigene 
Wohnung. Bald darauf traf er, nach Hause zurückkehrend, die 
B. nicht an und machte ausfindig, daß dieselbe von C. imd deren 
Sohn gewaltsam abgeholt seL Die B. ist infolge dieser That 
schwermütig und dann völlig geistesgestört geworden. 

A. stellte Klage gegen C. an, wurde aber abgewiesen, weil 
er zu der C. in keinem privatrechÜichen Verhältnisse stehe. 

Bietet eine Berufung Aussicht auf Erfolg? 
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L. 1 § 5 D. de Hb. exhib. (43, 30); 1. 2 eod.; LUC. de 
nnptiis (5, 4); freilich auch 1. 13 D. ad exhib. (10, 4). 

ALR. Einl. 88; 89; 92; H, 1 § 175; H, 18 § 12. • 

GB. 1353; 1354; 823; 826. 

3. Der Oberförster Kreisig kommt mit seiner Ehefrau, die 
thatsächlich von ihm getremit lebt, dahin überein, daß das Kind 
ans ihrer Ehe, als vorerst noch der mütterlichen Pflege und Er- 
ziehung bedürftig, bis zum sechsten Jahre bei der Mutter sich 
aufhalten und erzogeü werden soU. 

Später reut es den Vater, und er fordert das Band mittels ge- 
richtlicher Klage zurück, indem er geltend macht, daß jene Verein- 
barung keinen gültigen privatrechtlichen Vertrag ausmache, da 
den Gegenstand desselben das Kind bilde und die Mutter kein 
sachliches Interesse an der Durchführung der Vereinbarung auf- 
weisen könne. 

Entscheidung? 

GB. 1626—1637. 



IX 

1. Ein Bauer B. bestellte seiner Mutter M. das lebenslängliche 
Einsitzrecht im Dachgeschoß, als auf dem Hofe haftend. Das erste 
Stockwerk vermietete er an demselben Tage, dem 1. August 1883, 
auf 5 Jahre an den Tierarzt T. Am 9. September desselben Jahres 
errichtete er zu Gunsten seines Darlehnsgläubiger G. eine Hypo- 
thek auf seinem Hause. B. starb am 10. April 1884 imd wurde 
von E. beerbt, der das fragliche Grundstück an K. verkaufte. 
Es ist Gutachten über folgende Fragen abzugeben: 
a) War E. der M. oder dem T. oder G. gegenüber haftend? 

Auch den etwaigen Erben dieser drei gegenüber? 
b^ Ist es (in gleicher Weise gefragt) der K.? 

c) Wer haftet dem G. für seine Darlehnsforderung? 

d) Wenn G. das verpfändete Haus in Anspruch nimmt: welche 
Bechtsfolgen treten zwischen den verschiedenen Beteiligten ein? 

3. Im Konkurse des S. melden sich: 

a) G.^ mit einer Restforderung auf Kaufgeld für verkaufte und 
dem S. überlieferte Waren. 

b) G.*, weil er dem S. Säcke und Fässer geliehen habe. 

c) G.^ wegen rückständiger Schneiderrechnung für einen letzt- 
hin dem S. gefertigten und übermittelten Anzug. 



38 § 9. Dingliche und obligatorisclie Rechte. 

d) G.^ unter Beanspruchung eines Pferdes, das ihm S. ver- 
kauft, aber trotz erhaltenen Kaufpreises noch nicht über- 
geben habe. 

e) G.^ auf Grund eines Darlehns, für das ihm eine Hypothek 
am Hause des S. zustehe. 

f) G.® als Pachter eines Ackers des S. Früchte fordernd, die 
S. im letzten Jahre vertragswidrig selbst eingeheimst habe. 

Es fragt sich: Welche actio ist in jedem Falle begründet? — 
Welche Gläubiger können die fraglichen Gegenstande (Waren, 
Säcke, Kleider, Pferd, Haus, Früchte) aus der Konkursmasse voll 
für sich beanspruchen? 

3. Susmann fragt bei einem Anwalt brieflich an: 

„Ich ließ vor ungefähr zwei Monaten einen Pfandbrief über 
1500 JC bei einem Bankhause lombardieren und entnahm darauf 
1200 JC. Vor einiger Zeit schickte ich jemanden mit den ge- 
borgten 1200 J(, um dagegen den Pfandbrief wieder einzulösen. 
Diesem wurde dort aber die Antwort, die Kasse sei geschlossen, 
weil das Bankhaus zahlungsunfähig sei. 

Werde ich nun den doch nur verpfändeten Pfandbrief zurück- 
erhalten oder das, was das Darlehn weniger als den eftektiven 
Wert des Pfandbriefes betrug, verlieren, oder was sind sonst 
wohl für Eventualitäten anzunehmen ?^^ 

4« Der Arabist S. erhielt nach dem Tode seines Freundes 
und Fachgenossen T. von des letzteren Witwe die Mitteilung, daß 
er aus dem Nachlasse das arabische Wörterbuch von Freytag, 
das der Verstorbene mit zahbeichen eigenen Zusätzen handschrift- 
lich versehen hatte, erhalten sollte. S. nahm das Werk in Em- 
pfang, ordnete aber aus freien Stücken die Angelegenheit so, daß 
jenes Lexikon nach seinem Ableben wieder zu der Bibliothek der 
deutschen morgenländischen Gesellschaft in Halle a. S., an welche 
die übrige Bücher- und Schriftensammlung von T. gefallen war, 
kommen sollte. Nachdem er sich dahin mit dem Bibliothekar der 
Gesellschaft verständigt, ließ S. den Stempel der Bibliothek der- 
selben auf die Titel der Bände des erwähnten Wörterbuches setzen, 
entlieh aber das Buch auf Lebenszeit. 

Welche Rechtsstellung kommt nun hier den Beteiligten zu? 
Wie würde es stehen, wenn eine juristisch kritische Lage durch 
Ausbrechung eines Konkurses über einen derselben entstehen 
sollte? Oder, wenn hinterher Streitigkeiten über das endgültige 
Haben jenes Buches Dritten gegenüber auszufechten wären? 

5. Ein Student mietet bei dem Mieter eines Stockwerkes ein 
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Zimmer. Bald darauf will der Hauseigentümer das Treppenhaus 
erweitem lassen und jenes Zimmer dazu ziehen. 

Muß der Student sich dieses gefallen lassen? und in welcher 
Weise sind die streitigen Bechte auseinanderzusetzen? 

Ist dieser Fall demjenigen gleich zu erachten, da der Mieter 
eines Hauses dem Nachbarn das Verbauen von Licht untersagen 
will, weil des letzteren Grundstück mit einer dahingehenden Ser- 
vitut zu Gunsten des vormieteten Hauses belastet ist? 

6. Handelsmann Nathan Staudinger in Fulda konunt mit 
dem Friedrich Löwenstein daselbst überein, daß sie das Haus Grün- 
straße Nr. 4 in Frankfurt a. M. gemeinschaftlich erwerben wollen. 
Löwenstein reist nach Frankfurt und erwirbt jenes Grundstück 
auf seinen Namen. Inzwischen reut ihn die mit Staudinger 
eingegangene Gemeinschaft, und er weigert sich, jenen in dem 
Grundbuche als Miteigentümer eintragen zu lassen. 

Staudinger will nun klagend gegen den zur Zeit noch in Fulda 
wohnhaften Löwenstein vorgehen; und fragt es sich vor allem: 
welches Gericht für die mögliche Klage zustöndig ist? 
Gesetzesstellen: 

CPO. § 12. „Das Gericht, bei welchem eine Person ihren 
allgemeinen Gerichtsstand hat, ist für alle gegen dieselbe zu er- 
hebenden Klagen zuständig, sofern nicht für eine Klage ein aus- 
schließlicher Gerichtsstand begründet ist.^' 

§ 13: „Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch 
den Wohnsitz bestimmt." 

§ 25: „Für Klagen, durch welche das Eigentum, eine ding- 
liche Belastung oder die Freiheit von einer solchen geltend ge- 
macht wird, für Grenzscheidungs-, Teilungs- und Besitzklagen ist, 
sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt, das Gericht aus- 
schließlich zuständig, in dessen Bezirke die Sache belegen ist." 

7. Im Jahre 1890 errichtete L. gemeinschaftlich mit K. auf 
der Grenze ihrer Grundstücke eine Scheidemauer, wobei beredet 
wurde, daß jeder die HlQfte der Kosten tragen solle. L. legt die 
gesamten Unkosten mit 350 Jt vor. 1892 verkauft K. sein 
Grundstück an E. 

Welche Bechte und Pflichten Hegen unter den genannten 
Personen vor? 

8« Die Witwe W. vermietete an den Handelsmann H. auf 
ftinf Jahre eine Wohnung in einem Hause, welches zur Hälfte 
ihr Eigentum war und zur Hälfte Eigentum ihres minderjlüirigen 
Sohnes S.; sie war nämlich die gesetzliche Vormünderin ihres 
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Sohnes, und es stand ihr an dessen Hälfte des Hauses in ihrer 
Eigenschaft als Mutter das Nutznießungsrecht zu. Der Miet- 
vertrag war ohne weiteren Vermerk nur von H, und W. unter- 
schrieben. Nach Ablauf von drei Jahren, als der Sohn groß- 
jährig geworden war, starb die W. und wurde von ihrem Bruder B. 
beerbt. Dieser verkaufte an S. die der W. früher gehörige 
Hälfte des Hauses. 

Nun verlangt S. von H. Räumung der Wohnung. H. wendet 
ein, daß S. als damaliger Miteigentümer, der von der W. ver- 
treten worden sei, ihn wohnen lassen müsse, oder ihm die Hälfte 
des durch den Umzug erwachsenden Schadens ersetzen solle. 
Wogegen S. den H. an den B. verweisen will; der seinerseits 
wieder erklärt, daß ihn die streitige Sache gar nichts angehe, da 
er das fragliche Haus niemals im Besitz gehabt habe. 

Es ist Entscheidimg mit Gründen anzugeben. 

GB. 571; 1056; 1066; 1922. 



1. In den nachstehenden Fällen erhob sich die Frage: Ob 
GB. 823, 1 („ . . oder ein sonstiges Recht eines andern . .'^) 
anzuwenden war? 

Die Kläger beriefen sich darauf, daß ihrerseits „ein rechtlich 
geschütztes Interesse' ' vorliege, und „der ihnen zukommende An^ 
teil an den Lebensgütem" verletzt worden sei. Ihre Gegner be- 
stritten, daß nach diesen Begriffsbestimmungen die genannte Oe- 
setzesstelle ausgelegt werden dürfe; eine „Willensherrschaft" gerade 
der klagenden Personen, wie die richtige Definition von „Recht" 
laute, stände hier aber jeweilig gar nicht in Frage. 

a) Ein Student betritt eine Restauration und bestellt ein Glas 
Bier; es wird ihm verweigert, und der Wirt weist ihn aus 
persönlicher Feindschaft gegen den Verein, dem jener an- 
gehört, sogar in auffälliger Weise zum Lokale hinaus. 

b) Zechprellerei: Es speist jemand in einem Gasthofe ersten 
Ranges und wohnt dort mehrere Tage, ohne einen Pfennig 
Geld zur Verfügung zu haben. 

c) Seitens der Ortspolizeibehörde wird angeordnet, dass die Be- 
sitzer von Gärten, Baumschulen u. s. w. alle Bäume, Sträucher, 
Hecken u. s. w. ihrer Gartenanlagen spätestens bis Anfang 
April von Raupennestem zu reinigen haben, bei Vermeiduiig 
einer Geldstrafe bis zu 60 ^ oder Haft bis zu 14 Tagen 



§ 11. Beginn nnd Ende der SechtsfiUiigkeit. 41 

(StGB. 368: 2.). — A. versäumt es. Sein Nachbar B. ver- 
klagt ihn, weil nun er, B., seinen Obstgarten deshalb nicht 
vorteilhafb habe verpachten können; alle Liebhaber hätten 
sich vor der bedenklichen Nachbarschaft gefürchtet. 

d) X. öffnet unbefugterweise einen von Y. an Z. geschriebenen 
Brief (StGB. 299) und erfährt dadurch Thatsachen, deren 
weitere Verbreitung dem U. Schaden bringt. 

e) Der Direktor einer Irrenanstalt beschwert sich über das allzu 
frühe und zu häufige Läuten der Glocken der benachbarten 
katholischen Kirche; dies sei für seine nervösen Patienten 
schädlich. Da diese Art des Läutens der von der Verwaltungs- 
behörde erlassenen Läuteordnung widerspricht, so klagt er 
gegen die Kirchengemeinde. 

(Vgl. zu dieser Nr. 1 auch unt. § 111.) 

3. Greb hat an Loos ein Bauerngut mit Inventar verpachtet. 
Eckert, ein Gläubiger des Loos, läßt wegen fälliger unbezahlter 
Forderungen verschiedene auf dem Hofe befindliche Mobilien durch 
den Gerichtsvollzieher pfänden. 

Nun stellt Greb Klage auf Freigebung dieser Gegenstände 
von der Pföndung an, indem er sich darauf berufb, daß dieselben 
in seinem mittelbaren Besitze sich befanden (GB. 868). 

Seitens des Beklagten wird Abweisung der Klage beantragt, 
da Greb Eigentum gar nicht habe behaupten können, eine Inter- 
ventionsklage nach § 690 der CPO. aber nur zulässig sei, wenn 
„ein Dritter behauptet, daß ihm an dem Gegenstande der Zwangs- 
vollstreckung ein die Veräußerung hinderndes Recht zustehe.*^ 

Wie ist zu entscheiden? 



XI 

!• Am 17. Juli war Herr von Tusen verstorben; am 20. Sep- 
tember wurde von seiner Witwe ein Kind geboren, das sich lebens- 
unfähig erwies. Nun klagt der Bruder des von Tusen gegen die 
Witwe auf Herausgabe der halben Erbschaft ihres Gatten. 

Im Prozesse giebt der als Zeuge vernommene Hebearzt 
Dr. Zenker die Aussage: daß er bei dem vollends zur Welt ge- 
brachten Kinde einige Pulsationen des Herzens wahrgenommen 
habe . . es sei ihm aber scheintot vorgekommen, weil er keine 
weiteren Lebensäußerungen an demselben bemerkt habe; das 
Kind habe, obgleich es ganz ausgebildet war, ein unvollkommenes, 
ein Scheinleben gefuhrt. 

Entscheidung? 
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2. A. stirbt, mit Hinterlassung seiner schwängern Frau und 
seines Bruders B., am 1. Januar. Am 1. April stirbt B. und 
wird von seinem Sohne L. beerbt. Einen Monat später gebiert 
die Frau des A. ein totes Kind. 

Wie steht es mit der Erbschaft des A.? 
GB. 1922; 1923; 1925; 1931; 1942. 

3. Ein Arzt in Westpreußen wurde zu einer achtzehnjlüirigen 
Frau gerufen, die seit acht Monaten verheiratet war und infolge 
einer Fahrlässigkeit eines mit einem Gewehr vorübergehenden 
Burschen einen Schuss in den Unterleib erhalten hatte. Die Frau 
lag auf einem Bette und schien im übrigen durch ihren Unfall 
auHioUend wenig beunruhigt. Der Arzt fand in der Nähe des 
Nabels eine von einer großen Kugel herrührende Schußwunde, 
welche nur sehr wenig Blut hinterlassen hatte. Bei der not- 
wendig werdenden Operation wurde festgestellt, daß das Kind, 
welches der Geburt nahe war, durch den Flintenschuß im Mutter- 
leibe getötet war. Die Kugel war ihm bei der rechten Schulter 
eingedrungen und in der Gegend des linken Schenkels wieder aus- 
getreten. Der Arzt entdeckte schließlich die Kugel in den bei 
der Operation herausgezogenen Theilen. Die Mutter wurde trotz 
der schweren Operation in nicht allzu langer Zeit wieder ganz 
gesund. Man kann also sagen, daß in diesem Falle das noch un- 
geborene Kin4 der Mutter das Leben gerettet hatte, da ohne das- 
selbe die Kugel sicherlich der Frau tödliche Verletzungen bei- 
gebracht haben würde. 

Die Frau klagt nun 'gegen den unvorsichtigen Schützen auf 
Schadensersatz: Das Kind sei im Testamente eines seiner Anver- 
wandten zum Erben eingesetzt gewesen und hätte ihr, die sie 
von ihrem kürzlich verstorbenen Manne in Bedürftigkeit zurück- 
gelassen worden wäre, Unterhalt aus seinem Vermögen leisten 
müssen. 

Der Beklagte bestreitet, daß dieser Anspruch nach dem GBe. 
begründet sei. 

Wie hat das Gericht zu erkennen? 

GB. 844, 2/2; EG. 42, I § 3, 2/2; GB. 1923, 2; 2043, 1; 
2101; 2106; 2108; 2178. 

4. Der Totengräber Kars schenkt durch gerichtlichen Vertrag 
seiner unmündigen Enkelin Marie Sinner ein Grundstück mit 
kleinem Hause; in § 6 des Vertrages war bestimmt, daß etwa 
nachgeborene Geschwister der Beschenkten an der Schenkung 
teilnehmen sollten. Die Sinner'schen Eheleute nahmen die Schenkung 
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für die genannte Enkelin und namens der weiter erwarteten Kinder 
an. Nachmals wurden noch zwei Kinder, Elly und Karl Sinner, 
geboren ; erstere vier Monate nach jenem Vertrag, der zweite drei 
Jahre darauf. 

Die drei Geschwister geraten in späteren Jahren untereinander 
in Streit ; und Marie Sinner will die Beteiligung der beiden jüngeren 
Kinder an der Schenkung ihres Großvaters nicht anerkennen. 

Wie ist die Bechtslage? 

5. Wie sind folgende Vorgänge nach dem jetzigen Stande 
unserer Reichsgesetzgebung rechtlich zu beurteilen? 

a) Zwei Sklaven, Pissub und Bumba, beide dem Häuptling Bei 
de Kanka in Kamerun, Deutschem Schutzgebiete, gehörig, 
entlaufen ihrem Herrn. Pissub flüchtet an Bord S. M. Schiff 
;,Möwe^S die im Hafen ankert; Bumba verbirgt sich im Hause 
eines dort ansässigen portugiesischen Kaufmannes, namens 
Jos6 Ribeiro, der die Herausgabe des Schwarzen verweigert. 

b) Der Negerfürst Tschingenge kommt mit zwei Sklaven Kilolo 
und Sim nach Deutschland. Kilolo weigert sich, mitTschingenge 
nach Afrika zurückzukehren; er verlangt vielmehr, daß seine 
Frau Wirza, mit der er zwei Kinder Jawno und Meta er- 
zeugt hat, von jenem frei zu ihm nach Deutschland entlassen 
werde. — Dagegen geht Sim freiwillig nach Afrika zurück 
und dient dem Tschingenge weiter als Sklave. 



xn 

1. In Paris wurde Anfang 1887 eine reiche ältere Dame Marie 
Regnault in ihrer Wohnung von unbekannter Hand ermordet auf- 
gefunden. Bei ihr hatten nur ihre Kammerfrau Annette Gremeret 
und deren achtjähriges Töchterchen gelebt, welche beide von dem 
Verbrecher ebenfalls ermordet wurden. In dem Nachlasse fand 
sich ein Testament der Dame zu Gunsten des Kindes. Es erhob 
sich ein Streit zwischen den Verwandten der Regnault und den 
Erben der Kammerfrau. 

Wie würde derselbe nach römischem und wie nach unserem 
bürgerlichen Rechte zu schlichten sein? 

2. Der Arbeiter Bock, welcher in der Eisengießerei von 
Michaelsen als Former angestellt war, verunglückte bei der Arbeit 
und starb im Alter von 49 Jahren an der hierbei erlittenen Ver- 
letzung. 



.r 
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Der Witwe wurde auf Grund des Reichs -Haftpflichtgesetzes 
eine Rente zugesprochen, und zwar so lange, als der Verstorbene 
ohne jene Verunglückung wahrscheinlich noch gelebt haben würde, 
oder bis zu ihrem früheren Tode. 

Nachdem die Rente elf Jahre ausbezahlt worden ist, weigert 
sich Michaelsen, sie weiter zu bezahlen; und es beruft sich sein 
Anwalt auf erhobene Klage der Witwe Bock auf 1. 68 pr. D. ad 
leg. Falc. (35, 2). Da das GB. nichts hierüber enthalte, so müsse 
die alte römische Präsumtion weiter gelten. 

Ist die Weigerung berechtigt? 

Vgl. auch 1. 8 § 10 D. de transact. (2, 15); Sachs. GB. 35. 

3. Kurze Zeit nach dem Tode des Kaufmanns Hentschel 
kommt dessen Witwe mit einem Kinde nieder. Sie hatte, als sie 
die Wehen kommen fühlte, ihr Mädchen nach der Hebamme ge- 
schickt; das Zurückkommen beider hatte sich aber verspätet, und 
so fanden sie die Witwe bewußtlos und das schon geborene 
Kind tot vor. 

Die etwas verspätete Beweisaufnahme ergiebt nur, daß das- 
selbe ein vollständig ausgetragenes Kind war. 

Erhält die Witwe des Hentschel oder dessen noch lebende 
Mutter das von Hentschel hinterlassene Vermögen? 

GB. 1925; 1931. 

4. Unter welchen näheren Voraussetzungen kann in nach- 
stehenden Thatbeständen nach dem Verschollenheitsrecht des GBes. 
gerichtliche Todeserklärung erwirkt werden? 

a) Bekanntmachung. Der am 22. Juli 1865 zu Halle a/S. ge- 
borene, in unbekannter Abwesenheit lebende Arbeiter Max 
Senftleben entzieht sich der Sorge für seine Familie, so daß 
dieselbe aus öflFentlichen Mitteln unterstützt werden muß. 
Um Mitteilung des Aufenthaltsortes des Genannten wird ge- 
beten. Giebichenstein, den 20. September 1897. Der Ge- 
meindevorsteher. 

b) „Mein Vetter ritt den Schecken an dem Tag, 
Und Roß und Reiter sah ich niemals wieder." 

Wallenstein. 
(Ist unserer Frage als ein Thatbestand der heutigen Zeit 
zu unterstellen.) 

c) Am 17. Juli 1897 stieg der Nordpolforscher S. A. Andr^e 
mit zwei Begleitern von Spitzbergen aus im Luftballon auf, um 
den Nordpol zu erreichen. Seitdem fehlt jede Spur von ihnen. 
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d) Nachrichten über Schiffisnnfälle: 

Nach einer bei Lloyds eingegangenen Depesche aus St. Vin- 
cent (Kap Yerdische Insehi) ist das deutsche Schiff „Baltiknore'S 
von London nach New York, mit Ballast beladen, unterwegs 
leck gesprungen und am 24. Januar untergegangen. Alle 
an Bord befindlichen Personen sind vermutlich verloren, aus- 
genommen der Seemann Christansen, den der portugiesische 
Schooner „Alice^' am 26. Januar aufnahm. 

Aus Lübeck wird gemeldet, daß eine Anzahl Fischerboote, 
die auf offener See fischten, durch einen orkanartigen Sturm 
seewärts getrieben ¥nirden. Die. Bettungsdampfer kehrten 
resultatlos zurück. Es wird befürchtet, daß die Boote und 
Insassen im Sturm untergegangen sind. 

Der deutsche Dampfer „Afrika", welcher am Mittwoch 
von Antwerpen nach New Orleans in See gegangen war, ist 
bei starkem Nebel in der Nordsee mit dem norwegischen 
Dampfer „Saga^^ zusammengestoßen, welcher infolge des Zu> 
sanmienstoßes sank. Die „AMka" rettete acht Mann der 
Besatzung der „Saga". Von dem Schicksal der übrigen 
Mannschaft ist nichts bekannt. 

Von dem Dampfer „Salier" fehlt seit einigen Wochen jede 
Nachricht. Er hatte Kalkutta verlassen und war nach Hongkong 
und Nagasaki bestimmt. 

In Marseille herrscht Aufregung über den Schiffbruch des 
KaufEEdirteischiffes „Alix" bei Faraman. An Bord des Schiffes 
befanden sich neun Matrosen und fänf Passagiere. Nur von 
sechs Personen, die gerettet worden sind, hat man sichere 
Nachrichten. Diese Geretteten gehören sämtlich der Be- 
mannung des Schiffes an. Die übrigen gelten als verloren ; 
zwei dieser letzteren befinden sich seit geschlagenen 48 Stunden 
in einer besonders tragischen und erschütternden Lage. Diese 
Unglücklichen befinden sich nämlich auf dem Wrack, so daß 
man sie vom Lande aus sieht, ohne daß man ihnen wegen 
des hohen Seeganges Hilfe bringen könnte. 
6. In seiner berühmten Dichtung „Enoch Arden" behandelt 
TxNNYBON den tragischen Konflikt in der Seele des tot geglaubten 
Seemannes, der nach langen Jahren zurückkehrt und die Gattin 
in neuer Ehe mit dem gemeinschaftlichen Spielgenossen der Jugend 
findet. 

Wir wollen annehmen, daß Enoch Arden, der auf der Bück- 
fahrt von China Schiffbruch erlitt und auf einer einsamen afri- 
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kanischen Insel viele Jahre hanste, gerichtlich für tot erklärt 
worden war. Alsdann fragt es sich, welche rechtlichen Folgen nach 
unserem GBe. sich an folgende ThatbestAnde angeschlossen hätten? 

a) Seine Qattin Amira verheiratete sich mit dem Jugendgespielen 
Phillipp Bay, da beide an den Tod des Enoch Arden glaubten. 

b) Einer der beiden Ehegatten war davon unterrichtet, daß 
Enoch Arden noch am Leben sei. 

c) Das die Todeserklärung aussprechende Urteil hatte die Ver- 
mutung von GB. 18, 2 stehen lassen. Dann konnte durch 
einen nachträglich geretteten ' Mitreisenden des Enoch Arden 
festgestellt werden, daß dieser früher, als an jenem ver- 
muteten Zeitpunkt gestorben war^ 

d) Enoch Arden starb bald nach seiner Bückkehr im Hause 
der Miriam Lane, ohne seinerseits schon Bechtsschritte wegen 
der zu Unrecht erfolgten Todeserklärung gethan zu haben. 

6. Der 1825 geborene X. war 1890 nach Amerika ausge- 
wandert und seit dieser Zeit verschollen. Als 1896 ein Testa- 
ment eines alten Freundes eröffnet wurde, in welchem dem X. 
ein Vermächtnis ausgesetzt worden war, beantragten seine Erben 
gerichtliche Todeserklärung, welche auch 1897 erfolgte. Der 
Erbe jenes Freundes weigert indessen die Auszahlung des Legates. 

Mit Becht? 

In einem anderen, sonst gleichen, Falle war das Vermächtnis 
dem X. schon 1894 angefallen. 

Ist dieses von Einfluß auf die zu treffende Entscheidung? 

7. Der Geometer Kalb ist 1875 nach Sydney ausgewandert 
und hat durch Cessionsakt vom 5. Mai 1875 alle seine aus- 
stehenden Forderungen dem Gästwirte Moser abgetreten, darunter 
auch eine Forderung auf Auszahlung einer Erbschaft seines ver- 
storbenen Bruders beim Tode von dessen hinterlassener Witwe. 

Ealb ist seit langer Zeit verschollen. Am 5. Januar 1890 
stirbt die Witwe seines Bruders. 

Wie steht es mit dem Ansprüche des Moser? 

8. Die Leunis Eheleute hatten sich in einem wechselseitigen 
Testamente zu Erben eingesetzt, dabei aber bestimmt, daß das 
nach dem Tode des Letztlebenden von ihnen noch vorhandene 
Vermögen halb auf die nächsten Verwandten des Mannes, halb 
iiuf die der Frau fallen solle. Die des Mannes waren eine 
Schwester, zwei Töchter einer verstorbenen Schwester und ein 
Sohn (A.) eines verstorbenen Bruders, dessen Frau wieder ge- 
heiratet und zwei Kinder zweiter Ehe hatte, vor kurzem aber 
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gleichfalls mit Tod abgegangen war. A. war seit neun Jahren 
verschollen. 

Um diese Zeit starb Leonis; die Witwe trat freiwillig das 
Vermögen des Mannes den Erben ab; der den A. treflfende Teil, 
wurde von dessen Kurator in Empfang und Verwaltung genommen. 
Nachdem A. darauf in ordnungsmäßigem Verfahren für tot er- 
klärt worden war, nahmen sowohl seine Halbgeschwister, wie 
die Verwandten des Leunis den auf A, gefallenen Erbteil des 
«Iten Leunis in Anspruch. 

Wie war zu erkennen? 



h\^ 
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1. Ein junger Jurist erhält von einem auswärtigen Freunde 
folgenden Brief mit der Bitte um baldige Auskunft: 

„Als unmündiger Seminarist habe ich mich zur Abnahme 
eines Konversationslexikons schriftUoh verpflichtet. Meine jetzigen 
Verhältnisse gestatten mir eine weitere Abnahme des Werkes 
nicht. Die verschiedenen Bitten um Aufhebung des Kontraktes 
sind von der Buchhandlung mit Klagedrohung beantwortet worden. 

Kann ich zur Abnahme des ganzen Werkes gezwungen werden? 

2. Der minderjährige SaUy Kautz hat unter Genehmigung 
seines Vormundes dem Hermann Sonmier VoUmacht gegeben, mit 
«inem Schuldner des Kautz zwecks endlicher Begleichung der 
Schuld in Verhandlung zu treten und demselben, wenn er die 
Hälfte des Ausstandes bar bezahlt, den Best zu erlassen. 

Ehe die Angelegenheit geordnet ist, wird Sally Kautz groß- 
jährig und die Vormundschaft erlischt. 

Ist dieses auf die erteilte Vollmacht von Einfluß? 

3. Ein neunzehnjähriger Student der Rechtswissenschaft be- y^'<( 
rieht mit Einwilligung seines Vaters die Universität. Dort bleibt 

«r bei seinem Hauswirt den Mietzins, sowie das Geld für das 
Frühstück und Abendbrot schuldig; ebenso dem Schneider den 
Betrag für einen Anzug. 

Fragen: 

a) Haftet der Vater des Studenten für jene Schulden? 

b) Wie steht es, wenn der Studierende mütterliches Vermögen .^^j 
besitzt, das in Verwaltung und Nutznießung des Vaters steht? 

43) Ist es von Einfluß, ob beide Eltern verstorben sind und ein 
entfernter Verwandter die Vormundschaft über den Studenten 
führt? 
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d) Welche rechtüche Bedeutung hat es, wenn der Student aus 
seinem Wechsel die erste Monatsrechnung des Hauswirtes 
>t^ bezahlt hat, die zweite aber nicht; oder wenn er dem Schmldj^er 

eine Abschlagszahlung von 30 Jl leistet? ^^ 

4. Ein Bauer war auf Bezahlung von 300 Jl verklagt 
worden, die der Gläubiger an einem Bierwirt zu fordern hatte, fmr 
welchen sich der Beklagte in einer Urkunde verbürgt hatte. 

Beklagter entgegnete, daß er bei Übernahme der Bürgschaft 
in hohem Maße betrunken gewesen und dieser trunkene Zustand 
vom Kläger arglistig dazu benutzt worden sei, um den Beklagten 
zur Übernahme der Bürgschaft zu veranlassen. 

Entscheidung? 

QesetzessteUen: GB. 104 : 2); 105, 2; 827; — vgl. c. 7 C. 15 
qu. 1 „nesdunt quid loquantur — iacent sepulti"; auch 1. 11 
§ 2 D. de poenis (48, 19); 1. 12 pr. D. de custodia etc. (48, 3); — 
1. 48 D. de reg. iur. (60, 17). 

5. Eahlert war im Testamente des Sauer als Legatar be- 
dacht gewesen; Sauer hatte aber durch ein späteres Testament das 
Vermächtnis wieder aufgehoben. Eahlert ficht dies an, weil Sauer 
damals geisteskrank und willensunfähig gewesen sei. 

Das Beweisverfahren ergiebt: daß Sauer an einem IntelUgenz- 
defekte äußersten Grades gelitten habe und altersschwach und 
stumpf gewesen sei; das zweite Testament war ihm von seinem 
Bruder, dem Testamentserben, vorgeschlagen und diktiert worden, 
Sauer hatte es danach geschrieben und unterschrieben. 

Welches Urteil ist abzugeben? 

6. Vor einigen Jahren starb in Berlin Simon Blad, ein reicher 
Eentner. Er hinterließ ein Testament, in dem er die Städte Berlin, 
Bingen und Mainz zu seinen alleinigen Erben einsetzte, unter 
Übergehung seiner Schwester und deren Kinder. Diese gingen 
gegen das Testament vor, weil der Erblasser zur Zeit von dessen 
Errichtung nicht geschäftsfähig gewesen sei (GB. 104; 105). 
Die Beweiserhebungen lassen außer allem Zweifel, daß der ver- 
storbene Millionär in den letzten sechs Jahren seines Lebens an 
hochgradigem Verfolgungswahnsinn gelitten hatte. Von beson- 
derem Gewicht ist die Aussage des langjährigen Hausarztes 
des Herrn Blad. Er erklärt, er habe ofb Kaffee und Suppen 
untersuchen müssen, von denen Herr Blad behauptete, daß 
ihnen seine eigene Schwester und deren Sohn (also die ge- 
setzlichen Erben) das Gifb beigemischt hätten. „Lu Juli 1891^S 
so heißt es in der Aussage des Arztes, „erneuerte Herr Blad sein 
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Testament und übergab mir dasselbe zur Einsicht. Als ich es 
gelesen und ihn erstaunt fragte, warum er denn seiner Schwester, 
die' doch so viele Jahre bei ihm gewesen sei, kein bestimmtes 
Kapital ausgesetzt habe, erwiderte er: „Fällt mir gar nicht ein! 
Damit die Bande mich noch schneller um die Ecke bringt!" 

Die Verwaltungen der zu Erben eingesetzten Städte halten 
das Testament für gültig und auch nachGB. 2078 nicht angreifbar. 

Es ist über diesen Streitfall ein begründetes Gutachten aus- 
zuarbeiten. 

7. Johannes Peppler errichtete während der Zeit, da er 
wegen Verschwendung unter Kuratel stand, ein Testament. Nach 
seinem Ableben entspann sich zwischen den von ihm berufenen 
Erben, als Elägem, und den Intestaterben, als Beklagten, ein 
Eechtsstreit, der sich um die Frage drehte: ob ein von einem 
Verschwender während der Zeit seiner Entmündigung errichteter 
letzter Wille rechtsgültig sei? 

8. X. war wegen Verschwendung entmündigt und unter 
Vormyindschaffc gestellt worden. Nach kurzer Zeit verlobt er sich 
und wünscht zu heiraten. Sein Vormund aber verweigert seine 
Genehmigung. 

Mit Fug? 

Cf. L 20 D. de ritu nuptiarum (23, 2) ; 1. 8 C. de nuptiis (5,4); — 
Reichsgesetz vom 6. Februar 1875, § 39, dazu jetzt EG. 46,1; — 
GB. 1304. 

Nun erhebt die verlassene Braut gegen X. Ersatzansprüche 
nach GB. 1300. 

Geht dies an? 

XIV 

!• Auf welche Sätze unseres bürgerlichen Rechtes kann sich 
der Geschädigte in folgenden Fällen berufen: 

a) Eine Ehe ist dem Bande nach geschieden worden. Die Frau 
fährt aber den Namen ihres seitherigen Ehemannes weiter; 
und das in einer Weise, die bei Fremden den Glauben er- 
wecken muß, daß die Ehe noch bestehe. 

b) X. läßt einen italienischen Knaben mit Namen Johann 
Maria Farina ia Köln in das Handelsregister eintragen und 
sich selbst als Prokurist dieser neuen Firma; in der That 
war der Ausländer gar nicht am Betriebe des Geschäftes be- 
teiligt, sondern das Ganze nur eingef^elt worden, um der 

Stammler, Übmigen I. 4 
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bekannten Firma Farina in Erzeugung und Vertrieb köl- 
nischen Wassers Konkurrenz zu macben. 

c) Eine Buchhandlung kauft den Eestbestand der Auflage eines 
Liederbuches und vertreibt die Exemplare wieder, nachdem 
sie ein neues Titelblatt mit dem Namen eines anderen 
Musikschriffcstellers ( — entweder mit dessen Genehmigung, 
— oder ohne sie) vorgesetzt hatte. 

d) Der Generalvertreter des bürgerlichen Brauhauses in Pilsen 
stellt gegen die Münchener Thomasbrauerei Klage an, weil 
die Thomasbrauerei helles Bier unter der Bezeichnung „Pil- 
sener" in den Verkehr bringe. 

e) Der in Berlin erscheinende „Reporter", Illustriertes Welt- 
blatt, hat seiner Zeit eine Schönheits-Konkurrenz veranstaltet 
und eine Anzahl von Damenporträts veröffentHcht, aus denen 
die Leser die Schönste durch Abstimmung ermitteln sollen. 
Eines dieser Porträts ist ohne Genehmigung der betreffenden 
Dame von Herrn X., unter Fälschung der Namensunterschriffc 
der Dame, eingesandt worden. 

2. Herr von Storch klagt gegen den 17 jährigen Sohn derMag- 
dalene Leichtfuß, namens Paul dahin, daß diesem verboten werde, 
den Namen und das Wappen derer von Storch weiter zu fuhren. 
Der Vormund wendet ein, daß von Storch, der uneheliche Vater 
des Paul, dereinst der Mutter seines Mündels erklärt habe, er 
werde nichts dagegen haben, wenn sie dem Kinde seinen Namen 
beilege. Wie ist zu entscheiden? Wie wäre es, wenn der Vater 
des von Storch die Klage anstellte? 

3. Ein Privatmann zu X., der sich „von Heller" nannte, er- 
hielt auf Grund vom StGB. 360 : 8) von der Kgl. Polizeidirektion 
X. im Auftrage des dortigen Begierungspräsidenten eine bei der 
Polizeikasse zu erlegende Strafe von 80 ^, eventuell 3 Tage Haft 
festgesetzt. Er erhebt vor dem Landgericht X. Klage gegen den 
Regierungspräsidenten sowie die Polizeidirektion, mit dem An- 
trage, festzustellen, daß er berechtigt sei, den Familiennamen 
„von Heller" zu führen, und daß die Beklagten nicht befagt seien, 
ihm die Führung dieses Namens zu verbieten. Er beruft sich 
darauf, daß seinem Urgroßvater der erbliche Adel vom Könige 
von Schweden verliehen worden sei und daß er in jedem Falle 
berechtigt sei, die Partikel „von" als Bestandteil seines bürger- 
lichen Namens zu führen. Die Beklagten bestreiten die Zulässig- 
keit der erhobenen Klage. 

Entscheidung? 
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4. Der elsässische Dialektdichter Dr. Julius Greber veröffent- 
liclite vor kurzem ein Lustspiel „Sainte-C6cile," dessen komische 
Hauptfigur den Namen Stieffatre führt. Der Bentner Edmund 
Stieffatre hat nun gegen Dr. Greber und die Verleger der „Sainte- 
C6cile", die Buchhändler Schlesier und Schweickhardt, beim Straß- 
burger Landgericht eine Klage eingereicht und beantragt, „den 
Beklagten den Verkauf und die sonstige Verbreitung des Lust- 
spiels „Sainte-C6cile*' unter Benutzung des Namens Stieffatre 
fär jeden Fall der Zuwiderhandlung zu verbieten." Die Höhe 
der Streitsumme ist auf 2000 Jl festgesetzt. Die Klage stützt 
sich darauf, daß der Bentner StiefiEiätre der einzige Träger dieses 
Namens sei, daß eine Beihe von Charakterzügen, welche der 
Greber'sche Stieffatre aufweise, für den Bentner Stieffatre zutreffe, 
und daß es einem Autor nicht gestattet sei, eine Namensbezeich- 
nung wider den Willen ihres Trägers dichterisch zu annektieren. 

Der Vertreter des Beklagten nimmt dem gegenüber an, 
daß weder nach dem seitherigen, noch nach dem neuen bürger- 
lichen Becht der Klageanspruch begründet sei. 

Wie ist zu erkennen? 

5. Die Zacherlbrauerei hat das Wortzeichen „Salvator" far 
ihr althistorisches Salvatorbier amtlich ( — wo? wie? auf Grund 
welches Gesetzes?) eintragen lassen und hat dann den anderen 
Brauereien, die in neuerer Zeit gleichfalls Salvatorbier in den 
Handel brachten, die Anwendung der Bezeichnung „Salvator" 
gerichtlich bestritten. 

Auf welche Gesetzesbestimmungen ist dieser Anspruch zu 
gründen? Wie hat Antrag und Urteil zu lauten? 

Sind in diesen Streitigkeiten nachstehende Besonderheiten von 
rechtlichem Einflüsse? 

a) Die Löwenbrauerei hat ihr Märzenbier nicht unter dem 
Namen „Salvator," sondern als „Salvatorbier" in den Handel 
gebracht. 

b) In Schwabing (einer Vorstadt Münchens) ist eine Brauerei 
unter der Firma „Salvatorbrauerei". Gegen diese hat die 
Zacherlbrauerei Klage auf Streichung des Wortes „Salvator" 
aus der Firmenbezeichnung gestellt. 

c) Eine dritte Streitkombination besteht zwischen Zacherl- und 
Spatenbrauerei. Die Spatenbrauerei hat ein Firmenbild regi- 
strieren lassen, das u. a. auch das Wort „Salvator" enthält. 
Das Firmenbild kann nicht beanstandet werden, aber die 
Zacherlbrauerei bestreitet der Spatenbrauerei das Becht, das 
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Wort „Salvator" außerhalb des Firmenbildes zu geschäft- 
licben Anpreisungen zu benutzen. 

6. Die „Bodega-Gesellschaffe'^ klagt gegen den Bestaurateur 
Haug auf Entfernung seines Wirtshausschildes mit der Aufschrift 
„Bodega -Weinstube. " 

Haug glaubt zur Anbringung dieses Schildes berechtigt zu 
sein, da er wirklich u. a. auch Bodegaweine, die er vom Zwischen- 
händler aufkauft, verschenkt. 

Was ist Rechtens? 

7. Wie sind folgende Zweifel über die bürgerliche Ehre 
jemandes nach dem Rechte der Römer, des deutschen Mittelalters, 
der neueren und unserer heutigen Zeit zu behandeln? 

a) Auth. Habita (c. Frider. I): „ . . omnibus, qui causa stu- 
diorum peregrinantur, scolaribus et maxime divinarum atque 
sacrarum legum professoribus hoc nostre pietatis beneficium 
indulgemus, ut ad loca, in quibus litterarum exercentur 
studia, tam ipsi quam eorum nuntii veniant et habitent in 
eis secure. (§ 4) Hac igitur generali et in eterum valitura 
lege decemimu£, ut nullus de cetero tam audax inveniatur, 
qui aUquam scolaribus iniuriam inferre presumat, nee ob 
sdterius eiusdem provincie delictum, quod aliquando ex per- 
versa consuetudine factum andivimus, aliquod danmum eis 
inferat: scituris his sacre constitutionis temeratoribus et 
illius temporis, si hoc vindicare neglexerint, locorum recto- 
ribus, restitutionem rerum ab omnibus exigendam in qua- 
druplum, notaque infamie ipso iure eis irrogata dignitate 
sua careant in perpetuu/m/' (a. 1158). 

b) L. 11 C. de causis ex quibus infamia alicui irrogatur (2, 
11 [12]): „Debitores, qui bonis cesserint, licet ex ea causa 
bona eorum venierint, infames non fiunt." (a. 223). 
CiCEBO, pro Quinctio c. 15; Gaius II, 154. 

c) L. 20. C. eod.: „Improbum fenus exercentibus et usuras 
usurarum illicite exigentibus infamiae macula irroganda 
est." (a. 290). 

Cf. tit. Dig. de his qui notantur infamia (3, 2); 

Lex Julia municipalis (Tabula Heracleensis) lin. 108 — 143. 

(Bruns, fontes iuris Romani antiqui, ed. V n. 18.) 

d) SuETONiüS, Tiberius c. 35: „Feminae famosae, ut ad evi- 
tandas legum poenas iure ac dignitate matronali exolveren- 
tur, lenocinium profiteri coeperant, et ex iuventute utrius- 
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que ordinis profligatissimus quisqae, quo minns in opera 
scaenae liarenaeqne edenda senatus consulto teneretur, famosi 
indicii notam sponte sabibant; eos easque omnes, ne qnod 
refagium in tali fraude cniquam esset, ezilio adfecif 
e) Wilhelm Baumgärtner verlangte 1799 in A. die Aufnahme 
in die Schusterzunft. Man verweigerte sie ihm, weil sein 
Vater Schäfer gewesen und mehrmals Vieh abgedeckt, na- 
mentlich einmal einen tollen Hund totgeschlagen und ihm 
die Haut abgezogen, Wilhelm selbst aber einmal auf einen 
Schinderkarren sich gesetzt, weil ihm dies als Mittel ange- 
geben worden, die Krätze, mit der er behaftet gewesen, zu 
vertreiben, auch die Tochter des Scharfrichters geheiratet habe. 
Vgl, Sachsenspiegel I, 38; Brünner Schöffenbuch (etwa 1350, 

hrsg. V. Kößler 1853) c. 691; ßPO. v. 1530, tit. 23; KPO. 

V. 1577 tit. 38 § 1; RGutachten 1731 § 5; RSchluß 1732 arfc. 5. 
8. Genügen folgende Thatsachen zur Anwendung von GB. 

1568 oder 1666? 
ja.) Es wird jemand aus dem Stande der Reserveoffiziere ent- 
lassen, weil er auf eine ihm gewordene Beleidigung den 
Gegner nicht zum Zweikampfe gefordert hat; -7- oder, weil 
er einer politisdi oppositionellen Partei angehört und fiir 
diese öffentlich agitiert. 

b) Ein Deutscher hat sich als Soldat bei einer ausländischen 
Macht anwerben lassen. Als das Reich mit der letzteren 
in Krieg gerät, bleibt er in seiner Stellung (StGB. 88, 3; 20). 

c) X. war wegen Meineids zu drei Jahren Zuchthaus verur- 
teilt, unter Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte auf 
fünf Jahre. Die Frist ist jetzt abgelaufen. 

d) Jemand hat einen ,,auf Ehrenwort*^ lautenden Schuldschein 
verfallen lassen, den er wegen einer Schuld aus gewerbs- 
mäßig betriebenem Glücksspiele (StGB. 284) ausgestellt hatte. 



XV 

!• An welchem Orte haben nachstehende Personen ihren Wohn- 
sitz? 

a) Ein „Sachsengänger'' (Taglöhner, welcher für den Lauf des 
Sommers, von dem Osten herkommend, auf landwirtschaft- 
lichen Gütern, besonders der Provinz Sachsen, in Arbeit gehen). 

b) Zwei Ehegatten, welche zufolge getroffener Übereinkunft 
dauernd thatsächlich getrennt leben. 
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c) Ein Geisteskranker, der w^en unheilbaren Wahnsinnes von 
seinem Grebnrtsorte weg in eine Irrenanstalt Yerbracht wird. 

d) Ein 0£ßzier, der einem in Mainz gamisonierenden B^imente 
angehört nnd for die Dauer einer dienstlichen Verwendung 
in Dentz wohnhaft ist, — entweder seine Famüie mitnehmend 
oder sie in Main^ znracklassend. 

e) X., welcher 1878 als Professor an der Königlichen technischen 
Hochschule zu Berlin angestellt worden ist, nachdem diese 
vom 1. Oktober 1884 in den Neaban anf dem Hippodrom im 
Stadtbezirke Charlottenborg verl^ worden ist; während X. 
mit Erlaubnis seiner vorgesetzten Behörde seine Wohnung in 
Berlin beibehalten hat. 

2. Ein Student, der an einer mitteldeutschen üniYersitiLt 
studiert, meldete bei dem Handelsgericht einer thüringischen 
Residenzstadt an, daß er als Prokurist eines neu gegründeten 
Flaschenbiei^feschafts in der betreffenden Stadt eingetragen zu 
werden wünsche. Das Gericht verweigerte die Eintragung, weil 
der Antragsteller seinen Wohnort in der Universitätsstadt und 
nicht am Gesdü&ftsort habe. 

Kann zur Beschreitung des Beschwerde w^es geraten werden? 

3« Der Herzog von Arenbei^, der in Preußen verschiedene 
Güter besitzt, aber gewöhnlich in Berlin wohnt, war vom Magistrat 
von Becklinghausen mit seinem gesamten großen Einkommen zur 
Gremeinde-Einkommensteuer herangezogen worden, während der 
Herzog den Magistrat nur für berechtigt erachtete, sein Einkommen 
aus Grundbesitz und Renten, das ihm aus Quellen in der Ge- 
meinde Becklinghausen zufließt, zur Gemeinde-Einkommensteuer 
heranzuziehen, da er in der Gremeinde nicht seinen Wohnsitz habe, 
sondern im Schlosse ihm nur ein Salon, zwei Schlafzimmer und 
zwei Dienerzimmer vom Pachter zur Verfügung gestellt und aller- 
dings stets bereit gehalten werden müßten. Der Magistrat be- 
rief sich dagegen auf die Stiftungsurkunde des hier in Frage 
kommenden Fideikommisses von 1854, wonach der Herzog zu 
Becklinghausen „domiziliere*'; dem gegenüber der wirkliche Auf- 
enthalt gleichgültig sei. 

Wie ist zu erkennen? 

4« Ein Ehemann war in A. wohnhaft; er starb am 6. Februar. 
Seine Witwe wird krank und begiebt sich nach B. in ärztliche 
Behandlung. Nach einigen Monaten beschließt sie, bei anscheinender 
Besserung, nach dem gesunderen Orte G. überzusiedeln. Sie läßt 
durch einen Bekannten dortselbst eine Wohnung mieten und ihre 
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Möbel am 10. Oktober nach G. schaffen. Im Begriffe dorfchm 
abzureisen, stirbt sie am 16. November. 

Bei welchem Gerichte (in A. oder B. oder C.) kann ihr Testa- 
ment angefochten werden? 

CPO. § 28: ,, Klagen, welche Erbrechte . . znm Gegenstande 
haben, können vor dem Gerichte erhoben werden, bei welchem der 
Erblasser zur Zeit seines Todes den allgemeinen Gerichtsstand ge- f / 
habt hat." — § 13: „Der allgemeine Gerichtsstand einer Person ^/ t 
wird durch den Wohnsitz bestimmt." 

5. Arenz wird beim Amtsgericht Halle a. S. von Herz auf 
Bezahlung einer Warenschuld von 2S0 Ji verklagt, schützt aber / 
Unzuständigkeit des Gerichtes vor, weil er in Weimar wohne und * 
sich dermalen nur besuchsweise bei seiner, in Halle a. S. einen 
selbständigen Handel betreibenden Ehefrau aufhalte. 

Ist der Einwand begründet? 

6. Die Ehefrau Lauber in Eirchgöns klagt gegen ihren Ehe- 
mann auf Bückkehr zu ihr, weil sich derselbe, obgleich in dem 
Ehevertrag bestimmt gewesen: „ihren Wohnsitz nehmen die jungen 
Eheleute in Kirchgöns bei dem Vater der Braut", doch von hier 
weg nach Domholzhausen, seinem früheren Heimatsort, begeben 
habe. 

Der Beklagte wendet ein, daß er als Ehemann den Wohnsitz 
zu bestimmen und beliebig zu verändern berechtigt sei; und ver- 
langt zugleich widerklagend, daß die Frau sich zu ihm nach 
Domholzhausen zu begeben verurteilt werde. 

Entscheidung? 

7. X. ist in Hamburg als ehelicher Sohn eines dortigen Kauf- 
mannes am 21. Januar 1869 geboren. Am 1. Oktober 1885 tritt 
er als Einjährig-Freiwilliger in Marburg i. H. ein. Am 1. Oktober 
1886 bezieht er die technische Hochschule in Braunschweig für 
2^/2 Jahr, um dann eine Lehrstelle in einem Bremenser Export- 
geschäft anzunehmen, in welcher Stellung er bis 1. Dezember 
1889 verbleibt. An diesem Tage geht er im Auftrage seines 
Hauses nach Melbourne in eine Zweigniederlassung desselben. Im 
Januar 1891 zurückgekehrt, erhält er eine Anstellung in einem 
Handlungshause in Lübeck. 

a) Welche Wohnsitze hat X. gehabt? 

b) Wo war im Herbst 1892 sein Unterstützungs Wohnsitz? 
Was hätte hierüber zwei Jahre später gegolten? 

c) Welche Staatsangehörigkeit besitzt er? 
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d) Wie wÄre es damit, wenn er in Australien das Bürgerrecht 
erworben hätte? 

e) In welcher Zeit würde nach römischem Rechte ein ilim von 
seinem Vater in Hamburg zugefallenes Grundstück von einem 
Dritten ersessen werden können? 

8« Ein Bruder des Vorigen, geboren am 3. Mai 1858, be- 
absichtigte Mitte der siebziger Jahre gänzlich nach Amerika aus- 
zuwandern. 

a) Hatte er ein Becht auf Entlassung? 

b) Er kehrt im Sommer 1892 nach Deutschland zurück und 
will vdeder Deutscher werden: Welcher Rechtsakt steht da 
in Frage? Hat er ein Recht auf dessen Vornahme? Überall, 
oder nur in Hamburg? 

9* Ein Mann, ursprünglich Deutscher, lebte seit 1878 in 
Schweden. 1884 wurde ihm ein Sohn geboren. 1898 ist er von 
Schweden nach Holland gezogen. 

Würde nnn, wenn der Vater jetzt das holländische Bürger- 
recht erwürbe, der Sohn in Bezug auf seine Militörpflicht als 
Schwede oder als Holländer angesehen oder von Deutschland aus 
in Anspruch genommen werden? 

10. CiCEBo pro L. Comelio Balbo: „Iure enim nostro neque 
mutare civitatem quisquam invitus potest neque, si velit, mutare 
non potest, modo asciscatur ab ea civitate, cuius esse se civitatis 
veUt: ut si Gaditani sciverint nominatim de aliquo cive Romano, 
ut sit is civis Gaditanus, magna potestas sit elvi nostro mutandae 
civitatis nee foedere impediatur, quo minus ex cive Romano civis 
Gaditanus possit esse. Duarum civitatum civis noster esse 
iure civili nemo potest: non esse huius civitatis, qui se alii 
civitati dicavit, potest. — Itaque in Graecis civitatibus vi- 
demus, Athenis Rhodios, Lacedaemonios, ceteros undique adscribi, 
multarumque esse eosdem homines civitatum. Quo errore 
ductos vidi egomet nonnullos imperitos homines, nostros civ&s, 
Athenis in numero iudicum atque Areopagitarum certa tribu, 
certo numero, cum ignorarent, si illam civitatem essent adepti, 
hanc se perdidisse, nisi postliminio reciperassent, Peritus vero 
nostri moris ac iuris nemo unquam, qui hanc civitatem 
retinere vellet, in aliam se civitatem dicavit. 

Würde nach der deutschen Gesetzgebung ein in der Sache 
entsprechender o.der ein abweichender Bechtszustand festzustellen 
sein? 
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XVI 

1, Wer ist in den kommenden juristischen Thatbeständen das 
berechtigte und verpflichtete Subjekt? 

a) Abonnement auf eine Zeitung bei dem Kaiserlichen Postamt 
Nr. 4 in Halle a. S. 

b) Einem Jägerbataillone werden Fahnen verliehen; — das Offizier- 
kasino eines bestimmten Regimentes schafft ftir seine geselli- 
gen Bäume eigene Möbel an. 

c) Durch freiwillige Sammlungen werden Mittel zur Erbauung 
eines Diakonissenhauses aufgebracht, in welchem Diakonissin- 
nen ausgebildet und Kranke aufgenommen und verpflegt werden 
sollen. 

d) „Ausschreiben. Die Domäne Salza soll vom 1. April 1893 bis 
dahin 1911 verpachtet werden . . . Die Pachtbedingungen 
liegen in unserer Domänen-Kontrolle im Begiemngsgebäude 
hier zur Einsicht aus . . . Erfurt, 7. April 1892. Königliche 
Regierung. Abteilung filr direkte Steuern, Domänen und 
Forsten." 

e) Eine Studentenverbindung erwirbt ein Haus; entweder auf 
den Namen eines früheren Mitgliedes; — oder der Vereini- 
gung der gesamten früheren Mitglieder; — oder des studen- 
tischen Vereins selbst; — oder einer besonders zu jenem Zwecke 
gegründeten Aktiengesellschaft. 

f) A. bedingt sich beim Verkaufe von Grundstücken aus, daß 
für alle Zeiten die Besitzer des verbleibenden Stammgutes 
das Gang- und Fahrtrecht über das verkaufte Areal haben 
sollen. 

g) Der 1894 verstorbene Graf Schack hatte vor etwa 20 Jahren 
den Entschluß geäußert, seine berühmte Gemäldegalerie 
„der Stadt Straßburg" letztwillig zuzuwenden. Aus Ver- 
druß über die unpatriotische Haltung der dortigen Pro- 
testler unterließ er es und wollte sie nun „dem Deutschen 
Beiche" überweisen, soll aber bedeutet worden sein, daß 
dies juristisch nicht möglich sei. So vermachte er sie „dem 
deutschen Kaiser." 

2« Der Kaufraann Kunz hatte sich 1896 auf dem Verbands- 
tage der Vereine „Kreditreform" für den Fall, daß er sich gewisse 
Handlungen zu schulden kommen lassen sollte, verpflichtet, eine 
bestinmite Vertragsstrafe zu zahlen. Der damalige Greschäffcs- 
führer des Vereins, Beinhardt, schloß, weil die Vereine und der 
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Verband derselben keine juristische Persönlichkeit hatten, den 
Vertrag mit Kunz nicht als Vertreter des Verbandes, sondern in 
der Weise, daß der Anspruch auf die Vertragsstrafe dem jedes- 
maligen Geschäftsführer des Vorort-Vereins für seine Person zu- 
stehen sollte. 

Als später Kunz gegen die Vertragsordnung sich verging, klagte 
Pleischer, ein Amtsnachfolger des Reinhardt, die Vertragsstrafe ein. 

Es fragte sich: Lag in jenem Abkommen ein rechtsgültiger und 
voll wirksamer Vertrag vor? Und wie ist es des ii^eren juristisch 
zu charakterisieren? 

3. Am 25. Oktober 1742 errichtete der Geheime Medizinalrat 
Dr. Friedrich Hofl&nann zu Halle a. S. ein weitläufiges Testament, 
in welchem es im § 20 hieß.: 

„Da ich auch auf meinen Erb- und Geschlechtsbogen auf dem 
Gottesacker allhier ein vieles gewendet, und ein monumentum allda 
aufrichten lassen, mithin nicht gerne wolte, daß solches, wie es bey 
alienationibus leider geschiehet, ruiniret werde; So verordne ich 
hiemit, daß dieses Erb-Begräbniß je und alle V^Tege zwar vor meine 
alhier lebende Desemdenten als ein Hof&nannisches Erb-Begräbniß 
verbleiben, und dieselben bey Ihren Absterben darinn Ihre Euhe- 
statt haben soUen, jedoch, so ferne keines von meinen Desoendenten 
alhier wohnhafft, will ich in solchem Fall und so lange sich nie- 
mand davon alhier befindet, die hiesige Löbl Medidmsche FacuUät 
dergestalt stibstituirt haben, daß wenn daraus, jedoch nur von 
Professoribits Medidnae männlichen Geschlechts jemand versterben 
solte, desselben Leichnam darin geleget werden solle, jedoch ohne 
eintzige Veränderung meiner und meiner Erben angehenden qd- 
taphiorum und mscripHomim. Und habe ich dagegen zu erwaehnter 
LöbL Facultät das Vertrauen, Sie werde auf die oonservation dieses 
immerwährend zu benennenden Hofimannischen Erb-Begräbnisses, 
auch meines und der meinigen montimentormn ein beständiges Auf- 
sehen haben und löblich übernehmen, wie ich denn alle künfftige 
Herren Professores in dieser Facultät deshalb hiemit noch dienst- 
lich ersuchet haben will." 

Wie ist diese Verfugung juristisch aufzufassen? Welche Rechts- 
folgen knüpfen sich an sie? Wer ist nun hinsichtlich des „Ge- 
schlechtsbogens" . die berechtigte Person? 

4. Das Dorf Wallenrod hat sich vor vielen Jahren mit dem 
Freiherrn ßiedesel zu Eisenbach über eine Verpflichtung zur Brenn- 
holzlieferung an die Einwohner von Wallenrod vergleichsweise dahin 
geeinigt, daß jeder Hausbesitzer jährlich zwei Stecken Buchenholz 
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und zwei Stecken Tannenholz gegen Zahlung des Hauelohnes — das 
Schulhaus aber, wegen mehr zu heizender Bäume, vier Stecken 
— erhalten solle. 

Vor kurzem wurde ein neues Schulhaus nötig; und es tauscht 
die Gemeinde das seitherige gegen die Hofraite des Adam Sippel 
um, die sie zu einem Schulhaus umbaut. 

Jetzt beansprucht Sippel für sein Haus die erwähnten vier 
Stecken Brennholz; das „Schulhaus" sei keine juristische Person, 
sondern berechtigt seien die einzelnen Gehöfte und ihre jeweiligen 
Eigentümer; — wogegen die Gemeinde behauptet, daß sie als 
Korporation dem Freiherm gegenüber berechtigt sei und frei be- 
stinmien könne, wie sie das Holz verteile. 

Entscheidung? 

5. In X. bestand vor längeren Jahren ein akademischer Schach- 
klub, der aus Mangel an Mitgliedern seiner Zeit „sich suspendierte." 
Die der Korporation gehörigen Schachbretter, Spiele, Bücher und 
Mobilien wurden einem befreundeten Turnvereine zur Aufbewahrung 
übergeben. 

Es fr^t sich: 

a) Wer ist nun Eigentümer der bezeichneten Gegenstände? 

b) Wie steht es mit etwaigen Schulden des Klubs? 

c) Wenn nach einigen Semestern sich Jünger CaXssa's in genügen- 
der Anzahl finden, um den Schachklub „wieder aufzuthun": 
sind diese dann Rechtsnachfolger der früheren Mitglieder, — 
oder wie ist sonst die Rechtslage? 

d) Wer ist überhaupt berechtigt, jene übergebenen Objekte von 
dem Turnverein herauszuverlangen? 



xvn 

1, Auf welchem Wege können nachstehende Vereine Rechts- 
fähigkeit erlangen? Welche Rechtsbehelfe sind möglich, falls die 
ergriffenen Maßnahmen bei den angegangenen Behörden keinen 
Erfolg hatten? 

a) Ein auf Gegenseitigkeit gegründeter Viehversicherungsverein. 

b) Arbeiterbildungsverein zu H.: „Zweck des Vereins ist, die 
Wohlfahrt seiner Mitglieder nachjeder Richtung zu fördern. — 
Diesen Zweck sucht der Verein zu erreichen a) durch Ab- 
haltung von Vorträgen, Unterrichtsstunden, Versammlungen 
zur gemeinschafblichen Besprechung, Pflege des Gesanges und 
des Turnens; b) durch Einrichtung und Unterhaltung von 
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Lesezimmern nnd Bibliothek. Durch Einrichtung von Ab- 
teilungen zur besonderen Pflege des menschlichen Wissens; 
c) durch Pflege von volkstümlichen Festen und Unterhal- 
tungen. — Fragen der Tagespolitik sind von den Besprechungen 
ausgeschlossen/' 

Die Gründer und Leiter des Vereins gehörten zu den Führern 
der sozialdemokratischen Partei, 
c) Elf Schiffsleute haben sich, ohne die Absicht, einen Grewinn 
zu ziehen oder zu spekulieren, miteinander verbunden, um 
die durch die Gefahren der Schiffahrt Einem oder dem Andern 
von ihnen drohenden Verlust gemeinschaftlich zu tragen. Zu 
diesem Behufe- werden von ihnen Einlagen zu einem gemein- 
samen Grundstock zusammengeschossen und verabredet, daß 
das etwa Fehlende durch außerordentliche Zuschüsse aller 
Verbundenen gedeckt werden sollte. 

2. Anfrage eines Geistlichen bei seinem Bechtsbeistande: 
„Der hiesige evangelische Männer- und Jünglingsverein, dessen 

stellvertretender Präses ich bin, bedarf zu seiner weiteren Ent- 
wickelung der Rechte einer juristischen Person. Wie kann 
dieses erreicht werden; und welche Schritte haben wir dieser- 
halb zu thun?" 

3. Der im vorigen Falle erwähnte Männer- und Jünglings- 
verein hatte mit dem Kaufiuann Sontag einen Kaufvertrag über 
das Grundstück x abgeschlossen, mit der Abrede, daß die Auf- 
lassung erst erfolgen solle, wenn der Verein Rechtsfähigkeit er- 
langt haben werde. Dem Verein, der auch heute noch nicht 
juristische Person ist, war der Besitz des Grundstückes von Son- 
tag nach dem Vertragsschlusse übertragen worden ; worauf x an 
den Wirt Kreß von dem Vereine vermietet wurde. 

Jetzt klagt Sontag gegen Kreß auf Herausgabe des Grund- 
stückes X. Der Beklagte beruft sich auf den mit dem Vereine 
abgeschlossenen Mietvertrag. 

Wie ist zu erkennen? 

4t* In einem Wiesengrunde, welchen ein ganz schmaler, keiner 
öffentlichen Benutzung unterliegender Bach durchfloß, war seit 
unvordenklicher Zeit das Wasser dieses Baches von den Wiesen- 
besitzem zur Bewässerung ihrer Wiesen, und zwar in einer ganz 
bestimmten, periodisch wiederkehrenden Reihenfolge benutzt 
worden. Es fand sich auch ein altes Statut vom Jahr 1700 vor, 
wonach diese Benutzung des Wassers in der fraglichen Weise 
unter den Wiesenbesitzem geregelt war. 
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In einem Bechtsstreite unter den so Verbnndenen fragte es 
sich: wie ihr Verhältnis rechtlich aufzufassen sei? 

Wie würde es damit nach dem 1. Januar 1900 stehen? 

Was wäre zu sagen, wenn sich der ganze obige Thatbestand 
unter der Herrschaft des GBes. abgespielt hätte? 

Vgl. EG. 65; 163. 

5. Ein Verein war als rechtsfähig in das Vereinsregister 
eingetragen worden; als Zweck stand namentlich angegeben: Ver- 
anstaltung von Volksunterhaltungsabenden und Darbietung künst- 
lerischer Genüsse an unbemittelte. 

Ehe der Verein nach der Eintragung mit seiner Thätigkeit 
beginnt, wird entdeckt, daß 

a) Die Gründer und Mitglieder die Absicht hatten , an jenen 
Abenden der Unzucht Vorschub zu leisten; 

b) oder: der Verein nur fünf ( — oder: nur zwei) Mitglieder 
hatte, während die Unterschriften der anderen angeblichen 
Mitglieder ohne deren Einwilligung unter die Satzung ge- 
bracht worden waren; 

c) oder: daß der Zweck des Vereins in Wahrheit darauf ging, 
. aus der Veranstaltung jener Abende Gewinne zu ziehen, 

welche Absicht von den Mitgliedern verheimlicht worden war. 

Wie ist in den verschiedenen Fällen nach dem GBe. zu ver- 
fahren? 

Was wäre zu thun gewesen, wenn jene Mängel schon bei 
der Anmeldung oder doch jedenfalls vor der Eintragung den Be- 
hörden bekannt geworden wären? 

Macht es einen Unterschied, wenn die genannten einzelnen 
Zwecke erst nach der Eintragung aufgetaucht und von dem Ver- 
eine zu den seinigen nun gemacht worden wären? 



xvm 

1. An wen kann sich in den folgenden Fällen der Geschädigte 
halten? 

a) Die Generalversammlimg einer Korporation beschließt, einen 
Dritten durch unerlaubte Drohungen zum Abschlüsse eines 
Geschäftes zu bewegen. 

b) Der Schaffher einer Eisenbahn schädigt einen Beisenden durch 
falsche Auskunft; — oder er unterschlägt liegen gebliebene 
Gepäckstücke des letzteren. 

c) Ein Bote einer Privat-Stadtbrief-BefÖrdemngsanstalt, einer Ge- 
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Seilschaft mit juristischer Persönlichkeit, bringt nachlässiger- 
weise Briefe an falsche Adresse oder besorgt sie gar nicht. 

d) Der Verwaltungsrat einer Stiftung schließt far sie einen Kauf- 
vertrag ab und betrügt dabei den Käufer. 

e) Eine Korporation hatte sich zur gewerbmäßigen Beförderung 
von Waren mittels SchleppschifEahrt gebildet. Durch schuld- 
haffces Benehmen einiger ihrer angestellten Schiffer entsteht 
Schaden an den zum Transporte übergebenen Gütern. 

2. Von den Marschhauptleuten, den ständigen Vertretern einer 
Deichgenossenschaft, die zugleich Wege anlegt und unterhält, 
wurde einem Unternehmer die Herstellung von Erd- und Planie- 
rungsarbeiten vertragsmäßig übertragen. Der Unternehmer erhielt 
dann auch den vereinbarten Preis für den größeren Teil der Arbeiten 
ausbezahlt; dagegen wurde ihm der Best verweigert, weil diese 
Arbeiten für eine Wegstrecke geliefert worden waren, für welche 
die Marschhauptleute zu sorgen nicht zuständig waren. Letzteres 
erwies sich als richtig. Der Unternehmer klagte aber trotzdem 
gegen die Grenossenschaft. 

Entscheidung? 

3. In der Gremeinde Meerholz bestanden 45 Gemeindenutzungs- 
berechtigte. Der fragliche Gemeindenutzen wurde nach privat- 
rechtlichen Grundsätzen erworben, verkauft, vererbt u. s. w. Zu 
dem Gemeindenutzen gehörte auch die Berechtigung auf Bauholz 
aus dem Gemeindewald. Seither hatte jedes Mitglied, das bauen 
wollte, auf Anmeldung Holz zugewiesen erhalten. 1884 faßten 
die Gemeindenutzungsberechtigten einen Mehrheitsbeschluß, wonach 
das verfügbare Bauholz nicht mehr an einzebie nach dem jeweiligen 
Bedürfhisse abgegeben, sondern alljährlich verkauft und der Erlös 
verteilt werden sollte. Die Minderheit von drei Mitgliedern fühlt 
sich verletzt und klagt. 

Bechtsfolgen? 

4. InHassenheim bestand eine Korporation von 19 Mitgliedern 
zum Zwecke der Erbauung und Unterhaltung von mehreren Schleusen. 
Als nach einigen Jahren Neubauten im Flusse nötig wurden, be- 
antragte ein Teilnehmer in einer Versammlung aller Beteiligten, 
daß zwei Mitglieder ihre den Schleusen zunächst gelegenen Grund- 
stücke zum Behufe jener Bauten hergeben sollten. Dieser Antrag 
wurde mit allen Stimmen gegen diejenigen der beiden Betroffenen 
zum Beschlüsse erhoben. Letztere wollen sich dem Beschlüsse 
nicht fügen. 

Wie ist zu erkennen? 
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5. Der „Börsenverein der deutschen Buchhändler in Leipzig" 
ist eine, auf Grund des sächsischen Gesetzes, die juristischen 
Personen betreffend, vom 15. Juni 1868, mit juristischer Persön- 
lichkeit ausgestattete Genossenschaft. Die Mtglieder derselben 
können nach den Statuten, bei geflissentlicher Nichtbeachtung 
satzungsgemäßer Verfügungen des Vorstandes, in einem näher 
vorgeschriebenen Verfahren durch Beschluß der Hauptversanmi- 
lung, zu dessen Gültigkeit eine Mehrheit von zwei Drittehi der 
abstimmenden Mitglieder erforderlich ist, aus dem Vereine aus- 
geschlossen werden. 

Der Buchhändler Ehlers ist nach Maßgabe dieser Bestimmungen 

ausgeschlossen worden. Er klagt nun auf Anerkennung, daß 

. diese Ausschließung zu Unrecht erfolgt sei, und erbietet sich 

zum Beweise, daß er die ihm zur Last gelegten Verstöße gegen 

die Satzungen in der That nicht begangen habe. 

Beklagte bestreitet die Zulässigkeit der erneuten Nachprüfung 
durch das Gericht, daß keine Listanz über den Beschlüssen der 
Hauptversammlung sei. 

Wie wird das Gericht zu befinden haben? 

6* Zwei Mitglieder einer Gewerkschaft neuen Rechtes haben 
gegen die Gesellschaffc geklagt auf Aufhebung eines Gewerkschafbs- 
beschlusses, durch welchen dem Grubenvorstand mit Stimmen- 
mehrheit Entlastung für die Rechnung von 1887 erteilt worden 
war, weü die rechnunglegenden Vorstandsmitglieder in ihrer Eigen- 
schaft als Mitgewerke für Entlastung mitgestimmt hatten. 

Von beklagtischer Seite wird entgegnet, daß das hier maß- 
gebliche preußische Berggesetz vom 24. Juni 1865 keine Be- 
stimmung aufweise, die ein besonderes Verbot gegen solches Mit- 
stinmien der im Vorstande sitzenden Gewerken enthalte; aus all- 
gemeinen Grundsätzen der Lehre von den juristischen Personen 
folge es nicht, da Verein, Mitglieder und Vorstand dreifach 
verschiedene Rechtssubjiekte seien. Kläger hätten sich nur — was 
sie nicht gethan haben — auf den § 115 des angeführten Berg- 
gesetzes berufen können: „Binnen einer Präklusivfrist von vier 
Wochen vom Ablaufe des Tages, an welchem ein Grewerkschafts- 
beschluß gefaßt ist, kann jeder Gewerke die Entscheidung des 
ordentlichen Richters, in dessen Bezirk das Bergwerk liegt, darüber, 
ob der Beschluß zum Besten der Gewerkschaft gereiche, anrufen 
und gegen die Gewerkschaft auf Aufhebung des Beschlusses 
klagen." 

Wie ist zu urteilen? 
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7. Die Satzungen der mit juristischer Persönlichkeit versehenen 
Goethe-Gesellschaft zu Weimar, vom 21. Juni 1885, sagen in § 8: 
„Die satzungsmäBigen Bestimmungen, daß der Sitz der Gesell- 
schaft und der Mittelpunkt der Geschäftsführung Weimar ist, 
sowie daß die Generalversammlungen daselbst abzuhalten sind, 
können nicht aufgehoben werden.' ' §10: ,;Änderung der Satzungen 
und Auflösung der Gesellschaft fordern eine Mehrheit von ^/g der 
abgegebenen Stimmen. In der Generalversammlung nicht persön- 
lich erschienene Mitglieder begeben sich ihres Stimmrechtes in 
derselben." § 14: „Für den Fall der Auflösung der Gesellschaft 
ffflt deren Vermögen dem Goethe- Archiv zu Weimar zu, behufs 
Weitererwerbung für dasselbe und behufs Förderung solcher 
wissenschaftlicher Zwecke, welche denen der Goethe -Gesellschaft 
gleichen oder verwandt sind." 

Giebt es nun wirklich gar keine rechtliche Möglichkeit, den 
Sitz der Gesellschaft zu verlegen? Wäre es vielleicht angängig, 
gegen eine widerstrebende Minderheit, erst § 14 der Satzungen 
aufzuheben, dann nach § 10 die Gesellschaft aufzulösen und eine 
neue zu gründen, auf die das Vermögen überginge? Oder giebt 
es einen anderen Weg? 

8. Eine Korporation ist in Vermögensverfall geraten. Bin 
Mitglied beruft endlich eine Generalversammlung, in welcher fast 
alle Mitglieder erscheinen, obgleich die Einladung erst am Vor- 
mittage ergangen war, während die Satzungen sagen: „Der Verein 
ordnet seine Angelegenheiten durch Beschluß seiner Mitglieder 
mit einfacher Stimmenmehrheit der in den Vereinsversammlungen 
Anwesenden. Die Beschlüsse haben verbindende Kraft, sofern die 
Versammlung und die in derselben zur Verhandlung kommenden 
Gegenstände wenigstens 24 Stunden vorher auf genügende Weise 
zur allgemeinen Kenntnis gebracht worden sind." In der Ver- 
sammlung wird nun ein Ausschuß gewählt, welcher auch sofort 
in Thätigkeit tritt, Kapitalien leihweise aufnimmt, Schuldner der 
Korporation verklagt u. s. w. 

Hierbei ereignet es sich, daß einer der verklagten Schuldner 
die Einrede der mangelnden Aktivlegitimation vorschützt. 
Es ist über diese zu entscheiden. 



XIX 

1. Wer ist nachstehend das bedachte Subjekt? 
a) Ein ungarischer, der liberalen Partei angehöriger Abgeord- 
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neter hat beschlossen, eine ia ihrer Art einzige Stiftung zu 
errichten. Er bestimmt dafür ein Kapital von 1 50 000 Gulden 
und eine schöne Villa auf dem Svabhegy. Das Erträgnis des 
ersteren, sowie die Benutzung der Villa sind jeweilig fär 
den besten lebenden ungarischen erzählenden Schriftsteller 
bestimmt, der bis an sein Lebensende diese Nutznießung 
behält. Wer dies sei, hat von Fall zu Fall eine Jury zu 
entscheiden, welche aus je zwei Mitgliedern der Akademie, 
der Kisfaludy- und der Petöfi- Gesellschaft und zwei nam- 
haften Verlegern besteht; die Jury wählt mit Stimmen- 
mehrheit einen Präsidenten. 

b) X. hinterläßt letztwillig der Redaktion einer Zeitung eine 
Summe, um in dauernder Weise deren Erträgnisse zu ge- 
wissen politischen Zwecken zu verwenden. 

c) Ein in Mariahilf verstorbener Wundarzt Kehrer hat in seinem 
Testamente u. a. folgende Bestimmung getroffen: „§ 4. Zu 
Erben meines Nachlasses ernenne ich die armen, alten Leute 
in Wien, zu Händen des Herrn Bürgermeisters von Wien, 
welcher über meinen Nachlaß in dieser Richtung ganz nach 
Gutdünken zu verfügen berechtigt sein soll." Außer zwei 
Häusern sind noch Wertpapiere und Sparkassenbücher, letztere 
im Werte von 140 000 Gulden, im Nachlaß vermögen vorhanden. 

3. Der verstorbene K. S. hat in seinem Testamente 500000^ 
mit der Bestimmung gestiftet, daß die Erträgnisse dieser Summe 
unter „den alten, armen, arbeitsunfähigen Männern der Stadt G." 
zu verteilen seien; „daß aber das Geld der städtischen Armenkasse 
in keiner Weise zu gute kommen solle." 

Es fragt sich: 

a) Wie ist diese Verfügung rechtlich aufzufassen und zu ver- 
wirklichen? 

b) Wer ist legitimiert, die Klage gegen die Erben des Stifters 
auf Vollzug jener testamentarischen Verfügung anzustellen ? 

c) Wer hat für die Verwaltung des Kapitals und die Verteilung 
der Erträgnisse zu sorgen? 

L. 28 C. de ep. (1, 3); 1. 48 (49) eod.; Nov. 181 c. 10, 11. — 
ALR. n, 19 § 36. — GB. 85; 86; 29. 

3. Li welcher Art sind folgende juristische Personen zutreffend 
zu klassifizieren? 

a) Die mit landesherrlicher Genehmigung gegründete, auf Gegen- 
seitigkeit beruhende Rentenanstalt zu Darmstadt bezweckt, 
ihren Teilnehmern gegen bestimmte Einlagen jährliche, mit 

Stammler, Übungen I. 5 
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dem Alter wachsende Renten zu gewähren. — Die Anstalt 
betreibt zugleich ein Depositengeschäft, wonach bare Grelder 
verzinslich bei ihr hinterlegt werden können, sowie eine 
Ijebens- und eine Leibrentenversicherung. Sie fahrt die Firma 
„Renten- und Lebensversicherungs- Anstalt zu Darmstadt''; 
und es sind ihr die Rechte einer juristischen Person ver- 
liehen. — Zur Unterscheidung (sagen die Statuten wörtlich) 
heißen die Mitglieder der Rentenanstalt Rentenversicherte, 
die Erwerber von Lebensversicherungen Lebensversicherte 
und die Käufer von Leibrenten Leibrentenversicherte. 

b) Von Bbkkeb rührt der folgende problematische That- 
bestand her: 

Ausgesetzt ist ein größeres Kapital zu wissenschaftlichen 
Zwecken, Verfügung und G^nuß haben allein die Ordinarien 
Einer Universität, denen der Beitritt freigestellt ist; die 
Stiffcungsurkunde enthält eine vollständige korporative Ver- 
fassung, giebt der Greneralversammlung auch das Recht, die 
Aufhebung zu beschließen, wonach die Bibliothek des Vereins 
bei den Mitgliedern zur Verteilung käme, das übrige Ver- 
mögen aber an den Staat fiele. 

c) „Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen u. s. w. Thun kund und fügen hiermit zu wissen: 
Demnach Uns die in Unseren hiesigen Königlichen Resi- 
denzien bereits im Jahre 1740 von Unserem in Gott 
ruhenden Oheim und Vorfahren in der Regierung Friedrich 
den Zweiten, König von Preußen, glorreichen Andenkens, 
gestiftete Freimaurer-Mutter-Loge, zu den drei Weltkugeln 
genannt, in tiefster Ehrfarcht gebeten, das ihr bei ihrer 
Stiftung als einer rechten und wahren Freimaurer-Mutter- 
Loge ertheilte Confirmations-Fatent und Protectorium zu be- 
stätigen. Wir deren Suchen nachgegeben, ertheilen derselben 
hiermit und Kraft dieses nicht nur Unsere nachgesuchte 
besondere Königl. Protection, Schutz und Schirm, sondern 
bestätigen auch noch die ihr als einer wahren Freimaurer- 
Mutter-Loge ertheilten Rechte und Vorrechte, dergestalt und 
also, daß die zur selbigen gehörigen benannten Groß- und 
Ober-Meister, Vorsteher, Secretarius, Redner und übrigen 
Mitglieder, Tochter-Logen in Unseren Landen zu errichten, 
Grundstücke zu erwerben und wiederum an andere zu ver- 
äußern, und als eine moralische Person zu handeln be- 
rechtiget sejn sollen." (9. Februar 1796.) 



§19. Stiftimgen. 67 



Ein gleiches Privileg ist durch Edikt vom 20. Oktober 1798 

der Großen Landesloge der Freimaurer von Deutschland und 

der Großen Loge von Preußen (Eoyal-York zur Freundschaft) 

erteilt worden. Aus diesen drei Mutterlogen sind alle übrigen 

Freimaurerlogen in Preußen hervorgegangen. 

d) Zu Bremen war in den dreißiger Jahren durch Übereinkunft 

der Professoren und Lehrer des Gymnasiums ohne Zuthun 

der Staatsgewalt, jedoch mit deren stillschweigender Ge- 

stattung. eine Pensionsanstalt für die Witwen xmd Waisen 

jener Lehrerkategorie gestiftet worden, welche Anstalt ihren 

Fortbestand, ohne Zuschüsse aus der Staatskasse, nur durch 

Beiträge der Mitglieder und freiwillige Zuwendungen von 

dritter Seite erhalten hat. 

4. Ende des vorigen Jahrhunderts wurde in Bamberg unter 

Mitwirkung der Gewerbemeister eine Einrichtung getroffen, deren 

Zweck darin bestand, den Lehrlingen und Gehilfen im Falle der 

Erkrankung eine entsprechende Pflege und Heilung zu verschaffen. 

Die hierfür entworfenen Statuten wurden von dem Fürstbischof 

Franz Ludwig von Erthal genehmigt. 

Nach dem B*eichsgesetz über die Krankenversicherung vom 
15. Juni 1883 konnte der ursprüngliche, in § 1 der Statuten 
ausgedrückte Zweck dieses „Institutes kranker Handwerksgesellen'* 
nicht mehr erreicht werden. Die Gewerbemeister beschlossen daher 
in einer der während der Jahre 1885 — 86 abgehaltenen sog. 
Generalversammlungen, den erkrankten Gesellen anstatt der Pflege 
eine Geldunterstützung zukommen zu lassen. 

Dies veranlaßte drei Handwerksgesellen in Bamberg, Klage 
gegen das Institut zu erheben, mit dem Antrage: festzustellen, daß 
die sog. Generalversanmilung der Meister den Zweck des Instituts 
nicht ändern könne. 

Der satzungsgemäße Vorstand schützt ünzulässigkeit des Bechts- 
weges vor, unter Berufung auf das bayerische Gesetz über den 
Verwaltungsgerichtshof vom 8. August 1878, Art. 8: Verwaltungs- 
rechtssachen im Sinne dieses Gesetzes sind ... 35. Rechtsan- 
sprüche auf den Genuß oder Mitgenuß von Stiftungen; Rechte in 
betreff der Stiftungsverwaltung und der Verleihimg des Stiftungs- 
genusses." 

Die klagende Partei bezeichnet dagegen das Institut als Kor- 
poration der Meister. Aber auch wenn man es als eine örtliche 
Stiftung eines durch eine bestimmte Anzahl von Personen verwal- 
teten Zweckvermögens, das durch Vermächtnisse und Schenkungen 
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vermehrt worden sei, auffassen wolle, so sei doch die Grundlage 
das „Zweckvermögen", das nach richtiger Theorie dasselbe sei, 
wie die juristische Person; dieses Zweckvermögen sei dann mit 
einer Auflage belastet, mit nichten aber liege eine eigene selb- 
ständige Person einer „Stiftung" vor. 

Wie ist zu erkennen? 

6. Es giebt in Bayern 17867 Stiftungen mit einem Ge- 
samtvermögen von 573^/2 Millionen Mark, wovon 400 Millionen 
rentieren. 

Von den bayerischen Stiftungen entfallen nach ihrer Begrün- 
dung auf die Zeit vor das Jahr 1000: 199, auf das 11. Jahr- 
hundert: 127, das 12.: 171, das 13.: 223, das 14.: 371, das 15.: 
728, das 16.: 944, das 17.: 2616, das 18.: 8438, wobei je- 
doch zu bemerken ist, daß viele Stiftungen erst in unserem Jahr- 
hundert zur amtlichen Kenntnis und unter staatliche Aufsicht ge- 
langten, die viel älter sind. Gegenwärtig werden jährlich etwa 
1^/2 Millionen Mark durch Stiftungen festgelegt. 

Von manchen solchen Vermächtnissen gilt allerdings dasGoETHE- 
sche Wort: „Vernunft wird Unsinn, Wohlthat Plage". Was vor 
500 und 1000 Jahren angebracht war, ist jetzt oft nicht mehr 
erforderlich oder segenbringend. Man denke an solche Stiftungen, 
wie sie z. B. aus Lübeck berichtet werden. Dort hatte eine Stif- 
tung den Zweck, Bürgersöhne, die in türkische Gefangenschaft 
gefallen waren, loszukaufen; eine zweite verfugte, daß 546 Jl 
jährlich an eine Magd vergeben würden, die sechs Jahre lang in 
der Breitenstraße, zwischen Pfaffen- und Milchstraße, bei einem 
Bürgermeister oder Ratsherrn gedient hatte; eine dritte wollte 
50 ^ jährlich zur „Zähmung mutwilliger Gesellen aus der Ver- 
wandtschaft" angewandt wissen. Von einer mitteldeutschen alten 
Reichsstadt erzählt man, ihre Spitäler seien so wohl dotiert, daß 
es für Bürgersöhne das Klügste sei, sich nach erlangter Mündig- 
keit in ein Spital aufnehmen zu lassen. 

Hier interessiert nun die Rechtsfrage: Sind wir an diese Stif- 
tungen unabänderlich gebunden, oder ist eine Aufhebung oder 
zeitgemäße Umgestaltung derselben auf irgend welchem rechtlichen 
Wege möglich? 



XX 

1. Wie sind folgende Thatbestände rücksichtlich der Rechts* 
Subjekte aufzufassen? 
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a) Reichsbanknebenstelle ; — B[reiskasse des Saalkreises ; — Kö- 
nigliche Bibliothek der Universität; — die Graflich von Zech'- 
sche Eenteinnahme zu Goseck. 

b) Aus dem Statut der stadtischen Sparkasse zu H.: Die Spar- 
kasse steht unter Garantie der hiesigen Kommune, das 
Kammereivermögen haftet für alle Ausfälle. — Zur Ermög- 
lichung einer prompten Eückzahlung der Einlagen ist die 
Kämmerei verpflichtet, der Sparkasse die außer dem baren 
Bestände derselben zur Bückzahlimg erforderlichen Summen 
vorzuschießen. — Das Direktorium (1 Magistratsmitglied, 4 
hiesige stimmberechtigte Bürger) ist ohne weitere Autori- 
sation berechtigt, die Sparkasse in gerichtlichen imd außer- 
gerichtlichen Angelegenheiten zu vertreten, für sie rechts- 
verbindliche Erklärungen jeder Art abzulegen, insbesondere 
Prozesse zu fuhren. 

c) Drei zu einem Schulverbande vereinigte Gemeinden haben auf 
gemeinschaftliche Kosten ein Schulgebäude errichtet und imter- 
halten es zu ihren gemeinsamen Schulzwecken. 

d) Auf Grund des § 1 des Gesetzes v. 22. April 1875 über 
die Einstellung der Leistung aus Staatsmitteln für die 
römisch-katholischen Bistümer und Geistlichen (später ge- 
ändert durch Gesetz v. 23. Mai 1882, Art. 2) verfügte der 
Kultusminister am 24. August 1875, daß das erzbischöf- 
liche Palais zu Köln, das dem Erzbischof zur Dienstwohnung 
eingeräumt worden war, bis zum 1. Oktober d. J. geräumt 
werde. Nun erhob der Erzbischof Paul Melchior als Ver- 
treter des erzbischöflichen Stuhles zu Köln beim Landgericht 
daselbst Klage, durch welche er das Eigentum des fraglichen 
Gebäudes in Anspruch nahm. 

e) Im Jahre 1897 veröffentlichte der Orientalist Oppert eine 
interessante Arbeit über die Handels- und finanziellen Opera- 
tionen eines chaldäischen Gottes der Stadt Sippara am Euphrat, 
des Gottes Samas, d. h. des Sonnengottes. Die Priester- 
genossenschaft) dieser Gottheit, die im Namen des Gottes selbst 
die Geschäfte betrieb, vermochte mindestens 3000 Jahre lang 
sich zu halten und ihre Operationen mit Glück durchzuführen. 
Sie lieh Geld zu einem sehr hohen Prozentsatz, vielleicht zu 
25 bis 33 ^/jj aus. Der Gott war auch Großgrundbesitzer und 
diese Thatsache hat zur Folge gehabt, daß man in Sippara 
keine Kontrakte über Terrainverkäufe aufzufinden vermochte, 
wldirend Schriftstücke dieser Art im übrigen Mesopotamien 
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sehr häufig sind. Der Gk)tt verpachtete seine Landereien 
und erhielt für jede Tonne Gebiet eine gewisse Anzahl von 
Tonnen Getreide, die zwischen drei und dreißig schwankte. 
Man besitzt genaue Abrechnungen auf Denkmälern. Der 
Gott vermietete Häuser in der Stadt; und man ist auch im 
Besitze von Rechnungsablegungen über den Verbrauch des 
von dem Gotte einkassierten Geldes. Er kaufte nur Sachen, 
die man ihm nicht als Geschenke verehrte, und verkaufte 
sie mit Nutzen wieder. 

2. Veiten besaß eigentümlich ein Hofgut, mit welchem eine 
Berechtigung auf Holzlieferungen aus dem benachbarten fiskali- 
schen Forste verbunden war. Dieses Gut veräußerte er an die 
Königliche Eisenbahndirektion Hannover, die es später an den Acker- 
mann Seil verkaufte. Seil erfährt nachmals von dem früheren 
Rechte des Hofes auf Holzlieferungen und nimmt nun diese Be- 
rechtigung der Königlichen Forstverwaltung gegenüber in An- 
spruch. Diese erwidert, daß das Recht durch den Kauf des Gutes 
seitens der Direktion doch wohl erloschen sei. 

Entscheidung? 

3. Im Jahre 1409 schloß die Stadt Alsfeld in Hessen mit 
dem Stephansstift zu Mainz einen Vergleich ab, wonach sie ver- 
sprach, einen infolge übernommener landesherrlicher Verpflichtung 
entstandenen Rückstand von 470 Gulden in bestimmten Jahres- 
zielen mit je 50 Gulden zu bezahlen. 

Da sie ihrem Versprechen nicht nachkam, wurde sie bei dem 
Kaiserlichen Hofgericht verklagt und in contumaciam verurteilt; 
worauf am 19. September 1418 Kaiser Sigismund von Ulm aus 
anordnete: „daß Wir von Römischer, Königl. Macht und Gewalt 
die Bürgermeister, Schöffen, Rat und Bürger gemeinlich, Manns- 
geschlecht und über vierzehn Jahr alt, zu Alsfeld in unsere und 
des Reiches Acht gethan und gekündet . ." 

Welcher eigentümliche Rechtsgrundsatz ist hier befolgt und 
zur Durchführung gebracht? Findet er sich im römischen oder 
in unserem' bürgerlichen Rechte? 

Wie verhält sich dazu GB. 89? Unter welchem veränderten 
Thatbestande würde dieser in obigem Rechtsfalle zur Anwendung 
gebracht werden können? 

4t* Durch den Bau einer Eisenbahn war die Verlegung einer 
Staatsstraße und zu diesem Zwecke die Wegsprengung eines Felsens 
nötig geworden. Durch die Sprengungen, welche von dem König- 
lich preußischen Regierungsbauführer Canegießer angeordnet wor- 
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den waren, haben wiederholt Sprengstücke das dem Klar gehörige 
Wirtshaus, einmal auch den darin befindlichen Klar selbst getroffen. 
Klar beschwerte sich bei Ganegießer; allein auf Yerfagung dieses 
letzteren wurden die Sprengungen und dabei weitere Beschädigungen 
trotzdem fortgesetzt; sogar in der Weise — wie sich spftter her- 
ausstellte — , daß überhaupt keine nötigen Vorsichtsmaßregeln bei 
der Vornahme der Sprengungen getroffen wurden. 

Wen kann nun Klar wegen des ihm zugefugten Schadens be- 
langen: den Bauführer; — die sprengenden Arbeiter; — die Unter- 
beamten, welche die Anordnung des Bauführers in der gedachten 
Art ausführten; — den Fiskus; — irgend einen der Genannten 
nach seiner Wahl; — oder den Fiskus subsidiär hinter anderen? 

5* Den Grundbesitzern, deren Grundstücke an einem Privat- 
flusse in Schlesien lagen, war von dem Amtsvorsteher aufgegeben 
worden, gewisse Bäumungsarbeiten vorzunehmen. Alle kamen 
dem nach; nur auf der Strecke, in welcher der Fluß fiskalisches 
Eigentum durchfloß, geschah es aus Nachlässigkeit des Kömg- 
lichen Oberförsters, dem es obgelegen hätte, nicht. Es entstand 
eine Überschwemmung. Der tiefer gelegene Grundeigentümer 
klagte gegen den Fiskus imd erwirkte dessen Verurteilung auf 
Ersatz von 1250 Jl. 

Ist gegen dieses Urteil Revision zulässig? 

GB. 89; EG. 77; CPO. 508; 509:2); GVG. 70:3); Preuß. 
AG. (v. 24. 4. 78) 39:2); [Bayr. AG. 26:2)]; Preuß. Ges. 
V. 24. 5. 61. 

6. Die Kirche zu B. hat ihre Gelder zum größten Teile in 
Staatsobligationen angelegt. Nun ist eine Obligation schon seit 
mehreren Jahren ausgelost, ohne daß es der Kirchenvorstand oder 
auch nur dessen Vorsitzender gewußt haben. 

Es fragt sich: 

a) Wer ist für die Zinsen verantwortlich: der Vorsitzende 
des Kirchenvorstandes, der Pastor, dem eine entsprechende 
Zeitung gehalten wird; — der Kirchenvorstand; — der 
Bankier, der den Ankauf besorgte und es auch übernahm, 
über die Verlosung zu wachen, aber vor einigen Jahren ge- 
storben ist? 

b) Wer ist legitimiert, die etwaige Forderung geltend zu machen? 

c) Wie wäre es, wenn die Hälfte jener Wertpapiere im Eigen- 
tume einer milden Stiftung gestanden hätte und von der 
B.'schen Kirche nur zu verwalten gewesen wäre? 
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XXI 

1. Ist in folgenden Fällen eine „Sache'' im Sinne des Ge- 
setzes gegeben? 

a^ Ein Stück Sumpf- und Moorland. 

b) Ein Sparkassenbuch ; — ein Wechsel. 

c) Die Photographie jemandes. 

d) Ein Bach, ein Springbrunnen, eine Kanne Wasser. 

e) Das Manuskript eines Romans. 

f ) Patent für ein Haarfärbemittel. 

g) Gas zu Beleuchtungs- oder Kochzwecken. 

h) Eine Postanweisung; — zehn Post-Packetadressen. 

2« Die Aktiengesellschaft „Städtische Elektrizitätswerke'' in 
Berlin hatte sich durch Vertrag vom 19. Oktober 1884 der 
Generalintendantur der Königlichen Schauspiele zu Berlin gegen- 
über zur Lieferung des elektrischen Stromes für die elektrische 
Beleuchtung der beiden Königlichen Theater in Berlin verpflichtet. 
Der Steuerfiskus verlangt für diesen Vertrag Stempel, weil es 
„ein Lieferungsvertrag von Sachen" sei. 

Mit Recht? 

3* Sind nachstehende Handlungen dem dabei angegebenen 
Strafgesetz verfallen? 

a) Der Restaurateur Lotz hat in dem Hofe hinter dem Hause 
sehr kunstvoll einen Schneemann errichtet, der allgemein an- 
gestaunt wurde und viele Gäste herbeizog. Einer der letzteren 
verübt an dem Schneemann Unfug und vernichtet dessen Gestalt. 

StGB. 303 ; „Wer vorsätzlich und rechtswidrig eine fremde 
Sache beschädigt oder zerstört, wird . . . bestraft." 

b) Der Maurermeister Seiler in Berlin hatte, nachdem auf seine 
bewegliche Habe ein Arrest ausgewirkt worden war, eine 
Hypothek durch Cession veräußert. 

StGB. 289: „Wer seine eigene bewegliche Sache . . . 
dem Nutznießer, Pfandgläubiger oder demjenigen, welchem an 
der Sache ein Gebrauchs- oder Zurückbehaltungsrecht zusteht, 
in rechtswidriger Absicht wegnimmt, wird . . . bestraft." 
4. Was ist in den folgenden Fällen der Gegenstand: des 
Eigentums; — des Besitzes; — des jeweiligen obligatorischen 
Vertrages? Weicht das GB. dabei vom römischen Rechte ab? 
a^ Ein Zweigespann, 
m Eine Rinderherde. 

c) Ein Bauerngut mit allem Inventar. 



§ 21. Gegenstand und Sache. 73 

d) Ein Paar Handschuhe. 

e) Eine Mandel Eier, — ein Dutzend Austern. 

f) Ein Tafelservice, — eine Tasse, aus Ober- und Untertasse 
bestehend, — ein Besteck MesSer und Gabel. 

g) Ein Bienenstand. 

h) Ein Konversationslexikon in 16 Bänden, — in Lieferungen 

erscheinend, 
i) Ein Beißzeug oder Farbenkasten. 
k)Ein Gestüt. 
1) Ein Cigarrengeschäfb. 

5. Nöllner übersendet der Brauerei Fürst in A. durch den 
Fuhrmann Bitter 16 Ballen Hopfen im Werte von. je 35 Jl* 
Auf dem Transporte gehen vier Ballen zu Grunde. Die übrigen 
zwölf werden, da Fürst die Annahme mit Fug verweigert, in A. 
für 310 Jif (anstatt 420 JC) versteigert. 

Es fragt sich, ob Nöllner nur viermal 35 ^, oder auch noch 
110 JC ersetzt verlangen kann? 

HGB. 429: „Der Frachtführer haftet für den Schaden, welcher 
durch Verlust oder Beschädigung des Frachtgutes seit der Em- 
pfangnahme bis zur Ablieferung entstanden ist, . . . ** 430: „Muß 
auf Grund des Frachtvertrages von dem Frachtführer für gänz- 
lichen oder teilweisen Verlust des Gutes Ersatz geleistet werden, 
so ist der gemeine Handels wert . . zu ersetzen . . *' 

6« Der Konkursverwalter der falliten Firma Günther klagt 
gegen denjenigen der ebenfalls in Konkurs verfallenen Firma 
Naumann auf Ausantwortung der gesamten Naumann'schen Masse, 
da Naumann laut beigebrachter Vertragsurkunde vor einem Viertel- 
jahre sein ganzes Vermögen käuflich auf Günther übertragen 
habe, und mithin Günther, der den Kaufpreis durch Aufrech- 
nung mit ausstehenden Forderungen gegen Naumann sofort ge- 
tilgt habe, Eigentümer jenes Vermögens geworden sei. 

Ist dieser Anspruch begründet, und warum oder warum nicht? 

?• Kullmann war Gläubiger des Pözl und sollte ihm weitere 
Vorschüsse geben. Zum Zwecke der Deckung verkaufte und tra- 
dierte Pözl an Kullmann das gesamte zum Inventar seines, des 
Pözl, Gutes gehörige Vieh. 

Dabei wurde in besonderer Urkunde folgender Vertrag unter 
ihnen noch abgeschlossen: 

„Pözl behält auch noch nach der Tradition das verkaufiie Vieh 
bis auf weiteres zur landwirtschaftlichen Benutzung in Miete, 
dergestalt, daß er, wie seither, selbiges verwenden, gebrauchen 
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und sämtliche Aufkünffce davon ziehen soll, hinwiederum aber 
auch verpflichtet ist, für die Fütterung und Erhaltung des Ganzen 
nach besten Kräften zu sorgen. Selbst der Verkauf und das 
Schlachten einzelner ab^üigiger und überflüssiger Stücke ist dem 
Pözl gestattet; insoweit solches bei einem ordentlichen Wirtschafbs- 
betriebe üblich und nötig ist. Doch -sollen an die Stelle der 
demgemäß ausrangierten, oder auf sonstige Art, also auch durch 
Absterben etwa wegfallenden Stücke eine entsprechende Zahl von 
Zuzucht und die von Pözl mit dem gelösten Eau^elde neu er- 
worbenen Stücke stets sofort wieder eintreten." 

Als nun Pözl später in Konkurs verfiel, vindizierte Kullmann 
das vorhandene Vieh. 

Wie ist dieser Anspruch rechtlich zu beurteilen? 

xxn 

1. unter welche Eechtsbegriffe sind die im Kommenden auf- 
geführten Sachen zu bringen? 

a) Von einem Hamburger Kaufhaus werden einem Agenten in 
Barcelona 100000 Kilo Wicken zum Preise von 2 1^/^ Pesetas 
per 100 Kilo angeboten. 

b) Der Senat der freien Hansestadt Bremen übermittelte 
dem Fürsten von Bismarck zu dessen 80. Geburtstage am 
1. April 1895 als Geschenk einen Korb mit 12 Flaschen alten 
Weines von 1483 aus dem Bosenfaß im Bremer Ratskeller. 

c) Ein Drogengeschäft wurde im ganzen verkauft. Der Käufer 
übernahm dabei „am 1. Oktober 1897 sämtliche Vorräte der 
verkaufenden Firma in allen Copalen, Asphalt, Bernstein, 
soweit sie vor dem 1. Juli 1897 vorhanden waren, zum 
Preise der letzten Bilanz, soweit sie später eingegangen sind, 
zu denjenigen Preisen, zu welchen sie im Buche stehen. 
Ebenso die am 1. Oktober 1897 noch schwimmende oder 
rollende Ware in den gedachten Waren zu Originalfaktura- 
preisen der verkaufenden Firma." 

d) An einen Mühlenbesitzer gelangte von einem ihTn bekann- 
ten Domänenpächter ein Brief: „Falls Sie Neigung haben, 
meinen Weizen zu kaufen, so bitte ich um baldiges Gebot;. 
Ich habe einen Vorrat von 3000 Himten." Der Empfönger 
telegraphierte darauf: „Kaufe 3000 Weizen 7 Mark"; worauf 
der Verkäufer wieder depeschierte : „Zu 7 Mark acceptiere ich." 

\ 2« ' Das Bankhaus Lochmann hatte im Aufbrag des Meyer für 
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5100 fl. Elisabethbahn-Prioritäten gekauft und mit ihren Nummern 
bezeichnet auf Depot-Konto dem Meyer gutgeschrieben. Nachmals 
Hagt Meyer auf Herausgabe ftind zwar im Urkundenprozeß. 

Das beklagte Bankhaus wollte verschiedene sachliche Ein- 
wendungen und Gregenansprüche vorbringen und bestritt deshalb 
die Zulässigkeit der gewählten Prozeßart. 

OPO. § 555 : „Ein Anspruch, welcher die Zahlung einer be- 
stimmten Geldsumme oder die Leistung einer bestimmten Quantität 
anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere zum Gegenstande 
hat, kann im ürkundenprozesse geltend gemacht werden, wenn 
die sämtlichen zur Begründung des Anspruches erforderlichen 
Thatsachen durch Urkunden bewiesen werden können." 

Entscheidung? 

3. Die Maschinenfabrik von Böhrig und König in Magdeburg 
hatte einer in der Provinz Sachsen gelegenen Zuckerfabrik zwei 
Maschinen zum Zwecke des Fabrikbetriebes der Bestellerin nach 
speziellem Anschlage und auf Grund besonderer Zeichnungen zu 
liefern. 

Welchen Gesetzesbestimmungen unterliegt dieses Rechtsverhält- 
nis? Vgl. GB. 651; HGB. 381, 2. 



4. Durch schriftlichen Vertrag hatte Kern einen Anbau an 
einer Scheune in der Weise gekauft, daß er diesen Anbau ab- 
zubrechen und fortzuschaffen habe. Kern weigert sich später 
dessen, weil der Vertrag nach GB. 313 nicht gültig sei. 

Hat er Recht? 

5. Der Landwirt Pfort, der kinderlos verstorben war, hatte 
für diesen Fall mit seiner Ehefrau durch Ehevertrag bestimmt, 
daß „die fahrende Habe dem Letztlebenden von ihnen erblich ver- 
bleiben, alles übrige beigewendete Vermögen aber auf die beider- 
seitigen nächsten Anverwandten zurückfallen^^ solle. 

Seine Erben verlangten nun klagend von der Witwe, die den 
ganzen Nachlaß besaß, Ersatz folgender Posten: 1) Den während 
der Ehe eingegangenen Erlös für Grundstücke, welche der Erb- 
lasser von seinem Vater während der Ehe erblich erhalten und 
verkauft hatte, im Betrage von 3050 JH\ 2) 400 Jl Kaufgeld 
für einen von dem Vater des Erblassers verkauften Acker, welcher 
dem letzteren zugefallen und während der Ehe vereinnahmt worden 
war; 3) 750 ^, die dem Pfort als Erbteil von seinem Bruder 
zugefallen und als Kaufgeld für Grundstücke verrechnet worden 
waren, die Pfort während der Ehe erkauft hatte. 
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Die Witwe wandte ein, daß diese Beträge zur fahrenden Habe 
gehörten. 

Welcher der Streitteile ist im besseren Rechte? 



xxm 



1. Findet auf folgende Thatbestände GB. 93 oder 94 oder 95 
oder 96 Anwenduug? 

a) Es war ein im Grundstücke eines Gärtners lagernder Kompost- 
haufen (Haufen Erde, der mit Blättern, Abfall u. dgl. ver- 
mischt ist und zur Verbesserung des Bodens verwandt wird) 
verkauft worden. 

b) Von einer Fabrik wird aus ihrem Grundstück heraus auf 
Grund besonderen Vertrages ein Anschlußgeleise nach dem 
benachbarten Bahnhofe, also auf dem Grund und Boden der 
Bahn gelegt. 

i c) Ein Blumenfreund pflanzt fremde Top^flanzen in ihm ge- 
j hörige Töpfe und Erde; — oder er zieht sie aus fremdem 
I Samen oder fremden Stecklingen. 

'; d) Ein Gerber hat zum Betriebe seines Handwerks einen höl- 
zernen, dem Windzuge allseitig offenstehenden Schuppen auf 
gemietetem Grund und Boden errichtet, und zwar in der Weise, 
daß sechs gemauerte Pfeiler aufgestellt wurden, aufweichen die 
hölzernen Säulen, die durch hölzerne Spangen verbunden waren, 
frei standen, ohne in eine Vertiefung der Pfeüer eingelassen 
zu sein. 

Cf. 1. 60 D. de ARD. (41, 1). 
e) Es ist ein öffentlicher Weg schadhaft geworden. Ein An- 
lieger bessert ihn mit Genehmigung der Gemeinde, der der 
Weg gehört, aus, bringt die dabei abgegrabene Erde vom 
Wege an dessen Seite und schichtet sie dort auf seinem 
Grundstücke in Haufen auf, die sich also an den Straßen- 
körper anlehnen. 
3. Uhrig verpflüidete dem Allwohn sein Grundstück für ver- 
schiedene von letzterem vorgeschossene Darlehen. Späterhin wurde 
auf dem Grundstücke des Becker, welches unmittelbar neben dem 
des übrig lag, ein Haus errichtet, das zum kleineren Teile über 
das Grundstück des Becker hinausging und auf demjenigen des 
Uhrig stand. Balhom, welchem — jedoch später wie dem All- 
wohn — sowohl das Grundstück des Uhrig, wie das des Becker 
wegen Darlehns verpfändet waren, brachte beide zur Versteigerung. 
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Nach welchen Grundsätzen wird die Verteilung des Steig- 
erlöses zu erfolgen haben? 

3. Zwei Geschwister, welche ihre Eltern beerbt haben, kommen 
bei der Erbteilung dahin überein, daß A. das Eigentum am Erd- 
geschoß, 6. dasjenige am oberen Stockwerke ihres elterlichen 
Hauses haben solle. 

Was für ein Rechtsverhältnis liegt hier vor? Wie steht es 
mit dem Dache, den Kaminen, Treppen, der Wasserleitung? 

4. Bichel erhebt bei dem Landgericht Weimar gegen Herr- 
mann folgende Klage: 

Herrmann verkaufte mir für 18600 JH das Haus in Bitter- 
gasse Nr. 4, neben seinem Wohnhause Nr. 5 gelegen. In dem 
Kaufbriefe hieß es: „Zu dem verkauften Hause soll der unter 
dem Hause Nr. 5 befindliche Keller und die aus dem Hofe des 
letzteren in jenen fahrende Treppe käuflich und eigentümlich 
überlassen werden; Verkäufer wird eine Thüre über der Treppe 
und dem Kellerhalse gewölbt herstellen.^' Die 18600 JH habe 
ich bezahlt. Ich bitte, den Beklagten zu verurteilen, daß er für 
die mir zugesicherte Übereignung des Kellers sorge. 

Beklagter beantragt Abweisung der Klage. Er hätte ja dem 
Kläger gerne das Eigentum an Keller und Treppe verschafft, aber ein 
Jurist habe ihn auf die Weimar'sche Verordnung vom 12. März 1841 
aufinerksam gemacht, mit § 166: „Bei Teilung von Gebäuden 
hat das (um Bestätigung eines Veräußerungsvertrages angerufene) 
Gericht, mit Beachtung des Bechtsgrundsatzes, daß kein Gnmd- 
eigentum über oder unter fremdem Grundeigentum stattfinden 
kann, für genaue Angabe der abzutretenden Bäume zu sorgen.'* 
Er sei also ganz unverschuldet in der gesetzlichen Unmöglichkeit, 
der Klage nachzukommen. 

Was ist Bechtens? Wie würde nach dem GB. zu urteilen sein? 



5. Es ist ein großer Bauernhof verkauft worden; bei der 
Übergabe entsteht Zweifel und Streit darüber: ob die nachbe- 
nannten Gegenstände dem Käufer mitzuliefern sind oder von dem 
Verkäufer fortgeführt werden dürfen (GB. 314)? 

a) Die Zaunpfähle, mittels deren der Hof von der Straße und 
von dem Garten abgetrennt ist. 

b) Die Hundehütte; -- der Kettenhund. 

c) Der Böhrentrog am Brunnen; — die Kette des Ziehbrunnens; — 
der Eimer an dieser Kette; — die WeUe, um welche die 
Kette sich windet. 
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d) Gardinen im Wohnhause; — Gardinenstangen; — eingegipste 
Haken far Spiegel. 

e) Die auf der Kellertreppe hängenden Feuereimer; — die 
Glocke an der Hausthüre; — Elingelzüge und Drähte in 
den Zimmern: 

f) Eine im Hause eingebaute Uhr; — Öfen; — Wandleuchter; — 
Laternen vor dem Hause und Stalllatemen. 

g) Kasten und Fenster zu Mistbeeten; — Blumenstäbe und 
Bohnenstangen; — vorhandener Dünger. 

h) Topfbutter in der Küche; — die zum Betriebe, sowie die 
zur Veräußerung bestimmten VonÄte an Getreide, Stroh, Holz 
und anderen Gutserzeugnissen. 

i) Krippen und Tröge; — Melkschemel; — Regale, Anrichten, 
befestigte Weinschränke; — Ketten an der Stallwand; — 
um das Vieh daran zu binden. 

k) Ein in der Brennerei angebrachter Brennerei- und Destillier- 
appart. 

1) Werkzeuge und landwirtschaftliche Geräte; — eine Dresch- 
maschine. 

6. Anfrage bei einem Rechtsanwalt. 

„Ich habe mir in meiner Wohnung als Mieter zwei Privat- 
Mingeln anlegen lassen; bestehend aus fünf Elementen und zwei 
Klingeln nebst dazu gehörigem Draht. — Das Haus ist jetzt in 
Subhastation gewesen, und der neue Besitzer verlangt nun, daß 
ich bei meinem jetzigen Auszug meine Privatklingeln nebst Zu- 
behör unentgeltlich da lassen soll, weil sie das rechtliche Schick- 
sal des Hauses zu teilen hätten. Bin ich dazu verpflichtet?" 

7. Gegen den Schuhmachermeister Philipp Stein zu Fulda erhob 
der Rentner G. Wilhelm von da Anzeige bei dem Staatsanwalt: Stein 
habe ihm für ein Darlehn sein Haus verpf^det; bei der Zwangs- 
versteigerung sei es ihm, dem Wilhelm, gerichtlich zugesprochen 
worden; nach der Besitznahme habe sich gezeigt, daß Stein zwei 
große eiserne Öfen und einen Kochherd mit sich genommen, als er 
nach der Versteigerung mit seiner Familie das Haus verlassen habe. 

Es fragt sich, ob Stein strafrechtlich veranwortlich ist? 

8. Von dem Weinberge eines Ökonomen, woselbst die Wein- 
bergpf^hle ausgezogen und in sechs verschiedene Haufen zusammen- 
gestellt waren, wurden im Januar von A. und B. etwa 40 Stück 
diesear PflLhle entwendet. Der Staatsanwalt erhebt Anklage wegen 
Diebstahls (RStGB. § 242). Das Strafgericht betrachtet aber 
jene That als Felddiebstahl, strafbar nach partikularem Polizei- 
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Strafgesetzbuch (£G. z. BStOB. § 2 Abs. 2: „In Kraft bleiben die 
besonderen Vorschriften des . . Landesstrafrechtes, namentlich über 

strafbare Verletzungen der Forst- und Feldpolizei-Gesetze. . ") 

Gründe: Jene Pfähle seien Pertinenz des Weinstockes, Aneignung 
von letzteren sei nur Feldpolizeiübertretong, so könne die der 
Zubehör nicht harter gestraft werden, cf. 1. 47 D. de 0. E. (18, 1). 
Der Staatsanwalt legt hiergegen Revision ein, und ist über 
selbige zu erkennen. 

9. Die herzoglich v. D.'sche Verwaltung war verpflichtet, die 
Kirche im Dorfe Bimbach zu unterhalten. Es entsteht Streit, ob 
dies auch auf die innere Einrichtung (Altar, Kirchenstühlc u. s. w.) 
gehe? Und ob sie auch für gute Glocken sorgen müsse? 

10. Durch Bergbau wurden Gasleitungsröhren so verletzt, 
daß Brüche und Undichtigkeiten entstanden, und die Gasanstalt 
durch die schadhaften Röhren um so viel mehr Gas den Kon- 
sumenten zuleiten mußte. 

Kann sie diesen Schaden ersetzt verlangen? 

Preuß. Berggesetz vom 24. Juni 1865, § 148: „Der Berg- 
werksbesitzer ist verpflichtet, für allen Schaden, welcher dem 
Grundeigentume oder dessen Zubehörungen durch den Betrieb 
des Bergwerkes zugeführt wird, vollständige Entschädigung zu 
leisten." 

11. Ein MöbelhAndler hatte einem Gastwirt Möbel verkauft 
und bis zur Bezahlung des ganzen Kaufpreises sich daä Eigentums- 
recht vorbehalten. Als das Gasthofsgrundstück zur Subhastation 
gelangte, waren die Möbel noch nicht vollständig bezahlt. Der 
Möbelhändler klagte gegen den Ersteher des Grundstückes auf 
Herausgabe der Möbel. Der Konkursverwalter erachtete die An- 
sprüche jenes nur bezüglich derjenigen Möbel für begründet, 
welche zum persönlichen Gebrauche des Gastwirts bestimmt ge- 
wesen; dagegen nicht, soweit die Möbel in den Fremdenzimmern 
und in den Restaurationsi^umen Verwendung gefunden. Denn so 
weit seien die Möbel Zubehör des versteigerten Gasthofes ge- 
worden und die Eigentumsrechte an ihnen auf den Ersteher des 
Grundstücks übergegangen. 

Es ist Urteil mit Gründen auszuarbeiten. 



XXIV 

1. Ein verpachtetes Grundstück wurde überschwemmt, und 
es blieb auf ihm eine Art von Sand zurück, die wegen ihrer 
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Brauchbarkeit für verschiedene industrielle Zwecke ziemlich ge- 
sucht ist. Der Pachter ließ den Sand wegschaffen und verkaufte 
ihn. Dagegen erhob der Verpächter Einsprache, weil der Sand 
keine Frucht, sondern ein Zuwachs seines Grundes sei. 

Wer hat den rechtlichen Anspruch auf den Sand, oder dessen 
Erlös, oder dessen Wert? 

3. Eine Wiese steht im Nießbrauche. Sie gewährt nach eini- 
ger Zeit keinen rechten Grasertrag mehr, weil der Grund torf- 
artiger Natur ist. 

Darf nun der Nießbraucher den 1?orf ausheben und für sich 
verwenden? 

3. Die Witwe Littmann war Nießbraucherin eines Bauern- 
gutes, zu welchem ein beim Beginne ihres Nießbrauches mit Holz 
bestandenes Grundstück gehörte. Sie ließ dieses Holz, das in- 
folge der früheren Urbarmachung der anstoßenden Waldungen 
im Absterben begriffen war, fällen und verkaufen und zog den 
Erlös im Betrage von 450 ^ ein, wahrend das betreffende Grund- 
stück zu Ackerland umgewandelt wurde. 

Der Vormund des noch minderjährigen Eigentümers verlangte 
jene Summe heraus, weil sie nicht als Frucht zu betrachten sei. 
Mit Recht? 

4. Eine trächtige Kuh wird mit Ausschluß des zu gebärenden 
Kalbes verkauft und dem Käufer sofort übergeben. 

Steht dem Käufer in betreff des später geborenen Kalbes die 
Vindikation oder nur ein persönlicher Anspruch zu? 

Müßte, wenn die Kuh auf dem Transport das Kalb wirft, 
für dieses besondere Frachtgebühr bezahlt werden? 

Of. 1. 19 § 7 D. locati (19, 2). 

5. A. verkauft dem B. einen Garten im Mai und überträgt 
alsbald das Eigentum auf den B. ; nimmt aber, wie die Vertrags- 
urkunde sagt, die Obsternte des laufenden Jahres von der Ver- 
äußerung aus. 

Wie ist das rechtlich zu charakterisieren und durchzuführen? 

6. P. hat von E. einen Acker gepachtet und auf diesem 
Weizen gesäet. Als dieser geschnitten werden soll, finden des P. 
Knechte auf d;em Felde Leute des E. vor, welche den Schnitt 
hindern wollen. Die ersteren vertreiben aber letztere mit Gewalt 
und bringen das Getreide nach Hause. 

Wie steht es mit dem Eigentum am Weizen; und wie mit 
obligatorischen Ansprüchen? 

7. Der Pachter der Domäne Burow hat vom Fiskus Ge- 
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stattung erhalten, auch den zur Domäne gehörigen Wald in 
ordnungsgemäße forstliche Behandlung und Nutzung zu nehmen. 
Er schließt daher mit einem Holzhändler einen Kaufvertrag über 
eine bestimmte Anzahl von Stämmen, die von dem Käufer selbst 
gehauen und abgeholt werden sollen; die hierzu bestimmten 
werden von dem Händler mit einem Holzhammer gezeichnet. 

Verschiedene Umstände machen es bald danach dem Pachter 
wünschenswert, sein gesamtes Verhältnis zur Domäne zu lösen; 
er wird vom Fiskus seines Kontraktes entlassen. 

Wie steht es nun mit den von dem Holzhändler gekauften 
Stämmen? Welche Bechtsverhältnisse liegen vor; welche Ansprüche 
sind begründet? An wen kann sich im besonderen jener Händler 
halten, und worauf? 



XXV 

1. Sind folgende Handlungen zulässig, oder können bestimmte 
Personen dagegen rechtlich auftreten? 

a) Ein Grundbesitzer sanunelt das auf seinem Grund und Boden 
hervortretende Quellwasser, welches seither gewissen Neben- 
flüssen der Kinzig zugeflossen ist, und verwendet es in 
seinem wirtschaftlichen Betriebe. Dadurch wird der Kinzig 
so viel Wasser entzogen, daß mehrere Mühlen an ihr nun 
nicht mehr betrieben werden können. 

b) In einen Bach, der mehrere Grundstücke durchfließt, leitet 
der eine Grundeigentümer, ein Färber, aus seiner Färberei 
Abfälle und sonstige verunreinigende Substanzen. 

c) Der Freiherr von Fach, welcher auf beiden Seiten der Fulda 
Ländereien besitzt, läßt diese durch eine auf seine Kosten 
errichtete Brücke verbinden. 

3. Der Zirknitzer See in Krain gehört zu den merkwürdigen 
Seen, die in der warmen Jahreszeit regelmäßig verschwinden und 
den armen üferbewohnem eine ergiebige Heu- und Binsenemte 
bieten. Der See, unweit der Adelsberger Grotte in einem von 
Kalksteingebirgen gebildeten Kessel ohne Ausgang liegend, hat 
einen größten Flächenraum von 56 qkm und eine mittlere Tiefe 
von 6 m. In ihm befinden sich vier Inseln, auf deren größter 
das Dorf Otok liegt. Der Verkehr wird mit Kähnen bewerk- 
stelligt. Der Grund hat zahlreiche Höhlen und Spalten. 40 trich- 
terähnliche Löcher bilden natürliche Abzugskanäle. Das ablaufende 
Wasser tritt in der Laibacher Ebene in zwei Flüssen wieder zu 

Stammler, Übangen L 6 
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Tage. Dieses Jahr ist nnn der See im Sommer nicht in die 
Unterwelt verschwunden, im Gregenteil, er trat sogar über seine 
Ufer und überflutete die Gegend um Seedorf. Auch die Poik, 
die in ihrem Oberlauf bei St. Peter alljährlich längere Zeit hin- 
durch ein Staubbett ist, ließ dieses Jahr lustig und ohne Unter- 
brechung ihre Wässer rauschen und sprudeln. 

Ist das nun ein „Privatsee"; steht er — nach römischem, 
preußischem oder heutigem bürgerlichen Bechte — im Eigentum 
jemandes? Wie verhält es sich rechtlich mit der Nutzung des 
Bodens, — des Ufers, — des Wassers? Wie mit Fischerei und 
Schiffahrt? Was wäre die Folge, wenn eine neue Insel sich im 
See bildete? 

3. Der Eigentümer einer an der Klunkau, einem öffentlichen 
Flusse gelegenen Wassermühle, zu deren Betrieb das Wasser des 
Flusses seit länger als Menschengedenken als ein Becht benutzt 
worden ist, erhebt folgende Klage: 

Vor einiger Zeit sei oberhalb seiner Mühle eine Zuckerfabrik 
angelegt worden, welche aus der Klunkau Wasser entnehme, das- 
selbe, nachdem es gebraucht worden, zum Zwecke der Desinfek- 
tion über Rieselfelder leite und es hiemach, noch oberhalb der 
Mühle, in den Fluß zurückfahre. Dabei gehen mindestens 20*^/^ 
Wasser verloren, und könne er seine Mühle nicht wie bisher be- 
treiben, da die Zuckerfabrik auch bei niedrigem Wasserstande, 
da das ganze Wasser zum Mühlenbetrieb erforderlich war, ab- 
geleitet habe. 

Die Beklagte macht geltend, daß ein öffentlicher Fluß von 
allen Anliegern frei benutzt werden dürfe; die Mühlen hätten 
in dieser Hinsicht vor den übrigen gewerblichen Anlagen nichts 
voraus. 

Wie ist zu entscheiden? 

4. Die Beer durchfließt das Dorf Niederbeerbach. Bei ihrem 
Austritte aus dem Orte zweigt ein Mühlgraben nach der dem 
Geibel gehörigen Mühle ab; bevor der Graben abzweigt, liegen 
im Flüßchen zwei Fachbäume quer aufeinander. 

Die Gemeinde klagt gegen G«ibel, weil er den oberen Fach- 
baum vor einiger Zeit unbefugterweise selbst gelegt habe; wo- 
durch sich das Wasser im Übermaße staue und häufig die Orts- 
straße überschwemme. Verlangt wird Entfernung des oberen 
Fachbaums und Schadensersatz. 

Der Beklagte wendet ein, daß er ein Recht auf den Besitz 
des Wehres in der durch den oberen Fachbaum angezeigten Höhe 
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ersessen habe, da jener Fachbanm in der That schon über zehn 
Jahre so liege. Die Beer sei weder schiff- noch flößbar. 

Entscheidung? 

5. Zwischen dem gewöhnlichen Leinpfade an dem Orte Filzen 
und dem Saarflusse tritt bei kleinerem Wasser der Boden hervor, 
auf welchem Gras wächst und von der Wasserbaubehörde vor 
Jahren zum Zweck der Stromkorrektion Buhnen angelegt und 
mit Weiden bepflanzt worden sind. Die Gremeinde Filzen bean- 
sprucht nun, als Eigentümerin des Bodens zur Gras- und Weiden- 
nutzung berechtigt zu sein; indessen sich der Fiskus auf 1. 1 
§ 7, 1. 3 D. de flumin. (43, 12) beruft. 

Wer ist im Rechte? 

6. Das Flüßchen Liederbach, das noch heute munter durch 
alle Straßen der Stadt Alsfeld plätschert, ist in dieser eigenartigen 
Weise schon im Jahre 1350 durch dieselbe geleitet worden. 
Landgraf Heinrich U. beurkundete in jenem JaJire, daß, ,,weil 
seine lieben getreuen Bürger zu Alsfeld Kosten und Arbeit da- 
von hätten, die Liederbach in die Stadt zu karen und zu gelei- 
ten, er ihnen das, was sie desselben Wassers genießen, wohl 
gönne, weil es mit seinem guten Willen sei." 

Vor kurzem entstand Streit zwischen der Stadt Alsfeld und 
dem Wiesenbesitzer Kalbfleisch von Altenburg, von welchem man 
entdeckte, daß er mittels Zuleitungsgräbchen, die am Ufer der 
Liederbach angebracht waren, Wasser auf seine angrenzenden 
Wiesen leitete. 

In dem daraus erwachsenen Prozeß kam es auf folgende 
Bechtsbehauptungen der Streitteile an: 

Kalbfleisch erkannte an, daß die Liederbach ein öffentlicher 
Fluß sei, stützte sich aber darauf, daß an ihren Ufern schon seit 
undenklichen Zeiten dergleichen Wasserleitungsgräbchen sich be- 
fänden, und die auf seine Wiese führenden schon über dreißig 
Jahre existierten. In der Urkunde von 1350 liege auch gar 
kein Privilegium. 

Die Stadt Alsfeld dagegen berief sich darauf, daß man die 
letztere allerdings so auslegen müsse und niemals anders auf- 
gefaßt habe. Im besonderen wurde angeführt: Unter dem 11. Juli 
1558 verliehen „Bürgermeister, Bath und vier Mannen von 
Zünften und Gemeinde" dem fürstlichen Bentmeister G«orgGerigk, 
— der das bestehende Bechtsverhältnis doch kennen mußte — 
einen „Wasserfall auf der Liederbach" zur Anlegung einer Mühle: 
„doch soll er auch nicht daraus zu wässern haben, sondern soll 

6* 
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ihm dasselbige wie anderen Bürgern ganz und gar verboten sein 
und bleiben ;'* auch in .der Folge hat die Stadt das alleinige Yer- 
fügungsrecht über den Lauf und die Verwendung der Liederbach, 
wo es ihr von Privaten mißachtet wurde, mit Erfolg gehandhabt, 
— es werden aus dem 17. Jahrhundert aus den slÄdtischen Akten 
und dem Salbuche der Pfarrei Alsfeld eine Beihe von Fällen dar- 
gethan — zuletzt 1742 der Pfarrei gegenüber. Gregen das hier- 
nach feststehende Privilegium könne dem Gegner seine angebliche 
Verjährung nichts helfen; um so weniger, als an dem in Rede 
stehenden flumen publicum Privatrechte in gewöhnlicher Weise 
nicht beginnen und bestehen könnten. 

Welche der Parteien hat das bessere Recht für sich? 



7. Der Kommerzienrat Nölthy hat von der Walpurgiskirche 
für sich, seine Familie und seine Nachkommen einen abgeschlossenen 
Eirchenstuhl gekauft. 

Wie ist das juristisch aufzufassen? Ist der Vertrag rechtlich 
gültig und bindend? 

8. Der Freiherr von Finck erhebt gegen die Gräfin Bundan 
Klage, weil auf dem an sie verkauften Rittergute Gelmershausen 
das dort angelegte Erbbegräbnis derer von Finck durch die 
Käuferin zerstört worden sei. 

Letztere erwidert, daß das Gut ohne Vorbehalt an sie ver- 
kauft worden sei. Worauf Kläger repliziert, daß durch die vor- 
malige Konsistorialgenehmigung zur Anlegung des Erbbegräbnisses 
dieses extra commercium geworden sei und zur persönlichen Ver- 
fügung der betreffenden Familie stehe; er beruft sich im beson- 
deren auf 1. 3 pr. § 8, 1. 7, 1. 9 D. de sepulcro violato (47, 12). 

Entscheidung? 

9. Ein vormaliger Kirchhof ist seit langen Zeiten nicht mehr 
ab Begräbnisplatz benutzt worden; die Einfriedigung besteht 
gleichfalls seit Menschengedenken nicht mehr, und es ist der 
ganze Platz stets als öffentliche Anlage, als Zugang zu der an- 
liegenden Kirche, deren Friedhof er früher gewesen war, und 
als allgemeiner Verkehrsplatz vom Publikum benutzt worden. 

Jetzt erhebt sich Streit über Eigentumsrecht und Verkehrs- 
fähigkeit des Platzes. Was ist hierüber zu bemerken? 

10. Der Stadtrat von West Bromwich war so zufrieden mit 
den langen und wertvollen Diensten, die ihm der Kirchhofauf- 
seher William Finch geleistet hat, daß er diesem treuen Diener 
seinen Dank durch ein besonderes Geschenk ausdrücken wollte. 
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Er ließ deshalb dem getreuen William einen Platz im Kirchhof 
als Grab fiir sich einräumen, mit der Erlaubnis, sich in diesem 
Grabe begraben zu lassen. 

Was liegt hier rechtlich vor? 

11. Ein Mädchen verkauft ihr noch unabgeschnittenes Haar 
einem Friseur für 30 Ji. Später weigert sie sich, dasselbe ab- 
schneiden zu lassen. 

Ist eine Klage auf Überlieferung des verkauften Gegenstandes 
zulässig? 

Welches wurde die privatrechtliche Folge sein, wenn der 
Haarkünstler, der das Geld schon bezahlt hat, den Zopf der Ver- 
käuferin mit Gewalt oder unversehens abschneidet? 

Ist privatrechtlich ganz dasselbe, wie betreffe jenes Haares, 
zu sagen für: das Gold in plombierten Zähnen; — einen ange- 
schnallten Stelzfaß; — die eiserne Hand des Götz von Berli- 
chingen? 

18. Der Professor Dr. med. Meckel in Halle a. S. hatte letzt- 
willig bestinmit, daß er nach seinem Tode auf der Anatomie 
seziert und sein Skelett dortselbst in sachgemäßer Behandlung 
zusammengefügt und dauernd aufgestellt werden sollte. 

Es ist auch thatsächlich genau nach seinem Wunsche verfahren 
worden; fragt sich aber: 

a) Hätten die Erben gegen ihren Willen zu der Ausfahrung 
jener Disposition gezwungen werden können? 

b) Es wird des öfberen von sog. Verkäufen an die Anatomie 
berichtet, wobei heruntergekommene Subjekte gegen Zahlung 
einer kleinen Geldsunmie sich bereit erklären, nach ihrem 
Tode auf der Anatomie seziert zu werden. Sind sie daran 
gebunden ? Oder können sie wenigstens unter Zurückzahlung 
des erhaltenen Geldes zurücktreten? 

c) Da in England die Hergabe von Leichen zu medizinischen 
Sektionszwecken durch Gesetz verboten ist, die dortigen Me- 
diziner aber der Leichensektion zu ihren Studienzwecken nicht 
entbehren können, so hat sich im Laufe der Zeit eine förm- 
liche Leichenausfuhr aus Belgien nach England herausgebil- 
det. Eine Sektionsleiche erzielt am Londoner Platze einen 
Minimalpreis von 5 Pfund; die Leichen werden in Belgien 
antiseptisch imprägniert und verpackt, und gelangen so in 
vorzüglich erhaltenem Zustande am Orte ihrer Bestimmung an. 

Ist dies nach imserem Bechte gültig? Wie verhält sich 
dieser Fall rechtlich zu demjenigen der vorigen Frage? 
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d) Wem steht im obigen Falle das Eigentumsrecht an dem 
Skelett zu? 

e) Wer war Eigentümer des Verstorbenen, ehe die genannte 
Verfugung zur Ausfuhrung kam? 

18. In Brooklyn hatte vor kurzem Dr. Hawthom dem Millionär 
Bridges sein rechtes Bein amputiert. Um für sich Reklame zu 
machen, hat der Doktor das Bein in Spiritus in seinem Warte- 
zinuner aufgestellt und es mit der Aufschrift versehen: „Dieses 
Bein gehörte einst Mr. Dasy Bridges, ich habe es ihm am 
14. August 1894 glücklich amputiert." Mr. Bridges will aber 
„sein" Bein nicht zu Schau- und Reklamezwecken hergeben. 

Kann er es im Wege Rechtens verhindern? 



14. Der Gasthofsbesitzer Thylmann klagt gegen die Stadt H. 
und nimmt einen vor seinem Hause gelegenen gepflasterten Streifen 
an der öffentlichen Straße für sich in Anspruch. Seit mehr als 
30 Jahren sei dieser Fleck von ihm und seinen Gästen mit Aus- 
schluß Dritter dazu benutzt worden, um Fuhrwerk daselbst stehen 
zu lassen, Tische und Stühle im Wirtschafbsbetriebe dort zu 
haben. Jetzt wolle die Stadt es nicht dulden. Er behauptet, 
das Eigentum ersessen zu haben und macht eventuell Servitut 
geltend. 

Kann der Beklagten zur Aufnahme und Durchfechtung des 
Rechtstreites juristisch zugeraten werden? 

15. Waker fragt bei einem Rechtsanwälte an: 

„Ich besitze in der Altenwieker Feldmark vor der Stadt 
Braunschweig ein Grundstück, auf dem ich ein Feuerwerks- 
laboratorium betreibe. Dieses war auf einem, dem öffentlichen 
Gebrauche offen stehenden Fahrwege in gerader Linie von der 
Stadt zu erreichen; allein vor kurzem ist auf Verfügung des 
Herzoglichen Staatsministeriums eine Strecke dieses Weges dem 
öffentlichen Verkehr entzogen und zur Ausführung einer die 
Straße durchschneidenden Bahn verwendet worden. 

Da ich nun durch den aufgenötigten Umweg von meinem 
Laboratorium nach der Stadt einen beträchtlichen Vermögens- 
schaden erleiden würde, der leicht festzustellen und auszurechnen 
wäre: so habe ich mich schon weiter in der Sache umgesehen 
und erfahren, daß die Eisenbahn einer konzessionierten Aktien- 
gesellschaft, jener Weg aber der Altenwieker Feldmarksinteressent- 
schaft, zu deren Interessenten ich auch gehöre, eigentünilich zusteht. 

Wollen Sie mir hiemach in Bälde angeben, ob ich nach unserem 
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Eechte gegen irgend jemand wegen des mir zugefügten Schadens 
gerichtlich vorgehen kann?" 

16. Der Kaufmann Achilles verklagt die Halle'sche Straßen- 
bahngesellschaft und verlangt Ersatz desjenigen Schadens, welcher 
ihm als Eigentümer des Haosgmndstackes Leipziger Straße 63 
durch die nachträgliche Legung eines zweiten Geleises in der 
Leipziger Straße entstanden ist, und welchen er auf 41250 Jl 
beziffert. 

Er führt an, daß durch den Betrieb der Straßenbahn auf 
zwei Greleisen die Ausfahrt aus seinem Thorwege in einer sein 
Geschäft (wie näher berechnet) schädigenden Weise verzögert und 
erschwert werde, und daß Wagen, die früher auf dem Straßen- 
damme vor seinem Hause hielten, während ihre Insassen bei ihm 
Geschäfte erledigten, dies jetzt nicht mehr können, weil sie nun 
auf das zweite Geleis zu stehen kommen, dort aber den in 
Zwischenräumen von wenigen Minuten sich folgenden Straßenbahn- 
wagen Platz machen müssen. 

Da die beklagte Gesellschaft die juristische Begründetheit des 
erhobenen Anspruchs bestreitet, so fragt es sich: wie in dieser 
Streitsache rechtlich zu erkennen ist? 



XXVI 

1. Sind die nachstehend verzeichneten Rechtserwerbungen 
originär oder derivativ? und liegt in den einzelnen Fällen eine 
Rechtsnachfolge vor oder nicht; bejahenden Falles, welche Art 
derselben? 

a) A. kauft gutgläubig von dem Diebe B. eine Sache des 
0. und veräußert sie später weiter an D. Der ersitzt sie 
und verschenkt sie an E., welcher nach seinem Tode von F. 
beerbt wird. 

b) M. legt auf sein Grundstück ein Wegerecht zu Gunsten des 
Nachbars N. und eine Hypothek für seinen Gläubiger 0.; 
M. stirbt und wird von P. beerbt.; während dem Q. der 
Nießbrauch an jenem Grundstück vermacht ist. N. ver- 
kauft sein Haus an R. ; 0. tritt sein ganzes Vermögen durch 
Vertrag unter Lebenden an S. ab. Dieser übt sein hypo- 
thekarisches Recht aus, T. ersteht bei der Zwangsversteigerung 
das Grundstück. 

c) G. hat dem H. eine Wohnung auf drei Jahre vermietet. H. 
verzieht bald darauf nach einer anderen Stadt und vermietet 
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deshalb jene Wohnung an den J. — Oder: er kommt mit 
G. überein, daß G. ihn des Mietvertrages ganz entlasse, wenn 
er ihm einen anderen passenden Mieter in der Person des L. 
stelle. — Nachdem dieses zuletzt Genannte geschehen, ver- 
stirbt G. mit Hinterlassung zweier Kinder, U. und V., während 
er dem W. jenes Haus als Vermächtnis ausgesetzt hat. 

d) Eine Ehefrau übergiebt ihrem Manne ihr ganzes Vermögen 
als dos; — oder: sie kam ( — nach welchem Rechtssysteme? 
wann, wie?) in die manus ihres Ehemannes; — oder: sie 
tritt mit ihm in allgemeine Gütergemeinschaft. 

e) Zwei Gutsnachbam, A. und B., einigen sich nach längerem 
Streite dahin, daß eine zwischen ihnen gelegene Brücke in 
ihrem Miteigentume stehen und A. zwei, B. ein drittel zu 
ihren Unterhaltungskosten beitragen solle. A. stirbt und 
hinterläßt C. als Erben, B. verkauft sein Gut an D. 

2. Zwei Ehegatten hatten ihr gesamtes Vermögen, in einem 
Hause, zwei Gärten, Mobilien und vorzugsweise in bedeutenden 
Kapitalien bestehend, an ihren einzigen Sohn, als ihren künftigen 
Erben abgetreten und sich in dem schriftlich abgeschlossenen Ver- 
trage nur vorbehalten, daß ihr Sohn sie bis zu ihrem Lebens- 
ende alimentiere und stets mit kindlicher Liebe und Anhänglich- 
keit behandele, was der Sohn gern zusicherte. 

Fragen: 

a) Wie ist dieses Rechtsgeschäft juristisch zu charakterisieren? 

b) In welcher Art wird dabei der Sohn Eigentümer? Wie 
steht es mit den Forderungen und Schulden? 

c) Ist dieser Fall ganz gleich dem nachstehenden zu erachten? 

Ein Bauer, der aus Altersschwäche zu der ferneren Be- 
wirtschaftung seines Gutes nicht mehr föhig ist, tritt dieses 
mit allem seinem Vermögen an seinen ältesten Sohn ab, in- 
dem er diesen zu seinen vollständigen Rechtsnachfolger er- 
nennt, dabei das übergebene Gesamtvermögen anschlägt und 
berechnet, und hiemach den jüngeren Geschwistern, als 
gleichfalls gesetzlichen Erben, bestunmte Abfindungssummen 
ausbedingt, die der ältere Sohn auszuzahlen hat. 

d) Oder einem Vertrage folgenden Wortlautes, den zwei Braut- 
leute vor Eingehung ihrer Ehe gemeinsam errichtet haben? 

„Im Falle unbeerbter Ehe setzen wir uns gegenseitig 
Eines das Andere zu seinem Universalerben ein. 

Im entgegengesetzten Falle soll aber unter allen Um- 
ständen der überlebende Teil Zeit seines Lebens die freie 
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Yerwaltnng und Nutznießung des gesamten hinterlassenen 
Vermögens haben." 

3« Der Eaufinann Süß nahm die Handlungsfirma Teller und 
Sohn aus Wechsel klagend in Anspruch. Im Verhandlungstermine 
meldete sich für den verklagten Teil ein Eaufoiann Pincus mit 
der Angabe, daß er der jetzige Inhaber der Handlungsfirma Teller 
und Sohn sei, da er dieses Papierfabrik-Etablissement durch nota- 
riellen Vertrag von den Vorbesitzem erworben habe und es 
unter der alten Firma mit deren Erlaubnis weiter betreibe; er 
bestritt jedoch seine Verpflichtung zur Zahlung des Wechsels, 
weil er nur einzelne Geschäffcsschulden in jenem Vertrage über- 
nommen habe. 

Der Kläger aber erwiderte, daß Pincus die Firma als Ganzes 
übernommen und mit dieser universitas auch die Schulden der- 
selben erhalten habe; um so mehr, als ja „die Firma" als solche 
verklagt sei und hafbe. 

Entscheidung? 

4. Peter Eisenmenger setzte in seinem Testamente dem 
Kipping ein Vermächtnis von 1200 Jl aus. Dieses Legat wurde 
dem Testamentserben Wilhelm Eisenmenger auferlegt, von diesem 
aber nicht entrichtet. 

Später verkaufte der genannte Erbe die Erbschaft an Gerhard 
Eisenmenger. Da auch dieser jenes Vermächtnis nicht auszahlte, 
verklagte ihn Kipping hierauf, weil mit der Erbschaft auch alle 
Forderungen und Schulden übergegangen seien. 

Ist die angestellte Klage begründet? 

5. Dem Külp war vom 1. Juli ab das Schulzenamt in der 
Gemeinde X. übertragen worden. Sein Vorgänger, Berg, setzte 
aber den Besitz und die Ausübung seines seitherigen Nießbrauchs- 
rechtes an dem der Gemeinde gehörigen Schulzenland auch noch 
über den 1. Juli hinaus bis nach gezogener Ernte fort. 

Külp verklagt nun Berg wegen der Ernte auf Entschädigung, 
da er der Rechtsnachfolger de^ Berg sei und dessen Rechte nun 
ihm, dem Külp, zuständen. Berg bestreitet, daß Külp ein ding- 
liches oder obligatorisches Recht als Klagegrund gegen ihn an- 
fahren könne und leugnet insbesondere das Vorhandensein einer 
Succession. 

Wie ist zu erkennen? 
6, Beifaß hat für die richtige Lieferung eines von Asser ver- 
kauften Tieres dem Käufer desselben Bürgschaft geleistet. Durch 
schuldhaffce Behandlung des Asser geht das Tier zu Grunde. 
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Muß der Bürge Beifuß auch für die auf Geld gehende Er- 
satzforderung des Käufers gegen Asser einstehen? 

Wie steht es mit der Verjährung des Anspruches auf Schadens- 
ersatz gegen den Verkäufer: beginnt sie erst mit dem Tode des 
Tieres oder von der vertragsmäßig vorher bestimmten Zeit der 
nun unentschuldigt ausgebliebenen Lieferung an? 
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1. Ist in den hier angeführten Stellen des GBes. die Möglich- 
keit von „Privilegien" angenonmien? Gab es entsprechende Be- 
stimmungen, in dem römischen, dem deutschen und dem neuzeit- 
lichen Privatrechte vor dem GB.? 

GB.: 3; — 13; — 22; — 80; — 107; — 395; — 795; — 
928; — 1315; — 1322; — 1723; — 1741. 

2. Als die Franzosen im Jahre 1813 Wittenberg besetzt 
hielten, hatten sie auch ein starkes Observations-Kommando in 
eine auf der Elbe befindliche Schiffsmühle gelegt Der damalige 
Müller war aber durchaus kein Franzosenfreund, und er braute 
seinen ungebetenen Gästen deshalb eines schönen Abends einen 
steifen Grog, dem er auch wohl ein TröpfLein Mohnsafk zugesetzt 
haben mag. Als nun die Besatzung nebst dem Lauerposten 
schlief, schnitt der Müller die Ankertaue seiner Mühle durch und 
trieb fein stiU im Stemenschein mit seiner ganzen Gesellschafb 
die Elbe hinab bis nach ApoUensdorf, wo die vorher benach- 
richtigten Preußen die Mühle auffingen, und sich die erwachenden 
Franzosen entwaffnet und gefangen fanden. Die gefährliche und 
patriotische That des Müllers aber wurde vom König Friedrich 
Wilhelm III. durch eine Eabinettsordre gelohnt, nach welcher der 
Müller sich für seine Schiffsmühle bei Wittenberg die beste Stelle 
in der Elbe aussuchen konnte, von welcher ihn und seine Nach« 
konmien niemand verdiftngen dürfe. 

a) Wie ist jene Verfügung rechtlich zu bestimmen? 

b) Hat dadurch der Müller wirklich ein dingliches oder sonstiges 
Privatrecht an der Elbe erlangt? Oder ist es vielleicht gar 
kein rechtliches Verhältnis, so daß eine Klage vor den Ge- 
richten überall nicht möglich wäre? 

c) Könnte nach heutigem Rechte eine derartige Verfügung mit 
Bechts Wirkung erlassen werden? 

d) Wenn sich die Schiffahrt durch „die beste Stelle'' belästigt 
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fohlt: welcher Weg ist zur Beseitigung der genannten Mühlen- 
anlage einzuschlagen? 
3« Welche Rechtsfolge tritt ein, wenn — solange man nur 
denken kann: 

a) ein Handlungshaus seinen Warenbedarf aus einer bestimmten 
Fabrik bezogen hat? 

b) die Mitglieder einer bäuerlichen Gemeinde aus dem herr- 
schaftlichen oder fiskalischen Walde Holz auf Verlangen in 
bestimmter Qualität und Quantität käuflich oder unentgelt- 
lich geliefert erhalten haben? 

c) eine Familie ein gewisses Haus mietweise bewohnt hat? 

4. Der Fährmann Geisel zu Gifte hat seit langen Zeiten 
die Einwohner der Gemeinde Besse ohne besondere Bezahlung über 
die Eder gefahren und dafür jährlich von jedem Hausgesessen 
in Besse einen Leib Brod und eine Bratwurst erhalten. Nach 
Anbruch unserers Jahrhunderts verweigert jedoch die Gemeinde 
plötzlich die fernere Leistung aus dem Grunde, weil sie die früher 
auf dem jenseits des Flusses gelegenen Vorwerke Breitenau ihr 
obgelegenen Dienste jetzt nicht mehr zu verrichten brauche, daher 
der Überfahrt über die Eder nicht mehr bedürfe. 

Geisel bringt einen Leihebrief Philipps des Großmütigen von 
1538 bei, wodurch einem seiner Vorfahren die Fähre auf der Eder 
bei Gifte gegen Entrichtung von 100 Gulden und jährlichem Geld- 
zins erblich dergestalt überlassen wird, daß sie dabei eine Be- 
hausung aufrichten und innehaben dürfen; und beruft sich darauf, 
daß an die 100 Jahre jenes eingangs erwähnte Verhältnis ge- 
dauert habe. 

Die Gemeinde entgegnet, über die Eder könne jeder fahren, 
wer wolle; ein solches Becht, wie Kläger es beanspruche, könne 
man nicht haben noch erwerben. 

Entscheidung? 

5. Im Jahre 1492 hatten die Gemeinden Lichtenau und 
Helmlingen für den ihnen gehörigen sog. Scherzheimer Wald ein 
Heünburger G^ding errichtet, wonach sie eine feste Ordnung 
für die grundsätzlich gleiche Nutzung jenes Waldes bestimmten; es 
sollten danach die Gemeinden aus dem Walde Bau- und Brenn- 
holz in gewissem Maße und nach bestimmter Anordnung erhalten, 
ebenso Schweine zur Mast in den Wald treiben, auch denselben 
„mit Weidegang gebrauchen'^ dürfen. 

Wie lange dieses gehalten worden ist, kann nicht mehr fest- 
gestellt werden, da in den späteren Eriegszeiten die Gegend sehr 
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entvölkert wurde. Die Dokumente in Helmlingen sind verbrannt, 
die Licbtenauer besitzen noch eins. Diese letzteren haben nach 
und nach fast alle Nutzungen an sich gezogen, indem in einem 
großen Teile des alten Waldes Äcker und Wiesen angelegt worden 
waren und von Lichtenau allein benutzt wurden, teils in Natur 
und eigener Bewirtschaftung, teils durch Verpachtung und Ein- 
streichen des Zinses. 

Erst in neuerer Zeit ist der Gemeindeverwaltung von Helm- 
lingen ein Licht hierüber aufgegangen, als sie zufällig Kenntnis 
von dem alten Dokumente erhielt. Sie -verlangt nunmehr klagend, 
daß jener Vertrag von 1492 vollständig ausgeführt und sie wieder 
in den Mitgenuß des damaligen Scherzheimer Waldgebietes ein- 
gesetzt werde. 

Lichtenau berufb sich auf unvordenkliche Verjährung. Klägerin 
repliziert, daß man auf beklagtischer Seite nicht in gutem Glauben 
gewesen sei, und die Voraussetzungen jener Verjährung nicht vor- 
lägen. 

Wie ist zu urteilen? 

6. Die politische Gemeinde Stiepelse behauptet, daß bis zum 
Inkrafttreten des Fischereigesetzes vom 30. Mai 1874 alle männ- 
lichen Einwohner der Gemeinde befugt gewesen seien, den Fisch- 
fang in der blanken Elbe, soweit diese die Grenzen der Feldmark 
Stiepelse bilde, mittels der sogenannten kleinen Fanggeräte, jedoch 
nicht in Ansehung der Lachse, Störe und Neunaugen auszuüben . 
Dieser Fischfang sei seit unvordenklicher Zeit so ausgeübt worden, 
und wird nun gegen den Fiskus, der ein ausschließliches Fischerei- 
recht in Anspruch nimmt, 1887 klagend geltend gemacht. 

Der Beklagte entgegnet: Seit 1874 sei dieser Fischfang nicht 
mehr so wie früher ausgeübt worden; auch sei früher schon, in 
den Jahren 1862 und 1863, gegen denselben von fiskalischen 
Beamten Einspruch erhoben worden, ohne daß die Stiepelser 
darauf gehört hätten. 

Das Beweisverfahren ergiebt: Jener Fischfang ist seit 1783 
ausgeübt worden, vorher nicht; die klägerischen Zeugen sagen 
aus, daß sie geglaubt hätten, im Rechte zu sein, weil sie in dem 
alten Herkommen durch Strafen nicht gestört worden wären. 

Welche Entscheidung ist hiemach abzugeben? 

Fischereigesetz für den preußischen Staat vom 30. Mai 1874, 
§ 6: „Fischereiberechtigungen, welche, ohne mit einem bestimmten 
Grundbesitze verbunden zu sein, bisher von allen Einwohnern 
oder Mitgliedern einer Gemeinde ausgeübt werden konnten, sollen 
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künftig in dem bisherigen Umfange der politischen Gemeinde 
zustehen." — . EG. 69. 
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!• Was ist über die rechtliche Bedeutung nachstichender 
Äußerungen zu bemerken? 

a) Ein Testator hatte vor seinem Tode seiner Braut erklärt: 
„Hier habe ich zwei Dutzend silberner Bestecke; die sollst^ 
du später einmal haben;" — worauf sie erklärte: „Ich 
danke dir vielmals; du bist zu gut gegen mich." 

b) Bei der Zwangsversteigerung eines Grundstückes bot A. 
4500 Jl, Der Auktionator wiederholte „4500 .y^"; worauf 
A. rief: „Ich habe mich versprochen, ich wollte 4400 Jl 
sagen." 

c) Die Witwe X. war von ihrem Sohne Y. und ihrer Tochter Z. 
beerbt worden. Y. zog die Auseinandersetzung der Erb- 
schaft mit seiner Schwester, mit der er in gespannten Ver- 
hältnissen lebte, lange und unentschlossen hinaus. Die Z. 
verwaltete unterdessen die Erbschaft. Dabei schickte sie 
dem Y. Zinsen von Erbschaftsforderungen, die sie einge- 
nommen hatte, zu; Y. nahm sie an, erklärte auch auf Ver- 
langen der Z. notariell, daß er der Überschreibung des 
mütterlichen Hauses im Grundbuche auf den Namen der Z. 
zustimme, — fügte aber jedesmal hinzu: „Doch behalte ich 
mir vor, die Erbschaft noch auszuschlagen." 

2. In einem Civilprozeß wurde folgende Urkunde zu den 
Akten gegeben: 

„Ich, die endesunterschriebene Witwe des weiland Schlos- 
sers Sievers, hierselbst, bescheinige hiermit, daß mir die- 
jenigen 450 Ji^ (in Worten: vierhundertundfünfzig Mark), 
welche ich dem Herrn Karl Bocke, um für mich zinslich 
zu belegen, eingehändigt, heute in Einer Summe, nebst 
9 Jl Zinsen zurückgezahlt sind, auch bescheinige ich, daß 
ich Forderungen keinerlei Art an den Herrn Schuhmacher- 
meister Bocke oder dessen Sohn Karl zu machen habe. 

So geschehen Hameln, den 

Witwe Sievers. 
Es war nun die Frage von Belang, ob auf diese Beurkun- 
dung GB. I. Buch 3. Abschnitt 2. Titel zur Anwendimg gebracht 
werden könne oder nicht? 
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3« Am 10. November 1890 fertigte Martin eigenhändig eine 
Urkunde aus, in welcher er dem Ast ,,aus dem Titel des Legates, 
nach meinem Tode zu bezahlen" eine gewisse Geldsumme zuwies, 
welche Zuweisung er in den Schlußworten für unwiderruflich 
erklärte. Am 28. Juli 1891 gab er die Urkunde einem Notar 
in Verwahrung. Am 8. März 1893 widerrief Martin vor Zeugen 
jene Verfügung und am 14. Februar 1896 bestätigte er in neuer 
Urkunde, daß er „früheres Legat und Schenkung nun endgültig 
widerrufen habe." 

Wie sind diese Thatsachen juristisch aufzufassen? Welche 
derselben ist nach dem Rechte des GBes. rechts wirksam? Würde 
es danach von Einfluß sein, wenn Martin die Urkunde von 1890 
dem Ast übergeben hätte? 
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!• Sind nachstehende Privatverfögungen rechtlich zulässig: 

a) Eausti verspricht der Ehefrau des Neff eine bestimmte Summe 
Geldes, weil sie mit ihm Ehebruch getrieben habe; — oder: 
damit sie ihm ehebrecherischen Umgang gestatte. 

b) Otto Miller war wegen körperlicher Mißhandlung des X. zu 
einer Gefängnisstrafe verurteilt worden; unmittelbar nach der 
Verhandlung that der Zeuge Lettner in einem Wirtshause un- 
vorsichtige Äußerungen, aus denen hervorging, daß er, und 
nicht der Otto Miller, der Thäter gewesen sei. Lorenz Miller, 
der Bruder des Verurteilten, stellt den Lettner zur Rede, giebt 
sich aber zufrieden, als dieser ihm einen Schein ausstellt, 
wonach er ihm 1000 Jj^ verspricht, „damit derselbe ihn nicht 
mehr wegen der That, deren Otto Miller schuldig erkannt 
wurde, aufbringe, und letzterer auch keinen Schaden leide, 
d. h. für die unschuldigerweise zu verbüßende Strafe ent- 
schädigt werde." 

c) Eine Frauensperson läßt sich von X., von dem sie ge- 
schwängert worden ist, 100 J( versprechen, „wenn sie den 
X. nicht als Schwangerer angebe;" — oder: „damit sie den 
Y. als solchen bezeichne." 

d) Z. verspricht 300 JC: einem Dienstboten für den Fall treuer 
Dienstleistung bei seinem verwitweten Schwager; — einem 
Studierenden für regelmäßigen Eollegienbesuch im kommen- 
den Semester; — einer erwachsenen Tochter für sorgfältige 
Pflege und Wartung ihrer alten und kranken Mutter; — 
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einem Gewohnheitssäufer für den Fall andauernder Besserung 
von seinem Laster. 

e) In dem Berliner Bierkriege von 1894 wurde von den Saal- 
besitzem folgender Beschluß gefaßt: „Die am 5. Juni bei 
Boltz versammelten Saalbesitzer Berlins und Umgegend, 
welche durch schriftliche Einladung legitimiert sind, erHären 
sich solidarisch mit den Maßnahmen des Vereins der Braue- 
reien Berlins und Umgegend und verpflichten sieh, bei einer 
Konventionalstrafe von 8000 Jl in jedem einzelnen Falle und 
Ausscheiden aus dem Bing, ihre Säle zu keiner sozialistischen 
und anarchistischen Versammlung herzugeben, falls der Boykott 
gegen die Brauereien und Gastwirte nicht bis zum 15. Juni 
aufgehoben ist oder sich wiederholt. Femer verpflichtet 
sich der Vorstand des Vereins der Brauereien von Berlin 
und Umgegend namens seiner Brauereien bei einer Konven- 
tionalstrafe von 10 000 JH für jeden einzelnen Fall, an 
keinen Wirt Bier zu liefern, welcher derartige Versamm- 
lungen abhalten läßt/* 

f ) Die Verwaltung der Böllberger Mühle hatte mehrere Müller- 
burschen gemaßregelt und war von der sozialdemokratischen 
Partei in Verruf gethan worden. Die letztere sammelte 
Unterschriften von etwa 90 Bäckermeistern der Stadt H., 
wodurch sich diese unter Beifügung einer Vertragsstrafe 
verpflichteten, von jener Mühle kein Mehl mehr zu beziehen. 

3. Einem ]^uhrmann wurden Waren mitgegeben, um sie in 
das Ausland einzuschmuggeln. Da er sie nicht ordentlich ablieferte, 
wurde von dem Auftraggeber Ersatzklage erhoben. 

Welcher Anspruch steht hier in Frage ? Ist er rechtlich zulässig ? 

3. Der Holzhauer Kiesel klagt gegen Veit eine Forderung auf 
500 «># ein, darauf gestützt: Veit habe mit des Kiesel Ehefrau 
in verbrecherischem Umgange gelebt, dieses ihm, dem Kiesel, auch 
eingestanden und ihm dafür, daß ihn dieser „nicht verklage, son- 
dern die Sache verschweige", jene Summe versprochen. 

Ist die Klage statthaft? 

4. Ein Kaufmann ist insolvent. Er schlägt seinen Gläubigem, 
um ein förmliches Konkursverfahren zu vermeiden, einen Akkord 
zu 20 ®/^ vor, hätte aber sehr gut 35 ^/^ zahlen können. Er 
schließt nun mit dem einen Gläubiger einen Vertrag, daß dieser 
voll bezahlt werden solle, wenn er unter allgemeinem Hinweise 
auf die bediiLagte Lage des Schuldners die anderen Gläubiger zu 
dem Akkorde berede und denselben zuerst unterschreibe. 
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Nachdem er seinen Zweck erreicht, will er auch dem erwähn- 
ten Gläubiger nur 20^/^ bezahlen. Ist er dazu befugt? 

5« „In via duo licitatores forte conveniunt, eodem animo ex- 
positum hastae fiindi emendi, et heus tul unus alteri: quantum 
licitatus es! miUe, respondit thaleros. Tunc ille: apage, ego tria 
miUia dabo. Sed quoniam amici sumus, desiste quaesol dabo, 
ni gravis sis, ne superando et licitando me urgeas, tibi aureos 
quinque. Acceptato promisso is ergo desistit. 

Simt, qui dicunt, initum inter utrosque pactum turpe esse, et 
subhastationem quidem subsistere, sed curatori bonorum actionem 
ad id, quod interest, dari contra seductorem. Aliis tamen visum, 
hoc initum inter utrumque licitatorem pactum esse licitum et 
fraudem honestam, de qua curator bonorum conqueri non possit." 

Quid iuris? 

(Aus HoMMEL, Bhapsodia quaestionum in foro quotidie ob- 
venientium nee tamen legibus decisarum.) 

6. A. und B. haben ihre Kinder, den G. und die D. als diese 
sechs und zwei Jahre alt waren, verlobt, unter urkundlicher 
Festsetzung einer Vertragsstrafe von 10 000 My falls einer zurück- 
treten wolle. 

Was liegt rechtlich vor? 

7« X., um den Neckereien des Y. und Z. zu entgehen, ver- 
spricht diesen in Rechtsabsicht ein Abendessen und Wein, falls 
er mit einer bestimmten jungen Dame sich verloben werde. 
Nachmals geschieht dieses, aber X. weigert sich, dem Y. und Z. 
zu leisten. 

Kann er gerichtlich darauf verklagt werden? 

8« Zwei Ehegatten kommen überein, ihre Ehe lösen zu lassen; 
die Frau solle die Rolle des schuldigen Teils übernehmen, kein 
Teil dürfe der Ehescheidung etwas in den Weg legen; nach der 
Scheidung solle dem Manne für seine Zustimmung zu diesem 
Vertrage die Frau 5000 Jl zahlen. 

Nach dem Gerichtsurteil weigert die Frau die Zahlung. 

Mit Recht? 

9« Elias Wild hat ohne Vorwissen seiner Ehefrau an seinen 
Bruder Albert eigene und errungenschaffcliche Grundstücke ver- 
kauft und ist mit dem einkassierten Kaufpreise nach Amerika 
entwichen. 

Die Ehefrau klagt jetzt gegen Albert Wild, mit dem An- 
trage: daß jener Kaufvertrag als nichtig festgestellt werde, 
weil er von vornherein darauf gerichtet war, dem Elias Wild 
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die Mittel zum böslichen Verlassen seiner Familie zu ver- 
schaffen. 

Entscheidung? 

10« Wie steht es mit der Rechtswirksamkeit folgender Ver- 
sprechen: 

a) Es verspricht jemand einem anderen 10 Jl^ wenn er sich eine 
Ohrfeige von ihm geben lasse. — „Contractus locationis cum 
meretrice initus." — Schein des Shylock: „Wenn ihr mir 
nicht an dem bestimmten Tag, an dem bestinmiten Ort die 
und die Summe, Wie der Vertrag nun lautet, wieder zahlt: 
Laßt uns ein volles Pfund von eurem Fleisch, Zur Buße 
setzen, daß ich schneiden dürfe Aus welchem Teü von eurem 
Leib ich will." 

b) Zwischen den Steyer's Eheleuten war ein schriftlicher Ver- 
trag geschlossen worden, wonach der Ehemann bezüglich der 
Verwaltung und Verwendung des ehelichen Erwerbes sich 
unter die Kontrolle der Ehefrau stellte und insbesondere eine 
stete genaue Ablegung einer Rechnung versprach. 

c) Ein Arzt hatte sich einem anderen Arzte gegenüber gegen 
Zahlung einer Geldsumme verpflichtet, in einem angegebenen 
Distrikte seine ärztliche Praxis nicht mehr auszuüben. 

d) Die Ziegeleibesitzer eines Landes schließen einen Vertrag zur 
Regelung des Preises ihrer gewerblichen Erzeugnisse und 
zur Linehaltung bestinmiter Maßnahmen, behufs Vermeidung 
von Überproduktion. 

e) In einer Stadt hatten die Maurermeister sich kontraktlich 
gebunden, bei der Vergebung städtischer Arbeiten nie unter 
bestinmiten, von der Vereinigung festgesetzten Preisen ihre 
Arbeit anzubieten, bei Meidung einer hohen Vertrags- 
strafe. 

f) Geller hatte dem Wien 5000 Jl für dessen publizistische und 
agitatorische Thätigkeit zu Gunsten des Zustandekonunens 
eines bestimmten Branntweinsteuergesetzes mit der ausdrück- 
lichen Bedingung versprochen, daß nur im Falle des Erlasses 
desselben jenes Honorar zu zahlen sei. 

11. Zwei Ehegatten lebten in Unfrieden. Sie schlössen einen 
Vertrag: a) Die Ehe solle zwar formell fortbestehen, die eheliche 
Gemeinschaft; aber aufgehoben sein und die Frau die Wohnung 
des Mannes verlassen dürfen, b) Keinem Teile solle das Recht 
zusljehen, auf Fortsetzung der Ehe zu klagen, c) Die Ehefrau 
dürfe die Kinder bei sich verpflegen und erzidben. 

Stammler, Übungen I. "7 
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Nach einiger Zeit reut es den Mann, nnd er möchte die 
Kinder gern zurückhaben. 

Ist das rechtlich möglich? 

13. Ein Kassierer hatte sich verpflichtet, lebenslänglich in 
einem Geschäftshause auszuhalten. Später will der Kaufmann das 
Geschäft; aber veräußern. 

Wie ist jenes Abkommen rechtlich zu erachten? Und ist der 
Kassierer verpflichtet, in dem Geschäfte bei dem neuen Inhaber 
zu verbleiben? 

13. Thatbestand: 

Beklagter hat sich dem Kläger durch Vertrag vom 1. Juli 
1895 verpflichtet, kein in Asphalt- oder Teerproduktenfabrikation 
einschlagendes Geschäft in den nächsten fünf Jahren in Deutsch- 
land zu betreiben — bei Vermeidung einer Vertragsstrafe. 

Am 10. September 1897 hat Beklagter doch ein derartiges 
Geschäft errichtet und der auf Zahlung der bedungenen Ver- 
tragsstrafe erhobenen Klage gegenüber sich auf G« Werbefreiheit 
und Unzulässigkeit der persönlichen Freiheitsbeschränkung be- 
rufen. 

Wie ist zu erkennen? 

14. Ein Wirt hatte sich einer Brauerei gegenüber verpflichtet, 
so lange das für seine Wirtschaft nötige Quantum Bier von der- 
selben zu beziehen, bis das ihm von der Brauerei gegen hypo- 
thekarische Verpfändung seines Anwesens gegebene Darlehn in 
der Weise getilgt sein würde, daß er außer dem ortsüblichen 
Preise des Bieres für den Hektoliter eine Mark mehr bezahle. 
Der Wirt verzichtete dabei ausdrücklich auf das Recht der Kün- 
digung des Kapitales; während für den Fall, daß der Wirt Bier 
aus einer anderen Brauerei beziehen oder das Anwesen veräußern 
würde, der jeweilige Rest der Schuld sofort zur Zahlung ver- 
fallen sein sollte. Zugleich verpflichtete sich der Wirt, sein An- 
wesen nur an einen solchen Käufer zu veräußern, welcher in 
diesen Bierabnahmevertrag einzutreten bereit sei. 

Dann entnahm der Wirt doch Bier von einer anderen Brauerei 
und wurde nun von jener ersten in Gemäßheit des angegebenen 
Vertrages verklagt. 

Er wandte ein: Der Vertrag sei ungültig, weil er seine per- 
sönliche Freiheit in einer gegen die guten Sitten verstoßenden 
Weise beeinträchtige; derselbe suche ein Krugsverlagsrecht zu 
begründen, was nicht mehr zulässig sei. 

Wie ist zu urteilen? 
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. Reichs -Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869, § 8: „Vom 
1. Januar 1873 ab unterliegen der Ablösung: 2. das Becht, den 
Inhaber einer Schankstätte zu zwingen, daß er für seinen Wirt- 
schaflsbedarf das Getränk aus einer bestimmten Fabrikationsstätte 
entnehme." — § 10 Abs. 2: „Realgewerbeberechtigungen dürfen 
fortan nicht mehr begründet werden." 

15« Hebel erzählt einmal von einem Pferdehandel zwischen 
einem Rittmeister und einem jüdischen Händler, der in folgender 
notariellen Urkunde zum Abschlüsse kam: „Wenn der Inhaber 
dieses fünf Stockprügel von unterzeichnetem Offizier wird erhalten 
haben, so wird ihm dieser ohne weitere Lasten und Nachforderung 
seinen Reitgaul, den Schweißfuchs, als sein Eigentum zustellen. 
Greschehen den und den, an dem und dem Orte." 

Im Beisein des Notars und der Gäste des Wirtshauses, in dem 
der Vertrag abgeschlossen, begann man auch alsbald mit der Ausfüh- 
rung. Der Offizier hieb dem Juden in längeren Pausen vier Streiche 
über,, so daß dieser endlich um schnelle Erledigung bat. 

Da sprach der Offizier: „Sohn Jakobs, auf den fünften Prügel 
könnt ihr lange warten!" und er stellte den Stock wieder an den 
Ort, wo er ihn genonunen, • und alles Bitten und Beten um den 
fünften Hieb war vergebeos. Da fingen die Gäste an zu lachen. 
Der Jude aber wandte sich an den Notarius , mit der Behaup- 
tung, er müsse ihm zu dem fünften Prügel verhelfen. Doch der 
Notarius sagte: „In der Erklärung, welche ich ausgefertigt, steht 
nicht, daß der Herr Baron dazu verpflichtet sei. Thut er es 
nicht freiwillig, so kann ihn niemand dazu zwingen." 

War diese Auskunft juristisch korrekt erteilt? 



16, Im Herzogtume Braunschweig gelten für Bauernhöfe noch 
die sog. Reunionsedikte (Verordnungen vom 27. März 1705 und 
15. Januar 1712; Deklaration vom 2. November 1751). Diese 
wollen die prinzipielle Geschlossenheit der Bauerngüter dadurch 
begünstigen, daß Pertinenzländereien eines Bauernhofes nicht selb- 
ständig veräußert werden dürfen. 

Unter der Herrschaft dieses Verbotsgesetzes schloß der Er- 
werber eines solchen Bauernhofes mit dem früheren Eigentümer 
über einige Grundstücke, welche Zubehörungen des Hofes waren, 
einen Pachtvertrag auf die Dauer von 60 Jahren ab. Nachher 
wollte er aber nicht mehr an denselben gebunden sein und 
glaubte, daß dieser Vertrag, durch welchen jenes gesetzliche 
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Verbot sonst so gut wie illusoriscli gemacht werde, gleichfalls 
nicht gelten könne. 

Wie steht es damit? 

17« Für eine Schuld des Kaufmanns Sparig in Hamburg hatte 
Steinberger dortselbst Bürgschaft übernommen, dieselbe auch, als 
jener in Zahlungsschwierigkeiten gekommen war, für ihn bezahlt. 
Sparig versprach nun dem Steinberger, daß er das für ihn also 
Ausgelegte ordentlich ersetzen werde, und übertrug ihm zur 
Sicherheit das Eigentum an Silbergeschirr, laut einer Übereig- 
nungsurkunde, in der Steinberger seinem Schuldner gestattete, 
dieses jetzt, ihm, dem Steinberger gehörige Silberzeug leihweise 
zu haben und zu gebrauchen. 

Bald darauf wird über Sparig der Konkurs erkannt, und Stein- 
berger beansprucht die genannten Wertsachen als ihm gehörig. 

Der Konkursverwalter verweigert aber die Herausgabe und 
halt jenen Vertrag für ungültig. Er verweist auf EG. zur KO. 
§ 14: „Faustpfandrechte . . bestehen an beweglichen körperlichen 
Sachen nur, wenn der Pfandgläubiger oder ein Dritter für ihn den 
Gewahrsam der Sache erlangt und behalten hat." Da hier die an- 
gebliche Eigentumsübertragung überhaupt nur zum Zwecke der 
Sicherstellung einer Forderung geschehen sei, so liege eine un- 
gültige Gesetzesumgehung vor; umsomehr, als das hamburgische 
AG. zur KO. im § 4 bestinmie: daß ein Pfandrecht an einer be- 
weglichen Sache überhaupt nur durch eine solche Verpfändung 
bestellt werden könne, welche nach den Vorschriften der Reichs- 
Konkursordnung ein Absonderungsrecht gewährt. 

Steinberger erhebt Klage, worin diese Bechtsansicht des Kon- 
kursverwalters als irrtümlich bezeichnet wird, da es ihm nicht 
eingefallen sei, mit dem jetzigen Gemeinschuldner Sparig nur ein 
Scheingeschäft zu schließen; sie hätten ganz ernsthaft und ent- 
schieden den Eigentumsübergang auf ihn, den jetzigen Kläger, 
beabsichtigt. 

Es ist Urteil mit Entscheidungsgründen auszuarbeiten. 



XXX 

1« Für welche Willensmeinung der Beteiligten spricht im 
folgenden die Vermutung? Und wie steht es danach mit der 
Beweislast? 

a) Vor einem Notar wurde eine Schuldurkunde auJ^enommen, 
welche in den Händen des Notars verblieb. Dann wurde 
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streitig, ob nun der Gläubiger oder der {Schuldner, oder 
beide mittelbare Besitzer seien, 
b) K. hatte durch seinen Freund, den Privatmann M., den mit 
letzterem am gleichen Orte wohnhaften B. verklagen lassen. 
B. legte in einem späteren Termine eine Urkunde vor, 
worin E. erklärt hatte, gegen Zahlung der HSlfte der Prozeß- 
kosten auf den Klageanspruch verzichten zu wollen ; zugleich 
mit einer Quittung des M., worin dieser bescheinigte, die 
Hälfte der Kosten für den K. erhalten zu haben. Der an- 
wesende K. erklärte jetzt, daß er jene Urkunde zwar mit 
der damaligen Vollmacht dem M. gegeben, daß dieser sie 
aber gegen den Willen des K. dem B. ausgehändigt. 
3. In einer vertragsmäßigen Auseinandersetzung, die nach 
einer gerichtlichen Ehescheidung stattfand, wurde der Tochter 
der geschiedenen Eheleute ein Kapital von 30 000 Jl mit der 
Bestimmung ausgesetzt, daß die Zinsen zur Bestreitung ihrer Er- 
ziehungskosten dienen sollten, bei erlangter Volljährigkeit aber 
die Tochter das Kapital frei zu erhalten habe; zugesetzt war „un- 
beschadet ihres sonstigen Erbrechts am väterlichen Vermögen." 
Nach dem Tode des Vaters entstand über die Ausgleichungs- 
pflicht der Tochter (GB. 2050) Streit mit ihrem Bruder. Dieser 
machte sich anheischig, zu beweisen, daß der Erblasser mit dem 
obigen Ausdrucke für die Zuwendung die Ausgleichungspflicht 
habe anordnen wollen. 

Der Anwalt der Tochter macht geltend, daß die gebrauchten 
Worte in sich ganz deutlich seien; sie besagten nur, daß die 
Tochter mit jener Summe noch nicht völlig abgefunden sein solle, 
und wenn der Wortlaut einer Willenserklärung deutlich sei, so 
sei damit die Sache erledigt. GB. 133 finde auf den vorliegen- 
den Fall keine Anwendung. 

Wie hat das Gericht zu befinden? 

Cf. 1. 25 § 1 D. leg. in« (32); 1. 69 pr. eod.; 1. 219 D. de 
V. S. (50, 16). 

3* Durch eine seinen Miterben ausgestellte Urkunde hatte ein 
Erbe die Erklärung abgegeben, daß er von der Erbschaft seinen 
Anteil durch vollständige Abfindung im Betrage von 20 000 M 
ausbezahlt erhalten habe, und daß er damit feierlichst allen wei- 
teren Ansprüchen an den Nachlaß für sich und seine Erben 



In dem dennoch von ihm auf Erbteilung angestellten Pro- 
zesse hatte er diese Urkunde anerkannt und zugegeben, daß die- 
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selbe sich als ein Verzicht auf alle weitergehenden Ansprüche an 
den Nachlaß herausstelle. 

Bei der Beratung traten im Schöße des Richterkollegiums zwei 
verschiedene Ansichten hervor: indem die eine Meinung die zweite 
Erklärung des Klägers nur als eine unmaßgebliche Bechtsansicht 
desselben erachtete, die von dem Richter auf ihre Richtigkeit hin 
nachgeprüft werden müsse; während eine andere Ansicht dahin 
ging, daß jene Auslegung des Klägers den Richter auch binde. 

Welches ist die richtige Ansicht? 

4. Der Kaufmann A. hatte in seinem Testamente seinen 
Freund B. zum Testamentsvollstrecker ernannt, und in dem § 6 
des Testamentes dem B. „in allen über den Inhalt des Testa- 
mentes etwa entstehenden Streitigkeiten die Befugnis authentischer 
Interpretation" beigelegt. ' • 

Zwei Vermächtnisnehmer C. und D. verklagen den B. auf 
Auszahlung von Vermächtnissen. B. bestreitet die Klage als be- 
gründet; es habe zwar 0. den klaren Wortlaut des Testamentes 
für sich, er, der B., wisse aber privatim, daß sich A. nicht seiner 
wirklichen Meinung entsprechend ausgedrückt habe; das Ver- 
mächtnis des D. sei von A. nur unter der, nicht eingetretenen, 
Bedingung gemeint geweseuii daß D. eine bestimmte Person hei- 
raten werde. Er, B., lasse -sich jedoch überhaupt auf weitere 
Erörterungen nicht ein, da er nach § 6 des Testaments dazu 
nicht verpflichtet sei. 

Die Kläger meinen dem gegenüber, daß doch immer das Ge- 
richt die Richtigkeit und Begründetheit der authentischen Aus- 
legung nachprüfen könne; — was Beklagter für eine contradictio 
in adiecto erklärt. 

Entscheidung? 

XXXI 

!• In welchen Formen wurden nach römischem Recht nach- 
stehende Rechtsgeschäfte abgeschlossen? Wie steht es damit nach 
dem GBe.? 

a) A. erhält von V. ein Gemälde gegen Zahlung von 1000^. 

b) Er erhält es gegen ein anderes Bild. 

c) Um es bezahlen zu können, nimmt A. von G. das Geld auf. 

d) Sein Freund B. verbürgt sich für ihn bei G. 

e) B. verpfändet dem G. für die [Schuld des A. eine ihm, 
dem B. gehörige Sache. 
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f ) Ein Eunstkritiker E. hat den A. zum Ankaufe bewogen, 
indem er Gewähr leistete, daß es ein Original werk eines 
alten Meisters sei. 
•g) Um das Bild bestimmen zu können, holt sich A. ein Buch 

aus einer Leihbibliothek, 
h) 0. laßt sich von A. versprechen , daß dieser ihm das Bild 

schenke. 
i) Ein Freund des A. , der D. , übernimmt es , den Transport 

durch seine Leute ohne Gebühr zu besorgen, 
k) Diese treffen den C. nicht an und geben es dessen Nachbarn 

in Verwahrung. 
1) C. vereinigt sich mit E. und F., um ihre Gemälde gegen 
Eintrittsgeld auszustellen, 
m) 0. legt für beide die Eosten vor; nach der gemeinsamen 
unbeanstandeten Abrechnung ist E. dem C. 5, F. dem C. 
7 schuldig, 
n) C. überläßt nachmals das Gemälde dem H., damit dieser 

für sich eine Eopie anfertige, 
o) Der J. macht dem C. das Bild streitig. Sie beschließen, 
ihre Sache dem urteile des L. zur unparteiischen endgül- 
tigen Entscheidung zu unterbreiten, 
p) C. * will das Bild verkaufen. Er läßt es taxieren und giebt 
es einer Eunsthandlung mit der Beredung, daß diese nach 
einem halben Jahre entweder das Bild zurückgebe oder die 
angesetzte Taxe bezahle. • 
2« Der Landwirt Elincke war bei der Hagelversicherungs- 
Gesellschafb „Bremensia" gegen Hagelschaden versichert; er hatte 
vor kurzem durch eine telegraphische Depesche, deren Urschrift 
er selbst entworfen und unterschrieben, mit Wahrung der satzungs- 
mäßigen Fristen gekündigt. Die Bremensia verlangte aber trotz- 
dem die weitere Prämienzahlung für das nächste Jahr, weil nach 
den Yersicherungsbedingungen vorgeschrieben sei, daß „die Eün- 
digung mittels eingeschriebenen, frankierten, unmittelbar an die 
Direktion in B. gerichteten Briefes' ' erfolgen müsse. 
Wie ist zu erkennen? 
3. Thatbestand: 

Die Elägerin behauptet, mit dem Beklagten am 15. November 
in Gegenwart mehrerer Zeugen ein Verlöbnis geschlossen zu haben, 
über welches eine von beiden Teilen unterschriebene Urkunde 
aufgenommen worden sei, und hat auf Schadei&ersatz nach GB. 
1298 geklagt. 
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Beklagter räumt ein, eine vom Mandatar Dalcke entworfene 
Urkunde über einen mit der Klägerin abzuschließenden Ehe- und 
Erbvertrag unterschrieben zu haben, bestreitet jedoch, daß am 
15. November ein Verlöbnis zivischen ihm und der Klägerin 
bindend abgeschlossen worden sei, denn es sei verabredet gewesen, 
daß Dalcke von der Ehestiftung eine Beinschrift anfertigen, und 
diese vor dem Amtsgerichte Osten am 18. November verlautbart 
werden sollte. Das sei nicht geschehen, und daher der Ver- 
trag nicht zu stände gekommen; GB. 125. 

Entscheidung mit Gründen? 

Cf. 1. 17 C. de fide instrumentorum (4, 21). 

4« Es bietet jemand schriftlich einem anderen eine Ware für 
einen bestimmten Preis zum Kaufe an und fügt hinzu, er werde 
das Anerbieten fär angenommen ansehen^ wenn der andere es 
nicht binnen acht Tagen ablehne. Dieser schweigt. Nach Ab- 
lauf von acht Tagen sendet jener ihm die Ware zu. Der andere 
nimmt sie jedoch nicht an. 

Ist der Kauf für geschlossen zu erachten? Und wie steht es 
im besonderen mit der Tragung der entstandenen Versendungs- 
kosten? 

5« „D . . . Unterzeichnete bestellt hierdurch in der Buchhand- 
lung von Schröder in H . . . . Exempl. Marlitts Gesammelte 
Romane und Novellen. Neue illustrierte Ausgabe. Vollständig 
in ca. 70 Lieferungen ä 40 «^ (alle 14 Tage eine Lieferang). 
Ort and Datum: . . . Name und genaue Adresse: ..." 

Mit vorstehendem Zettel fand N. N. eines Tages die erste 
Lieferung des Werkes, schön ausgestattet und illustriert, in seinem 
Briefkasten an der Korridorthüre vor. Mit Bleistift stand be- 
sonders vermerkt: Preis 40 3^_, 

Fragen: 

a) Was bedeutet rechtlich die Subskription auf ein Lieferungs- 
werk? • 

b) Muß N. N. zahlen? und wie viel? 

c) Er will der Buchhandlung Nachricht geben, daß sie das 
Hefb abholen soll, vergißt es aber. Rechtsfolge? 

d) Der Auslaufer kommt nach acht Tagen, aber das Heft findet 
sich nirgends mehr. 

e^ N. N. hat dasselbe aufgeschnitten und gelesen. 

f) Er hat es seinen Kindern gegeben, welche die Bilder heraus- 
geschnitten haben. 

g) Er hat es an seinen Freund X. verschenkt. 
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h) Kommt etwas darauf an, ob N. N. mit dem zusendenden 
Buchhändler persönlich bekannt ist oder nicht? 

i) Wie sind die Fragen zu beantworten, wenn seitens der Buch- 
handlung vermerkt war: „Nicht Gewünschtes erbitte baldigst 
zurück"; oder: „Falls nicht binnen 14 Tagen Rücksendung 
erfolgt, werden wir Ihnen auch die folgenden Lieferungen 
senden"; oder: „Durch Annahme von Lieferung 1 tritt Ver- 
pflichtung zum Bezüge des ganzen Werkes ein"? 

6. X. hat einen Arzt, welcher ihn im vergangenen Jahre in 
einem schweren Erkrankungsfalle behandelt hat, mehrfach um 
Zusendung einer Rechnung vergeblich ersucht; schließlich rftt ihm 
jemand, dem Arzte nochmals zu schreiben und einen bestimmten 
Termin zu setzen, bei dessen Verstreichen er annehmen würde, 
daß der Arzt auf das Honorar verzichte. 

Ein eingeschriebener Brief dieses Lihaltes geht an den Arzt 
ab, dieser regt sich nicht; — Folge? 

7. In Schweizer Gasthöfen findet sich zuweilen in den Fremden- 
zimmern angeschlagen: „Wenn der Reisende die Mahlzeiten nicht 
im Hotel einnimmt, so erhöht sich der Preis dieses Zimmers, auch 
wenn er vertragsmäßig vereinbart ist." 

Rechtliche Bedeutung und Wirkung? 

8. Thatbestand: 

Der Kläger hatte dem Beklagten, dem er ein Warenlager 
verkauft, darüber eine Rechnung zugestellt und darin die Preise 
festgesetzt, die er für die vertragsmäßig bestimmten („die laufen- 
den billigsten") erachtete. Beklagter hatte diese zu hoch gefun- 
den, sie ermäßigt und sodann nach Voraussendung des Verzeich- 
nisses der vorgenommenen Ermäßigungen das hiemach berechnete 
Kaufgeld dem Kläger Übermacht, der dasselbe annahm. 

Jetzt klagt der Verkäufer den Rest des von ihm seiner Zeit 
angesetzten Kaufpreises ein. Beklagter beruft sich darauf, daß 
Kläger hierauf stillschweigend verzichtet habe. 

Wie ist zu erkennen? 



xxxn 



1. Wie sind die folgenden Fälle juristisch zu beurteilen? 
a) Es verhandeln M. und N. durch Femsprecher über einen 
unter ihnen abzuschließenden Lieferungsvertrag. Sie kommen 
über alles überein; nur meint M. als Lieferungstag den 
„10. Juni", während N. „10. Juli" versteht und so zurück- 
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spricht. Daß jeder das von ihm Gremeinte in den Fern- 
sprecher gesagt hat, wird jeweils durch damals daneben- 
stehende Personen bezeugt. 

b) In Schöneberg wollte eine Schneidersfrau einem auf dem 
Hofe spielenden Leiermann ein Zweipfennigstück spenden. 
Sie entnahm ihrem Portemonnaie eine Münze, wickelte sie 
in Papier und warf sie hinab. Nachträglich sah sie dann 
ihr Portemonnaie nochmals nach und hierbei entdeckte sie 
zu ihrem Schrecken, daß sie dem Orgelspieler statt des 
Zweipfennigstückes ein — Zehnmarkstück hinabgeworfen 
hatte. 

c) Der Besitzer eines Hotels in Neustädtel, welcher die An- 
gewohnheit hatte, statt Mark Meter zu sagen, beauftragte 
seinen Haushälter, in der Kunstgärtnerei für einen gewissen 
Zweck ein Tafelbouquet zu einem „Meter" zu bestellen. 
DienstbeflisscD führt der Beauftragte den Befehl peinlichst 
aus und erscheint am Abend zu aller Erstaunen mit einem 
thatsächlich einen Meter hohen und dem entsprechend um- 
fangreichen Bouquet, das indessen verschiedene „Meter" kosten 
sollte. 

d) Ein italienischer Kaufmann schrieb an seinen Korrespon- 
denten in Ostindien, er möge ihm einen oder zwei Affen 
{tma o dtM simie) besorgen. Dieser aber las das 1 o 2 fui* 
hundert und zwei und sandte diese letztere Anzahl Affen. 

e) Ein Ökonom aus Sarstedt, der, um einem Ackerstück mehr 
Stickstoff zuzuführen, dieses mit Seradella besäen will, be- 
auftragte einen nach Hildesheim fahrenden Fuhrmann, ihm 
von dort 20 Pfd. Seradella mitzubringen. Der Fuhrmann 
kehrt zurück, meldet dem Ökonom, daß er den Auftrag 
vollführt und das Mitgebrachte auf dem Hausflur unter die 
Treppe gestellt habe. Das Düngemittel wurde von dem 
Oberknechte auch auf dem Acker ausgestreut; als der 
Ökonom aber zur Besichtigung hinaus kam, fand er dort 
lauter — Sardellen, die der Fuhrmann statt der gewünschten 
Ware mitgebracht hatte. 

f) Als 1892 die Einweihung der Wittenberger Schloßkirche 
erfolgte, hatte eine Miß Cleveland vor dem Feste mit der 
Eigentümerin des Gasthofes zum „Adler" in Wittenberg, Frau 
Huster, schriftlich wegen Überlassung eines zweifenstrigen 
Zimmers für den 80. und 81. Oktober verhandelt. Frau 
Huster hatte der Dame und deren Gesellschafterin ihr bestes 



§32. Wüle nnd Erklänmg. 107 

nach dem Markte gelegenes Zimmer für 260 Jl auf zwei 
Tage zur Verfügung gestellt, und diese hatte beides an- 
genommen und gut geheißen. Als die Miß nun aber ankam, 
da stellte es sich heraus, daß sie die 250 ^ für 2 ^ 50 «^ 
gelesen hatte. 
2* A. giebt dem B. Greld in der Absicht, es ihm zu schenken. 
B. nimmt das Greld in der Meinung, es sei ihm bloß dargeliehen. 
Später erfahren beide, was jeder im Sinne hatte, und erklären 
sich nun zu gleicher Zeit mit dem vom andern Gewollten ein- 
verstanden. 

Ist nun eine Schenkung oder ein Darlehn anzunehmen? * 

3. M. tritt mit N. über dessen Reitpferd in Kaufunter- 
handlung; N. fordert 800 JH, M. will nur 600 Ji geben. Beide 
trennen sich, werden aber bald darauf anderen Sianes:' M. will 
800 Jt geben, N. nur 600 Jt haben, und jeder von ihnen be- 
nachrichtigt den andern schriftlich hiervon. Auf der Mitte des 
Weges trefiFen die Boten zusammen und wechseln gegenseitig die 
Briefe aus. M. will nun das Pferd für 600 Jl haben, N. da- 
gegen es nur für 800 ^ geben. 

Wie ist zu entscheiden? 

4. Ein Schweinehändler veräußerte an einen Bauern einige 
zwanzig Stück Schweine unter scheinbar sehr günstigen Beding- 
ungen für den Käufer. Der Verkauf wurde dahin abgeschlossen, 
daß das erste Schwein nur 1 3^ kosten, dagegen für jedes nächst- 
folgende der doppelte Preis des vorherigen gezahlt werden sollte. 
Natürlich weigerte sich nach angestellter Berechnung der Käufer, 
den Betrag, welcher für das 21. Schwein schon die Höhe von 
10485, 76 Jl erreicht, zu zahlen, und mußte der seltsame Kauf, 
da eine Einigung nicht zu stände kam, die zuständige Grerichts- 
behörde beschäftigen. 

Mit welchem Ergebnisse wohl? 

5. H.'L., durch Veröffentlichung guter Feuilleton- Artikel 
bekannt geworden, wird vom Verleger C. aufgefordert, in die 
Redaktion einer Zeitschrift einzutreten. Die brieflichen Verhand- 
lungen führen zur Einigung. Bei der Vorstellung zeigt sich, 
daß C. mit Helene L. paktirt hat. Er will nun vom Vertrage 
abgehen, beruft sich auf 1. 11 § 1 D. de O.E. (18, 1). 

Ist er dazu befugt? 

6« 0. hatte mit seinen Eltern einen Vermögensübergabsvertrag 
unter der Verpflichtung lebenslänglicher Verpflegung derselben 
abgeschlossen. Später verlangt er Aufhebung des Vertrages, weil 
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in demselben das Alter der Mutter auf 68 Jahre angegeben ge- 
wesen wäre, während sie in der That erst 48 Jahre alt war; er, 
der 0., habe das nicht gewußt und nicht wissen können. 
Ist sein Verlangen gerechtfertigt? 

7. Seume und Abel handelten um den Verkauf von 10 Mal- 
ter Getreide. Seume, aus Böhmen, forderte 26 öst. fl. per Malter 
und Abel erbot sich, dem Seume eine Forderung an X. von 607 ü. 
gegen Herausgabe des Überschusses nach Abzug des Kaufpreises für 
das Getreide zu codieren; Abel berechnete auf einem Papier diesen 
von Seume zu zahlenden Überschuß (Kurs 100fl. = 175.y^ auf 
607 JH 26 S^^y und Seume erklärte: es solle so gehandelt sein. 
Nachmals sagt Abel, daß er sich um 100 ^ geirrt habe, und 
weigert wegen dieses Rechnungsfehlers Vertragserfüllung. 

Mit Recht? 

8. In Hameln wurde vor kurzem ein Rechtsstreit wegen 
Lieferung eines Kubikmeters Schweinefleisch zum Kaufpreise von 
100 «/^ anhängig. Die Parteien hatten diesen ungewöhnlichen 
Vertrag unter Handschlag geschlossen, wobei der versprechende 
Schlachter keine Ahnung hatte, daß ein Kubikmeter Schweine- 
fleisch einen Wert von etwa 800 ^ darstelle; während dem an- 
deren Kontrahenten dieses sehr wohl bekannt war. 

Da letzterer, wie erwähnt, jetzt auf Lieferung jenes Quan- 
tums gegen Zahlung der 100 JK geklagt hat, so fragt es sich: 
welches Urteil das Gericht fällen muß? 

9* Der Baumeister L. befand sich eines Abends als Gast auf 
der Kneipe der Studentenverbindung S. Es kam das Gespräch 
auf den Plan der Erbauung eines eigenen Verbindungshauses, und 
L. äußert: „Da wäre ich gern bereit, einen Plan zu entwerfen." 
P., ein ihm gegenüber sitzender angehender Assistenzarzt und 
„alter Herr" jener Verbindung, erwidert: „Das wäre sehr liebens- 
würdig von Dinen." 

Tags darauf begegnet P. dem L. und bemerkt: „Also mit dem 
Plane hat es seine Richtigkeit"; worauf L. ihm die Fertigung 
eines solchen wiederholt verspricht, ihm auch nach einiger Zeit 
einen solchen zusendet; darauf aber eine Rechnung über zu zah- 
lendes Honorar von 200 Jt dem P. mitteilt. Dieser weigert die 
Zahlung, da er, wie bewiesen werden könne, als sicher angenommen 
habe, daß L. den Plan aus GefUlligkeit und schenkungsweise habe 
entwerfen wollen. 

Was ist Rechtens? 

10. Der Dr. med. Wagner in Grünberg in Oberhessen kaufte 
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von dem Wagenfabrikanten Linsenbarth in Halle a. S. einen 
Wagen. In den brieflichen Verhandlungen war dessen Größe 
nach Fuß und Zoll angegeben; Linsenbarth aber fertigt ihn nach 
preußischen Fußen an, während Dr. Wagner hessische gemeint 
hatte. 

Wie steht es mit der Rechtsgültigkeit des Vertrages und 
den Berechtigungen und Verpflichtungen der Kontrahenten? 



11« Zwischen dem Bentner Bull in Bahrenfeld und dem 
Eisenbahnweichensteller Lüdemann entsteht ein Civilprozeß, indem 
letzterer behauptet, Bull habe ihm für den Fall, daß die Frau 
des Eisenbahnbeamten das zwölfte Kind bekomme, eine Villa 
versprochen, und nun, nachdem der vorgesehene Fall eingetreten, 
auf Herausgabe derselben klagt. 

Wird sich der Beklagte irgendwie erfolgreich verteidigen, 
können? 

IS, Nach der „Verfassung der Feuerversicherungsbank für 
Deutschland zu Gotha" § 41 Abs. 3 verliert der Versicherte 
seine Ansprüche auf Schadensersatz gegen die Bank, wenn er auf 
die versicherten Gegenstände bei einer andern Anstalt Versicherung 
nimmt, ohne der Bank davon Anzeige zu machen. 

In einem kürzlichen Streitfalle, in welchem dieser That- 
bestand verwirklicht war, berief sich der Versicherte darauf, daß 
er diese Sonderbestimmung nicht gekannt habe; sie sei ihm von 
dem Agenten nicht mitgeteilt worden, und er habe überhaupt gar 
kein Exemplar der Statuten erhalten. Dag^en legte die Bank 
den von dem Versicherten unterschriebenen Antrag vor, in dem 
jener erklärte, von den satzungsmäßigen Bedingungen der Ver- 
sicherung genaue Kenntnis genommen zu haben. 

Wie ist zu erkennen? 

13. F. hat sich laut schriftlichen Vertrages gegen M. und 
N. verbindlich gemacht, das Hofgut des A. zu kaufen; es sollte 

. aber M. und N. das Geld hergeben und F. nur als Scheinkäufer 
auftreten und das Gut an jene abliefern. 

F. schließt mit A. den E[auf , ohne von M. und N. etwas 
zu sagen. Von A. auf das Kaufgeld belangt, beruft er sich auf 
Simulation. 

Was ist die Folge? 

14. G. leiht dem S. 1000 Jt. S. will seinen Viehbestand 
dafür verpfänden. Nach GB. 1205 ist bei beweglichen Sachen 
nur Faustpfand zulässig. Vertrag: G. kauft das Vieh, bezahlt 
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aber nichts und lässt dasselbe bei S..; die Urkunde soll bei Bück- 
zahlung jener 1000 Ji lediglich vernichtet werden. 

S. fäUt in Konkurs. Rechtliche Stellung des G.? 

16. B. hatte dem A. einen Schuldschein auf 20 000 M aus- 
gestellt, in welchem bestimmt war, daß, wenn der Schuldner eine 
Zinsenrate nicht pünktlich zahle, der Vertrag aufgelöst und der 
Gläubiger berechtigt sein solle, das ganze Kapital sogleich zurück- 
zufordern. Da B. die erste Rate nicht zahlte, klagte A. auf 
Zahlung des Kapitals samt Zinsen. 

Aus dem darüber geführten Rechtsstreite ergab sich, daß B. 
von obiger Summe nur 11 630 »^ bar, das übrige mittels einer 
Cession erhalten hatte, die sich aber nicht nur auf eine unein- 
bringliche Forderung bezog, sondern sich als Scheingeschäffc dar- 
stellte, das der Schuldner nur aus dem Grunde eingegangen war, 
um in seinen Bedrängnissen bares Geld zu erhalten. 

Wie wird das Gericht in rechtlich genauer Weise zu ent- 
scheiden haben? 



1, Sind nachstehende Willenserklärungen rechtlich ganz in 
in Ordnung? 

a) Beteiligung an einer Kollekte aus Furcht vor gesellschaft- 
lichen Unannehmlichkeiten. 

b) Zur Benachteiligung seines einen Kindes hatte jemand vor 
seinem Tode dem andern Kinde angeblich sein Haus ver- 
kauft, in der That aber es ihm unentgeltlich überwiesen. 

c) Absicht, in einen bestimmten Verein zu treten, während zwei 
desselben Namens am Orte sind; die Meldung kommt zu 
dem nicht gemeinten. 

d) Einsteigen in die Pferdebahn in der falschen Meinung, daß 
sie in die Nähe einer bestimmten Straße führe. 

e) Ein Dritter leiht dem Verkäufer, ohne dessen Wissen, falsche 
Gewichte, um den Käufer zu schädigen; — oder: er bediente 
sich selbst falscher Gewichte und giebt sie auf Bitten der 
andern stillschweigend hin, um nicht verraten zu werden^ 
daß seine Gewichte unrichtig sind. 

f) Ein alter Mann wird durch Schmeicheleien zur Enterbung 
seines nächsten Verwandten, eines Vetters, gebracht; — 
oder: der Erbschleicher bringt den schwachen Mann durch 
Drohungen dazu; — oder: durch die Behauptung, daß jener 
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Vetter ihm feindlich gesinnt sei und es bethätige, — sei es, 
daß diese Behauptung thatsächlich begründet, — oder aber 
erlogen war. 
g) Ein Vermieter verlangte ausdrücklich für die zu vermietende 
Wohnung einen kinderlosen Mieter, der betreffende Mieter 
eine trockene Wohnung. Sie schlössen auf Grund dahin- 
gehender wechselseitiger Versicherungen, die aber falsch 
waren, den Mietvertrag ab. 
3. Zur Wiederherstellung der Liebfrauenkirche in Arnstadt 
wurde eine Lotterie veranstaltet. Bei der am 12. — 14. November 
1886 geschehenen Ziehung wurde seitens des Notars H., welcher 
die Ziehungen der Lotterie zu leiten hatte, insofern ein Versehen 
gemacht, als statt der festgesetzten 180 000 Lose nur 179 500, 
also 600 zu wenig, in das Glücksrad eingezählt wurden. Dieser 
Mangel hat sich erst nach der Ziehung ergeben. Es wurde darauf- 
hin keine amtliche Gewinnliste ausgegeben; und die Ziehung ist 
demMchst von der Behörde für ungültig erklärt worden. 

Hierdurch entstanden aber für viele, deren Lose gewonnen 
hatten, Verwickelungen, indem sie bereits mit Rücksicht auf jenes 
Ergebnis Rechtsgeschäfte abgeschlossen haben. Können sie diese 
rückgängig machen? 

Humoristischer ist die Affaire mit einem biedern Landmann 
dortiger Gegend, dessen Los mit einem größeren Gewinn (500 JC) 
herausgekommen war. In der Freude seines Herzens, und wer 
kann ihm dies auch verdenken, verjubelte er bei einem Restaura- 
teur \.h M, blieb dieselben aber schuldig und versprach, sie bei 
Abholung des Gewinnes zu bezahlen. 

Die letztere Voraussetzung ist hinfällig geworden, wer zahlt nun ? 
3. Der Privatmann A. hat in einem notariellen Testament 
seiner Nichte B. seinen ganzen Nachlaß mit der Verpflichtung 
vermacht, seinen zwei Neffen eine jährliche Leibrente zu hinter- 
lassen. Sein Neffe C, Student der Medizin, sandte ihm ein 
Telegramm, daß er das Physikum glücklich bestanden habe. Am 
folgenden Tage errichtete A. ein eigenhändiges Testament, in 
welchem er „infolge des von meinem Neffen C. bestandenen ersten 
medizinischen Examens^^ sein früheres Testament dahin abänderte, 
daß er nun seinen Neffen C. und seine Nichte B. zu Haupterben 
seines Vermögens zu gleichen Teilen einsetzte, die andern Be- 
stimmungen seines Testaments aber auj&echt hielt. 

Die B. focht das Testament an, weil C. das tentamen phy- 
sicmn nicht bestanden hätte. Er habe das Examen in zwei 
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Fächern nachmachen müssen; was dem A. bis zu dessen Tode 
unbekannt geblieben sei. 

Von C. wird entgegnet, daß er durchaus nicht die Absicht 
gehabt habe, auf die letztwilligen Verfügungen seines Oheims 
einzuwirken, von denen er damals keine Kenntnis erhalten. Er 
habe vielmehr nur seinem Verwandten ein Zeichen seines Zu- 
sammenraffens und der Besserung gegenüber früherem leicht- 
sinnigen Wandel geben wollen. 

Wie ist zu entscheiden? 

4« B. kauft von A. ein diesem zustehendes Erbbaurecht am 
Hause des Z. Jenen beiden war aber unbekannt gewesen, daß 
nach dem alten BesteUungsbriefe des Erbbaurechtes der Eigen- 
tümer Ypn 1896 ab ein Ablösungsrecht gegen Zahlung von 
4000 Jl an den Superficiar habe. 

Kann B. zurücktreten? 

5. Valentb heiratet die Tochter des Jockei unter Errichtung 
von Ehepakten, worin „Hut bei Schleier und Schleier bei Hut"^ 
gesetzt wird. Die jungen Leute ziehen auf das Gut des Jockei 
und helfen bei der Bewirtschaftung, um es dereinst nach dem 
Tode des Vaters zu übernehmen. 

Nach einem Jahre stirbt die junge Frau. Valentin und Jockei 
schließen nun folgenden Vertrag: „Da Valentin wegziehen will, 
erhält er von Jockei als Entschädigung für die während der 
gemeinsamen Gutsbewirtschaftimg geleisteten Arbeiten und Ver- 
mögensein vvendungen 1425 Jl, Dagegen entsagt Valentin allen 
etwaigen sonstigen Ansprüchen aus obigen Ehepakten.*^ 

Als Valentin später auf Zahlung klagt, entgegnet Jockei: Er 
habe, bestärkt durch die Auskunft eines ßechtsgelehrten, irrig 
angenommen, daß Valentin durch die Ehepakten ein Recht auf 
die Hälfte des Gutes gehabt habe; nur unter dieser Annahme 
habe er den Vertrag geschlossen, der also wegen wesentlichen 
Irrtums ungültig sei. 

Wogegen Valentin vorbringt, daß er in obigem Vertrage ja 
ausdrücklich auf seine Ansprüche aus den Ehepakten verzichtet 
habe. 

Entscheidung mit Gründen? 

6« „Es war einmal ein Bittersmann, der zog aus mit Knappen 
und Beisigen nach dem heiligen Grabe und zum Eampfe g^&^u 
die Ungläubigen und ließ Eltern und Braut und alle Verwandten 
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zurück. Aber er kam nimmer beim. Und waren schon viele 
Jabre hingegangen, da stand eines Abends vor dem Tbore ein 
Mann, der zeigte sich als der Ausgezogene, ob er gleich durch 
die Zeiten und Schicksale gar vielfältig verändert erschien. Doch 
als er seinen Bing vorwies und sein Gewaffen und Schild, und 
alles so wohl erkannte und in guter Erinnerung hatte, so im 
Schlosse war und geschehen, da freuten sich alle und nahmen den 
Verlorenen wieder unter sich auf. Und erhielt selbiger das väter- 
liche Erbe und alle seine Güter und machte auch in bälde 
Hochzeit mit der verbliebenen Braut, und lebte herrlich und in 
Freuden. 

Aber es war alles eitel Betrug und Schalksstreich gewesen; 
und war das also kommen. Der da ausgezogen lag schon seit 
Jahr und Tag im Morgenlande begraben; dieser aber, so zurück- 
gekehrt, das war sein Freund gewesen, mit welchem er gar vieles 
stets von seiner Heimat und den Leuten dorten gesprochen, und 
der auch seinen Schmuck und Büstung, als jener tödlich gefalLen, 
zu sich genommen . . . ." 

Welche Folgen würde die nüchterne Bechtsbetrachtung des 
heutigen Juristen an den Thatbestand dieser altdeutschen Sage 
zu knüpfen haben? Wie stände es hiemach im besonderen mit 
der abgeschlossenen Ehe? 

7* Berlich hatte eine Urkunde unterschrieben und in dieser 
sich für Bommel verbürgt. Als er später deshalb von dem 
Gläubiger belangt ¥rird, setzt er der EQage entgegen, daß letz- 
terer ihn zum Unterschreiben der Bürgschaftsurkunde nur durch 
die betrügliche Vorspiegelung verleitet habe, daß Berlich dadurch 
nicht haftbar werde, sondern Bommel der Schuldner bleibe. 

Ist die Einrede von Belang? 

8« Kegel hatte den Bawatsch zum gegenseitigen Umtausche 
zweier ihrer Sachen durch betrügliche Manipulationen, nach denen 
Bawatsch der eingetauschten Sache einen entsprechenden Wert 
beimessen mußte, vermocht; und alsbald nach vollzogenem Tausche 
den erhaltenen Gegenstand an Tiergisn weiter verkauft 

Welche Ansprüche hat Bawatsch gegen Kegel; — und gegen 
Tiergen? 

9* Der Handelsmann Topp xmd der Seüer Widen standen 
in Unterhandlungen wegen des dem Topp gehörigen Hauses; die- 
selben führten jedoch wegen Differenzen über die Höhe des Preises 
nicht zum Abschlüsse. Als sie eben abgebrochen werden sollten, 

Stammler, Übungen I. 8 
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erklärte Topp dem Widen wahrheitswidrig: ,,Er beziehe von dem 
Hanse 1900 Jl jl^liche Miete und sitze selbst frei." Hieranf 
bewilligte Widen die von Topp geforderte Eaufsumme von 42000 Jl* 
Anf Zahlung des rückständigen Kaufgeldes verklagt, wandte 
Widen ein, daß der ganze Vertrag ungültig wäre, weil er durch 
jene wahrheitswidrige Erklärung zum Abschlüsse des Kaufes ver- 
anlaßt worden sei. 

Die erste Instanz verwarf jedoch diese Einrede und verurteilte 
den Käufer zur Zahlung des rückständigen Kaufgeldes. 

Gründe: Es liege nur ein ößlua ineidens vor, und zwar ein 
solcher, welcher den Vertrag nicht ungültig maöhe, weil kein Irr- 
tum im Wesentlichen des Geschäftes oder im Hauptgegenstande 
der Willenserklärung vorhanden sei, auch die Angabe hinsichtlieh 
der Höhe des Mietsertrages keine ausdrücklich vorausgesetzte 
Eigenschaft des Hauses betreffe. 

Widen legt dieses Urteil einem Juristen vor und bittet um 
Gutachten: ob er dagegen Berufung ergreifen solle? 

10« Ganz merkwürdig ist es in Berlin in der letzten Zeit 
Mietern ergangen, die in der Miete gesteigert worden sind und 
deshalb gekündigt haben. Auffallend viele Leute, meist Dabien, 
kommen, um die Wohnung zu besehen. Gelegentlich findet sich 
auch wohl ein alter Herr ein, und alle finden die Wohnung 
reizend und gar nicht teuer. Mit Kennerblick erspähen sie die 
Fenster, die eine freimdliche Sonnenseite haben, den Balkon, von 
dem aus man einen hübschen Femblick über die Straße hat, 
während die größten Mängel der Wohnung ihnen entgehen. 
Klagt der Inhaber dann über Mängel, so erwidert man ihm, daß 
die bei allen Wohnungen gefunden würden, und bemerkt er nun 
gar, daß die Mietssteigerung doch gar zu hoch sei, so heißt es, 
daß die Wohnung nicht zu teuer sei. Da und dort hätten sie 
schon gefragt und hätten für die annähernd gleichen Bäumlich- 
keiten beinahe das Doppelte zahlen sollen. Ist der Mieter etwas 
ängstlicher Natur, scheut er den Umzug, und wird ihm die fort- 
währende Besichtigung seiner Wohnung zu viel, so schließt er 
den Kontrakt mit der gesteigerten Miete, und der Zweck der 
häufigen Besuche ist erreicht. 

Kann er hinterher rechtlich gar nichts machen? 

11« In dem Lokalblatt einer kleineren Universitätsstadt fand 
sich eines Tages folgende Anzeige: 

„Weidig's BrauereL Heute Abend nach 9 Uhr hochfeines 
Bockbier (Ale), per Liter 20 Pfennig." 
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Das Lokal war infolgedessen ganz außerordentlich besucht. 
Als die ersten G^te sich entfernen wollten und es an das Be- 
zahlen ging, stellte sich heraus, daß jenes Inserat von irgend 
einem unbekannten, der sich einen schlechten Spaß erlaubt, 
ohne Wissen des Wirtes eingerückt worden war. Der Wirt 
fordert den üblichen und angemessenen Preis von 40 Pfennig 
für den Liter. 

Ist diese Forderung im vorliegenden Falle außer Zweifel? 

12. Der Primaballerina des Wiener Hofopemhauses Frftulein 
Verg^ hatte ein Wiener Theateragent für das „Budapester BaUet" 
ein glänzendes Engagement vermittelt; und von frohen Hofihungen 
bewegt, reiste sie nach Budapest, um sich pflichtgemäß dem Inten* 
danten der Oper zur Disposition zu stellen. Dort zeigte sich jedoch, 
daß zwar ein ganz regelrechter Engagementsvertrag bestand, und 
fELr das „Budapester Ballet" abgeschlossen, nur daß leider unter 
„Budapester Ballet" nicht das Ballet der königlichen Oper, sondern 
daqenige von — Somossy's Orpheum verstanden war. 

Wie ist die Rechtslage? 

13« A. hat dem B. widerruflich ein Gangrecht erlaubt. 
Dann sucht er den B. zum Abschlüsse eines Kaufvertrages über 
ein Pferd zu bewegen, wobei er dem widerstrebenden B. gegen- 
über die Drohung anwendet, daß er sonst jenes Ghuigrecht wider- 
rufen werde. So versteht sich B. zu dem Kaufe. 

Ist dieses Kaufgeschäft gültig? 

14« Zwei Kaufleute kommen wegen einer von dem ersten 
dem zweiten in Kommission gegebenen Quantität Sirup in Diffe- 
renzen. Da der Empflbiger die Ware nicht behalten und nicht 
bezahlen will, wie er nach der Behauptung jenes zufolge ihres 
Vertrages verpflichtet sei, so teilt ihm sein Gegner mit, daß er 
die behauptete Forderung in den gelesensten Lokalblättern der 
Stadt und des Kreises des Empfängers zum Verkaufe ausbieten 
werden „sollte ich binnen acht Tagen ohne Antwort sein, so 
darf ich mich wohl Ihrer freundlichen Zustimmung zu der oben 
erwähnten Veräußerung Ihrer Schuld versichert halten." 

Ein anderer Brief in der mittlerweile immer gereizter werden- 
den Korrespondenz lautete: „Wenn Sie bis 1. Oktober d. J. Ihre 
zu Unrecht von Ihnen bestrittene Schuld bei mir nicht getilgt 
haben, so lasse ich dieselbe durch die Schutzgemeinschaft für 
Handel und Gewerbe in Ihren dortigen Blättern als zu ver- 
schenken annoncieren. Dies zur Notiz." 

8» 
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Wenn der Empf&nger, um sich Unannehmlichkeiten zu ent- 
ziehen, auf den ersten — oder auf den zweiten — Brief hin 
seinen Widerspruch aufgegeben und bezahlt hätte: könnte er es 
später nicht doch wieder rückgängig machen? 

15* A. und B. haben einen Lieferungsvertrag geschlossen. 
Dann weigert B. die Erfüllung, mit folgender Begründung: Der 
Vertrag sei von ihnen mündlich während der Leipziger Messe 
eingegangen worden. B. habe damals von A. 26000 Jl zu 
fordern gehabt und das Geld auf das AUerdringendste nötig 
gehabt, um Wechselschulden zu tilgen, deren Protestierung 
seinen Kredit und seine kaufmännische Existenz bedroht, vielleicht 
gänzlich vernichtet haben würde. A. habe aber, erklärt, daß 
er nicht bezahle, wenn B. nicht den jetzt fraglichen Vertrag mit 
ihm schließe. 

Ist die Einrede für wirksam zu erachten? 

16« Grahn hatte gegen Uhlig eine bedeutende Forderung, 
konnte aber zu seinem Gelde nicht kommen, da Uhlig notorisch 
frusra excussus war, obschon seine Ehefrau Privatvermögen hatte. 
Grahn vollführte nun folgenden Plan: Er erschien eines Morgens 
mit einem Gerichtsvollzieher zum Zwecke der Pfändung des Uhlig 
in dessen Wohnung und machte Anstalt, die dort befindlichen 
Möbel durch den Vollstreckungsbeamten mittels eines zugleich 
mitgebrachten Wagens sofort nach dem Pfandlokale abführen zu 
lassen. Die Frau Uhlig, erklärte er, könne zusehen, ob sie später 
die Möbel auf dem Wege der Klage wieder erhalte; er sei aber 
bereit, von allen weiteren Maßnahmen abzustehen, wenn Frau 
Uhlig einen Bürgschaftsschein, für die Schuld ihres Mannes gleich 
ausstelle. 

Da er der Überraschten nicht die geringste Zeit ließ, in der 
sie die Hilfe des Gerichtes zur Abwendung der Vollstreckungs- 
maßregel hätte anrufen können, so ließ sie sich bewegen, die 
angesonnene Urkunde zu unterschreiben, worauf Grahn sich 
entfernte. 

Nachher scheint es ihr, daß sie zu rasch gehandelt habe. Sie 
geht zu «inem Anwalte und fragt, ob sie die Bürgschaft nicht 
rück^üigig machen könne. 

Was wird ihr der Anwalt antworten? 

17* Auf den Markt in Metz kam eines Tages eine Bäuerin, 
deren Butterwecken zwar sehr vollgewichtig aussahen, es aber, wie 
die Bäuerin wohl wußte, nicht waren. Unglücklicherweise war 
an dem Tage Marktrevision. Schnell steckt die Bäuerin ein Fünf- 
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markstück in die duldsame Masse, die nun für vollgewichtig be- 
fanden Würde. Aber ehe die Bäuerin das Fünfmarkstück wieder aus 
dem Butterwecken herausfingem konnte, erschien eine Käuferin, 
die die vorhergehende List beobachtet hatte, und fragte nach 
dem Preise der Butter. Sie zahlte den geforderten Preis ohne 
Zögern, nahm das Pfund Butter und hatte für das innige Flehen 
der Bäuerin, ein anderes Pfand Butter zu nehmen, nur ein höh- 
nisches Lächeln. 

Ein Yolksanwalt, den die also geschädigte Verkäuferin befragt, 
giebt ihr diesen Bat: Sie solle drei Monate warten, dann sei die 
Polizeiübertretung verjährt, und hierauf könne sie die Käuferin 
auf Bückgabe von 5 Jl nach GB. 123 verklagen. 

Wie wäre danach die juristische Begründung der Givilklage 
zu denken? Und giebt es nach dem obigen Thatbestand keine 
ausreichende Verteidigung dagegen? 



18. Bei einem Manöver wird eine Stadt mit Einquartierung 
belegt. Ein Arzt, welcher für sieben Tage drei Mann angesagt 
bekommt, dem es aber an Platz für diese mangelt, schließt mit 
einem Wirte einen Vertrag, wonach dieser jene Mannschaft gegen 
näher bedungene Vergütung bef sich aufnehmen will. 

Nachträglich wird aber der Manöverplan geändert; und 
nach viertägiger Einquartierung verläßt das Militär jene Stadt 
wieder. 

Kann der Wirt Vergütung für sieben Tage verlangen? Wie 
ist es, wenn er bereits besondere Anschaffungen und Vorrichtungen 
vorgenommen, oder anderes abgesagt hätte? 

19« Der Kau&aann Beil kaufte am 24. Februar von dem 
Gärtner Hoppe ein dem letzteren gehörendes in der Luisenstraße 
in Bockenheim belegenes Grundstück für 6000 JH. Er über- 
nahm im Vertrage die auf das Grundstück entfallenden Straßen- 
anlagekosten, nachdem er im Beisein des Hoppe dem Bürgermeister 
von Bockenheim über die Höhe des im Falle eines Neubaues an 
die Stadt zu zahlenden Straßenanlagebeitrages befragt, und dieser 
ihn auf 530 «/^ angegeben hatte. 

Am 20. März ließ Hoppe dem Beil auf dessen Ersuchen das 
fragliche Grundstück auf, und es erfolgte die Umschreibung auf 
den Namen des Beil. Als dieser aber Anfang April um Er- 
laubnis zur Erbauung eines Wohnhauses auf dem £raglichen 
Grundstücke nachsuchte, erhielt er am 8. April vom Magistrate 
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den Bescheid, daß dieselbe erteilt werden sollte, sobald er die 
nach dem Ortsstatut an die Stadtkasse zn erstattenden Straßen- 
grunderwerbs-, Freilegungs- und Pflasterungskosten mit 3680 M 
werde gezahlt oder sicher gestellt haben. 

Nun klagt Beil gegen Hoppe mit dem Antrage, den Vertrag 
vom 24. Februar für aufgehoben zu erklären. Er habe das 
Grundstück nur unter der Voraussetzung der oben angegebenen 
geringen Straßenherstellungskosten gekauft, die jetzt ermangele; 
und sei also in einem wesentlichen Irrtum über die BauquaUtät 
des Kaufobjektes gewesen, welcher Irrtum zur Auflösung des 
Vertrages berechtige. 

Beklagter erwidert, daß Kläger die Lehren von Voraussetzung 
und Irrtum rechtsirrtümlich vermenge. Es stehe vielmehr so, daß 
sie beide in der gleichen entschuldbar falschen Annahme sich be- 
funden haben, ein schädlicher Dissens unter ihnen, den Vertrag- 
schließenden, also gar nicht vorhanden gewesen sei. 

Unter Berücksichtigung des beiderseitigen Vorbringeos ist be- 
gründet zu erkennen. 



^ibi^LjfViX V 



!• Unter welchen juristischen Begriffen sind folgende Rechts- 
geschäfte zu fassen: 

a) Die Erklärung des Eigentümers , daß er einem anderen eine 
bestimmte Sache um einen von diesem angebotenen Preis 
käuflich überlassen wolle, wenn im gegenwärtigen Augen- 
blicke sein dazu befugter Bevollmächtigter sie nicht schon 
an einen Dritten verkauft haben sollte. 

b) Eine Feuerversicherungs-Polize enthält die Bestimmung: daß 
alle nicht innerhalb sechs Monaten nach einem etwaigen 
Brande entweder festgestellten oder eingeklagten Entschä* 
digungsaDsprüche erloschen seien. 

c) Zusage, daß die Bewohner eines Hofgutes je eine Ziege 
halten dürfen, wenn der Gutsbesitzer selber solche halte. 

d) Einer der größten rheinischen Industriellen, der vor einiger 
Zeit gestorben, hat seinen drei Söhnen sein Weltgeschäft 
und dreißig Millionen hinterlassen. In dem Testament be- 
findet sich aber eine merkwürdige Klausel. Dort heißt es 
nämlich, daß, wenn einer der Söhne Beserveof&zier wird, 
er der Teilhaberschaft am Geschäft verlustig geht. 
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e) Die Eltern einer Braut geben dieser eine Aussteuer von 
2600 Jl, und zwar 1000 JL sofort, je 500 Jt zu Licht- 
meß der folgenden zwei Jahre und den Best ,,zu der Zeit^ 
wenn die Eltern ihr Hofgut an eins ihrer Kinder abgeben.^* 

f) Ein Gläubiger hat einen Vorschuß auf eine noch zu liqui- 
dierende Forderung erhalten, vorbehaltlich der Zurückzah- 
zahlung des etwa zu viel Erhaltenen. 

g) „Ich setze den X. zu meinem alleinigen Erben ein, wenn 
er bis zu meinem Tode sein religiöses Bekenntnis g^bidert 
haben und zum katholischen Glauben übergetreten sein 
sollte." 

h) A., der sich in bedrängten Vermögensverhältnissen befindet, 
hat von seinem Bruder B. ein verzinsliches Darlehn von 
500 Jl erhalten und in dem darüber ausgestellten Schuld- 
scheine die Bückzahlung dieser Summe, „sofern seine Ver- 
mögensverhältnisse es ihm möglich machen sollten'S ver- 
sprochen, 
i) In jeinem Anschlagsvertrage zwischen Eltern xmd Kindern hieß 
es: „Die Käufer sind gehalten, den Ver^ufem auf Verlangen 
Zahlung aus dem vorbehaltenen Überrest des Kaufschillings 
zu leisten." 
k) Unter den Bedingungen eines Versteigerungs-Protokolles fand 
sich: „Es wird eine dreimal viemndzwanzigstündige Zeit 
zur Erteilung der Genehmigung vorbehalten, jedoch ist der 
Käufer an sein Gebot gebunden." 
1) „Garantie: Kostenfreie Zurücknahme jeder Sendung (ver- 
kaufter Butter), falls dieselbe nicht geföllt." 
%. Ein Testator verordnet: sein ältester Bruder A. solle als 
Haupterbe sein gesamtes Vermögen bekommen und jedem seiner 
beiden Geschwister B. und C. als Vermächtnis 5000 Jl^ beiden 
jedoch erst dann herauszahlen, „wenn der jüngste Bruder G. ein 
Gewerbe für eigene Bechnung zu betreiben anfängt." 
Nun fragt es sich: 

a) Wenn G. vor Eintritt dieses Zeitpunktes stirbt, wann ist 
dem B. seine Abfindung auszuzahlen? 

b) Können die Erben des G. etwas fordern? 

c) Was gilt, wenn G. kein Gewerbe betreiben vnll oder es 
nicht kann? 

3« Der Bauer Heinrich Erb verkaufte vor längeren Jahren 
seinem ältesten Sohne Andreas das Bauerngut Nr. 81 fiir den Preis 
von 11 000 Jl und bestinmite über das Kaufgeld, daß Käufer je 
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die Hälfte an den Jüngern Bruder und an seine Schwester zahlen 
sollte. Betrefib der letztem lautete § 4 des notariellen Vertrages: 
„Der Kaufanteil der Tochter Marie mit 5500 Jl soll nicht durch 
Eintragung sichergestellt und erst ein halbes Jahr nach der Ver- 
heiratung des Käufers an die Tochter Marie, verehelichte Pilz 
abgezahlt werden. Auf Sicherstellung und Verzinsung wird ver- 
zichtet." 

Mit dem Vortrage dieser Thatsachen und Urkunden erscheint 
nach neun Jahren Heinrich Erb bei einem Bechtsanwalt, erklärt, 
daß sein Sohn Andreas noch immer keine Miene zum Heiraten 
mache, und fragt an: ob derselbe nicht auf Zahlung an die Tochter 
verkl«^ werden könne? 

4. A. und B. standen in Unterhandlung über den Kauf eines 
dem A. gehörigen Grundstückes. Sie kamen brieflich über die 
Hauptpunkte des abzuschließenden Vertrages und namentlich dar- 
über überein, daß A. den vollständigen und befriedigenden Nach- 
weis seines Eigentumsrechtes zu führen habe, und daß sodann 
der definitive Vertrag bis längstens 21. Juli abgeschlossen werden 
müsse — ein Termin, der später bis zum 5. August verlängert 
wurde. B. erklärte jedoch, durch die ihm innerhalb dieser Frißt 
gelieferten Nachweisungen nicht befriedigt zu sein, und glaubte 
sich durch den Ablauf derselben jeder weitem Verbindlichkeit 
enthoben. 

Wie ist die durch die angeführten Thatsachen geschaffene 
Eechtslage zu charakterisieren? Ist die Meinung des B. richtig; 
oder könnte A. in irgend welcher rechtlich begründeten Weise 
gegen B. vorgehen? 

5. M. und N. schließen einen Kaufvertrag, — der M. hatte 
gemeint unter einer Bedingung, N. ohne eine solche. Daß beide 
in diesem jeweiligen verschiedenen Glauben gewesen waren und 
demnach ein Mißverständnis obgewaltet hatte, läßt sich hinterher 
beweisen. 

Ist der Kaufvertrag gültig zu stände gekommen? 

6. Einer aus einem Tausche über Ochsen angestellten Klage 
setzte der Beklagte die vom Kläger bestrittene Behauptung ent- 
gegen, daß der Handel nur „auf Probe'' geschlossen und, weil 
demnächst die Ochsen von ihm nicht annehmbar befunden worden 
'v^ren, gar nicht zu stände gekommen sei. 

Wem föllt die Beweislast zu? 

?• Der Ökonom Hussel kommt mit seinem Nachbarn Marx in 
Streit, indem letzterer das Recht geltend macht, sein Vieh bei 
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kalter Witterung in den Stall des Hussel neben dessen Vieh zu 
stellen; während dieser behauptet, es stehe dem Marx nach der 
mit ihm desfalls geschlossenen Übereinkunft dieses Becht bloß 
insoweit zu, als er selbst nicht den Stall mit eigenem Vieh gänz- 
lich bestellt hätte. Beide Teile haben nur den Eid als Beweis- 
mittel benannt. 

Wem ist er aufzuerlegen? Und worauf hat derselbe zu gehen? 

8. Uhrmaoher Lo6 klagt gegen den Handelsmann Schnur 
den Kaufpreis mehrerer dem Beklagten käuflich gelieferten Uhren 
ein. Schnur giebt zu, die Uhren gekauft zu haben, aber nur 
unter der Bedingung, daß Lo6 Garantie übernehme, daß die Uhren 
gut reguliert seien und regelmäßig genau gingen; das sei aber 
beides nicht der FalL 

Da der Kläger von vornherein bestreitet, unter dieser Be- 
dingung verkauft zu haben, so fragt es sich: wem der Beweis 
aufzuerlegen ist? 

9. „Ich setze meine Frau (F.) zu meiner Erbin ein. Bei 
ihrem Tode soll meinem Bruder (B.) ein Vermächtnis von 1000 Jl 
zukommen." 

\ Was ist die Folge, wenn B. vor F. stirbt? 

10. Zwischen Dr. Jerusalem und der Stadtgemeinde Halle 
war ein Vertrag zu stände gekommen, wonach ersterer das Ver- 
lagsrecht des „Halle'sGhen Tageblatts" gegen eine an die Stadt- 
kasse zu zahlende Summe von 5000 Jl erwarb. Obgleich zur 
Gültigkeit des Vertrages die Genehmigung des Begierungspräsi- 
denten zu Merseburg erforderlich war, in dem Vertrage auch aus- 
drücklich eine bezügliche Bestimmung Aufnahme fand, übernahm 
Dr. Jerusalem doch alsbald nach dem Vertragsabschluß das Ver- 
lagsrecht einstweilig in einem Privatverhältnis zu dem bisherigen 
Pachter, Buchdruckereibesitzer Nietschmann; und die festgestellte 
Entschädigung von 5000 Jl wurde an die Stadtkasse gezahlt mit 
der vertragsmäßigen Bedingung, daß die Bückzahlung samt Zinsen 
erfolgen solle, sobald der Begierungspräsident die Genehmigung 
des Vertrages versagen würde. 

Während seiner Thätigkeit als Verleger und Bedakteur hat 
Dr. Jerusalem dann die Erfahrung gemacht, daß seine früheren 
Annahmen in Bezug auf die Aussichten des Unternehmens irrige 
gewesen sind. Er wünscht deshalb, von jenem Vertrage abstehen 
zu dürfen; während die städtischen Behörden dazu nicht recht 
geneigt sind. 
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Wie ist die Sachlage rechtlich aufzufassen? Muß erst die 
Entscheidung des Begierungspräsidenten abgewartet werden? Oder 
können nicht jetzt schon Schritte gegen die Stadt mit Fug 
geschehen? 

11. A. vermacht dem B. ein Legat von 400 Jl und einen 
Hund mit der Bedingung, daß B., solange der Hund lebt, nur 
die Zinsen von den 400 Jl^ nach dem Tode des Tieres aber das 
Kapital selbst ausgezahlt erhalten soll. Bald nach dem Ableben 
des A. verläufb sich der Hund, kann auch nicht wiedergefunden 
werden. B. verlangt nun die 400 JL\ die Erben des A. aber 
wünschen zuvor den Nachweis, daß der Hund tot sei. 

Können sie dieses mit Fug thun? Und wie ist dem B. etwa 
zu helfen, wenn er keinen Totenschein beschaffen kann? 

13. Nach einem notariellen Übergabsvertrage hat sich der 
24jährige Übemehmer verpflichtet, außer dem Übergabeschilling 
von 15 000 Jl noch 17bO J[ an die Übergeberin zu bezahlen, 
wenn er vor seinem dreißigsten Jahre eine andere Frauensperson, 
als eine Tochter der Schwester der Übergeberin ehelichen sollte. 
Er wird nun verklagt, weil er fünf Jahre darauf ein anderes 
Mädchen geheiratet hat. 

Beklagter entgegnet, daß er um die drei Nichten der Klägerin 
angehalten habe, aber abgewiesen worden sei, und man ihm nicht 
zumuten könne, zweimal bei derselben Person anzuhalten; wäh- 
rend Ktögerin dagegen aufstellt, daß dieses Vorbringen bei Rechts- 
geschäften unter Lebenden gleichgültig sei. 

Wie ist zu entscheiden? 

13. Vor kurzem starb in Cremona Dr. Taddei, ein Sonder- 
ling, dessen Schrullen wiederholt Stoff zum Lachen gegeben 
hatten. Das Testament des sehr vermögenden alten Mannes 
setzte den einzigen Neffen des Verstorbenen zum alleinigen Erben 
ein, knüpfb diese Verfügung jedoch an die Bedingungen, daß der 
Leichenwagen in rot und weiß drapiert werde, daß eine Musik- 
bande abwechselnd lustige und patriotische Weisen beim Begräb- 
nisse aufspielen solle, schließlich, daß die Leiche verbrannt werde, 
worauf der Erbe lachend die Asche in alle Winde zu streuen 
habe. Sollten die Bedingungen nicht erfüllt werden, so habe das 
ganze Vermögen den Wohlthätigkeitsanstalten Cremonas zuzufallen. 

Der Erbe bot selbstverständlich alles auf, um das sonderbare 
Begräbnis zu ermöglichen, — allein die Geistlichkeit wollte davon 
nichts wissen, und Taddei erhielt unter dem lauten Protest des 
Erben ein christliches Begräbnis. Wohlthätigkeitsanstalten der 
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Stadt haben nun bereits Schritte zur Erlangung der Erbschaft 
eingeleitet, während der Erbe das Gut für sich beansprucht, in- 
dem er »anführt, daß er sich bereit erklärt habe, die Bedingungen 
des Testaments zu erfüllen. 

Wie ist dieser Rechtsstreit nach römischem und nach unse- 
rem bürgerlichen Bechte zu schlichten? 

14. Pbotagobas aus Abdera hatte sich mittels Vertrages 
verbindlich gemacht, den Eüathlus, einen reichen Jüngling, in 
der Redekunst überhaupt, sowie in der Kunst der Advokaten be- 
sonders zu unterrichten. An Honorar waren 20 Talente be- 
stimmt, von denen die Hälfte beim Beginne des Unterrichtes, 
die zweite Hälfte nach dessen Abschlüsse, sobald der junge Mann 
den ersten Prozeß gewonnen haben würde, bezahlt werden sollte. 

Der Unterricht fand statt, nachdem die erste Hälfte des Lohnes 
bezahlt war; er wurde beendet, Euathlüs bezahlte aber nichts 
weiter und übernahm überhaupt keinen Prozeß, weder für sich, 
noch für andere; obgleich er die erlangte Kunst durch gelegent- 
liche Erteilung von Rechtsrat ausübte. 

Endlich klagte Pbotagobas, dem die Zeit zu lange wurde, auf 
Zahlung jener 10 Talente. 

Er sagte: Beklagter muß mich unter allen Umständen be- 
zahlen. Denn entweder wird er verurteilt, so muß er auf Grund 
des rechtskräftigen Urteiles leisten, oder er gewinnt den Prozeß, 
so muß er in Gemäßheit unseres Vertrages zahlen. 

Dagegen meinte Euathlüs: Ich brauche in keinem Falle zu 
leisten. Entweder ich verliere den Prozeß, so habe ich wegen 
unserer Vertragsberedung nicht zu zahlen, oder Kläger wird mit 
seiner Klage abgewiesen, so brauche ich wegen des absolvierenden 
Erkenntnisses nichts zu geben. 

Wer war im Rechte? 

15. Bei einem Schlossermeister streikten die Gesellen. Jener 
ließ sich aus der ,, Streikversicherung der Arbeitgeber*' die Streik- 
prämie auszahlen und gab den Ausständigen ein Faß Bier zum 
besten, worauf sie wieder zu den alten Bedingungen in Arbeit traten. 

Die Versicherungskasse geht jetzt den Schlosser auf Rück- 
zahlung der Prämien oder doch des noch verhandenen Restes an, 
weil er den Ausbruch des Streiks durch grobe Fahrlässigkeit 
herbeigeführt habe. 

Entscheidung? 

16. Ein Landwehrof&zier wünscht sich für den Fall, daß 
innerhalb der nächsten zwei Jahre, während deren er voraussieht- 
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lieh noch der Landwehr angehören wird, ein Krieg ausbricht, 
eines Pferdes zu versichern. Zu diesem Zwecke kauft er unter 
der Bedingung einer Mobihnachung während der Zeit, da er in 
der Landwehr sich befinden würde, ein Pferd, das ihm vorgeführt 
und in jenem Sinne tradiert wird, nach dem aber natürlich beim 
Verkäufer verbleibt. 

Nach einiger Zeit verp^Lndet der letztere das Pferd. 

Wenn nun ein Krieg ausbricht: 

a) Welche rechtliche Wirkung hat jetzt dieser letzte Umstand ? 

b) Bleibt das Pfandrecht bestehen oder nicht? 

c) Wem kommt das von der betreffenden Stute inzwischen ge- 
worfene Füllen zu? Ist der Zeitpunkt von dessen Geburt 
dabei von Belang? 

17. Herr von Berlo überläßt am 10. März 1900 seinem 
Vetter Hülsen ein Landgut schenkungsweise, mit der Bestimmung, 
daß wenn dem Schenkgeber ein Sohn geboren werden würde, das 
Gut wieder an von Berlo zurückfallen solle. 

Hülsen legt am 9. Juni 1901 eine Hypothek zu gunsten 
seines Gläubigers Berck auf das Gut. Am 2. Februar 1902 wird 
dem Herrn von Berlo ein Sohn geboren. 

a) Welche Rechtsfolgen treten ein? 

b) Wie stände es, wenn von Berlo am 80. Januar 1902 plötz- 
lich verstorben wäre? 

c) Wer hätte im Streitfalle die angegebene Klausel des etwaigen 
Bückfalles zu beweisen? 



XXXV 

1. Sachau inserierte in einem Lokalblatte ein Gesuch eines 
kleinen Kapitals und erhielt unter anderen Offerten auch eine: 
„Ich kann Ihnen mit Gewünschtem dienen — Rechtsanwalt und 
Notar Göring." 

Sachau vermutete, daß Göring vielleicht eigenes Geld zu ver- 
leihen hätte, und fragte bei diesem persönlich an, in welcher Weise 
Gröring ihm dienen könne. In kurzer Unterredung verlangte 
Göring vorerst Unterlagen, als Feuerversicherungspolize u. s. w. 
Sachau schickte ihm solche zu, erhielt aber am nächsten Tage 
die briefliche Mitteilung von Göring, daß er sich einer Reise 
halber um die Sache nicht bekümmern könne. 

Nach einiger Zeit erhält Sachau von Göring eine Rechnung 
wegen Darlehnsgesuchs von 2 ^ 50 «^ und nach einigen Wochen 
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einen Zahlungsbefehl, auf welchem Göring für sich 1 Jt 10 ^ 
Anwaltsgebühren im Mahnverfahren liquidiert. 

Sind die Forderungen des Göring berechtigt? 

3. Die preußische Staatsregierung hatte sich bereit erklärt, 
von Cölbe nach Laasphe eine Sekundärbahn auszuführen, wenn 
ihr freiwillige Beiträge in Höhe von 100000 J( zufließen würden. 
Unter vielen anderen zeichnete auch Cahn hierfür 3000 J(. Die 
Organe der Staatsregierung erhielten von diesen Zeichnungen 
Kenntnis, und es wurde, nachdem die genannte Sunmie also auf- 
gebracht war, zufolge Gesetzes vom 7. März 1880 der projektierte 
Bahnbau ausgeführt. 

Später verweigerte aber Cahn die Zahlung, weil ein rechts- 
gültiger Vertrag nicht zu stände gekonmien sei. 

Konnte er gerichtlich zur Zahlung angehalten werden? Ist 
nach dem Rechte des GBes. ebenso zu entscheiden? 

3. Im Jahre 1864 hat der Magistrat der Stadt München im 
Einverständnis mit den Gemeindebevollmächtigten beschlossen, die 
Kirche in Haidhausen ans Gemeindemitteln auszubauen. 

Konnt.e die Kirchengemeinde auf Grund dieses Beschlusses 
etwas beanspruchen, — nach damaligem oder nach neuem bürger- 
lichen Recht? 

Ist es von Einfluß: ob dieselbe den Beschluß amtlich mitgeteilt 
erhalten, — und ob sie darauf geantwortet hat? 

4. Welches ist der Ort des Yertragsschlusses, wenn zwei 
Privatleute, in Halle a. S. und in Dresden wohnhaft, durch Brief- 
wechsel einen Vertrag abschließen? 

5. W. versprach am 28. Juni dem J. 200 Centner Büböl 
käuflich zu liefern, wenn J. diese 0£Perte binnen acht Tagen an- 
nehmen werde. J. gab am 5. Juli einen Einschreibebrief mit 
Annahmeerklärung zur Post, der aber erst am 7. Juli in die 
Hände des W. gelangte. 

Ist der Vertrag zu stände gekommen? 

Wie wäre es, wenn der Brief am 6. Juli gegen Abend auf 
dem Kontor des W. abgegeben, von diesem aber erst am 7. Juli 
vormittags geö&et und gelesen worden wäre? 

6. Der Kaufmann Ostling bestellt von Hamburg aus eine 
Sommerwohnung für zwei Monate in Eisenach, und zwar bei den- 
selben Vermietern und unter denselben Bedingungen, wie in dem 
letztvergangenen Jahre. Sein Brief kommt am 16. Juni an. Die 
Vermieter antworten zustinmiend am 18. Juni. Zwei Stunden, 
nachdem sie diesen Brief zur Post gegeben haben, kommt eiA 
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Schreiben des Ostling, daß er die Wohnung nicht haben wolle. 
Der Brief war vom 17. Juni datiert und nach dem Poststempel 
an demselben Tage von Hamburg abgegangen. 

Ist Ostling verpflichtet, den Mietvertrag zu erfüllen oder 
nicht? 

7. F. hatte mit B. mündliche Verhandlung wegen Ab- 
schlusses eines Mietvertrages über ein dem F. gehöriges Fabrik- 
gebäude gehabt. Der auf Grund dessen von einem Notar auf- 
genommene Vertragsentwurf wurde dem B. durch die Post gesandt. 
Derselbe schrieb darauf am 11. Januar an F.: ,,Den Kontrakt 
habe ich erhalten und bin in allem soweit einverstanden, es fehlt 
nur noch ein Paragraph, den wir auch mündlich verabredet haben, 
nämlich etc. etc." F. antwortete am 12. Januar: „ . . komme 
Ihnen in der gewünschten Frage näher, daß, im Fall Sie für 
später größere Räume gebrauchen, für die projektierten Seiten- 
gebäude gern den Vorrang gegen entsprechenden Mietzins ein- 
räume, jedoch können Sie, bevor mit Herrn A. in Ordnung bin, 
keinen Anspruch darauf erheben etc. etc." Am 13. schrieb B. 
an F.: „Ich habe das Schreiben vom 12. erhalten, übersende die 
beiden Kontraktausfertigungen, ersuche dieselben abstempeln zu 
lassen, dann umgehend mit Unterschrift zurückzuschicken, worauf 
ich unterschreiben werde etc." Am 14. Januar sandte B. an F. 
ein Telegramm: „Ihren Brief erhalten, verzichte auf Mieten des 
Fabrikgebäudes und weitere Bemühungen." Dieses Telegramm 
gelangte früher in den Besitz von F., als der Brief des B. vom 
13. Januar. 

F. klagt auf Feststellung, daß der fragliche Vertrag gültig 
bestehe und B. verpflichtet sei, den geschlossenen Mietvertrag 
zu erfüllen. 

Es ist Urteil mit Gründen zu entwerfen. 

8* Am Tage vor Beginn der Ziehung der Schloßfreiheits- 
lotterie hatte ein Herr aus Bremerhafen den Betrag für ein 
Viertellos an die Berliner Firma Bräuer & Co. eingesandt, welche 
auch am anderen Tage vormittags vor Beginn der Ziehung das 
Los expedierte, dann aber, als sie nämlich aus der ihr schon 
um die Mittagsstunde zugehenden Schnellliste ersehen hatte, daß 
auf die betre£Pende Nummer 3000 J( gefallen waren, an die Post- 
behörde zu Bremerhafen telegraphierte, daß der Brief nicht aus* 
gehändigt, sondern zurückgeschickt werden solle, was auch geschah. 

Die Firma schickte hierauf dem Besteller das eingesandte 
Geld nach Abzug von 20 «^ fär Porto zurück und strich den 
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Grewinn aus jenem Lose für sich ein. Der Besteller erfahr aber 
später durch einen von der Firma entlassenen Buchhalter den 
Sachverhalt und klagte auf Herausgabe des Gewinns. 
Ist die Klage begründet? 

9. Am 21. Dezember 1873 erhielt Colditz folgendes Tele- 
gramm von Frenzel: „Senden Sie 30 Centner bessere Sorte Nüsse 
per Eilgut an A. Priebs, Bitterstraße 4 Dresden, sowie ein 
Faß Preißelsbeeren. Rückantwort ob Ja oder Nein sofort nach 
Freiberg bezahlt". Colditz depeschierte zurück: „Werde morgen 
früh 20 bis 30 Centner Nüsse an A, Priebs nach Dresden ab- 
senden," und schickte wirklich am 22. Dezember an die bezeich- 
nete Adresse 23 Sack Wallnüsse, welche aber nicht angenommen, 
sondern dem Colditz zur Verfügung gestellt wurden, weil er nicht 
den ursprünglichen Antrag des Frenzel, sondern eine ganz neue, 
von Frenzel ignorierte Offerte ausgeführt habe. 

Colditz verlangt Bechtsbelehrung, ob er nicht auf Grund ge- 
schlossenen Vertrages gegen Frenzel rechtlich vorgehen könne? 

10. Nachdem A. und B. bereits einige Zeit resultatlos über 
den Verkauf von aufstehendem Holz in einem dem B. gehörigen 
Wald unterhandelt hatten, telegraphierte B. an den zu Posen 
wohnenden A. am 29. August, einem Sonntage: „Erlasse Ihnen 
Wald far 137 000 Jl^ wenn umgehend Acceptation erfolgt." 
Diese Depesche gelangte um 7 Uhr abends in die Hände des A. 
Dieser antwortete, und zwar acceptierend, erst am anderen Morgen. 

B. ist der Ansicht, die Bedingung seines Angebotes, die um- 
gehende Acceptation, sei nicht erföllt und hat deshalb den Wald 
anderweit verkauft. Umgekehrter Meinung ist A.; er verlangt 
Schadenersatz, den er in der Klage näher beziffert. Der erste 
Bichter hat verurteilt, der Berufungsrichter*abgewiesen. 

Kann dem A. angeraten werden, das Rechtsmittel der Revision 
zu verfolgen? 

11. Wie sind folgende Bekanntmachungen, Aufforderungen, 
Mitteilungen u. s. w. juristisch aufzufassen und zu behandeln? 

a) Kaufmann A. schreibt an B.: „Können Sie 10 Oxhoft Spiri- 
tus (genau angegebener Qualität zu fest bezeichnetem Preise) 
brauchen?" 

b) „Den uns durch unsem Herrn Willer mündlich erteilten 
Aufkrag auf Fleischhackmaschinen haben wir dankend in 
Nota genommen und werden denselben baldigst zur Aus- 
führung bringen." 
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c) , Jch besitze Ihr Geehrtes y. 21. d. M. und erlaube mir, Ihnen 
am Fuße Dieses die gewünschte Offerte vorzulegen, deren 
Notierung Sie hoffentlich zur Erteilung Ihres Auftrages ver- 
anlaßt." 

d) „Wir empfingen heute wieder einen frischen Transport bel- 
gischer Spannpferde bester Qualität und offerieren dieselben 
zu äußerst soliden Preisen." 

e) Ein sog. „Schla witzer" bringt auf einem Jahrmarkte seine 
Ware in der Art an den Mann, daß er z. B. ein buntes Tuch 
für 100 JL ausbietet und dann schnell bis auf 50 3lj^ herab- 
gleitet. Die Umstehenden greifen bloß danach, sobald der 
Preis ihnen zusagt. 

f) Ein Kellner bietet, an einem Eisenbahnzuge herlaufend, 
Erfrischungen an; ein Gemüse- oder Obsthändler durchzieht 
mit seinem Karren die Stadt. 

g) Preisangabe in SchaufensterD ; oder in Plakaten; — öfter 
in der Art, daß jedes Stück einen allgemein bestimmten 
Preis (z. B. 50 S^f) kosten solle. 

h) Bitte um Zusendung von Mustern und Proben aus einer 
Seidenfabrik. — Eine Dame ersucht ein ihr bekanntes 
Konfektionsgeschäft um Zusendung von Kindermänteln zur 
Ansicht. 

i) Zusicherung einer Summe, wenn eine verkaufte Haarsalbe 
gegen Beseitigung einer Glatze nicht helfen sollte. 

k) Aufforderung zu einem Festessen vermittelst eines Oirkulars 
in einem bestimmt abgegrenzten Kreise von Personen. 

1) Eine große Importfirma schrieb einer Handlung, mit welcher 
sie io Geschäftsverbindung stand, wörtlich folgendes: „Wir 
lassen Ihnen in 2 Packeten diverse Muster zugehen und 
teilen Ihnen dazu folgende Preise mit. (Es werden dann 
14 verschiedene Sorten unter Beifügung der resp. Preise 
aufgeführt.) Vielleicht finden Sie hiervon etwas fiir Sie 
passend, und wollen Sie für diesen Fall die bezüglichen 
Muster zurückbehalten, das Übrige an . . . senden." Der 
Adressat machte sofort telegraphisch eine große Bestellung. 
Die Importfirma antwortete nach einiger Zeit, sie könne die 
Artikel nur zu einem etwas höheren Preise liefern, 
m) Veröffentlichung eines Theaterzettels oder eines Konzert- 
programmes oder einer Cirkusanzeige unter Angabe der 
Preise der Plätze. Oder Veranstaltung eines Maskenballes 
^egen Eintrittsgeld: dann wird eine Maske des Abends nicht 
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zugelassen — ihres Äußern wegen — oder weil der Saal über- 
fallt ist — oder ohne Angabe von Gründen. 

n) Ein Verein gegen Bettelei, für Volkswohl u. s. w. fordert 
durch gedruckten Brief zum Beitritt auf und legt eine Post- 
karte bei, die gleichfalls die Beitrittserklärung yorgedruckt 
enthält und nur unterschrieben zurückzugehen braucht. — 
Oder in dem Briefe hieß es: Bei Ausbleiben einer Antwort in 
14 Tagen wird angenommen, daß Sie Mitglied sein wollen. 

o) Ein fliegender Buchhändler verteilt in einem Bestaurant Bücher 
auf den einzelnen Tischen, daß die Gäste selbige ansehen und 
sie sich beliebig aneignen können. — Ähnlich scheint es zu 
sein, wenn eine Sortimentsbuchhandlung einem ihrer stän- 
digen Kunden Neuheiten des Büchermarktes zur Ansicht 
in das Haus schickt. 

p) „Aus ihrem Antiquariatskataloge Nr. . . ersuche ich um Zu- 
sendung folgender Bücher zu den dort angegebenen Preisen . ." 

q) Ein Gast bestellt in einem Restaurant Speisen und Getränke. 
Der Kellner verweigert im Auftrage des Wirtes — aus per- 
sönlichen Gründen — die Verabfolgung derselben; fordert 
vielleicht sogar direkt zum Verlassen des Lokales auf. 

r) öffentlicher Aufruf mit Bitte um Geldbeiträge für ein zu 
errichtendes Denkmal oder für Notleidende; — jemand sendet 
einen Betrag an die Sammelstelle ein. 

s) K. erhält von G. einen eigenhändig geschriebenen Preis- 
kurant und bestellt nach diesem, allerdings erst nach sechs 
Monaten, gewisse Holzquantitäten einer in jener Liste ver- 
zeichneten Art. 

t) Der von Koblenz kommende Schnellzug macht in Gießen 
gegen 1 ühr Mittagpause. Im Wartesaale stehen auf dem 
zum Mittagessen gedeckten Tische verschiedene Sorten Wein 
zur Verfügung der an der Tafel teilnehmenden Beisenden. 

u) Wertheim hatte dem Kaufinann Heinemann eine Akte über- 
geben, derzufolge er bis zur Höhe einer bestimmten Summe 
die Bürgschaft für ihn als Selbstschuldner zu übernehmen 
erklärte. Ein bestimmter Gläubiger, dem gegenüber die 
Bürgschaft übernommen wäre, war in der Akte nicht be- 
zeichnet, vielmehr lautete dieselbe auf Inhaber. Heinemann 
. kontrahierte darauf eine Schuld bei den Kaufleuten J. H. 
und J. M. Katzenstein, Inhaber der Firma Michael Katzen- 
stein und übergab diesen zu ihrer Sicherung die von Wert- 
heim ausgestellte Bürgschaftsakte. 

Stammler, Übungen I. 9 
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12. „Nutzholz- Verkauf. Auf dem Forstreviere Möllendorf, 
Schlag Holzteichherg, sollen am Mittwoch, den 10. Februar 19 . ., 
von vormittag 10 Uhr ab im (Gasthofe zu Möllendorf meistbie- 
tend verkauft werden: 84 Eichen == 23,61 fin, 90 Botbuchen = 
49,00 fm. 

Neu-Asseburg, den 1. Febr. 19 . . Der Revierförster." 

a^ Wie ist diese Ankündigung juristisch zu charakterisieren? 

b) Welche Rechtswirkung kommt den einzelnen Geboten der 
Kauflustigen zu? 

c) Welche insbesondere demjenigen des Meistbietenden? 

d) Darf der RevierfOrster zwischen den einzelnen Bietern 
wfthlen? 

18. „Kirchen-Neubau Leipzig- Volkmarsdorf. Submission for 
Zimmerarbeiten. 

Die zum Bau erforderlichen Arbeiten sollen vergeben werden. 
Bknquets sind im Baubureau gegen 2,00 Jl zu entnehmen. Be- 
dingungen und Zeichnungen sind daselbst einzusehen. 

Die Offerten sind bis 14. Dezember d. J., mittags 12 Uhr, 
auf genanntem Baubureau versiegelt und mit der Aufschrift 
„Submission fär Zimmerarbeiten zum Kirchen-Neubau Leipzig- 
Volkmarsdorf* versehen einzureichen. 

Der Kirchenvorstand beMlt sich die Auswahl unter den An* 
schlage einreichenden Unternehmern, sowie das Recht vor, die 
Arbeiten einer andern, bei der Submission überhaupt nicht be- 
teiligten Person zu übertragen. 

Leipzig-Volkmarsdorf, den 21. November . . . 

Der Kirchenvorstand." 

Wie verhalt sich dieses Ausschreiben in seiner rechtlichen 
Struktur und Folge zu dem obigen sub 12? 

öfter findet sich noch die Bestimmung beigefügt: „Die Be- 
dingungen imd Zeichnungen können in dem Bureau . . . gegen 
Entrichtung der Gebühren im Betrage von 50 «^, welche even- 
tuell in Briefmarken einzusenden sind, entnommen werden. Diese 
Gebühren werden den rechtzeitig aufgetretenen, aber unberück- 
sichtigt gebliebenen Herren Bewerbern zurückgegeben, falls sie 
solche persönlich innerhalb acht Tagen nach der erfolgten Be- 
kanntmachung zurückfordern." 

Wie ist dies aufzuüassen? 

14. „Die letzten 8 FSsser anerkannt vorzüglichen Weiß- 
weins (Rheinwein) kommen Sonnabend, den 28« November, nach- 
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mittags 3 Uhr ä tout pm zur Versteigerung im Speditionsgeschäft, 
Bahnhofstraße 19." 

Dieselbe Frage wie sub 13 betreffs des Yerhältaisses dieser 
Auktion zu den beiden vorigen. 

15. Bei einem wissenschaftlichen Lesezirkel bestand die 
Einrichtung, daß die durchgelaufenen Bücher und Zeitschriften 
unter den Mitgliedern zu dem höchstgebotenen Preise versteigert 
wurden. Erfolgte auf ein Buch gar kein Gebot, so wurde es 
dem Ersteher des vorigen einfach überwiesen. 

Rechtliche Beijarteilung? 

16. Bei der Yersteigerong eines Grundstückes war M. mit 
13500 Jl Höchstbietender geblieben. In dem Yersteigerungs- 
termine geschah aber kein Zuschlag; sondern es wurde die That- 
sache jenes Gebotes im Protokoll vermerkt, und sodann vom 
Verkäufer alsbald ein weiterer Termin anberaumt, in welchem 
die Versteigerung fortgesetzt werden solle. 

M. fragt nun an, ob er verpflichtet sei, an diesem neuen 
Termine sich zu beteiligen? Und ob, ohne dieses, der Versteigerer 
Befugnis habe, bei ungünstigem Ausfalle des neuen Termins auf 
ihn, den M., zurückzugreifen? 

17. In einem neuerdings gerichtlich entschiedenen Falle war 
in den Versteigerungsbedingungen bestinmit: „Der Zuschlag er- 
folgt heute, sobald ein nach dem Ermessen des Versteigerers als 
annehmbar erscheinendes Angebot gemacht wird: der Käufer 
(Bieter) bleibt an sein Wort gebunden." 

Der Höchstbietende war nun deshalb mit der Klage auf Her- 
ausgabe der versteigerten Sache aufgetreten, weil wl^hrend der 
Versteigerung verkündigt worden war, daß demjenigen, welcher 
das letzte G«bot mache, die ausgebotenen Gegenstände zum voraus 
zugeschlagen sein sollen; wogegen Beklagter bemerkt, daß dann 
aber später es zu einem Zuschlage und überhaupt einer abschließen- 
den Annahmeerklärung des Versteigerers nicht gekommen sei. 

Es fragt sich, wie die einzelnen hier vorkommenden Bestim- 
mungen und Parteihandlungen rechtlich zu charakterisieren sind? 
Und wie hiemach der fragliche Streit entschieden werden muß? 



18. Welches ist die zutreffende rechtliche Behandlung nach- 
folgender Rechtsgeschäfte? Mit welchen Bechtswirkongen sind 
die einzelnen ausgestattet? Wie würde sich jeweils die Zwangs- 
vollstreckung gestalten? 
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a) X. verspricht dem Y. schenkungsweise einen Wechsel über 
1000 J( zu acceptieren. 

b) Ein Gutsbesitzer verkaufb einem andern ein Pferd mit der 
Bestimmung, daß die Höhe des Preises YOii einem gemein- 
samen Freunde, einem gewiegten Pferdekenner, erst noch 
angesetzt werden soll. 

c) A. ersuchte den B. im vergangenen Sommer, er möge die 
Lokalitäten ebener Erde in seinem Hause zu Michaelis nicht 
vermieten, sondern für ihn, den A., bereit halten. B. thut 
dies auch, A. erscheint aber nicht; B. hat Schaden. 

d) M. mietet ein kleines HauB von V., der ihm im Vertrage ein 
Vorkaufsrecht einräumt, wonach M. nach Ablauf von sechs 
Jahren die käufliche Überlassung der Villa verlangen kann. 

e) Jemand tritt mit einem Gutsbesitzer in Verhandlungen über 
den Ankauf des Gutes und läßt sich schließlich von dem- 
selben versprechen, daß der Besitzer drei Tage lang warte 
und ihm die Möglichkeit des Kaufes vorbehalte, daß auch 
jener in dieser Zeit mit dritten Kauflustigen in gar keine 
Vertragsverhandlungen sich einlasse. 

f) Ein Wirt schließt mit einer Brauerei einen Vertrag, wonach 
er während der kommenden 5 Jahre nur von ihr seinen 
Bierbedarf entnehmen will, und zwar zu dem jeweils in der 
betreffenden Stadt üblichen Preise. 

g) Ein Rentner kauft am 15. Mai Aktien der Cröllwitzer Papier- 
fabrik, lieferbar ultimo, zu dem alsdann an der Börse gelten- 
den Kurse. 

h) Eisabonnement: Regelmäßiger Bezug von Eis fax Eisschränke 
während des Sonmiers — entweder mit Vorausbezahlung für 
den ganzen Sonmier, oder für eihen Monat, oder mit Be- 
zahlung jeder Lieferung, oder mit hinterheriger monatlicher 
Abrechnung. 

i) Bei Erö&ung eines Kontokorrentes verpflichtet sich der 
eine, für den jedesmaligen Saldo zu seinen Gunsten von dem 
andern Cigarren zu entnehmen. 

k) A. verpflichtet sich, eine dem B. gehörige Sache zu er- 
werben und sie dann dem C. zu verkaufen. 

l) Seeversicherung mit folgender Klausel: „Wenn das Schiff 
eine andere Bestimmung bekonmien sollte, nehmen wir an, 
durchlaufend im Bisiko zu bleiben, doch soll alsdann die, 
Prämie durch gegenseitiges Übereinkommen oder nötigenfalls 
durch Arbiter reguliert werden.'* 
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m) „Vertrag. § 1: Herr S. überträgt hierdurch dem Herrn L. 
den Neubau seiner beabsichtigten Anlage . . nach Maßgabe 
der im Auftrage des Herrn S. anzufertigenden und von dem- 
selben zu genehmigenden Zeichnung . " 
n) Einem Anwalt wird folgende Privaturkunde zur Begut- 
achtung übergeben: „Y. überläßt an E. seinen in M. ihm 
zugehörigen Grundbesitz, nämlich . . . ., für den Preis von 
150000 Ji nach in weiteren Verhandlungen noch zu ver- 
einbarenden Zahlungsbedingungen." 
o) Ein Bankier eröf&iet einem Kaufinann E[redit bis zu, 20000 J(, 
indem er verspricht , auf Verlangen jenes ihm Darlehn im 
Gesamtbeträge bis zur Höhe jener Summe gegen jeweilige 
hypothekarische Sicherheit zu gewähren. 
19. Ein Gutsbesitzer hatte, um die auf seinem Gute hafben- 
den Schulden abzustoßen, bei einer Bentenanstalt ein Kapital 
von 60 000 J( zu ^ ^/^ verzinslich, unter dem Versprechen erster 
Hypothek, gesucht und von der Direktion zugesägt erhalten. Als 
aber das Geschäft zum VoUzuge kommen sollte, wurde dieser 
von Seiten des Kapitalsuchers verweigert 

Die Direktion hat nun auf Erfüllung, d. h. auf Annahme des 
Darlehns gegen Einräumung der ersten Hypothek und auf Ver- 
zinsung von dem nachgesuchten Tage an geklagt. 
Entscheidung? 

30« Der Fabrikant Gelderbom schloß mit Ohmstede einen 
gerichtlichen Vertrag ab, inhaltlich dessen er von der Bauem- 
si&tte des Ohmstede das auf derselben bereits befindliche Fabrik- 
gebäude nebst einem Areal von 2^/^ Morgen far den Preis von 
12 000 Ji kaufte. Ohmstede übernahm dabei die Verpflichtung, 
von seinem an das verkaufte Fabrikgrundstück anstoßenden ander- 
weitigen Grundbesitz dem Käufer auf dessen Verlangen zwecks 
etwaiger Ausdehnung des Fabriketablissements in bestimmt ange- 
gebener Richtung wlüiirend der nächsten 15 Jahre noch ein Areal 
bis zur Größe von 10 Morgen gegen Zahlung eines Kaufpreises 
von 1500 J( für den Morgen käuflich abzutreten. Die erworbene 
Fabrikanlage samt dem bedingt zugesicherten Erwerbsrecht wurde 
von Gelderbom auf die Firma Bonne übertragen. 

Bonne klagt jetzt gegen Ohmstede auf Abtretung eines Morgens 
der bezeichneten Länderei gegen Zahlung von 1500^; während Ohm- 
stede sowohl die Bechtsgültigkeit der Nebenberedung, als die Über- 
tragbarkeit des sich daraus ergebenden Forderungsrechtes bestreitet. 
Wie ist zu erkennen? 
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31. Nach dem Beichsgesetz, betr. die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften, yom 1. Mai 1889, § 15 bedarf es zum 
Erwerbe der Mitgliedschaft einer von dem Beitretenden zu unter- 
zeichnenden Erklärung des Beitritts, welche von dem Vorstande 
dem Amtsgerichte des Bezirkes zur Eintragung in die Liste der 
Grenossen eingereicht wird; durch die Eintragung entsteht die 
Mitgliedschaft des Beitretenden. 

X. hatte dem Vorstände des Kredit- und Sparvereins e. G. 
zu W. mündlich erklärt, daß er beitreten wolle, und wird nun 
Ton letzterem auf Vollziehung der nötigen Unterschrift und Zah- 
lung eines näher berechneten Beitrages von 3200 Jl verklagt. 

Die erste Instanz hat X. verurteilt, das Berufungsgericht die 
Klage abgewiesen. 

Kann es empfohlen werden, noch ein weiteres Rechtsmittel 
(welches?) zu ergreifen? 



XXXVI 

1. In den folgenden Fällen erscheint im Verhandlungstermine 
vor dem Gerichte nur der Kläger. Bei Aufruf der Sache tritt 
er auf, trägt die jeweils angegebene Klage vor und beantragt, 
den Beklagten in Gemäßheit des betreffenden Ajitrages zu ver- 
urteilen. 

CPO. § 296: „Beantragt der Kläger gegen den im Termine 
zur mündlichen Verhandlung nicht erschienenen Beklagten das 
Versäumungsurteil, so ist das thatsächliche mündliche Vorbringen 
des K^ers als zugestanden anzunehmen. 

Soweit dasselbe den Klagantrag rechtfertigt, ist nach dem 
Antrage zu erkennen; soweit dies nicht der Fall, ist die Klage 
abzuweisen." 

Wie wird in den einzelnen Fällen das Gericht zu entscheiden 
haben? 
a) „Der Beklagte kaufte und empfing von mir zwei Pfandbriefe 
der Meininger Hypothekenbank ... und versprach Zahlung 
des damaligen Kurswertes am folgenden Tage. Ich hatte 
dem Beklagten, um ihn zu dem Kaufe zu bewegen, ange- 
geben, daß die Pfandbriefe zu jener Beihe gehörten, die vor 
1900 nicht kündbar seien; dies war freilich nicht der 
Fall, aber die Auslosung ist jetzt eine so langsame, daß 
ich nicht glaube, daß Beklagter geschädigt ist. Da er trotz- 
dem in Güte nicht zahlt, beantrage ich . . ." 
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» I I ... I ■ -...I M , 

b) „isiem Vetter, der dreizehnjährige E. M., hat mir vor kurzem 
in Bechtsabsicht fest versprochen, zum Andenken an seinen 
verstorbenen Vater dessen Schreibtisch zu schenken; ich habe 
das dankend angenommen, dann aber von dem Vormunde 
jenes die Nachricht erhalten, dafi aus der Schenkung nichts 
werden könne und ich darauf verzichten möge. Dazu habe 
ich aber keinen Qrund; sondern erhebe Klage . . .'* 

c) „Vor vier Wochen bin ich mit der A. Z. die Ehe eingegangen. 
Sie ist die Tochter eines Jugendfreundes meines Vaters, der 
diese Verbindung sehnlichst wünschte. A. Z. setzte dem Plane 
unserer Verheiratung langen Widerstand entgegen; da ich 
aber gleichfalls derselben geneigt war und ihr Vater mir, 
als Erben des meinigen, ^bozlich verschuldet war, so stellte 
ich ihr in Aussicht, daß ich ihren Vater bei fortgesetzter 
Weigerung ihrerseits gänzlich ruinieren und sie mit in das 
Elend stoßen würde. So entschloß sie sich, mit mir die 
Ehe abzuschließen; weigert mir jedoch die eheliche Folge. 
Ich bin daher zur Klage genötigt . . .'* (Prozessualisches 
Verfahren nach OPO. § 678). 

d) „Über meinen Vater ist vor vierzehn Tagen Konkurs er- 
öfihet worden. Allein noch acht Tage vorher, also zu der 
Zeit seiner vollen Dispositionsfähigkeit über sein Vermögen, 
hat er mir, laut beiliegender Urkunde, die Summe von 
10 000 J( zweck bessern Betriebes meiner Studien schenkungs- 
weise überwiesen; und diese Sunmie am Tage nach der 
Konkurseröffiiung um 2000 Jt erhöht. Der heute hier 
nicht erschienene Konkursverwalter hat sich aber geweigert, 
diese Forderung bei Verteilung der Masse zu berücksichtigen, 
und klage ich . . .'^ 

2* Ein Schif&kapitän hatte beim Herumschlendern in der 
Hafenstadt seinen Mantel einem Burschen zum Tragen gegeben; 
als dieser ihn schließlich zurückgab und mit seinem Trinkgeld 
davonging, redete ein dabei stehender junger Mensch dem Kapitän 
ein, daß jener Bursche soeben erst aus dem Choleraspital ent- 
lassen worden sei. Sofort warf der Kapitän den Mantel weit von sich 
und eilte davon; worauf der andere lachend das Kleidungsstück 
an sich nahm. 

Konnte der Kapitän eine Anfechtung vornehmen, oder stiBht 
im Wege, daß zwei ganz getrennte Akte (Dereliktion und Okku- 
pation) in Frage sind? 

3* Bei Beginn der Theatersaison engagierte der Direktor 
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Hennenfeld den Sänger Saalberg als seriensen Baß. Nach vier- 
wöchiger Probezeit wollte der Direktor jedoch von dem Kündigungs- 
paragraphen des Kontrakts Gebrauch machen, was dem Sänger 
von befreundeter Seite in dem Augenblick mitgeteilt wurde, als 
er sich eben zum Auftreten als „Sarastro*' in der „Zauberflöte" 
rüstete. Saalberg geriet über die drohende Kündigung dermaßen 
in Aufregung, daß er behauptete, er könne den Sarastro nicht 
singen, wenn der Direktor sich nicht verpflichte, von der Kündigung 
Abstand zu nehmen. Um die gefährdete Vorstellung zu ermög- 
lichen, gab der Direktor die schriftliche Zusage, von der Kündigung 
abzusehen. 

Hinterher reut den Direktor diese Zusage. 

Kann er im Wege Rechtens etwas machen? 

4. Brems hat seinem frühem Prinzipale Exter bei seinem 
Austritte aus des letztem Geschäft unter hoher Vertragsstrafe 
versprechen müssen, daß Brems auswandern und dem Geschäfbe 
des Exter in Deutschland niemals Konkurrenz machen solle. 

Brems empfindet später über diesen Vertrag Reue. Er halt 
ihn auch für ungültig; möchte aber gem juristisch darüber be- 
lehrt sein: wie er sich rechtlich zu verhalten habe? und ob, 
und auf welche Weise, er den ihm lästigen Vertrag beseitigen 
könne? 

5. Es ist jemand durch arglistige Täuschung veranlaßt 
worden, eine Sache zu kaufen. Er macht von dem gesetzlichen 
Rechte Gebrauch, den Vertrag anzufechten; später aber wird er, 
da diese Sachen inzwischen im Preise bedeutend gestiegen sind, 
anderen Sinnes und will nunmehr bei dem Kaufe stehen bleiben. 

Hat der Verkäufer ein Recht, die Rückgabe der Sache gegen 
Erstattung des Kaufpreises zu verlangen? 
Cf. 1. 41 D. minor. (4, 4). 

6. Unter der Herrschaft des Dotalrechts hat ein Ehemann 
von dem Vater seiner Frau als Mitgift ein Landgut erhalten, von 
welchem er nachmals in augenblicklicher Not mehrere Äcker 
heimlich verkaufte. Da sich seine Vermögensverhältnisse nach 
einiger Zeit wieder bessern, so will er jene ParzeUen zurück- 
erwerben, stößt aber auf Weigerung des Käufers. 

Ein juristisch gebildeter Freund rät ihm, sich doch einfach 
auf die lex Julia de adulterüs zu berufen. 

Wie ist das gemeint? Ist der gegebene Rat begründet? 

7. Die ledige A. hatte zusammen mit ihrem einzigen Bruder 
B. ihre Eltern beerbt. Zu einer Teilung des elterlichen Erbes 
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war es dann aber gar nicht gekommen; sondern die A. schloß 
mit B. einen Schenkongs- und Verpflegongsvertrag ab, lant 
dessen sie ihm ihren ganzen Anteil an der Erbschaft mit etwa 
40 000 M überwies und dafür in seinem Hanse volle Beköstigung 
und Pflege erhalten solle; gerichtliöhe Insinuation war nicht vor- 
genommen. Bald darauf starb die A. 

Seitens der fiskalischen Steuerbehörde wird nun bei ihrem 
Anwalt angefragt: ob nicht der Fiskus gegen den B. wegen 
Zahlung der Erbschaftssteuer, die nach dortigen (besetzen von 
allen an Seitenverwandte fallenden Erbschafken zu entrichten ist, 
vorgehen könne? 

Würde der Anwalt die gleiche Antwort erteilen müssen, wenn 
die A. nur einen Teil ihres Vermögens an eine dritte Person G. 
ohne Wahrung der gesetzlichen Formalitäten verschenkt hätte? 

Oder nur einen Teil desselben an ihren Bruder B.? 



8* Ein Bauspekulant hatte einen kleinen Kapitalisten zum 
Ankaufe eines Anwesens bestimmt, indem er ihm arglistig die 
falsche Thatsache vorspiegelte, daß von der stildtischen Verwaltung 
die Anlegung einer Straße beschlossen sei, durch welche jenes 
Grundstück eine nahe und bequeme Verbindung mit der inneren 
Stadt erhalten haben würde. Der Kaufvertrag war am 1. April 
abgeschlossen worden. 

Der Käufer, welcher nach besonderer Erklärung nur durch 
diese Aussicht zu jenem Handel bewogen worden war, fand aber 
nachher trotz der mangelnden direkten Verbindung mit der Stadt 
Gefallen an dem erkauften Hause; er sprach sich dahin aus, 
daß er mit dem Kaufe ganz zufrieden sei und es bei ihm be- 
lassen wolle, teilte dieses auch unter dem 9. September dem 
Verkäufer mit. 

Im Mai des folgenden Jahres entdeckt jedoch der Käufer, 
daß das Haus an verschiedenen Teilen ganz mangelhaft gebaut 
war; er will nun die Wandlungsklage anstellen. 

Der Verkäufer schützt die Einrede der Verjährung vor. 
(GB. 477.) 

Ist diese begründet? 

9. A. hat von B. eine Landstelle gekauft, bewogen durch 
erschwindelte betrügliche Angaben des letztem. Der Handel 
war im April abgeschlossen und am 9. November desselben 
Jahres notariell beurkundet worden, obgleich inzwischen A. von 
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den vorgespiegelten falschen Thatsachen genaue Kenntnis erhalten 
hatte. 

Jetzt möchte er gern von dem Geschäfte zurück. Sein An- 
walt ist im Zweifel, ob dies möglich sein werde: das GrB. gebe 
keine besondere Anweisung; eine bedenkliche Vorentscheidung er- 
blickt er in 1. 24 und 1. 26 §§ 7, 8 D. de condictione indebiti 
(12, 6), auch] in 1. 25 D. de V. 0. (45, 1), glaubt aber doch, 
die Anfechtung yomehmen zu können, weil A. erst nach dem 
notariellen Akte erfahren habe, daß er die ihm vorher schon be- 
kannten Betrugsthatsachen durch Zeugen auch wirklich sicher zu 
erweisen in der Lage sei. 

Wie ist die Sachlage rechtlich zu beurteilen? 

10. Der Bentner Berthold Lücking hatte mit seinem Neffen 
Friedrich eine Scheinschenkung unter Lebenden eingegangen, um 
den Fiskus um die Erbschaftssteuer zu schädigen. Er wies ihm 
hiemach ein dem Schenkgeber gehöriges Haus schon jetzt zu. 
Ernstlich gemeint war eine Schenkung von Todes wegen gewesen. 

Vor kurzem aber hat Friedrich Lücking, der inzwischen mit 
seinem Oheim in ein etwas gespanntes Verhältnis gekommen 
war, Klage auf Ausführung der ordnungsmäßig abgeschlossenen 
und urkundlich festgestellten donatio inter vivos erhoben ^^ auf 
den Einwand der Simulation, den Beklagter erhob, replizierte 
der Kläger mit Beibringung eines Briefes, in welchem Berthold 
Lücking dem jetzigen Kläger gegenüber — unter dessen nach- 
heriger Annahme — auf die Einrede der Simulation verzichtet 
hatte. 

Der Anwalt, des Beklagten stellte gegen diesen, schon oft 
von dem Schreiber bereuten Brief die Behauptung auf, daß selbiger 
rechtlich wirkungslos sei. 

Wie ist zu erkennen? 



xxxvn 

1. Welches ist die Bechtsstellung nachstehender dritter Per- 
sonen hinsichtlich der Geschäfte der jeweils endgültig Be- 
teiligten? 

a) Vormund. 

b) Bedienter. 

c) Spediteur. — Briefträger. 

d) Handlungsgehilfe. — Börsenmakler. 

e) Ködiin, auf dem Markte einkaufend. 
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f) Frachtfuhrmann. — Prokurist. — Dohnetscher. 

g) Testamentsvollstrecker. 

h) Kommissionär. — Stellenvermittlüngs-Bureau. 

i) E. schickt den Dienstmann D. zu Y., um eine von E. hei 

V. gekaufte Sache ahzuholen. 
k) Kellner; — inshesondere „Zahlkellner.'* 
1^ Vereinsvorstand. — Rechtsanwalt. — Notar, 
m) Kassierer. — Kassenbote. — Auktionator, 
n^ Solennitätszeugen. 
o) Gesellen und Lehrlinge, 
p) Sortimentsbuchhandlnng. 
2. In derselben Richtung, wie in der eben angegebenen Frage 
sind folgende Inserate aus Zeitungen juristisch zu charakterisieren: 

a) Eine leistungsfähige Rippen-Tabak-Fabrik sucht für Provinz 
Sachsen gegen hohe Provision oder Fixum tüchtigen Ver- 
treter. 

b) Die Vertretung unseres Rositzer Werkes haben wir für Di- 
strikt Halle (Saale) Herrn Wilh. Reupsch übertragen. Der- 
selbe verkauft unsere Briquettes, jedes Stück mit neben- 
stehender Schutzmarke versehen, zu Werkpreisen und sind 
uns zugedachte Aufträge an ihn zu richten. 

Braunkohlenabbau-Gesellschaft „Germania'S Altenburg. 

c) Eine der ältesten imd angesehensten VersicherungsgeseU- 
schaften sucht in Halle a. S. für den Saalkreis einen tüch- 
tigen Vertreter unter günstigen Bedingungen. 

d) Mit Kapitalbeteiligung wünscht ein, auch technisch sehr er- 
fahrener Kaufmann mit ausgedehnten Verbindungen im Aus- 
lande sofort die Filiale oder Vertretung einer angesehenen 
gut eingeführten Firma zu übernehmen. 

e) Eines der bedeutendsten Butter-Lnport- und -Export-Geschäfte 
Hamburgs sucht einen mit den hiesigen Platzverhältnissen 
vollkommen vertrauten, tüchtigen Agenten. 

f ) Haasenstein & Vogler, A.-G., Helmstraße 31, Femsprech- 
Anschluß 347, befördern Annoncen an alle hiesigen und 
auswärtigen Blätter zu Originalpreisen. Katalog gratis. 

g) „Vorsicht" Auskunffcs- und Inkasso-Bureau. Erteilung von 
geschäftlichen und Privat-Auskünften. Einziehung von For- 
derungen aUer Art. Kein Mitgliedsbeitrag. 

8. Nach dem Tode des Gerichtsassessors Stumm wendet sich 
dessen Vater an Dr. Küfer, einen in Leipzig wohnhaften Freund 
des Verstorbenen, mit der Bitte, ein dem letzteren gehöriges Exem- 
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plar von „Sbuffert, Archiv für Entscheidungen der obersten Ge- 
richte in den deutschen Staaten'* an einen dortigen Antiquar nicht 
unter 60 ^ zu verkaufen. Küfer erklärt sich dazu bereit. Als 
er aber das Werk erhält, faßt er den Entschluß, es für sich selbst 
zu behalten, und sendet einfach an den Vater seines Freundes 
60 Jl „als Erlös aus dem Verkaufe/' 

Später erfährt der Vater den Sachverhalt und ist unschlüssig, 
ob er sich rechtlich dabei beruhigen müsse? 

4. Für eine in Liquidation befindliche AktiengeseUschafk waren 
M. und N. als Liquidatoren bestellt. Diese beiden acceptieren 
nun einen von dem M. selbst in eigenem Namen auf jene Aktien- 
geseUschafk gezogenen Wechsel zusammen. 

War das Accept gültig? 

5. Ein Kaufmann aus Magdeburg hat seinen in der Altmark 
lebenden Bruder, einen Landwirt, bevollmächtigt, für ihn und 
auf seinen Namen ein bestimmtes Quantum Obst zum Zwecke 
der Weiterveräußerung von einem Gutsbesitzer käuflich an- 
zuschaffen. 

Es fragt sich, ob dieses Kaufgeschäft nach Handelsrecht oder 
nach dem GB. zu beurteilen ist (HGB. 345)? 

6. Haeberlin hat den Claudius beauftragt, in seiner, des 
ersteren, Vertretung einen alten Kleiderschrank von einem Händler 
zu erstehen; der Kaufpreis solle bis 28 .>^ betragen dürfen. 

Claudius kauft einen Schrank für 21 .>^, übersieht aber in 
schwer begreiflicher Unachtsamkeit, daß derselbe morsch und 
wurmstichig ist. 

Kann Haeberlin dem Antiquar gegenüber einen Anspruch 
erheben? 

Cf. 1. 14 § 10 D. de aedü. ed. (21, 1). 

7. S. trifft bei dem Förster D. einen Dachshund, wie ihn 
sich einer seiner Freunde, M., seit längerem gewünscht hat. 
S. kauft den Hund von D. für den M. mit dem Bemerken, daß 
diesem es schon genehm sein werde. 

Ist hierdurch bereits eine rechtliche Beziehung entstanden? 
Was hat M. zu thun, wenn D. nachmals — sei es mit oder ohne 
Bewilligung des S. — von dem Handel zurücktreten wül, M. 
ihn aber aufrecht erhalten möchte? 

8. A. hatte die Bauarbeiten an einem Ffarrhofe übernommen 
und im Auftrage des amtlich bestellten Bauaufsehers B. auch 
solche Arbeiten ausgeführt, welche in dem ursprünglichen Bau- 
plane nicht angegeben waren; indem beide darauf rechneten, daß 
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diese Bauten von der Behörde als notwendig erkannt, daher 
nachträglich genehmigt und dem A. aus dem Baufond vergütet 
werden würden. Die Verwaltungsbehörde verweigerte aber die 
Zahlung. 

Wie steht es mit den Aufwendungen und Kosten des A.? 

9. Die Geschwister Johann und Franziska Feick verkauften 
am 7. Januar an Vitus May für sich und namens ihrer Ge- 
schwister Georg und Anna Feick „unter Haftung für deren Zu- 
stimmimg^' ihr im ungeteilten Miteigentum der sämtlichen ge- 
nannten Geschwister stehendes elterliches Haus, wobei bis Georgi 
desselben Jahres alle Miteigentümer ihre Zustimmung zu dem 
Kaufe erteilt haben sollten. Georg Feick stimmte auch zu, Anna 
aber nicht; vielmehr hat, nachdem sie im Juni wegen Geistes- 
krankheit entmündigt worden, ihr Kurator ausdrücklich die Zu- 
stimmung verweigert. 

May klagt jetzt gegen Johann und Franziska Feick: daß sie 
die von ihnen versprochene Zustimmung beibringen, das ver- 
kaufte Haus überliefern und ihm allen Schaden ersetzen sollten, 
der dadurch entstanden sei, daß er jenes Haus an einen Dritten 
weiter veräußert habe und diesem für nicht richtige Erfällung 
nun hafte. 

Die Beklagten machen darauf aufinerksam, daß sie gar nicht 
in der Möglichkeit seien, die beiden ersten Klagebitten zu er- 
füllen; den zuletzt erwähnten Schaden aber habe sich Kläger 
selbst zuzuschreiben, da er ein festes Recht auf Lieferung noch 
nicht gehabt habe. 

Wie ist zu erkennen? 

10. Auf dem Hausgrundstück der Eheleute Post waren fol- 
gende Hypothekenkapitalien eingetragen: a) 1050 M für Viktor 
KMser; b) 1200 M für WiUibald Beü; c) 1350 JH für Simon 
Hamel. Das Grundstück kam auf Antrag der beiden ersten 
Hypothekengläubiger zur Versteigerung. 

Im Bietungstermine erschien Siegfried Hamel und gab „für 
seinen Vater Simon Hamel*' das Bestgebot von 2200 Jl ab. In 
der That aber hatte er eine Vollmacht seines Vaters nie be- 
sessen; und dieser weigerte sich später, das Gebot des Sohnes zu 
genehmigen. 

Das Versteigerungsgericht setzte hierauf einen neuen Vor- 
kaufstermin an. Darin gab Vincenz Kaiser das Meistgebot von 
1200 M ab und erhielt dafür den Zuschlag. 

Beil erachtet den Siegfried Hamel fär verpflichtet, ihm den- 
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jenigen Schaden zu ersetzen, welcher dadurch entstanden ist, daß 
nur ein Eaufgeld von 1200 Jl^. anstatt 2200 Jl zur Deckung 
der Hypothekenschulden vorhanden ist. Siegfried Hamel bestreitet 
dagegen, dem Beil zu irgend einer Leistung verbunden zu sein. 

Wer ist im Rechte? 

11. Ein Dienstbote (D.) war wegen Unredlichkeit entlassen 
worden. Bald darauf läuft bei der Herrschaft (H.) eine Rech- 
nung des Krämers E. von 24 ^ für geliefertes Petroleum, und 
eine solche des Schuhmachers S. von 18 ^ für gefertigte Stiefel, 
Reparaturen und dgl. ein. D. war aber von H. stets mit dem 
betreffenden Kaufpreise zu K., sowie eines Tages mit 18 ^ zu 
S. geschickt worden, auch von letzterem mit der Erklärung zurück- 
gekommen, daß S. die Schuld in seinem Buche gestrichen habe, 

Wie gestaltet sich das Rechtsverhältnis von H., D., K. und S.? 
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1. Wer hat in folgenden Fällen den entstandenen Schaden 
zu tragen? 

a) Ein bei einem Spediteur als Rollkutscher beschäftigter Ar- 
beiter hat mit dem durch ihn geführten Fuhrwerke des 
ersteren einen Pferdebahnwagen unvorsichtigerweise beschädigt. 

b) Beim Herunterlassen einer Marquise vor dem Schaufenster 
eines Ladens verfllhrt der Angestellte des Kaufmanns so un- 
geschickt, daß einem Yorübergehenden der Hut vom Kopfe 
geschlagen und ruiniert wird. 

c) Ein Maschinenfabrikant hatte sich beim Verkaufe einer Dampf- 
maschine dem kaufenden Gutsbesitzer gegenüber verpflichtet, 
einen von diesem zu bezahlenden Monteur behufs Anlemung 
der Leute des Käufers zu stellen. Der technisch tüchtige 
Monteur kam aber von der Reise in trunkenem Zustande an 
und brachte bei dem vergeblichen Versuche, Gang und Be- 
dienung der Maschine zu zeigen, diese sogar in Schaden. 

d) Der Vicewirt eines Miethauses hatte von dem Eigentümer 
Auftrag erhalten, dem Mieter X. zu kündigen, da er die be- 
treffende Wohnung dem Y. vermietet habe. Der Beauftragte 
versäumt jedoch die rechtzeitige Kündigung, und Y. kann 
nun nicht einziehen. 

3. Ein von Z. geschickter Bote schlägt gemäß der ihm von 
jenem erteilten Weisung einen verbotenen Weg über ei^ fremdes 
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Grundstück ein, trifft dabei aber zufällig mit dem Grundeigentümer 
zusammen, welcher gegen die Fortsetzung des Weges Einspruch 
erhebt. Der Bote aber erzwingt dieselbe durch grobe Gewalt- 
thätigkeit. 

Ist Z. haftbar? 

3. Der Kaufmann W. aus der Muskauer Straße nahm in 
einer Badeanstalt ein russisches Bad und wurde schließlich von 
dem Badewärter mit einem Bohrwisch abgerieben, welcher kurz 
vorher bei einem anderen Badegast benutzt worden war, der an 
Flechten litt. W. hat den Badewärter darauf aufmerksam ge- 
macht, wurde aber von ihm beruhigt. Jetzt hat sich auch bei 
W. eine Flechte gezeigt, so daß er in ärztliche Behandlung hat 
treten müssen. W. will die Badeanstalt ersatzpflichtig machen. 

Mit welcher rechtlichen Begründung wird dies möglich sein? 

4. Vor einigen Jahren brannte ein Teil des noch aus dem 
Mittelalter stammenden Schlosses Bammelburg bei Wippra ab und 
zwar der damals von dem Amtsrat von Zimmermann bewohnte 
Flügel. Die Besitzerin des Schlosses, Freifrau von Briesen, hat 
nun den Amtsrat von Zimmermann auf Wiederherstellung des 
Schlosses verklagt mit der Behauptung, daß das Feuer durch eine 
Nachlässigkeit der Dienerschaft des Mieters entstanden sei. 

Ist die Klage nach unserem bürgerlichen Rechte begründet? 

(Gesetzesstellen s. auch oben in § 3 Nr. 3.) 

Würde in gleichem Sinne zu entscheiden sein, wenn der 
Mieter von der Feuerversicherungs-G^ellschaft, bei der er ver- 
sichert war, den Brandschaden an seinem Mobiliar ersetzt ver- 
langt, und jene sich auf Schuld der Dienstboten bei Erregung 
des Feuers beruft? 

Wie dann, wenn der Privatsekretär des Amtsrates in schuld- 
hafbem Leichtsinn den Brand verursacht hatte? 

5. Wer haftet in unserem Gastwirtsgewerbe für nichtbezahlte 
Zechen: der Wirt oder der Kellner? Letzterer erhält am Büffet 
Speisen und Getränke gegen Marken, mit denen er mit dem Wirte 
abrechnet; und nun erweist sich der Gast als zahlungsunfllhig, 
oder er hat sich heimlich entfernt. 

Wie sind darauf die Vorschriften unseres GBes. im Sinne der 
eben vorangestellten Frage anzuwenden? 

6. Die Firma Lüderitz hatte bei dem Feuerversicherungs- 
verband deutscher Fabriken eine Dreschmaschine nebst Loko- 
mobile versichert und sie sodann dem Adam Bur unter Vor- 
behalt des Eigentums verkauft. Adam Bur hatte sie seinem 
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Sohne Philipp zur Benutzung übergeben. Durch grobe Fahr- 
lässigkeit des Philipp Bur geriet die Maschine in Brand und wurde 
vollständig durch Feuer zerstört. Die Firma Lüderitz verlangte von 
dem Feuerversicherungsverband Ersatz des Brandschadens. Der 
Verband verweigerte indessen die Zahlung unter Berufung auf 
§ 10 der allgemeinen Yersicherungsbedingungen, welcher lautet: 
,,Wenn ein Mitglied den Brand vorsätzlich oder durch eigenes 
grobes Verschulden verursacht, so verliert er jeden Anspruch auf 
Entschädigung." Die Firma stellte sich dem gegenüber auf den 
Standpunkt, daß sie für die Schuld des Philipp Bur nicht auf- 
zukommen hätte und erhob Klage. 
Wie ist hier zu erkennen? 
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!• Grab hat für Döring unbevollmächtigt eine Sache gekauft, 
sich dieselbe am Verkaufstage, dem 1. Mai, für Döring über- 
geben und diesem den Kaufpreis kreditieren lassen. Am 12. Juni 
genehmigt Döring den Kauf. 

Es fragt sich, ob Döring schon vom 1. Mai oder erst vom 
12. Juni den Kauf Schilling verzinsen muß? 

3* Stöhr hatte namens des Dietrich mit Schönhals einen 
Immobiliarverkauf abgeschlossen, welcher, weil Dietrich zur Zeit 
der Vollmachterteilung an Stöhr, wie des Vertragsschlusses ge- 
schäftsunfähig war, der Gültigkeit entbehrte. Nach dem Tode des 
Dietrich haben dessen Erben Genehmigung erteilt. 

Bechtliche Wirkung? 

3. Rechtsanwalt Haiianann war Vertreter des Duchardt und 
als solcher zur Entgegennahme von Geldern seitens des ver- 
klagten Schuldners Pfeffer bevollmächtigt. Am 26. August zahlt 
Pfeffer seine Schuld an Hartmann; er stirbt tags darauf an der 
Cholera. Sein Vetter und Universalerbe Schley, der ebenso wie 
der Gläubiger Duchardt von der geschehenen Zahlung nichts 
weiß, bittet den letzteren um Aufschub oder völligen Erlaß der 
Schuld und erhält den letztgenannten bewilligt. 

Am 6. September klärt sich die Sache auf. Duchardt sieht 
nun keinen Anlaß zu dem Erlasse mehr und genehmigt daher 
die an Hartmann geschehene Zahlung; Schlej will dagegen das 
gezahlte Geld zurückhaben. 

Was ist Rechtens? 
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4* A. ist dem B. feindlich gesinnt and äußert in Gegen- 
wart des C. den Wunsch, daß B. einmal eine tüchtige Tracht 
Schläge erhalten möge. 0. bringt aus OefäUigkeit diesen Wunsch 
zur Erfüllung. Als A. dies erföhrt, giebt er seine lebhafte Freude 
und völlige Zustimmung zu erkennen. 

Ist A., gleich dem 0., zum Ersätze des dem B. zugefügten 
Schadens verpflichtet? 

5. Die Stadt Qießen erhob gegen ihren Syndikus, den Ad- 
vokaten Dr. Sundheim, Klage auf Aberkennung von Gehaltsan- 
sprüchen, da bei den städtischen Akten sich eine Urkunde fände, 
in welcher der Beklagte auf seinen Gehalt verzichtet hätte. 

Beklagter giebt dagegen an, daß, nachdem er dem Andrängen 
einer Volksversammlung, auf seinen Gehalt als Syndikus zu ver- 
zichten, widerstanden, am 13. Juni 1848 eine Anzahl von Bürgern 
der Stadt ihm in das Haus und auf die Stube gerückt wäre, 
von ihm die Ausstellung einer Urkunde über Verzicht auf den 
Gehalt verlangt und diese auch erhalten hätte. Erst von diesen 
unbevollmächtigten Bürgern wäre der Bürgermeister von dem 
Geschehenen benachrichtigt worden; gegen dessen Verfügung, daß 
der Gehalt nach einem nunmehrigen entsprechenden Beschlüsse 
des Gemeinderates nicht weiter auszuzahlen wäre, hätte er, Be- 
klagter, sofort protestiert. 

Wie war zu entscheiden? 

6. Centgraf fordert von Doli Bückzahlung eines Darlehns. 
Der am 1. November 1898 zugestellten Klage ist ein Schuld- 
schein des Doli vom 1. April 1891 über ein Darlehn von 
5000 Jl beigelegt, nach welchem dasselbe nach vorausgegangener 
halbjähriger Kündigung zurückgezahlt werden soll; femer ein 
Schreiben eines Rechtskonsulenten Jungblut vom 26. April 1898, 
nach welchem dieser das Darlehn im Auftrage des Klägers kündigte. 

; Doli wendet ein, daß Jungblut damals gar keinen Auftrag 
gehabt, vielmehr Centgraf erst am 1. Juni 1898 von dem Vor- 
gehen des Jungblut Kenntnis erhalten habe, mithin die dermalige 
Klage noch nicht begründet sei. 

Beplik des Centgraf: Er habe am 1. Juni die Handlungs- 
weise des Jungblut ausdrücklich genehmigt. 

Entscheidung? 

?• Die Vorschußkasse zu Grünberg erhebt Klage gegen die 
unverehelichte Ida Alt auf Zahlung eines Darlehns von 500 Jl^ 
welches laut Schuldscheins ihr Vater Philipp Alt für sie auf- 
genommen hatte. Der Schein war unterschrieben: „Für meine 
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Tochter Ida, Philipp Alt; — für vorstehende Schuld verbürge 
ich mich als Selbstschuldner, Eonrad Diehl.'^ 

In dem ersten Termine bestritt Ida Alt, das Darlehn jemals 
ausbezahlt erhalten zu haben. In dem daraufhin zur Beweis- 
erhebung anberaumten Termine erscheint sie aber und erklärt: 
,Jch erkenne die klägerische Forderung an und verspreche Zah- 
lung." — Bald darauf stellt sie sich aber als insolvent heraus. 

Nun verklagt die Vorschußkasse den Bürg^i Eonrad Diehl. 
Der entgegnet: Ida Alt habe niemals das Darlehn erhalten, sondern 
Philipp Alt habe den Schuldschein, den er, der Eonrad Diehl, 
bereits zur Verfügung der Ida Alt unterschrieben hatte, seiner 
Tochter entwendet, ihn heimlich unterschrieben und das Greld 
ohne Wissen und ohne Auftrag der Ida Alt erhoben und 
für sich verbraucht. Deshalb habe auch die Tochter zuerst das 
Darlehn bestritten und später, nur um ihren Vater vor krimineller 
Anklage zu schützen, das Anerkenntnis vorgenommen. 

Es sind die roHones dybitandi et decidendi auf Grund der 
hier maßgeblichen Lehre klar zu stellen und ist danach das Ur- 
teil zu fällen. 



XL 

1. Wie steht es mit der Frage der Verschuldung und der 
etwaigen Beweislast betreffs derselben in folgenden Fällen? 

a) M. bringt dem N. ein von demselben entliehenes Buch be- 
schmutzt und zerrissen zurück. 
b)Ein Fenster des A. wird von B. eingestoßen. 

c) Ein Gesellschafter hat ein in gemeinsamem Interesse auszu- 
führendes Geschäft saumselig abgewickelt und dadurch die 
Qesellschaift geschädigt, behauptet aber jetzt, daß er dabei 
vollständig den in seinem Hause seit langem üblichen G«- 
schäftegang beobachtet habe. 

d) X. hat bei Y. Säcke mit Mehl — in einem Falle gegen 
Bezahlung, in dem anderen unentgeltlich — hinterlegt; bei 
der Bückgabe findet sich, daß jene durch Feuchtigkeit ver- 
dorben sind. 

e) Eine Ladung Tabak wurde dem Schiffer in Mannheim un- 
versehrt übergeben, in Mainz in sehr schadhaftem Zustande 
von demselben abgeliefert. — Cf. 1. 3 § 1 D. nautae etc. (4, 9). 

2. „Herrn Rechtsanwalt Ullrich in L. 

Ein Berliner hat die hiesige Jagd gepachtet. Zur Vertilgung 
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der Füchse ließ er durch andere Personen Gift, und zwar das 
schärfete, Strychnin, hinter den Wall meines Gartens legen. Meine 
und des Nachbars Hunde haben davon gefressen und waren in- 
folge dessen sofort krepiert. Ich möchte daher um die geföUige 
Beantwortung folgender Fragen bitten: 

a) Hat ein Jäger das Recht, ohne vorherige Bekannt- 
machung ein solch scharfes Gifb in der N&he des Dortes 
zu legen? 

b) Steht mir das Becht zu, auf Entschädigung zu klagen? 

J. Malkus in A." 

3. Vor kurzem wurde dem Beisenden einer Uhrenfabrik, 
welcher in Darmstadt in einem Gasthofe abgestiegen war, eine 
große Anzahl von Uhren entwendet, welche er in dem ihm an- 
gewiesenen Zinmier des Gasthofes in verschlossenen Behältern 
verwahrt hatte. Der eingeleiteten Untersuchung gelang es zwar, 
die Person des Diebes festzustellen, nicht aber auch den alsbald 
steckbrieflich verfolgten Dieb zu erreichen. 

Es fragt sich nun: 

a) Kann der Beisende den Eigentümer des Gfisthofes in An- 
spruch nehmen? Welche aetio kommt hier in Erwägung? 

b) Würde es von Einflufs sein: ob der Diebstahl von einem 
Angestellten des Gasthofes, oder durch einen anderen Beisen- 
den, oder durch eine dem Wirte ganz fremde Person aus- 
geführt worden ist? 

c) Oder: ob es ein Diebstahl mit Einbruch war? oder zur 
Nachtzeit? oder aus dem unverschlossenen, von dem Bestoh- 
lenen selbst offen gelassenen Zimmer? 

d) Wie stände es, wenn der Schaden durch Feuer entstanden 
währe, -— das entweder in dem betreffenden Gasthofe selbst 
ausgebrochen, oder bei dem Brande eines Nachbarhauses auf 
jenen übertragen war? 

4. Wer hat in den nachsteh^iden Fällen den jeweils ein- 
getretenen Schaden zu tragen? 

a) Eine Quantität Baumwolle war wShrend des Eisenbahntrans- 
portes auf dem Bahnhofe einer Zwischenstation in Brand 
geraten und zerstört. Die fraglichen Wagen mit Baumwolle 
hatten zur Zeit der Entstehung des Brandes ohne Lokomotive 
auf einem Nebengeleise gestanden, und die Entzündung der 
Baumwolle war dadurch veranlaßt worden, daß Funken aus 
der vorbeifahrenden Lokomotive eines anderen passierenden 
Zuges auf die Baumwollenballen geschleudert wurden, und 
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zwar infolge eines damals herrschenden, ungewöhnlich heftigen 
Südwestwindes, der so stark war, daß sich die ordnungsmäßig 
beschaffenen und befestigten Wagendecken an den Seiten in 
die Höhe gehoben hatten und auf diese Weise eine Entzündung 
der Ballen durch jene Funken ermöglicht wurde. 

b) Ein Schiff war im richtigen Fahrwahser der Lippe plötzlich 
von einem bekannten, sonst ungef^rlichen, aber durch den 
vorhandenen ungewöhnlich hohen Wasserstand heftiger ge- 
wordenen Strudel gefaßt und zum Sinken gebracht worden, 
wobei das Frachtgut verloren ging. 

c) Bei dem großen Ausstand der Eisenbahnbediensteten der 
Schweizer Nordostbahn sind viele Waren zu spät, andere 
gar nicht, oder in ganz verderbtem Zustande bei den Em- 
pfängern angekommen. Der ganze Betrieb stand still; bis 
die Gesellschaffc teils freiwillig den Forderungen des aus- 
ständigen Personals nachgab, teils durch Schiedsspruch des 
dazu bestellten Bundesrates Dr. Zemp verurteilt wurde. 

d) Ein dreijähriger Knabe hatte auf der Straße gespielt und war 
zwischen den Pferden und dem langsam fahrenden Wagen 
einer Straßen-Pferdeeisenbahn plötzlich vor den Wagen ge- 
laufen und dabei überfahren worden. 

e) Auf einem Bahnhofe drang der Beförderung harrendes Publi- 
kum auf einen einfahrenden Zug mit solchem Ungestüm und 
in so großer Zahl ein, daß ein Unfall erfolgte und Dritte 
zu Schaden kamen. 

f ) An einer Lokomotive war infolge von Frost ein Radreifen 
gesprungen und dadurah eine Entgleisung bewirkt worden, 
die beträchtlichen Schaden an Personen und Gütern zur 
Folge hatte. 

Gesetzesstellen: 

HGB. 456: „Die Eisenbahn haftet für den Schaden, der 
durch Verlust oder Beschädigung des Gutes in der Zeit von 
der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung entsteht, 
es sei denn, daß der Schaden durch ein Verschulden oder 
eine nicht von der Eisenbahn verschuldete Anweisung des 
Yerfclgungsberechtigten, durch höhere Gewalt, durch äußer- 
lich nicht erkennbare Mängel der Verpackung, oder durch 
die natürliche Beschaffenheit des Gutes, namentlich durch 
inneren Verderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage ver- 
sacht ist." 

Reichs-Haffcpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 § 1: „Wenn 



§ 41. Bechtsansübimg. 149 



bei dem Betriebe einer Eisenbahn ein Mensch getötet oder 
körperlich verletzt wird, so haftet der Betriebsuntemehmer 
für den dadurch entstandenen Schaden, sofern er nicht beweist, 
daß der Unfall durch höhere Gewalt oder durch eigenes Ver- 
schulden des Getöteten oder Verletzten verursacht ist." 



XLI 

1. Das Nebengebäude des Moos wird auf der einen langen 
Seite von dem offenen Hofraum desselben, von der anderen Seite 
vom Seitengebäude des Wurst und auf der Giebelseite durch 
einen Hausgarten des Wurst begrenzt, der bisher der Einsicht 
des Moos entzogen war. Moos baut nun auf dem Seitengebäude 
Zimmer, welche durch die Fenster nach dem Hofraum genügendes 
Licht empfangen; um sich aber eine hübsche Aussicht zu ver- 
schaffen, vielleicht auch die Neugierde zu befriedigen, legt er 
noch ein Fenster an der Giebelseite an, von welchem aus nun 
der Hausgarten des Wurst vollkommen überschaut werden kann. 

Da dem letzteren dieses unangenehm ist, so errichtet er in 
einer Entfernung von 86 cm von der Hauswand des Moos eine 
7 m hohe Wand aus Eichenholz und Lehmfachwerk, welche dem 
obigen Fenster fast aUes Licht entzieht und die Aussicht gänzlich 
benimmt. 

Muß Moos sich dieses gefallen lassen? 

Ist es vielleicht von Einfluß: ob jenes Fenster mit ausdrück- 
licher Bewilligung oder doch ohne besonderen Widerspruch des 
Wurst schon längere Zeit angebracht war? 

Oder: ob die eingebauten Zimmer des Moos nach einer anderen 
Seite hin durch Fenster Licht und Luft nicht erhalten können,, 
als gerade nach dem erwähnten Garten des Wurst zu? 

2. Dem Böse steht für das ihm gehörige 
Grundstück w ein Fahrtrecht über den 
Acker y zu, welcher sich, ebenso wie die 
angrenzenden Parzellen x und z, im Eigen- 
tume des Schrimpf befindet. Letzterer hat 
nun auf x einen Steinbruch angelegt und denselben allmählich 
auf 7 ausgedehnt, so daß die Ausübung der Servitut dem Böse 
unmöglich gemacht ist. 

Dies bewegt den Böse, da eine gütliche Vereinbarung nicht 
gelingt, zur Klage auf Anerkennung und weitere Ermöglichung 
des Fahrtrechtes, eventuell auf Geldentschädigung. 
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Schrimpf entgegnet: er habe dem Kläger die Parzelle z als 
praedium serviens angeboten, über welche derselbe ebenso gut 
auf sein (xnmdstück gelangen könne; dem Böse fehle es bei 
seiner Weigerong, dieses anzunehmen, an jedem yermögensrecht- 
lichen Interesse nnd ein allenfallsiger Unterschied in .der An- 
nehmlichkeit, weil Kläger ein paar Schritte weiter fahren müsse 
nnd nicht gerade auf die Mitte seines Ackers gelange, verschwinde 
im YerhUtnis zu dem Schaden, der ihm, dem Beklagten, durch 
das zugemutete Zuwerfen des Steinbruches entstehen und der 
über 2000 JC betragen würde. 

Wie ist zu erkennen? 

3. Wie sind in den folgenden Fällen die widerstreitenden 
Interessen der verschiedenen Berechtigten auseinandersetzen? 

a) Das verfügbare Vermögen eines Kaufmannes würde gerade 
noch hinreichen, die eine Hälfte seiner Gläubiger zu be- 
friedigen, während alsdann die übrigen nichts erhalten 
würden. 

b) In einem Gesellschaftsvereine sind u. a. mehrere pensionierte 
Beamte Mitglieder y welche sich jeden Nachmittag gegen 
fünf ühr im Spielzimmer zu versammeln und die vorhandenen 
Tische zu besetzen pflegen, so daß später kommende Mit- 
glieder dort keinen Platz finden. 

c) Zwei Gerichtsvollzieher pfänden für ihre verschiedenen Auf- 
traggeber nacheinander denselben Gegenstand des Doppel- 
schuldners. 

d) Z. verkauft eine Kuh zuerst dem X. und darauf dem T. 
und tradiert sie sodann dem letzteren gegen Zahlung oder 
unter Kreditierung des Kaufpreises. — In einem anderen 
Falle hatte Z. die gleiche Manipulation mit einem Grund- 
stücke vorgenommen. 

e) Bei dem Verkaufe eines Hausgrundstückes wurde von dem 
Verkäufer, zur Sicherheit der rückständigen Eoiufgelder, das 
Eigentum vorbehalten. Der Käufer baute ein E[aus auf 
das Grundstück, verhypothezierte es einem Dritten und ver- 
kaufte es später an eine andere Person, die bald darauf in 
Konkurs verfiel. 

f ) Eine Forderung wird von dem Gläubiger in einzelnen Teü- 
beti^en nach und nach an verschiedene Personen abgetreten. 

g) Mehrere Geschwister, die gemeinsam ihren Vater beerbt 
haben, können sich nicht einigen, wer die Famüienpapiere 
und die erbschaftlichen Urkunden in Besitz erhalten soll. 
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h) Ein Mädchen hat nacheinander zwei Männern in rechtsgül- 
tiger Weise ein Ehegelöbnis gegeben. — Eine Köchin ver- 
mietet sich an dem gleichen Tage an zwei Herrschaften. 



XLn 



1. Unter welchem juristischen Gesichtspunkte sind folgende 
Vorfälle zu beurteilen? Welche Oesetzesbestunmungen aus unse- 
rem bürgerlichen Rechte kommen jeweils in Anwendung? 

a) Ein Outspachter hatte in seinem Teiche eine Fischzüchterei 
angelegt, die aber nur wenig einbrachte, da seine Nachbarn 
ihre Enten auf jenen Teich trieben. Der Pachter ließ eine 
Anzahl Enten tot schießen. 

b) Am 23. Juli v. J. suchte *der Sohn des Landwirtes Franz 
den Knecht seines Vaters auf dem Acker auf, um sich vom 
Fortschreiten der Arbeit zu überzeugen. Er glaubte, dem 
fijiechte über die Güte seiner Arbeit Vorwürfe machen zu 
müssen, und dieser trat ihm energisch entgegen. Erregt 
packte Franz nun den Arbeiter, erhielt aber unversehens von 
ihm einen Schlag mit der Sense, so daß eines seiner Augen 
verloren ging. 

c) In einem Berliner Spezialitäten-Theater sollte kürzlich gerade 
die Vorstellung beginnen; das Lokal war bereits halb ge- 
fällt, als sich ein in den vordersten Reihen sitzender Mann 
erhob und mit lauter Stimme rief: „Nu man los!'* In 
demselben Augenblick erhoben sich etwa 80 Leute von ihren 
Sitzen, trugen die beiden vor der Bühne stehenden Konzert- 
flügel davon und erreichten, da niemand ihnen Widerstand 
entgegenzusetzen wagte, auch glücklich die Straße. Jener 
Mann war ein Pianofortefabrikant, der wegen Nichtbezahlung 
seiner , Instrumente die BückbefSrderung auf diese Weise 
hatte bewerkstelligen lassen. 

d) In den Ländereien des Gutsbesitzers Witt liegt ein Wasser- 
tümpel, welcher von der Konitzer Jugend als bequeme Bade- 
gelegenheit benutzt wird. Durch das Zertreten des Ge- 
treides und des Wiesengrases wurde dem Besitzer einiger 
Schaden zugefägt, und er gab sich Mühe, die badelustigen 
Kinder abzufassen, um ihre Bestrafung herbeizufahren. Da 
ihm dies nicht gelingen wollte, beauftragte er eines Tages, 
als wieder einige Mädchen badeten, zwei seiner Knechte, 
sich an den Tümpel zu schleichen, die Kleider der Mädchen 
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fortzunehmen und auf das Gehöft zu bringen. Mit seltenem 
Diensteifer fahrten die £[nechte diesen Befehl aus, und die 
Mädchen waren genötigt, nackt, wie sie aus dem Wasser 
kamen, auf den Gutshof zu gehen, um ihre Kleider in Em- 
pfang zu nehmen. 

e) Vor kurzem hat in Berlin der Geldbrieffcröger Schiller vom 
Postamt 40 mitten in der Ausübung seines Dienstes einen 
etwa siebenjährigen Knaben mit eigener Lebensgefahr aus 
dem Nordhafen an der Kieler Brücke gerettet. Dem Jungen 
war sein Hut ins Wasser gefallen, und beim Herausholen 
stürzte er selbst hinein. Als er schon zum drittenmale 
untertauchte, kam Herr Schiller vorbei, erkannte sofort die 
Gefahr, warf kurz entschlossen die Tasche beiseite und 
stürzte sich, obwohl er stark erhitzt war, mit voller Uniform 
ins Wasser. Die Bettung gelang unter großen Schwierig- 
keiten. Inzwischen war die Tasche mit den Wertbriefen 
und dem Gelde von Unbekannten entführt und blieb ver- 
schwunden. 

f) Ein katholischer Priester, namens Compagno, wurde von 
Räubern in der Provinz Girgenti gefangen genommen und 
in einer Scheune des Dorfes hinter einem eigens errichteten 
hölzernen Verschlag verborgen; daraus konnte er schließlich 
nicht ohne Hindemisse entrinnen. Seine Aussage vor dem 
Geschworenengericht in Palermo lautete wörtlich: „Als ich 
mich dem Ausgang meines Käfigs näherte, der unverriegelt 
war, und die Augen in der herrschenden Dunkelheit an- 
strengte, gewahrte ich in einem Winkel zusammengekauert 
meinen Wachtposten mit der Flinte zwischen den Füßen 
ruhig schnarchend. Mein erster Gedanke war zu fliehen; 
nach wenigen Schritten aber entdeckte ich zwei Flinten an 
die Mauer gelehnt. Ich nahm eine Doppelflinte, bemerkte, 
daß sie geladen war und wollte vorerst den schlafenden 
Eäuber in die Füße schießen, aber dann sagte ich sofort 
zu mir selber: Wenn er nur verwundet ist, kann er mit 
dem Revolver im Gürtel nach mir schießen und mich töten. 
Da machte ich das Zeichen des Kreuzes, bat Gott um Ver- 
zeihung, segnete den Räuber, der sich unmittelbar vor Gottes 
Thron befinden sollte, mit der Hand, und mit den Worten : 
Ego te abaolvo a peocaiis tuis ließ ich die beiden Schüsse 
auf sein Gehirn knallen." 

2. Vor einiger Zeit wurde die Frage streitig: ob jedermann 
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berechtigt ist, Hunde, die gegen polizeiliche Vorschrift ohne Maul- 
korb herumlaufen , einzufangen und für Fanggeld zum Wasen- 
meister zu bringen? 

Welches ist die richtige Ansicht? 

3. Der Besitzer eines Torfstichs betraf eines Tages auf dem- 
selben eine fremde Person, welche sich Torf aneignen wollte. Der 
Besitzer trat hinzu und hielt den Fremden, welcher sich entfernen 
wollte, fest, um das ihm gesetzlich zustehende Recht der Selbst- 
pföndung auszuüben. Der Fremde suchte sich loszureißen und 
stürzte dabei zu Boden, worauf sein Gregner auf ihn kniete, ihn 
am Halse würgte und mit Schlägen traktierte. 

Wegen dieser Behandlung, als einer Realinjurie, klagte d;er 
Mißhandelte gegen den Torfstichbesitzer. 

Dieser machte dagegen geltend, daß er sich in der Notwehr 
befunden habe, um die Pfändung an dem widerstrebenden Gegner 
zur Ausführung zu bringen. 

Entscheidung? 

4. Die Ehefrau Kranz wurde, als sie über den unbefriedeten, 
außerhalb des Gehöftes, jedoch dicht bei demselben gelegenen 
Grasgarten des Eraul ging, von dessen Hunde derartig in das 
Bein gebissen, daß sie einen nicht unbedeutenden Substanzverlust 
erlitt und etwa acht Wochen nicht arbeiten konnte. 

Auf erhobene Schadensersatzklage ergab sich durch die Beweis- 
aufnahme einerseits, daß jener Hund überhaupt ein bösartiges 
Tier war, welches ständig Vorübergehende anfiel und der Nachbar- 
schaffc als bissig und gefährlich bekannt war; andererseits, daß 
Eraul das Betreten des gedachten Grundstückes allen Dritten 
untersagt und dieses Verbot durch Aufstellen eines Strohwisches 
und einer daneben angebrachten Tafel mit entsprechender Inschrift 
deutlich gemacht hatte. 

Wie steht es hiemach mit dem geltend gemachten Ersatz- 
anspruch? 

5* Einem Juristen wird folgende Rechtsfrage vorgelegt: 

„Ich habe einen großen, von (Gebäuden eingeschlossenen Hühner- 
hof, und es macht mir Vergnügen, meine Hühner auf dem 
Hofe selbst zu füttern. Sobald ich aber das Futter ausstreue, 
kommen von der nahen und entfernten Nachbarschaft eine große 
Menge fremder Tauben, stürzen sich begierig auf das Futter und 
fressen es trotz öfteren Verscheuchens leider mindestens zur Hälfte 
meinen Hühnern weg. 

Wie kann ich mich von diesen geflügelten Dieben befreien? 
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Ist mir hier Selbsthilfe gestattet, indem ich die beharrlichen 
ungebetenen Gäste einfangen oder erschießen lasse? 

6. Der Gutsbesitzer v. S. ist im Begriff, mit seiner Frau 
eine Spazierfahrt zu machen, als der Arbeiter X. mit V. und W. 
auf ihn zutritt mit dem Verlangen, Wagen und Pferd abzugeben, 
da der soeben yemnglückte Arbeiter J. dringend sofortiger ärzt- 
licher Hilfe bedürfe und eine andere Möglichkeit, den eine 
Stunde entfernt wohnenden Arzt zu erreichen, nicht Yorhanden 
sei. V. S. verweigerte die Herausgabe, wird aber von den Ar- 
beitern überwältigt. Die Pferde werden von den Arbeitern zu 
Schanden gefahren. 

V. S. verlangt rechtsverständigen Bat darüber: ob eine Be- 
strafung von X., Y., W. möglich sei; und ob er diese oder den 
nicht unvermöglichen J., der in der That von dem herbei- 
geholten Arzt gerettet wurde, Schadensersatz verlangen könne? 



xun 



1» Auf der Geiichtsschreiberei des Amtsgerichts L. erscheint 
Tischler Martin und giebt gegen Dachs eine Klage zu Protokoll, 
wonach letzterer schuldig erkannt werden soll: den Kläger die 
Hälfte der gemeinschafblich übernommenen Schreinerarbeiten an 
einer zu erbauenden Kirche machen zu lassen, den sich denmächst 
ergebenden Gewinn mit ihm zu teilen und ihm die Hälfbe der 
von dem Bauherrn in Empfang genonmienen Vorlage zu bezahlen. 

In der mündlichen Verhandlung weist der Beklagte nach, daß 
er den zuletzt erwähnten Betrag noch gar nicht erhalten habe; 
den Abschluß des Vertrages giebt er, so wie ihn Kläger behauptet 
hatte, vollständig zu, auch leugnet er die geforderten Verbindlich- 
keiten nichty thut jedoch dar, daß er sich vor kurzem zwar mit 
dem Kläger veruneinigt, die Erfüllung des Geschäftes aber nie- 
mals geweigert habe. 

Da alle Versuche gütlicher Beilegung des Streites fehlschlagen, 
beraumt das Amtsgericht Termin zur ürteilsverkündigung über 
acht Tage an. 

Wie wird dieses Urteil lauten müssen? 

3. Einer Klage des Vermieters auf Bäumung einer Miets- 
wohnung setzt der Beklagte den Einwand entgegen, daß die ver- 
tragsmäßig ausbedungene monatliche Kündigungsfrist vom Kläger 
nicht eingehalten worden sei; worauf jener erwidert, daß seit Zu- 
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Stellung der Klage, welche doch wohl die schärfste Form der 
Kündigung sei, weit längere Frist, als ein Monat, verstrichen sei. 

Entscheidung ? 

3. Zwei Outsnachbam leben in Unfrieden. Eines Tages 
werden von Angestellten des einen im Walde des anderen Bäume 
gefällt und zerschnitten; was den Geschädigten bewegt, eine Klage 
auf Unterlassung fernerer Besitzstörung anzustellen. 

Der Beklagte beeilt sich, bei seinem Gegner sich alsbald zu 
entschuldigen: seine Leute hätten nur im Irrtume über die Grenze 
des anstoßenden Waldes die Bäume geschlagen und verarbeitet. 
Zugleich bietet er Entschädigung für das gefällte Holz an und 
ersucht um Bücknahme der Klage. 

Wenn nun der Kläger hierauf nicht eingehen will, sondern 
aus Feindseligkeit, sowie der schon erwachsenen Prozeßkosten 
halber auf Urteil es abstellt: wie wird das Gericht zu erkennen 
haben? 



XLIV 



1. Nach dem Inhalte eines Schuldscheines war der Gläubiger 
befugt, jederzeit, vom Tage der Ausstellung an über die geliehene 
Summe zu verfügen. 

Von welchem Zeitpunkte an würde jene Forderung einer 
Verjährung unterliegen? . 

3. Vor kurzem wurden in Mitten walde in der Mark verschiedene A * 
alte Urkunden gefunden, von denen einige sich als Schuldurkunden ^ 

über noch nicht bezahlte Bückstände herausstellen. Die eine ist / 

von Kurfürst Joachim II. ausgestellt und betrifft ein Darlehn, 
das er von der Stadt Mittenwalde erhalten. Die Urkunde, datiert 
„am Mittwoch In Ostern nach Christy im Jahre 1549^S lautet 
über 700 Gulden „vertzinst mit sechs Gulden muntz auf 100 
gülden, den gülden zu 18 sübergroschen oder muntz der Neuen 
Dreyer." 

Daß jemals etwas bezahlt worden ist, ist nicht nachweisbar. 

In welcher Art würde diese Sache nach dem 1. Januar 1900 
rechtlich zu erledigen sein, insbesondere rücksichtlich der Frage 
nach der Verjährung? t 

3. Im Jahre 1634 erhielt die schwedische Begierung, welche ^ 
sich in dringender Verlegenheit befand, von dem Lübecker Kauf- V 
mann Jacob Krieves ein Darlehn von 68 500 Thalem, das mit ^ 

6 V. H. bis zur erfolgten Bückzahlung zu verzinsen war. Diese 
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sollte zwei Jahre nach geschehener Kündigung erfolgen. Der 
Originalschuldbrief, welcher übrigens erst am Weihnachtsabend 
1636 ausgefertigt ist, befindet sich im Besitz des Gutsbesitzers 
Freiherm Euno von der Eettenburg, der nunmehr die Zahlung 
des erwähnten Betrages nebst Zinsen, zusammen über vier Mil- 
lionen Kronen, fordert. 

Wie ist hierauf die Verjährungslehre des GBes. anzuwenden? 

4. Bien, von der Gemeinde Frankenhausen im Jahre 1898 
auf Zahlung einer Schuld von 4260 Jl belangt, will mit einer 
Gegenforderung von 2500 Jl aufrechnen, welche sein Erblasser 
am 21. Juni 1855 der Klägerin, in damaligem Münzfuße, gegen 
Verzinsung von 5®/^ dargeliehen hat, indem er zugleich Zinsen, 
als angeblich seit dem 21. Juni 1872 rückständig berechnet. 

Die Gemeinde hält dafür, daß die Einrede wegen vorhandener 
Verjährung verworfen werden müsse; nmsomehr, als schon seit 
1866 keine Zinsen mehr von ihr bezahlt worden seien. 

Welche rechtliche Bedeutung hat das beiderseitige Vor- 
bringen? Und wer ist betreffe der bestrittenen Behauptungen 
beweispflichtig? 

5* Als der Erbe eines Darlehnsgläubigers ein am 29. Juli 
1869 gegebenes verzinsliches, nach sechsmonatlicher Kündigung 
rückzahlbares Darlehn, dessen Zinsen niemals entrichtet worden 
waren, am 31, Oktober 1900 nach kurz zuvor geschehener Kün- 
digung einklagt, beruft sich der Beklagte auf eingetretene Ver- 
jährung. 

Mit Recht? 

6. Wann beginnt die Verjährung der Klage auf Vernichtung 
eines Testamentes wegen Formfehlers? 

7. Die Sparkasse Herbstein hatte an Vaupel ein Kapital ver- 
zinslich ausgeliehen. Bei Fälligwerden eines Zinspostens am 
15. Mai und Säumnis des Vaupel in der Erledigung desselben 
bezahlt ihn ein Verwandter des Schuldners am 6. Juni, wobei er 
sich zugleich die Forderung an den Vaupel von der Kasse über- 
weisen läßt. 

Am 12. Juni fordert jener Verwandte den Vaupel unter Mit- 
teilung des Geschehenen zur Rückzahlung auf; erhält aber keine 
Antwort. 

Von wann ab läuft eine Verjährung der Zinsen? 

8. Ein in Vermögensverfall geratener Kaufmann hatte von 
einem Bankier ein ansehnliches Darlehn aufgenonmien, unter Hin- 
gabe einer wertvollen Sache zu Faustpfand. Erst nach langen 
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Jahren gelingt es ihm, die Schuld in Abschlagszahlungen zu tilgen. 
Der Gläubiger aber weigert Bückgabe der Pfandsache, weil seit 
der Verpfändung mehr als 30 Jahre verflossen seien. 

Welche aäio steht hier in Frage? Was gilt über deren Ver- 
jährung? 

9. Vor einer überseeischen Beise hatte ein Seemann seinem 
Freunde mehrere Waffen zur Aufbewahrung gegeben. Erst nach 
mehr als 30 Jahren kehrt er zurück und verlangt von den 
Erben des inzwischen verstorbenen Freundes jene Sachen heraus. 
Diese weigern sich, weil der Anspruch verjährt sei; er hJßli ent- 
gegen, daß er ja jetzt erst fordere, auch wegen Abwesenheit sein 
Recht gar nicht habe geltend machen können. 

Quid iuris? 

10. In einem Notfalle hatte A. einen alten Familienschmuck 
verkauft, sich dabei aber ein Bückkaufsrecht vorbehalten. Er 
selbst kommt nicht dazu, es auszuüben. 

Können dies jetzt noch seine Nachkommen? Oder verjährt 
dasselbe von bestimmtem Zeitpunkte an? 

11. Ein uneheliches Eind hat seither von seinem mutmaßlichen 
Erzeuger Alimente erhalten, und zwar in halbjährlichen Baten. 
Seit dem 2. Februar 1879, woselbst wieder eine fällig gewesen 
wäre, ist keine mehr erfolgt. 

Wie steht es da mit der Verjährung? 

13. Es hat jemand von der Darmstädter Beuten- und Lebens- 
versicherungs -Anstalt seither eine jährliche Beute bezogen. Die 
Anstalt aber weigert sich jetzt, weiter zu zahlen, weil bei dem 
Einkaufe wissentlich falsche Angaben von dem Eintretenden ge- 
macht worden seien. 

Die Beuten waren stets am I.Dezember bezahlt worden; jene 
Weigerung erfolgte am 15. Juli. 

Was ist hier über eine mögliche Verjährung zu bemerken? 
Was verjährt, und von wann ab? 

13. Bei der Verlegung eines Bachbettes, welche eine Gemeinde 
in ihrem Interesse vornahm, ließ dieselbe, um zu verhüten, daß 
einer Mühle das ihr aus jenem Bache bis dahin zufließende Wasser 
entzogen wurde, 1851 ein neues Wehr anlegen und bis 1896 
unterhalten. Im letztgenannten Jahre wurde dieses Wehr durch 
eine große Flut zerstört, und es lief jetzt jener Mühle aus dem 
Bache kein Wasser mehr zu. 

Der Müller klagte gegen die Gemeinde auf Wiederherstellung 
des Wehres; diese berief sich auf Verjährung, weil bei Erhebung 
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der Klage seit der Verlegung des Bachbettes mehr als dreißig 
Jahre abgelaufen gewesen seien. 

Entscheidung? 

14. B. hat die Erbschaft des A. ab intestaio angetreten und 
31 Jahre lang besessen, als sich ein Testament des A. noch 
findet, in welchem C. als Erbe eingesetzt ist. Dieser tritt nun 
mit der hereditatis petitio gegen B. auf, erhalt aber die Einrede 
der Yeijährung entgegengesetzt. 

C. wendet si<}h auch gegen D. und verlangt ein Darlehn 
zurück, welches A. dem D. gegeben hatte, verzinslich und auf 
Kündigung rückzahlbar. Auch D. hält diesen Anspruch für ver- 
jährt, obgleich er ständig und regelmäßig die Zinsen an den B. 
bezahlt hat, da ja Zinszahlung an einen Dritten, der gar nicht 
Gläubiger ist, die Verjährung nicht unterbreche; indessen C. 
meint, daß die Verjährung des Anspruches aus dem Darlehn 
überhaupt noch nicht begonnen habe, weil die verabredete Kün- 
digung noch nicht vorliege. 

Es ist über diese Einreden begründet zu erkennen. 



15. G. fordert von S. einen angeblich ungetilgten Bückstand 
«iner älteren Schuld; S. bestreitet diese Forderung. Da G. jedoch 
in seinem Drängen nicht nachläßt und verschiedene Beweisstücke 
beibringt, so läßt sich S. mit ihm in Vergleichsverhandlungen 
ein. Diese scheitern aber, und die Sache bleibt wieder liegen. 

Nach Jahren bringt der Erbe des inzwischen verstorbenen G. 
die Angelegenheit wieder zur Sprache. Jetzt beruft sich S. kurzer- 
hand auf die inzwischen eingetretene Verjährung. Der fordernde 
Erbe entgegnet, daß seit dem fruchtlosen Verlaufe der erwähnten 
Vergleichsverhandlungen keineswegs eine neue Verjährung sich 
vollendet habe. 

Wie ist zu erkennen? 

16. Der Kaufmann Spier fordert von dem Rentner Franquet 
die Summe von 302 Jl für gelieferte Waren, wlüirend letzterer 
die bereits geschehene Zahlung dieser Schuld behauptet. Spier 
erhebt endlich Klage bei dem Amtsgericht; die Zustellung erfolgt 
am 4. Dezember. In dem Termine beantragt Franquet Elagab- 
weisung wegen Unzuständigkeit des Grerichts, welchem Antrage 
das letztere Folge giebt. 

Nun klagt Spier vor dem Landgericht mittels einer am 
6. Januar des folgenden Jahres dem Beklagten zugestellten Klage. 
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Der Anwalt des Franquet macht jetzt Verjährung zu gunsten 
seines Klienten geltend, die inzwischen am 31. Dezember ein- 
getreten sei. Der klftgerische Vertreter widerspricht dem, unter 
Hinweis auf die im Dezember schon vorhandene Rechtshängigkeit. 

Entscheidung? 

Würde es .von Einfluß sein, wenn Spier zunächst im November 
des ersten Jahres dem Franquet einen Zahlungsbefehl durch das 
Amtsgericht hätte zustellen lassen? 

17. A. fordert ein dem B. gegebenes Darlehn von C. zurück, 
indem er diesen als Erben des B. bezeichnet. Da dieses nicht 
der Fall ist, wird die Klage abgewiesen. 

Nunmehr klagt A. mit der Behauptung, daß C. zu Lebzeiten 
des B. unter Zustinmiung des Gläubigers die fragliche Darlehns- 
schuld vertragsmäßig übernommen habe. 

Kurz vor Zustellung dieser zweiten Klage würde die Ver- 
jährung betreffs des Darlehnsanspruches sich vollendet haben. 

Welches wird das rechtliche Schicksal der letzten Klage sein? 

18. Im Jahre 1852 hatte sich der Bauer A. in den Besitz 
eines Grundstückes gesetzt und bei einer 1866 bewerkstelligten 
Vermögensübergabe an seine Kinder dasselbe seinem Sohne B. 
zugeteilt, der es in Besitz nahm und fortbesaß. 

1882 erwirkten 0. xmd D., welche mit A. zusammen Erben 
des verschollenen X. waren, die gerichtliche Todeserklärung des 
letzteren und unternahmen eine Teilung von dessen Erbschaft. 
Die Sache wurde aber verzögert, und erst 1897 erging ein Urteil, 
in welchem unter anderem A. verurteilt wurde, das eingangs 
erwähnte Grundstück mit Früchten in die Erbschaftsmasse ein- 
zuwerfen. 

Da jetzt der berichtete Thatbestand klar wurde, stellten C. 
und D. eine Vindikationsklage gegen A. an, welcher dieser die 
Einrede der Verjährung entgegensetzte. 

Es frs^ sich, ob dieser Einwand, nach dem GBe., gegrün- 
det ist? 

19. Nach GB. 197 verjähren rückständige Pachtgelder in 
vier Jahren. Unter der Herrschaft dieses Rechtes klagt der Ver- 
pächter Frydag gegen Quetsch im Frühjahr 19 . . den Pachtzins 
ein, welcher acht Jahre vorher ftQlig gewesen war. 

Auf die Einwendung des Quetsch, daß die Forderung verjährt 
sei, bringt der Kläger vor, daß er nicht früher habe klagen 
können, da er einer Zurückweisung gewärtig sein mußte; auf 
dem Pachthofe wären verschiedene notwendige Reparaturen, die 
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ihm, dem Frydag, obgelegen hätten, vorzunehmen gewesen; er 
wäre aber wegen schlechter Vermögensverhältnisse bis zum ver- 
flossenen Jahre, wo er sie ausgeführt, nicht dazu im stände 
gewesen. So lange eine Einrede gegen eine Forderung bestehe, 
laufe keine Verjährung. 

Wie hat hiemach das gerichtliche Urteil zu lauten? 

20. Einem Verkäufer, welcher das Eaufgeld aus einem vor 
zwei Jahren abgeschlossenen Kaufe einfordert, setzt der Käufer die 
Einwendung entgegen, daß die Kaufsache wegen verborgener 
körperlicher Mängel ganz unbrauchbar gewesen sei. 

Ist zu diesem Einwände jetzt noch Zeit? (GB. 477.) 

21. Eine in einer Erbschaft befindliche Sache war verkauft 
worden, während sie — was die Erben nicht wußten — gar nicht 
dem Erblasser gehört hatte. Nach mehreren Jahrzehnten entdeckt 
in späterer Generation ein Nachkomme den Sachverhalt aus hinter- 
lassenen Papieren; zugleich aber auch, daß vor kurzem, etwa 
50 Jahre nach jenem Vorfalle, der wahre Eigentümer von ihm, 
dem jetzigen Vermögensinhaber, beerbt worden sei. Er tritt 
gegen die Erben des Käufers der Sache auf, welche ihrerseits sich 
auf den früheren Kauf berufen. 

Ist dieses letztere dermalen noch möglich? 

22. Die Königl. bayerische Regierung der Pfalz, als Bechts- 
nachfolgerin der geistlichen AdministrationskeUerei Mechtersheim, 
geriet 1819 mit den Erben eines Schullehrers Andreas Nuß in 
einen Rechtsstreit, in welchem die Regierung behauptete, der 
Autor des Beklagten habe 1788 ein Kapital von 200 fl. von 
fraglicher Administration entliehen. 

Beklagter schützt Verjährung vor. 

Klägerin aber berief sich auf Unterbrechung und Stillstand 
derselben vermöge der vormaligen Kriege, in denen eine Abwicke- 
lung solcher Geldangelegenheiten nicht wohl möglich gewesen; 
im besonderen aber gereiche es ihr, der Klägerin, nicht zu der 
vom Verjährungsrechte geforderten Schuld, wenn sie infolge der 
langwierigen Ordnung und Abrechnung, die bei der Übernahme 
der Regierung notwendig waren, erst jetzt zu der Geltendmachung 
des obigen Postens schreiten könne. 

Wie würde über diesen Rechtsstreit nach dem Rechte des 
GBes.. zu befinden sein? 
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XLV 

1. Wem liegt in den kommenden Thatbeständen der Beweis 
der jeweils bestrittenen Thatsachen ob? 

a) Auf erhobene Darlebnsklage hat Beklagter zwar den Empfang 
des Greldes eingeräumt, behauptet aber, daß ihm solches vom 
Kläger habe geschenkt werden sollen; was dieser bestreitet. 

b) In einem anderen Darlehnsprozesse beantragte der Beklagte 
Abweisung der Klage, weil er schon bezahlt habe; — oder: 
weil ihm die Schuld vor kurzem vom Kläger erlassen worden 
sei. Der letztere stellt beides in Abrede. 

c) A. behauptet, daß er eine Rechnung irrtümlich zum zweiten 
Male bezahlt habe. Der Empfänger B. entgegnet, daß die 
zweite Zahlung in Schenkungsabsicht gemacht worden sei. 

d) Gegen eine Klage aus Schenkungsversprechen wird vor- 
gebracht, daß man bloß im Scherze miteinander gesprochen 
habe, und daß auch der Kläger vor kurzem selbst vertrags- 
mäßig verzichtet habe. 

e) G. klagt ein Darlehn ein ; der Schuldner S. beruft sich auf 
einen kürzlich abgeschlossenen Stundungsvertrag. G. repli- 
ziert, daß er zu dieser Stundung dadurch verleitet worden 
sei, daß S. ihm seine Vermögenslage ungünstiger dargestellt 
habe, als sie in Wirklichkeit gewesen sei; S. bestreitet dieses. 

f ) Ein Käufer wendet gegenüber der Kaufgeldforderung ein, 
daß ihm der Verkäufer beim Vertragsschlusse lO^o Skonto 
bewilligt habe; von welcher Beredung letzterer nichts 
wissen wiU. 

g) Actio legis ÄqtMiae: Beklagter bestreitet, schuldhaft gehan- 
delt zu haben. Kläger erwidert, daß jener dieses späterhin 
selbst anerkannt habe; worauf Beklagter vorbringt, daß er 
damals sinnlos betrunken gewesen sei. 

h) X. verklagt den Y. , weil er dem inzwischen verstorbenen 
Vater des Y. einen Krug geliehen hätte, welchen jener vor 
seinem Tode in beschädigtem Zustande, halb zerbrochen, 
zurückgegeben. Y. entgegnet: Er müsse wegen Nichtwissens 
in Abrede stellen, daß sein Vater den Krug erhalten habe; 
soUte dieses aber der Fall gewesen sein, so habe er ihn 
gewiß auch ganz richtig und unversehrt zurückgegeben; 
wenn das anders gewesen wäre, so hätte derselbe sicherlich 
keine Schuld an der Beschädigung gehabt. 

Stammler, Übimgen I. 11 
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i) 0. hat dem P. ein Hofgut in Pacht gegeben, welches P. 
infolge hiervon seit Petritag 1894 inne hat. Ln Mai 1900 
li^^Agt 0. gegen P. auf Bänmung des Pachtgates, weil 
der Pachtvertrag auf sechs Jahre abgeschlossen worden sei 
und daher mit Petri 1900 sein Ende erreicht habe. P. 
leugnet, daß der Pachtvertrag nur auf sechs Jahre ein- 
gegangen gewesen sei, dies sei vielmehr auf zwölf Jahre 



k) Eine Klage auf Rückgabe eines Grundstückes wurde auf die 
Behauptung gestützt, daß dasselbe dem Beklagten von dem 
Kläger precario überlassen worden; während der Beklagte 
seinerseits behauptete, daß ihm das Grundstück von dem 
Kläger zum Eigentum übertragen worden sei. 
3. Auf Grund gepflogener Verhandlung stellte das Amts- 
gericht folgenden Thatbestand fest: 

Der Beklagte hat in der Zeit vom 18. Januar bis 30. April 
im Hause des Klägers eine Wohnung inne gehabt, die ihm durch 
einen, an dem 18. Januar zwischen den Parteien geschlossenen 
Vertrag von dem Kläger für einen Zins von 18 ^ vierteljährlich 
vermietet worden war. Der Kläger hat auf Zahlung von 10 ^ 
nebst 4^/q Zinsen seit dem 1. Mai geklagt, weil der Beklagte 
auf den Mietzins für das vor dem 1. Mai gelegene Vierteljahr 
mit 10 ^ im Bückstande geblieben sei. Der Beklagte hat 
geltend gemacht, es sei ihm bei dem Abschlüsse des Mietver- 
trages der Zins für das erste Vierteljahr der Miete erlassen 
worden. Der Kläger hat dies bestritten. 

Es fragt sich nun vor allem, welche der streitenden Parteien 
beweispflichtig ist? 

3. Im vergangenen Herbst, als Möglich noch in Diensten des 
Will stand, ertrank ein der Führung des Möglich anvertrautes 
Pferd unter der Brücke bei Wetzlar in einer Untiefe der Dill. 
Will klagte auf. Schadensersatz. Der Tod des 400 J( werten 
Pferdes sei durch das Verschulden des Möglich insofern herbei- 
geführt worden, als Möglich, ohne dem angespannten Pferde das 
Leitseil anzulegen, durch die Dill gefahren, auch, indem das Pferd 
mit dem Wagen an dem jenseitigen Ufer angekommen, mit der 
Peitsche dergestalt auf den Kopf des Pferdes losgeschlagen, daß 
dieses sich ganz kurz umgedreht, mit dem Wagen wieder in die 
Dill zurück nach der Brücke zu gegangen, in die unter der Brücke 
befindliche Untiefe gefallen und dort ertrunken sei. 

Der Beklagte bestritt die Ausfährungen des Klägers. Unter 



§ 45. Der gerichtUche Aufltraff einer Streitsache. 163 

abweichender Darstellimg des Sachverhaltes machte er geltend, 
das Pferd sei ohne sein Verschulden in der Dül ertrunken. 

Es fragt sich: 

Was hat der Kläger, und was hat der Beklagte zu beweisen? 
Und welches wird der Ausgang des Rechtsstreites sein, wenn die 
Beweisaufnahme das Verhalten des Beklagten bei dem fraglichen 
Verfalle ganz im Dunkeln läßt? 

4. Jakob Nold kliigte gegen Nutz auf Bezahlung von ihm 
gekaufter Steinkohlen. Beklagter bestritt die Aktivlegitimation 
des EQägers und behauptete, daß er nicht mit dem EQäger Jacob 
Nold, sondern mit einem gewissen JohaDnes Nold kontrahiert 
hatte. 

Darauf erklärte Kläger, daß Johannes Nold sein Sohn wäre, 
der fär ihn wohl ab und zu als Bevollmächtigter Geschäfte 
schlösse und jedenfalls auch dem Beklagten gegenüber nur als 
Stellvertreter aufgetreten wäre. Worauf Nutz jedoch entgegnete, 
daß er von einer Vollmacht des Jakob an Johannes Nold nichts 
wüßte und eine solche deshalb bestreiten müßte; Johannes Nold 
hätte ihm kein Wort von seiner angeblichen Vertretereigenschafb 
gesagt. 

Wie stand es in diesem FaUe mit der Beweislast? 

5. August Hallbauer hat an Felgner, welchem damak der 
Bruder des ersteren, Ivo Hallbauer, 3000 Jl schuldete , diese 
Summe zu dem Zwecke behändigt, um damit die Schuld des 
Ivo Hallbauer zu tilgen. Er fordert jetzt jene Sunmie von dem 
letzteren zurück, da er nur in der Absicht späterer ITückforderung 
damals bezahlt habe. 

Ivo Hallbauer entgegnet, daß sein Bruder August das Geld 
gar nicht aus eigenen Mitteln hergegeben, sondern daß er, der 
jetzige Beklagte, den August Hallbauer mit den zur Zahlung er- 
forderlichen Mitteln versehen habe. 

Da der Kläger diesem Vorbringen Widerspruch entgegensetzt, 
so erhebt sich die Frage: von wem Beweis zu erbringen ist? 

6. Thatbestand: 

Kläger behauptet, sein Vater und Erblasser habe 1865 dem 
Beklagten einmal 150 fl. ausbezahlt. Als Gegenleistung dafor 
habe Beklagter zwei öst>erreichische Hundertguldenscheine zu liefern 
versprochen; er sei aber damit im Bückstande geblieben. Da nun 
zugleich verabredet worden sei, daß jeder der beiden Kontrahenten 
gegen Bückgabe des Erhaltenen das Gegebene zurückverlangen 
dürfe, so klage er auf Bückzahlung der 150 fl. 
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Der Beklagte erwidert: er habe allerdings die 150 fl. erhalten, 
aber in unmittelbarem Austausche gegen zwei von ihm hin- 
gegebene Hundertguldenscheine. Ein Versprechen, wie es Kläger 
ihm unterschiebe, habe er niemals gegeben. 

Beiderseits ist lediglich Eid als Beweismittel angegeben. 

Wie wird gerichtlich zu erkennen sein? 



Zweites Buch. 

Recht der Schialdverhältnisse. 

XLVI 

1. X. leiht von der Universitätsbibliothek ein Bach und giebt 
es dann zur Benutzung an T., welcher zur Entnahme Yon Büchern 
dortselbst nicht berechtigt ist. 

Eechtsfolge? 

Macht es einen Unterschied, ob X. gleich in der Absicht das 
Buch holte, um es dem T. zu geben oder nicht? 

Wenn X. einen Bürgen (B.) für sich hat stellen müssen: haftet 
B. auch für Y.? Oder für die Erben des X.? Und ist es 
gleichgültig, ob eine Beschädigung des Buches zu Lebzeiten des 
X. durch diesen oder nach seinem Tode von seinem Erben schuld- 
haft geschieht? 

2. An wen hält sich der Eigentümer eines Grundstückes, wenn 
der Nießbraucher desselben es einem anderen zur Nutzung über- 
läßt? Konnte diese Überlassung der Ausübung des Nießbrauches 
nicht in rechtlich verschiedener Weise geschehen? Wie ist es 
damit nach dem GBe.? 

Steht folgender Fall in Parallele: Der Gutsbesitzer S. hat auf 
seinem Gute eine Hypothek der Landschaft seiner Provinz von 
110 000 Jl zu 4^/q verzinslich stehen; er verkauft das Gut an 
E. und dieser nach einiger Zeit an L. 

An wen hält sich die Gläubigerin wegen Mliger Zinsen, wenn 
dieselben vor dem ersten oder dem zweiten Verkaufe oder nach 
diesem letzteren fällig werden? 

3. Dem Mieter einer dem E. gehörigen Wohnung werden von 
X. schuldhaft Fenster eingeworfen. 

Wie steht es mit der Berechtigung auf Schadensersatz? 

4. E. hat von V. eine Euh gekauft, welche auf dem Trans- 
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porte zu dem E. durch ledigliche Schuld des X. so beschädigt 
wird, daß sie zu Grunde geht. Nach GB. 447 muß E. trotzdem 
den vollen Kaufpreis zahlen. 

Kann er sich wegen dieses Schadens nun nicht an den X. 
halten? 

5. Zwei Kohlenhändler, Müller und Möller in G., beziehen von 
derselben Zeche Steinkohlen. Nachdem ersterer wieder einmal eine 
Bestellung gemacht hatte, diese aber aus später nicht aufgeklärtem 
Versehen unausgeführt geblieben war, bestellt Möller dortselbst; 
erhält auch am 1. Mai Nachricht von der Grube, daß die gewünschte 
Quantität per Bahn abgegangen sei. Die Kohlen kommen am 
7. Mai in G. an. Der Bahnbeamte, welchem Müller abends vorher 
geklagt hatte, daß seine Kohlen so lange blieben, läßt ihm nim 
sagen, daß dieselben da seien; und Müller läßt sie durch einen 
Fuhrmann in sein Lager fahren, woselbst sie mit den dort lagern- 
den — schlechteren — Steinkohlen vermischt werden. Möller er- 
fährt noch am Nachmittage den Sachverhalt und will mm nicht 
gegen den armen Beamten, sondern gegen seinen gehaßten Kon- 
kurrenten vorgehen. 

Ist dieses möglich? Er ist in der Lage, Schaden liquidieren 
zu können, weil eine sichere sofortige Lieferung ihm nun ent- 
gangen ist. Sein Anwalt ti^gt aber Bedenken, da er mit Müller 
in keiner Bechtsbeziehung stehe und überhaupt nur obligatorisch 
berechtigt sei. Läßt sich nicht trotzdem ein Weg finden, auf 
welchem man unter Benutzung der letztgenannten Rechtsstellung 
zu dem von Möller gewünschten Ziele gelangt? 

6. Mennicke hat an Lauffs ein Haus zum Wirtschafksbetriebe 
vermietet. Lauffs vermietet es weiter an Zander, dem er zugleich 
sein Wirtschaftsinventar verkauft; und zwar sollen für die After- 
miete dieselben Bedingungen gelten, wie für die Hauptmiete. Unter 
diesen steht, daß Mennicke in keinem der benachbarten, ihm ge- 
hörigen Häuser ein Konkurrenzgeschäft errichten dürfe. Nun thut 
Mennicke dies doch. 

Zander will gegen ihn klagen^ sein Anwalt belehrt ihn aber, 
daß er in keinem Rechtsverhältnisse zu Mennicke stehe; es wird 
deshalb eine Vollmacht an Lauffs geschickt, der sie unterschreibt. 
Der Prozeß beginnt, — aber eines Tages schließt Zander mit 
Mennicke einen Vergleich ab, und der Prozeß bleibt liegen. 

Jetzt möchte LaufGs gern die Kosten, welche er vorgelegt, er- 
setzt haben. 

Kann er sie von Zander fordern? 
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Am liebsten wäre es ihm, wenn er die Ehefrau des Zander, 
welche sich fär alle Verbindlichkeiten des letzteren aus dem 
Mietverträge selbstschuldnerisch verbürgt hat, belangen könnte. 



ZLvn 



!• In der FriedrichstraBe in H. steht ein Doppelbaus mit 
gemeinsamer Zwischenmauer, dem A. und dem B. gehörig, welches 
in die Straße vorspringt und den Verkehr hemmt, aber zunlUshst 
nicht zu beseitigen ist, da A. erklärt hat, daß er seinen Teil 
nicht hergebe. 

Auf indirekte Veranlassung der städtischen Verwaltung kaufb 
der Bauunternehmer F. das Haus des B. und läßt es niederreißen; 
so daß die nach der Südseite gelegenen Zinmier des A. eines 
Morgens nur noch drei Wände haben. 

Fragen: 
a^ Welche aotio steht dem A. gegen F. zu? 

b) Worauf kann F. verurteilt werden? Nach römischem, früherem 
gemeinen und heutigem Rechte? 

c) Wie wird nach dem letztgenannten Systeme A. rechtlich 
korrekt am zweckmäßigsten verfahren? 

d) Wie wird sich je nach seinem Antrage die Zwangsvollstreckung 
verschieden gestalten? 

2. Zwei Jugendfreunde beziehen gemeinsam die Universität, 
treten aber in verschiedene Verbindungen ein, welche sich dann 
verfeinden. In Gemäßheit der Beschlüsse ihrer Konvente würden 
die Freunde sich nicht mehr grüßen und keinen Verkehr förder 
miteinander haben können. 

Sind dieses rechtliche Verpflichtungen? 

Wenn auf der ersten Übertretung nach den Statuten Geldbuße, 
auf der zweiten Dimission steht: wie ist das juristisch aufzu- 



3. Sind in nachstehenden Fällen Schuldverhältnisse im Bechts- 
sinne gegeben? Und wie wird bei den zu bejahenden Fragen die 
Zwangsvollstreckung jeweilig durchzuftihren sein? 

a) Versprechen, einem gemeinnützigen Vereine beizutreten; — 
einem bestimmten Berufe sich zuwenden zu wollen; — ein 
von politischen Gesinnungsgenossen in Verruf gethanes Lokal 
zu meiden. 
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b) Aus dem Entwürfe eines Mietvertrages über das obere Stock- 
werk der „Villa Sanssouci" in H.: „Nach 10 Uhr abends 
darf in der Wohnung des Mieters kein Klavier mehr gespielt 
werden; — die Fenster nach der Straße sind einheitlich 
mit weißen oder cremefarbenen Gardinen zu dekorieren; — 
Haustiere dürfen ohne Bewilligung des Vermieters nicht 
gehalten werden." 

c) Vertrag, einen Wechsel auszustellen; — jeden Sonntag in 
die Kirche zu gehen; — als Kandidat bei Stadtverordneten- 
wahlen aufzutreten. 

d) X. macht sich verbindlich, auf seinem tiefer gelegenen 
Grundstücke einen von dem oberen kommenden Graben rein 
zu halten. 

e) Y. verpflichtet sich, seine Einwilligung zur Löschung einer 
ihm zustehenden Hypothek zu geben. 

f ) Ein Schauspieler weigert sich, einen mit dem Theaterdirektor 
eingegangenen Kontrakt zu halten; — ein Schriftsteller hat 
einem Verleger ein Buch oder einen Artikel fest versprochen, 
liefert aber kein Manuskript. 

g) Verpflichtung auf Vorlegung einer im Prozesse zu verwen- 
denden Urkunde; — auf Herausgabe des Schuldscheines 
nach geleisteter Zahlung; — auf Einsicht in die Geschäfts- 
bücher und Rechnungslegung eines Gesellschafters. 

h) In Indianapolis hatte sich ein Mann kontraktlich verpflichtet, 
sich von einem Hypnotiseur in Schlaf versetzen zu lassen 
und dann in einem Sarge drei Tage lang unter der Erde 
zu schlafen. Aber nach kaum vierzehn Stunden ertönten 
durch die am Sarge angebrachte, an die Oberfläche führende 
Röhre jämmerliche Hilferufe. Der aufgestellte Wächter be- 
wirkte die sofortige Ausgrabung und der Beerdigmigs- 
kandidat konnte begreiflicherweise nicht mehr dazu veran- 
laßt werden, weiter zu — schlafen. Der um seinen Ruf 
besorgte Hypnotiseur reichte nun eine Klage ein. 

i) Wie von Wiener Zeitungen mitgeteilt wird, soll zwischen 
dem Abgeordneten Mittermayer und der christlich -sozialen 
Partei ein Abkommen getroff^en worden sein, wonach Mitter- 
mayer sich verpflichtet, sein Abgeordnetenmandat niederzu- 
legen und nach Amerika auszuwandern. Mittermayer er- 
hält dflfür 6000 Gulden und zwar 3000 Gulden in Ham- 
burg und 3000 Gulden nach seinem Eintreffen in New- 
York. 
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4. Von zwei Angehörigen der „legum cupida iuventus", 
welche die Frage 3 besprachen, meinte der eine, daß man ganz 
gat auf die Schuldhaft zurückgreifen könne, da in dem letzten, 
vor etwa 30 Jahren (?) erlassenen Gesetze über die Schuldhafb 
diese nur bei Geldforderungen verboten worden sei; der andere 
aber glaubte sich zu erinnern, daß die neuere Prozeßgesetzgebung 
hier eingegriffen habe. Wer hat Recht? 

5. Töwe verspricht dem Oremer zwei Tage vor einer Beichs- 
tagswahl, daß er 20 Jl an die Armenkasse zahlen wolle, wenn 
er am Wahltage die Abgabe seiner Stimme versäumen werde. 

Töwe vergißt es wirklich. 
Rechtsfolge? 

6. Ein Viehhändler hat mit einem Gutsbesitzer Streit be- 
kommen und ist von diesem aus dem Hause hinausgewiesen 
worden. In dem Wirtshause des Dorfes kommt er mit einem, 
jenem Gütsbesitzer verfeindeten, Ökonomen zusammen, der ihn bei 
der Besprechung des Vorgefallenen erst zu der Äußerung, „wenn 
ich noch einmal den Hof dort betrete, sollen Sie 1000 Jt von 
mir haben^S und dann zu einem dahingehenden, in schriftlicher 
Abfassung festgelegten Vertrag bringt. 

Nachmals vertragt sich der Handler wieder mit dem Guts- 
besitzer und macht mit ihm Geschäfte, nach wie vor. 

a) Kann der Ökonom die 1000 Jl einklagen? 

b) Hätte er in Ermangelung eines Geldversprechens auf Unter- 
lassung weiterer Geschäftsverbindung des Händlers und des 
Gutsbesitzers den ersteren verklagen können? 

7. In dem Familienstatut eines standesherrlichen Hauses war 
ein Familienrat eingesetzt worden, welchem die beiden Stammes- 
häupter und ein von ihnen zu wählendes rechtsgelehrtes Mitglied 
angehören sollten. Nach dem Wegfalle eines Mitgliedes der letzteren 
Kategorie entstand Streit über dessen Wiederwahl, worauf der 
eine Majoratsherr gegen den anderen gerichtliche Klage erhob, um 
denselben zur Vornahme einer gemeinsamen Wahl zu zwingen. 

Beklagter entgegnet, daß dem Familienstatut die Bestimmtheit 
und VoUziehbarkeit mangele. Es sei nur vag und allgemein dem 
erwähnten Familienrate „die Wahrung der Samt -Interessen des 
Hauses" überwiesen, ohne irgend welche vermögensrechtliche Be- 
fugnisse; auch ständen ja gar keine Mittel zur Verfägung, um ihn 
gegen seinen Willen zu einer Beteiligung an der Wahl zu be- 
stimmen. — Dagegen wird von klägerischer Seite bemerkt, daß 
der Beklagte das Familienstatut seinerzeit auch für sich verbind- 
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lieh anerkannt habe und man daher erwarte, daß er dieser Bechts- 
pflicht nachkommen werde. 

Welchen Ausspruch wird das Gericht zu thun haben? 



XLVin 



1. Sind nachstehende Leistungen rechtsgültig oder vielleicht 
einem Eückforderungsrechte ausgesetzt? 

a) V. hatte an K. Kolonialwaren geliefert und dafür 67 J( zu 
fordern. Die Forderung ist verjährt, K. bezahlt aber frei- 
willig, obgleich er die Verjährung weiß und kennt. 

b) H. findet in dem Nachlasse seines Erblassers T. Schriftstücke, 
aus denen hervorgeht, daß T. ein Darlehn von 3000 Ji von 
G. erhalten und noch nicht zurückbezahlt habe. Er tilgt 
die Schuld. Nachmals erfährt er, daß G. den T. schon vor 
3 Jahren verklagt hatte, damals aber durch Versäumnisurteil 
rechtskräftig abgewiesen worden war. 

c) Der Graf v. P. hatte der Witwe seines Sohnes einen Witwen- 
gehalt von jährlich 4500 ^ ausgesetzt und war dieser — 
wie es die Gräfin nannte — Anstandspfiicht zweimal nach- 
gekommen. 

d) Die unverehelichte K. klagt gegen ihren Vetter B.: Der 
Vater des letzteren habe aus Pietät gegen seinen verstorbenen 
Bruder, den Vater der Klägerin, ihr eine jährliche Beute 
ausgesetzt, da er sich für moralisch verpflichtet erachtet 
habe, das gänzlich mittellose Kind seines einzigen Bruders 
nicht dem Mangel zu überlassen, während er selbst in guten 
Verhältnissen lebte. Rechtliche Formalitäten waren bei diesem 
ernstlich abgegebenen und angenommenen Versprechen nicht 
gewahrt worden. 

e) über den Kaufinann C. war Konkurs erö&et und derselbe 
durch einen Zwangsvergleich nach KO. §§ 160 ff. abge- 
schlossen worden. KO. § 178 bestimmt: „Der rechtskräftig 
bestätigte Zwangsvergleich ist wirksam für und gegen alle 
nicht bevorrechteten Konkursgläubiger ..." Trotzdem be- 
zahlt C, nachdem er später wieder in bessere Verhältnisse 
gelangt ist, die nachgelassenen Forderungen so viel wie mög- 
lich nach, da er sich hierzu, wie er einem Geschäftsfreund 
bemerkt, für „sittlich verbunden" erachtet. 

f ) Ein in Paris ausgestellter und zahlbarer Wechsel war am 
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Verfalltage nicht eingelöst worden. Der Inhaber ließ am 
zweiten Tage nachher Protest erheben, obgleich der Code de 
commerce Art. 162 spätestens den der Zahlnngsweigerung 
nächstfolgenden Tag hierfür vorschreibt, und schickte den 
Wechsel mit Protesturkunde an seinen Vormann, den In- 
dossatar G., zurück, der ihn auch einlöste, da nach der 
deutschen Wechselordnung Art. 41 der Protest erst am zweiten 
Werktage nach dem Zahlungstage nötig ist. Später erfahrt G., 
daß er gar nicht hätte zu bezahlen brauchen, und verlangt 
nun das Gezahlte mit der condictio indebiti zurück. 
3« Der Graf v. Seh. war verstorben und von seinem einzigen 
Sohne, dem 13jährigen Goswin v. Seh., beerbt worden; Vormund 
war dessen Oheim. Als letzterer einmal verreist war, erschien 
P., ein Pachter eines gräflichen Hofes, im Schlosse und jammert 
vor dem jungen Grafen so sehr über mannigfaches Unglück, 
Viehsterben, Abbrennen eines unversicherten Schuppens u. dgl., 
daß derselbe ihm versprach, eine Summe von 1500 Jl als ein- 
malige Schenkung ihm zuweisen zu lassen. Sein anwesender 
Vetter, Eilhart v. Seh., welcher 10 Jahre älter war, fügte, zu 
P. gewendet, hinzu: „Gehen Sie ruhig nach Hause; ich bin Ihnen 
gut dafür, daß Sie dieses Geld bekommen werden.'' 

Nachmals wiU der Oheim jene Schenkung nicht genehmigen. 
Eechtsfolge? 

Wie wäre es, wenn Goswin v. Seh. der Kasse bereits An- 
weisung erteilt und diese an P. gezahlt hätte? 

Oder, wenn er bald danach gestorben und von einem Ver- 
wandten X. beerbt worden wäre, welcher jene Forderung des P. 
für zweifelsfrei hält und dieselbe erfiillt? 

Was wäre Eechtens, im Falle P. sich 8 Jahre lang nicht geregt 
hätte und nun gegen den großjährig gewordenen Goswin v. Seh. 
auftritt? 

Haftet nach obigem Thatbestand der Eilhart v. Seh. dem P., 
oder kann er stichhaltige Bechtseinwendungen vorbnngen? 

In unserem Falle war es dadurch zum rechtlichen Streite ge- 
kommen, daß die gräfliche Kammer von P. das fällige Pachtgeld 
einforderte und dieser nunmehr mit der berichteten Schenkungs- 
forderung wettschlagen wollte, so daß die Kammer auf gericht- 
liche Entscheidung antrug. Wie hat solche auszufallen? 
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IL 

!• Wie steht es mit der Gültigkeit nachfolgender Rechtsge- 
schäfte; und den daraus entspringenden Rechten und Pflichten? 

a) „Mein Erbe soll meinem Freunde X. die vor dem Thore ge- 
legene Villa . . lebenslänglich, zur unentgeltlichen Benutzung 
überlassen/' Das betreffende Haus hat aber dem Erblasser 
gar nicht gehört. 

b) Die Erben eines Zimjnermeisters verkaufen den ihrem Erb- 
lasser gehörigen Zimmerplatz. Bei näherer Besichtigung 
findet sich, daß der größere Teil desselben zu einem öffent- 
lichen Platze gehörte, der nur des dortigen geringen Ver- 
kehrs wegen von dem Zimmermeister unbeanstandet einige 
Jahre hindurch benutzt worden war. 

c) 0. schließt mit N. einen Kaufvertrag über ein dem 0. ge- 
höriges, in der nahen Stadt belegenes Haus, und zwar in aller 
Form Rechtens. Am nächsten Tage erfahren sie, daß das 
Haus zur Zeit des Vertragsschlusses gerade abgebrannt war. 

d) In einem gleichen Falle war jedoch durch das Feuer nur 
der Dachstuhl zerstört worden. 

e) Roding, welcher im Begriffe ist, sich ein Haus zu bauen, 
wird mit Harpprecht einig, ihm nach Verlauf zweier Jahre, 
wo solches fertig sein soll, es zu vermieten. Der Bau wird 
aber nicht fertig. 

f) A. hat fälschlich die Nachricht von dem Tode seines ausge- 
wanderten Bruders B. erhalten. Er nimmt dessen in seiner 
Verwaltung verbliebenes Vermögen nun für sieh und ver- 
kauft die gesamte Erbschaft um runden Preis an C. Da 
kehrt der totgeglaubte B. zurück. 

g) J. verkauft dem K. eine Forderung an L., welche ihm von 
dem angeblichen Cessionar H. des Gläubigers G. abgetreten 
war, während der Cessionsschein von G. an H. von letzterem 
gefälscht war; — oder während die Schuld von L. an G. 
schon bezahlt war. 

h) V. überträgt an W. einen Wechsel, der mangelnder gesetz- 
licher Formalitäten halber nichtig ist. 
3. Die Stadt H. verkaufte ihr gehörige Bauplätze unter Zu- 
grundelegung eines Bauplanes, welcher auf den Wert der Plätze 
von starkem Einflüsse war. Unmittelbar nachher wurde seitens 
des Fiskus mitten über das fragliche Terrain eine Eisenbahn an- 
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gelegt, nnd die Stadt sah sich deshalb notgedrungen veranlaßt, 
jenen Bauplan zu ändern, wodurch nun natürlich jene Baupl&tze 
ihren Hauptwert verloren. 

Können sich die Käufer derselben an die Stadt halten? 

3« Im April 1889 brach in Halle ein allgemeiner Ausstand 
der Maurergesellen ans, welche einen Stundenlohn von 40 ^, 
Verkürzung der Arbeitszeit und einige sonstige ihnen günstigere 
Arbeitsbedingungen forderten, indes die Meister davon fast nichts 
zu bewilligen bereit waren. Die Folge war, daß die Maurermeister 
und Bauunternehmer die von ihnen übemonmienen Bauten nicht 
zur rechten, vertragsmäßig beredeten Zeit den Bestellern zur Ver- 
fügung stellen konnten. 

Konnten die Besteller der Bauten die Maurermeister auf 
Schadensersatz belangen? Und die regelmäßig für Verspätung 
ausbedungene Vertragsstrafe einfordern? 

4« Ein Maler (M.) hatte eine von ihm gefertigte Bembrandt- 
kopie bei einem Bekannten (B.) deponiert. Ein Kunstliebhaber 
(L.), der das Bild auf einer Ausstellung gesehen hatte, besucht ihn 
und bietet einen sehr hohen Kaufpreis; sie werden handelseinig. 
Als aber der Maler zu B. konmit, war durch dessen Kinder, 
auf welche nicht sorgsam genug achtgegeben worden war, das 
Bild verkratzt und erheblich beschädigt worden. 

Haftet B. dem M.? 

Haftet dieser dem L.? 

Wenn eine dieser Fragen bejaht würde: wie hoch ist die Er- 
satzsumme: ist es der von L. gebotene Preis oder nur ein durch 
Sachverständige objektiv zu schätzender Wert? 

5« Als Bippe aus einer Bibliothek eine Handschrift entlieh, 
hat sich Seilheim für ordentliche Bückgabe derselben verbürgt. 
Das Manuskript wird aber durch die Schuld des Bippe vernichtet, 
der nunmehr den Verlust durch Geldzahlung ersetzen soll. 

Haftet SeUheim auch für diese Forderung an Bippe? 

6. Laut Vertrag sollte Schopach an Fahl 100 Sack Weizen- 
mehl von bestimmter Qualität zu näher angegebenem Preise liefern 
und zwar von dem in der Mühle des Schopach hergestellten Mehl. 
Während der verabredeten Lieferungsfrist ist jene Mühle durch 
Explosion und Brandschaden zerstört und erst nach Ablauf von 
8 Monaten wiederhergestellt worden. 

Hiemach ist unter jenen streitig, ob Schopach von der über- 
nommenen Lieferungsverbindlichkeit frei geworden ist oder die- 
selbe noch jetzt zu erfüllen hat? 
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7. Nach einem im Sommer 1870 abgeschlossenen Kohlen- 
liefemngsyertrag waren werktäglich vier Waggons Kohlen ab 
Mannheim nach Basel zu liefern. Im Spätsommer trat aber 
bis zmn 2. November 1870 eine den Verkehr hemmende Stö- 
rung des Eisenbahntransportes durch den deutsch -französischen 
Krieg ein. 

Was hatte dieses fiir Einfluß auf jenen Vertrag? 

8. Der Gastwirt Y. hatte sich verpflichtet, den gesamten 
Bedarf von Bier fär seine Gastwirtschaft ausschließlich von der 
Brauerei Z. nach Bedarf in Gebinden zu entnehmen, jährlich mit 
mindestens 200 Tonnen, anfangend 27. Juli 1889. Er hat aber 
im ersten Jahre nur 25 Tonnen abgenommen und wurde daher 
im Oktober 1890 von Z. auf Abnahme von 175 Tonnen und 
Zahlung von 3990 Jl verklagt. Y. entgegnet, daß es ihm, wie 
auch aus jenem Vertrage hervorgehe, ganz unmöglich sei, jene in 
der Vergangenheit nicht abgenommenen Quantitäten nun auf ein- 
mal abzunehmen, um sie durch Ausschank zu verbrauchen. 

Ist dieser Einwand stichhaltig und von rechtlichem Einflüsse 
auf den anhängig gemachten Prozeß? 

9. L. war von dem Altkatholikenverein zu N. als Leiter 
der für die Kinder der Vereinsmitglieder errichteten Privatschule 
angestellt worden, als durch Verfugung der Königlichen Regierung 
ihm die Erlaubnis hierzu entzogen wurde. Der Verein wurde von 
der Regierung hiervon in Kenntnis gesetzt und traf demgemäß 
andere Maßregeln hinsichtlich der schulpflichtigen Kinder. Auf 
Remonstration des L. wurde ihm jedoch noch ein Vierteljahr Frist 
zur Fortsetzung der Schule bewiUigt; und verlangt er nun von 
jenem Vereine die Besoldung für dieses Quartal, in dem er zur 
Erteilung des Unterrichtes bereit und im stände gewesen sei. Der 
Verein lehnt die Zahlung ab. 

Ist er dabei im Rechte? 

10. Der ordentliche Professor der Physik Spinner war nach 
H. berufen. Er läßt ein wertvolles physikalisches Instrument 
durch einen Spediteur verpacken und zur Bahn geben und fügt 
bei, daß er den Transport von dem Bahnhofe H. in das dortige 
physikalische Institut selbst besorgen wolle, damit es mit der 
nötigen besonderen Sorgfalt geschehe. Der Spediteur vergißt, dieses 
auf den Frachtbrief zu setzen; das Instrument wird auf dem Roll- 
wagen in gewohnter Weise abgefahren und geht — wie Spinner 
behauptet — dadurch entzwei. 

Streitfrage: Muß Spinner beweisen, daß die Beschädigung auf 
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dem Wege zwischen Balmhof und Institut geschehen ist? — oder 
der Spediteur, daß sie vorher eingetreten ist? — oder hat letz- 
terer ganz bedingungslos den Schaden zu ersetzen? 



1. Ein Gutsbesitzer ist stark in Vermögensyerfall gekommen 
und erheblich überschuldet. Einer seiner Gläubiger kauft die 
sämtlichen ausstehenden Forderungen auf, so daß dem Aktivver- 
mögen des Schuldners von 220000 Jt eine Schuldenlast von 
265000 Jl gegenübersteht. 

Welches ist der juristische Weg zur Eegelimg dieser Ange- 
legenheit? Und auf welche rechtliche Art und Weise kann jener 
Gläubiger zu seiner vollen oder teilweisen Befriedigung gelangen? 

3. Es verspricht jemand seinem studierenden Nefifen, am 
Beginne des nächsten Semesters ihm 300 Jl zur Unterstützung zu 
geben. Zu der betreffenden Zeit ist der Versprechende in seinem 
Vermögen etwas zurückgekommen: er hat eine Bürgschaft für 
einen insolvent gewordenen Freund übernommen und braucht in 
dem betreffenden Monate jene Summe dringend zum Unterhalt. 

Kann er die 300 Jl zurückhalten? Und wem gegenüber ? 

Würde es einen Unterschied machen, wenn es sich um einen 
Kaufschilling von 300 Jl handelte? 

3. Als sich A. vor zwei Jahren verlobte, versprach ihm sein 
Vater B. bei seiner Verheiratung eine Aussteuer von 10 000 ^^ 
zu geben. Am 15. Mai v. J. erfolgte die Vefehelichung des A. 
und die Zahlung der letztgedachten Summe an ihn. Am 16. März 
d. J. ftlUt B. in Konkurs. Der Konkursverwalter ficht die Hin- 
gabe der 10 000 Jl an, nach KO. § 25, 1: „Anfechtbar sind die 
in dem letzten Jahre vor der Erö&ung des Verfahrens von dem 
Gemeinschuldner vorgenommenen unentgeltlichen Verfügungen". 

Die erste Instanz verurteilt A. zur Herausgabe der fraglichen 
10 000 ^ an die Konkursmasse des B.: Der Vater hätte jenes 
bei der Verlobung abgegebene Versprechen nicht zu erfüllen 
brauchen, sondern' das beneficium competenHae gehabt, also eine 
freiwillige unentgeltliche Zuwendung gemacht. 

Läßt sich dieses Urteil mit Fug durch Berufung angreifen 
oder nicht? 
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LI 

1. Ein Bierhäadler hat einem Privatmanne zu einer Festlich- 
keit 60 Flaschen importierten Bieres zu liefern versprochen. Am 
Morgen des hetreffenden Tages kommt ein Bote mit 40 Flaschen 
und dem Ausdrucke des Bedauerns, daß der Verkaufer wegen 
Ausbleihens eines bestellten großen Fasses heute nicht mehr Bier 
liefern könne. 
Es fragt sich: 

a) Ist der Besteller verpflichtet, die 40 Flaschen zu über- 
nehmen? 

b) Oder umgekehrt, wäre er berechtigt, jedenfalls die 40 Fla- 
schen zu fordern, wenn der Verkäufer 50 nicht liefern kann? 

c) Muß der Besteller späterhin noch 10 Flaschen nachnehmen? 

d) Oder umgekehrt, kann er es späterhin verlangen, während 
etwa der Preis des nun eingetroffenen Bieres aufgeschla- 
gen ist? 

3. Einem Eaufmanne werden gleichzeitig eine en comptant. 
zahlbare Rechnung über 2300 ^/^ für gelieferte Waren von X. und 
ein fälliger Wechsel über 1500 ^ von Y. zur Zahlung vorgelegt. 
In der Kasse beflndcD sich aber gerade nur 3000 J(, 

Kann er diese unter X. und T. verhältnismäßig teilen? 

Die Wechselforderung erscheint ihm als drückender und auch 
einheitlicher: er möchte also diese gern voll bezahlen und bietet 
dem X. 1500 J( abschlägig an, was X. anzunehmen sich weigert 

Mit Recht? 

Von welcher Summe können X. oder Y. Verzugszinsen berech- 
nen, falls ihnen je eine Teilzahlung angeboten wurde? 

3« S. ist dem 0. aus Darlehn 1000 J( schuldig. S. wird 
von A. und B. beerbt. 

Wie geht es mit der Darlehnsforderung? 

4. V. hat dem K. ein Pferd verkauft imd noch nicht über- 
liefert. V. wird von A. und B. beerbt. 

Wie steht es mit der actio emti? 

5. Der A. hat seinem Nachbarn B. gegen Zahlung von 1000 JC 
versprochen, ihm einen Fußpfad über sein, des A., Grundstück an- 
zulegen und eine Ganggerechtigkeit daran einzuräumen. Ehe es 
geschieht, stirbt A. und wird von seinen Kindern M. und N. zu 
gleichen Teilen beerbt. 

Kann B. von diesen die Servitutbestellung verlangen, und in 
welcher Weise? 



/ 
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Wenn die Erben inzwischen das Grundstück an den X. ver- 
kauft haben, — welche Ansprüche hat der B.: gegen wen und 
worauf? 

6. Zwei Miteigentümer eines Pferdes haben es dem Gast- 
wirte X. in Verwahrung gegeben. 

Wie ist es mit der Zurückgabe? Müssen sie beide kommen 
und es abholen? Oder wenigstens der eine mit genügend er- 
mächtigender Vollmacht des anderen? 

?• A. hat seinem Nachbarn B. versprochen, daß letzterer auf 
eine von dem ersteren an der Grenze aufzuführende Mauer einen 
beabsichtigten Bau des B. soll stützen dürfen. Dann aber führt 
A. gar keine oder eine ganz niedrige und schwache Mauer auf. 
Bald darauf stirbt er imter Hinterlassung von fünf ihn beerbenden 
Kindern. B. behauptet nun einen Schaden von 1000 Jl. 

Wie steht es mit einer Forderung auf Ersatz desselben? 

Wie wäre es, wenn A. bald nach der vertragsmäßigen Ab- 
gabe des Versprechens gestorben wäre und der älteste Sohn dann 
jene ungenügende Mauer aufgeführt hätte? 

8. Schepky und Krummhaar haben sich über eine streitige 
Grundfläche verglichen, und ersterer hat sich von Krummhaar ver- 
sprechen lassen, daß dieser von nun ab an diese Angelegenheit 
nicht wieder rühren wolle bei Meidung eines Ersatzes von 600 Jl. 
Kixunmhaar tritt trotzdem nach 6 Wochen prozessierend auf, stirbt 
aber nach wenigen Tagen mit Hinterlassung zweier Erben. 

Kann Schepky gegen diese klagen? 

9. Drei Miteigentümer eines Grundstückes haben ihrem Nach- 
barn zugesichert, daß er persönlich berechtigt sein soUe, über ihr 
Grundstück zu gehen; bei etwaiger Nichtachtung dieser ihrer 
Pflicht versprachen sie 300 «/^ an ihn als Buße zu zahlen. Bald 
darauf kommt der eine Miteigentümer mit dem Nachbarn in Streit 
und verbietet ihm unter Drohungen, weiter über das Grundstück 
zu gehen. 

Was kann der Nachbar verlangen? 

Kann er auch gegen die zwei anderen Miteigentümer auftreten? 

10. K. hat von V. eine Zimmereinrichtung gekauft, welche 
noch nicht übergeben und noch nicht bezahlt ist. K. stirbt und 
wird von A. und B. zu gleichen Teilen beerbt. Eechtsfolge? 

11. Thatbestand: 

Kläger verlangt als Eechtsnachfolger des früheren Verpächters 
eines in der Klageschrift näher bezeichneten Grundstückes dessen 
Herausgabe von der verklagten Stiftung, als Nachfolgerin des 

Stammler, Übungen I. 12 
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Pachters und als jetziger Besitzerin. Beklagte hat eingewendet, 
daß Kläger nur Herausgabe eines Anteiles begehren könne, da er 
seine Nachfolge in die Rechte des Verpächters nur zu einer Quote 
nachgewiesen habe. Kläger aber macht geltend, daß er die Heraus- 
gabe des ganzen Grundstückes zu fordern berechtigt sei, weil 
die obligatio tradmdi fwndwm unteilbar sei (cf. 1. 72 D. de V. 0. 
45, 1). 

Urteil mit Gründen? 



LH 

1. Sind nachstehend wirksame Schuldverh&ltnisse gegeben? 
Welches ist die zutreffende rechtliche Behandlung der angegebenen 
ßeredungen? 

a) Ein Verkäufer behält sich vor, bei steigender Koigunktur 
den jetzt festgesetzten Preis nachträglich zu erhöhen. 

b) Die Gründer, einer Aktiengesellschaft haben sich vorbehalten, 
die Satzung erst noch zu entwerfen und selbständig zu be- 
stimmen. 

c) In einem Gesellschaffcsvertrage war gesagt, daß der jährliche 
Geschäffcsgewinn nach der Bestimmung des einen Teilhabers 
verteilt werden sollte. 

d) Es verhandelten A. und B. über Verpachtung eines dem A. 
gehörigen Gutes an B. Da sie über den Pachtzins nicht 
ganz einig zu werden vermochten, so erklärten sie endlich: 
daß dessen Höhe nach dem Ermessen eines ihrer Gutsnach- 
barn festgesetzt werden sollte. Ein bestunmter Name wurde 
nicht genannt; wahrscheinlich dachten die Verhandelnden 
fär sich dabei an verschiedene Personen. 

e) „Hundert nützliche Gegenstände für nur 50 Pfennige", so 
lautete ein in einer Berliner Zeitschrift erschienenes Inserat. 
Ein Neugieriger wollte der eigenartigen Sache auf den Grund 
gehen und sandte den geforderten Preis ein. Postwendend 
erhielt er die hundert nützlichen Gegenstände, nämlich hun- 
dert — Stecknadeln. 

f ) Ein Kaufmann hatte einem Geschäftsfreunde gegenüber Bürg- 
schaft für eine Schuld seines Sohnes übernommen, dabei aber 
ausdrücklich hinzugefügt, daß er sich hinsichtlich der Zah- 
lung der Bürgschaftsschuld an gar keine Zeit binde. 

2. Ein Handwerksmeister, der regelmäßig nur wenige Ar- 
beiter beschäftigt, mietet zwei Gesellen. Die Beteiligten hatten 
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dabei einen Vertrag unterschrieben, den der Dienstherr nach dem 
Muster einer älteren Fabrikordnung übemonunen hatte. Dann 
hieß es: § 4. „Der Meister hat das Eecht, Vergehen der Ge- 
hilfen durch Abzüge von deren Lohn zu bestrafen und haben 
sich die betreffenden Gesellen den gegen sie nach Maßgabe nach- 
stehender Bestimmungen erkannten Strafen unweigerlich zu unter- 
werfen." § 11. „Vergehen, die in diesem Reglement nicht vor- 
gesehen sind, werden nach Ermessen des Meisters oder des ihn 
vertretenden Obergesellen mit einem Lohnabzuge bestraft." 

Wie sind diese Bestimmungen rechtlich aufzufassen? Was 
bedeutet insbesondere hier „Reglement," — „Vergehen," — 
„Strafen"? Steht die Gültigkeit des „Reglements" außer Zweifel? 

Vgl. GO. (Ges. V. 1. Juni 1891) 134 a— h; 148, Nr. 1, Ziff. 11. 

3. yyLatinus Largus vmdidü aneiUcMn Ua, Vit manumitt&retwr, 
non addito tempore; qmero, qiumdo ex oonstituMone mdpit &i 
Über tos competere ceasante emtore in manumütendo ? 

JRespondi . . .'^ 

T.TTT 

1. Zufolge eines formlosen Wunsches seines verstorbenen Vaters 
hat Dahms dem Crone ausdrücklich versprochen, daß er ihm, als 
dem nächsten Freunde seines Erblassers, eines von dessen Reit- 
pferden, m oder n, zur Erinnerung an den Heimgegangenen und 
in dessen Sinn überlassen werde. Crone nimmt dieses Versprechen 
dankbar an. 

Es fragt sich nun: 

a) Wer hat die Wahl zwischen beiden Gegenständen? 

b) Welchen Elagantrag würde Crone stellen müssen? Und wie 
würde das gerichtliche Urteil bei Verurteilung des Dahms 
lauten? 

c) Dahms schreibt an Crone, er werde ihm m zusenden. Statt 
dessen kommt am anderen Tage n an, weil Dahms sich anders 
besonnen habe. Ist das zulässig? 

d) Wenn Crone brieflich den Wunsch geäußert hätte, daß er m 
vorzöge, kann er das noch widerrufen, falls ihm die Lieferung 
von n dann genehmer werden sollte? 

e) Was ist die Rechtsfolge, wenn m bald nach dem Tode des 
Erblassers zu Grunde geht: cc) durch Schuld des Dahms; 
ß) oder durch Schuld des Crone, der das Pferd einmal probe- 
weise geritten; y) oder durch Zufall? 

12* 
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f) Wie ist es, wenn alsdann n auch noch zu Grande geht, und 
zwar auch wieder: a) entweder durch Schuld des Dahms; 
ß) oder durch die des Grone; y) oder durch Zufall? 

g) Grone stirbt bald nach seinem Freunde unter Hinterlassung 
des Alefeld als Erben. Hat dieser einen Anspruch gegen Dahms ? 

h) Würde das Gleiche, wie sub g), gelten, wenn von vornherein 
ein rechtsgültiges Vermächtnis zu Gunsten des Grone vor- 
gelegen hätte? 
3. Einem von zwei Miterben waren verschiedene Gegenstände 
von dem Erblasser zugewiesen, mit der Bestimmung, daß er die 
Hälfte des Wertes derselben in Geld an den Miterben herauszu- 
zahlen habe; dieser Wert soll nach Wahl des Bedachten entweder 
durch Verkauf der vermachten Gegenstände oder durch eine Ab- 
schätzung Dritter festgesetzt werden. Der Bedachte schreibt nun 
einen Brief an seinen Miterben, in welchem er auf dieses Wahl- 
recht verzichtet und jenem die Wahl überläßt. 
Welche Bechtsfolge tritt ein? 

3. A. hat sich verpflichtet, dem B. zu einer bestimmten 
Zeit 100 Scheffel Getreide zu liefern oder, nach eigener Wahl, 
1000 J( zu zahlen. . Er stellt einen Bürgen. An dem bestimmten 
Tage liefert A. 50 Scheffel, welche B. auch annimmt. Wegen 
der rückständigen 50 Scheffel, die von A. nicht zu erlangen sind, 
nimmt B. den Bürgen in Anspruch. 

Ist dieser berechtigt, statt der Getreidelieferung 500 ^ an 
B. zu zahlen? 

Cf. 1. 34 pr. D. de aedil. ed. (21, 1). 

4. „Mein Erbe E. soll unserem Verwandten V. meine Samm- 
lung Meißner Porzellanfiguren als Vermächtnis überlassen; falls 
aber E. dieselbe für sich zu behalten wünscht,' so soll er an V. 
2000 Jl zahlen." 

Infolge ungenauer Mitteilung — es läßt sich nicht mehr fest- 
stellen, durch wessen Schuld — erftihr E. seitens des Testaments- 
vollstreckers nur den ersten Teil des Vermächtnisses und gab 
alsbald Anordnung, diesen auszuführen. Erst hinterher wurde 
ihm der Zusatz bekannt. 

Kann er jetzt noch die Sammlung zurückfordern und dafür 
das Geld zahlen? 

5. Haberkom war verpflichtet, an Schlösser nach dessen Wahl 
jährlich entweder eine bestimmte Anzahl Kubikmeter Brennholz 
oder eine entsprechende Summe Geldes zu leisten. 

Schlösser hat lange Zeit hindurch inmier das Geld gewählt. 
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Steht ihm jetzt, nach 31 Jahren, noch frei, gelegentlich einmal 
die Natorallieferang des Holzes zu fordern? 

Hätte er nicht wenigstens im zweiten Jahre letzteres ver- 
langen können? 

6. Die Rheinisch-Kölnische Dampfschiffahrts-ßesellschaffc war 
rechtskräftig verurteilt, einen mit Biegel & Oie. abgeschlossenen 
Liefeningsvertrag durch Annahme einer Quantitöt Saarkohlen zu 
erfüllen oder dieser Firma vollen Schadensersatz zu leisten. 

In Verhandlungen zwischen den Streitteilen gab die Gesell- 
schafb am 19. November die Erklärung ab, daß sie auf die An- 
nahme der Kohlen nicht eingehen werde: womit sie zugleich 
bestimmte Anerbietungen hinsichtlich der zu leistenden Entschädi- 
gung verband, welche der Vertreter der Firma in Ermangelung 
näherer Vollmacht lediglich zur Kenntnis nahm. 

Am 25. desselben Monats widerrief aber die Gesellschaft und 
forderte nun die Firma zur nachträglichen Erfüllung des Vertrages 
auf. Worauf diese jetzt sich nicht mehr einlassen will. 

Entscheidung? 

7. Die Firma Fangmann war durch rechtskräftiges Urteil 
schuldig erkannt, dem klagenden Handlungshaus Schmitz den 
Kaufpreis fär eine Quantitöt Soda gegen Lieferung derselben durch 
Wechselaccept zu bezahlen, und zwar im Betrage von 4,10 Ji 
oder 4,70 «/^ ä 100 Pfund, je nachdem sie, die Beklagte, die 
Lieferung in Newcastle oder in Hamburg verlange. 

Schmitz forderte den Gegner wiederholt auf, anzugeben, wohin 
er die Ware verfrachten solle; erhielt aber keine Antwort. 

Auf welchem Wege kann die nötige Wahlhandlung des Fang- 
mann erzwungen werden? Und wie ist weiter die richtige Be- 
handlung dieses Falles? 

GB. 263; 264; 300 ff.; 383 ff.; HGB. 373; 374. 

8. Der Handelsmann Lob Schiff hatte mit Salomon Boden- 
heimer einen Akkord abgeschlossen, wonach letzterer die Fourage 
fär eine Anzahl Pferde zu bestimmten Preisen der einzelnen zu 
liefernden Fouragegegenstände zu leisten verpflichtet war; xmd es 
war hiemächst Bodenheimer allgemein „zur Vertragserfüllung oder 
zur Entschädigung des Klägers'* rechtskräftig verurteilt worden. 

Der Kläger verlangt nun, daß der Beklagte binnen bestimmter 
Frist zur Erklärung angehalten werde, ob er den Vertrag erfüllen 
oder aber von der ihm alternativ zustehenden Befugnis der Ent- 
schädigung Gebrauch machen wolle. 

Beklagter stellt dagegen in Abrede, daß schon jetzt eine Pflicht 
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zur Ausübung des Wahlrechts bestehe. Denn es müsse erst die 
Quantität beider Forderungen jeweils vom Kläger liquidiert sein; 
und man könne ihm, dem Beklibgten, nicht zumuten, sich jetzt be- 
reits bindend zu erklären, da er über jenes noch ganz im unklaren 
sei. (Of. 1. 106 D. de verb. obl. (45, 1) und 1. 138 § 1 eod.) 
Es ist Urteil mit Entscheidungsgründen abzufassen. 



LIV 

1. Welches ist der richtige Erfüllungsort bei folgenden Schuld- 
verhältnissen? 

a) Eckhold aus Alsfeld entnimmt von Borchholten zu Fritzlar 
ein Darlehn von 409 Jl^ rückzahlbar mit Zinsen iq drei 
Monaten. Nach Verlauf dieser Frist treffen beide auf einem 
Jahrmarkte zu Fulda zusammen, und Eckhold will hier das 
Darlehn zurückzahlen, Borchholten verweigert aber die An- 
nahme des Geldes bei dieser Gelegenheit. 

b) Es hat sich B. dafür verbürgt, daß V. eine verkauf!» Sache 
dem Käufer K. pünktlich liefern werde. 

c) Der Anwalt A. iq Halberstadt hat für X. in Harzburg die 
Verwaltxmg und schließliche Versilberung einer dem X. an- 
gefallenen Erbschaft durchgeführt. Er soll jetzt Bechnung 
legen (6B. 259), den baren Überschuß auszahlen und dem 
X. alle Erbschaftspapiere und sonstige Belege aushändigen. 

d) Bei dem Verkaufe seines Hofes hat der Verkäufer die per- 
sönliche Verbindlichkeit übemonmien, daß dem Verkaufben 
Hause weder durch ihn selbst, der das Nachbarhaus behielt, 
noch durch einen Erwerber dieses letzteren, die Fenster ver- 
baut würden. 

e) Ein Haus iq Naumburg a. S., das dem Kau6nann Höfen in 
Torgau und dem Fabrikanten Bimmel in Halle a. S. zu 
gleichen Teilen gehörte, wurde von dem letzteren an den 
Rentner Hubarth in Nordhausen verkauft. Dabei hatte sich 
Bimmel verpflichtet, die Genehmigung des Höfen zu dem in 
Nordhausen notariell geschlossenen Kaufv^ertrage nachzubringen. 
Dies war aber nicht zu erreichen. 

3. Die königliche Staatsanwaltschaft in Berlin bestellte kürz- 
lich drei Packete Zündhölzer (echte Schweden) bei einem Moabiter 
Kaufmann. Letzterer lieferte durch seinen Hausdiener die Ware 
unter Beifügung von zwei Rechnungsformularen zum üblichen 
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Preise von 75 ,^. Jetzt erhielt der Lieferant eine vom Amts- 
gerichtspräsidenten unterzeichnete Verfügung, worin er angewiesen 
wird, sich die 75 «^ für die Zündhölzer von der königlichen 
Gerichtskasse I in der Jüdenstraße abzuholen, widrigenfalls ihm 
der Betrag anf seine Kosten und Gefahr durch die Post einge- 
sandt werden würde. Welchen Weg nun der Kaufmann wählt', 
um den Betrag zu erhalten, er wird immer Schaden haben. Läßt 
er sich die 75 ^ senden, so kostet dieses Verfahren 20 .^ Porto 
und 5 ^ Bestellgeld, so daß er 50 ^ bar erhält; schickt er 
einen Boten nach der Jüdenstraße, so ist es auch nicht billiger. 
Der Selbstkostenpreis der Zündhölzer beträgt aber 54 .^, so daß 
er im günstigsten Falle 4 ^ zusetzt. 

Ist er nach dem Rechte unseres GBes. dazu wirklich genötigt? 

3. Die Firma Windesheim in Halle a. S. offerierte an Fehrer 
in Eberstadt mittels Schreibens vom 12. November nach beige- 
schlossener Probe Nr. 500 Oentner Ghevaliergerste zu näher 
bestimmtem Preise „ab Halle, gegen Cassa, Säcke franco retour." 

Fehrer acceptierte am 15. dess. M. dieses Angebot „ab dorten, 
gegen Gassa^ an seine Adresse, Station Eberstadt abladbar", und 
ersuchte zugleich die Firma Windesheim, den Versand in zwei 
Waggons mit Unterbrechung von drei bis vier Tagen bewerk- 
stelligen zu lassen. 

Darauf antwortete Windesheim am 16.; „Wir nehmen die 
uns beorderten 500 Centner Gerste ab hier, per Cassa, bestens 
für Sie in Nota; mit Verladung werden wir laut Aufgabe vor- 
gehen.** 

a) Welches ist der rechte Erfüllungsort, und zwar einmal für 
die Ware, sodann für die Geldzahlung? 

b) In welchem Augenblick gehen im Falle der Ausführung 
Besitz und Eigentum auf den Käufer über? 

c) Wann wird das Kaufgeld fällig? 



LV 

1. Wie steht es mit Gültigkeit und Fälligkeit von Leistungen, 
welche der Schuldner verspricht; 

a) „sobald er dazu in der Lage sei**; — „nach Gelegenheit**; 
— „wie es ihm passe und in seinen Kräften stehe**; 

b) „gegen Ende Oktober**; 

c) „nach Möglichkeit in jährlichen Baten**; — „in beUelngeQ 
Jahreszielen**; — „nach und nach**; 
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d) „nach dem Verkaufe des ererbten väterlichen Hauses"; — 
„wenn er, der Käufer, die erstandene Ware wird weiter ver- 
kauft haben"; 

e) „baldthunlichst" ; — „sobald der Gläubiger das Geld brauche"; 
— „auf Verlangen des Gläubigers"? 

2. Laut geschlossenen Vertrages sollte die Lieferung von 100 
Centnem Büböl spätestens am 30. Oktober geschehen. Die Wagen 
mit dem öl kamen auch an diesem Tage, aber erst abends gegen 
7 Uhr vor dem Hause des Bestellers an. Dieser verweigerte die 
Annahme, weil die Lieferung verspätet sei. 

Mit Recht? 

3« B. hat eine Urkunde ausgestellt, worin er anerkennt, dem 
X. 116 JH schuldig zu sein, „deren Bezahlung in monatlichen 
Raten zu der Zeit und in der Art, welche noch bestimmt werden 
wird, erfolgen soll". X., welcher sich mit dieser Erklärung des- 
halb begnügte, weil B. an ihn eine Gegenforderung hatte, deren 
Höhe erst festgesetzt werden mußte, cediert die Forderung an A., 
welcher sie einklagt. 

Wie ist im Falle der Bestreitung der Klage durch B. gerichts- 
seitig zu erkennen? 

4. Eine verkaufte Sache war vertragsmäßig am 29. Juni 
zu liefern; der Tag verstrich aber, ohne daß der Verkäufer 
seiner Verpflichtung nachgekommen wäre. Er wurde deshalb am 
folgenden Tage gemahnt. Als auch dieses fruchtlos blieb, so wieder- 
holte der Käufer am 2. Juli die Mahnung, mit der Aufforderung, 
binnen drei Tagen spätestens zu erfüllen, was wiederum nicht 
geschah. 

Nun klagt der Käufer auf Schadensersatz und Verzugszinsen. 
Der Beklagte wendet ein, daß er sich noch nicht in mora be- 
finde; da nach der eigenen Angabe des Klägers die Lieferfrist 
bis zum 5. Juli erstreckt worden sei, so hätte, um Verzug her- 
heizufähren, nach diesem Tage noch einmal gemahnt werden 
müssen, was nicht geschehen sei. 

Wie ist zu erkennen? 
5. Ende August und Anfang September 1892 wurde an der 
hamburgischen Grenze wegen der in Hamburg herrschenden Cholera 
der Verkehr mit vielen Waren inhibiert. Namentlich wurden die 
Gemüsehändler in Altona und den Nachbarorten davon hart be- 
troffen; «sie verlangten deshalb von den hamburgischen Lieferanten 
Ersatz. 
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a) Ist dieser Anspruch rechtlich begründet? Welcher Rechts- 
grundsatz kommt in Frage und zur Anwendung? 

b) Steht der Fall demjenigen gleich, da jemand Geld zu einer 
Spekulation aufninmit, inzwischen aber unverschuldeterweise 
bestohlen wird und deshalb an dem betreffenden Zahlungs- 
tage nicht leisten kann, sondern sich erst nach einiger Zeit 
die Mittel dazu zu verschaffen vermag? 

6. Leitzmann verkauft sein an Motsch vermietetes Haus mit 
Zubehör und mehreren Gerätschaften dem Greifenclau mittels 
Vertrages vom 7. April, und zwar nach § 1 in dem Zustande, 
„worin sich alles jetzt befindet' ^ Im § 2 heißt es: „Die Über- 
gabe des Hauses mit Zubehör geschieht am nächsten Michaelis- 
termin, frei von jeglichem Besitz." 

Dem Mieter Motsch wird nunmehr von Leitzmann zur Bäu- 
mung auf Michaelis gekündigt. Beide kommen aber in einen 
weitläufigen Prozeß, infolge dessen die Bäumung erst einige 
Zeit nach dem genannten Termine durch gerichtlichen Zwang be- 
wirkt wird. 

Nun klagt Greifenclau gegen Leitzmann auf Schadensersatz: 
einmal wegen verschiedener Beschädigungen, welche Motsch in 
der letzten Zeit dem Hause zugefügt, sodann wegen verspäteter 
Vertragserfüllung. Leitzmann entgegnet, daß er an beidem schuld- 
los sei, und der Käufer von der inzwischen vorgenommenen Auf- 
lassung an ja die Gefahr trage. (GB. 446, 2.) 

Welche Entscheidung ist abzugeben? 

7. In einem Pachtvertrage hatte der Verpächter A. dem 
Pachter B. „in feierlichster Weise die Grundbedingung des Ver- 
trages" auferlegt, daß wenn B. mit einer Bäte ganz oder teil- 
weise dreißig Tage nach der Verfallzeit im Bückstande bleibe, 
A. das Becht haben solle, den Vertrag vom nächstfolgenden 
29. September an für aufgehoben zu erklären. Nun hatte B. 
am 31. Dezember 1896 eine Pachtzinsrate abzuführen; da indessen 
Ende Januar 1897 ein so heftiger Schneefall war, daß selbst auf 
der Poststraße der Verkehr unterbrochen wurde, auch B. zu jener 
Zeit kiiüiklich war, fand er sich erst am 3. Februar 1897 bei 
dem in einem anderen Orte wohnhaften Bevollmächtigten des A. 
ein, bezahlte und erhielt von diesem eine einfache, keinen Vor- 
behalt aussprechende Quittung. 

A. klagt jedoch später auf Aufhebung des Vertrages, deren 
Berechtigung unter den vorgelegten Umständen B. bestreitet. 
Wer ist im Bechte? 
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8« Im Oktober 1890 verkaufte der Gutsbesitzer Jost an den 
Gutsbesitzer Frohmann 10 Tonnen (Tonne = 20 Oentner) Saatroggen 
zu 180 Jl^ zu Kefem ultimo August 1891. 

Jost lieferte bis zum 1. September 1891 nicht und wurde 
deshalb von Frohmann auf Schadensersatz in Anspruch genommen. 
Zufolge einer überaus schlechten Boggenemte war der Preis des 
Boggens vom Juli 1891 an stetig gestiegen und hatte im An- 
fange des September 1891 seinen höchsten Preisstand mit 250 ^ 
die Tonne erreicht. 

Später unter dem Einflüsse des verminderten Zollsatzes von 
5 Jl auf 3^2 M pro 100 Kilogranmi und einer in Aussicht 
stehenden vorzüglichen Boggenemte begann der Preis für Boggen 
herunterzugehen und erreichte im August 1892 eine Höhe von 
130 Jl. 

Wenn jetzt Frohmann auf endliche Erledigung des Handels 
dringt: was kann er rücksichtlich des ihm zukommenden Ersatz- 
anspruches rechtlich verlangen? Stimmt das 6B. hier mit dem 
römischen Bechte überein? 

9. In einem Darlehnsvertrage war verabredet, daß die Zinsen 
zu bestimmter Frist bezahlt werden müßten, widrigenfalls das 
Kapital sofort und ohne Kündigung fällig werde. Jene Bedingung 
trat ein; der Gläubiger aber nahm nachträglich die Zinsen ohne 
Vorbehalt an. 

Wie steht es mit der Fälligkeit des Kapitales? 

10. y. hat an K. eine Halde Kies verkauft, mit der Bedingung, 
daß K. selbige binnen Jahresfrist abfahren solle. K. hat bezahlt, 
macht aber keine Anstalt,' die Abfahr vorzunehmen. 

Was hat V. für einen klagbaren Anspruch gegen K.? 

11. Ein Privatmann hat von der städtischen Oasanstisklt 
30 Gentner Gokes bestellt. Nachmals wird er anderen Sinnes und 
verweigert bei der Zusendung des Gokes die Annahme. Hierauf 
hat der Führer des Wagens, welcher zur Ausführung anderer Be- 
stellungen das Fuhrwerk notwendig brauchte, die Kohlen kurzer- 
hand vor dem Hause jenes abladen lassen. Nun ist der größte 
Teil abhanden gekommen. 

Bechtliche Folge? 

13. Gegen einen Mieter wurde Anklage nach StGB. 289 
(wegen verbotenen „Bückens") erhoben: Der Vermieter hatte 
Sachen des Mieters wegen rückständigen Mietzinses zurückbehalten 
wollen, der letztere sie aber heimlich entfernt. 

Der Mieter verteidigte sich damit, daß er dem Vermieter das 
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Mietgeld angeboten, dieser es aber nicht angenommen habe, in- 
dem er unberechtigterweise mehr gefordert hatte. Die Beweis- 
aufnahme ergiebt die thatsächliche Richtigkeit dieses Vorbringens 
in allen Punkten. 

Wie ist begründet. zu urteilen? 



LVI 

1. Die Gtemeinde N. war rechtskräftig verurteilt worden, ge- 
wisse von ihr in Bückstand gelassene Geld- und Naturalabgaben, 
letztere in alljährlich abzugebenden sog. Trift- und in sog. Kauf- 
Hämmeln bestehend, mit Verzugszinsen zu 5 Prozent per Jahr an 
das großherzogliche Bechnungsamt E. zu bezahlen und abzuführen. 
Es entstand nun Streit über die gesetzlich richtige Ansetzung und 
Berechnung jener Verzugszinsen in Ansehung der Hammel. 

Wie ist selbiger zu schlichten? 

3. Nachdem S. von G. im Jahre 1879 ein Darlehn von 
10000 Jl mit halbjähriger Kündigung zu 6^/^ verzinslich auf- 
genonunen und die Zinsen immer regelmäßig bezahlt hat, weigert 
er sich nach Ablauf des Jahres 1896 weiterhin Zinsen zu be- 
zahlen, da das hier maßgebliche Verbot des römischen Rechtes 
durch das Norddeutsche Bundesgesetz, und dieses durch die neue 
Wuchergesetzgebung nicht berührt worden sei. 

Mit Becht? Wie, wenn die Sache erst 1901 zum Austrage 
kommt? 

3. A. klagt gegen seinen Darlehnsschuldner B. drei halb- 
jährige Termine rückständiger Zinsen ein, mit dem Antrage, Be- 
klagten zur Zahlung dieser, sowie von Verzugszinsen vom Tage 
äer £[lagezustellung an zu verurteilen. Im Termine bleibt B. 
aus. A. trägt die Klage vor und bittet um Urteil. 

Wie hat dieses zu lauten? 

4. Der Vormund eines Minderjährigen hat von einer Mündel- 
forderung die rückständigen Zinsen der letzten Jahre im Betrage 
mit 1200 Jl und nächstdem auch das Kapital mit 15000 Jl 
eingezogen, aber bei der Abrechnung nicht eingestellt. Sein ehe- 
maliger jetzt großjäJiriger Mündel klagt nun auf Herausgabe 
nebst Verzugszinsen. 

Wovon dürfen diese berechnet werden? 

5. Heinrich Schlief versprach der von ihm geschwängerten 
und niedergekommenen Hulda Bösel, daß er am 1. Januar des 
kommenden Jahres ein Kapital von 600 ^ in die Sparkasse des 
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Ortes einlegen wolle, unter der Bedingung, daß die von der Spar- 
kasse zu zahlenden Zinsen von 8^/^ jährlich zum Kapital ge- 
schlagen werden sollten; die Bösel sollte bei Meidung des Ver- 
lustes ihres Gesamtanspruches die Einlage nicht vor vollendetem 
80. Jahre erheben, dann aber frei darüber verfügen dürfen. 

Als Hulda Bösel 85 Jahre alt geworden, will sie das Kapital 
erheben; aber — Schlief hatte gar nichts eingelegt. Sie verklagt 
nun die Erben des mittlerweile verstorbenen Schlief auf jenes Ka- 
pital mit allen dazu zu schlagenden Zinsen von dem Augenblicke 
an, da die Einlage hätte geschehen sollen, bis zur Auszahlung, 
außerdem auf Verzugszinsen, die je nach dem Stande des Kapitales 
mit 4®/q zu verrechnen seien, von ihrem vollendeten dreißigsten 
Jahre an. 

Die Erben bestreiten die Berechtigung dieser Forderung, weil 
darin verbotene Zinseszinsen gelegen seien, und in jedem Falle 
nach dem dreißigsten Geburtstage der Klägerin gar keine Zinsen 
mehr zu laufen hätten. 

Urteil mit Gründen. 



6. Schuldscheine: 

a) „Ich Endesunterzeichneter N. N. habe heute von L. L. in 
Geisa ein bares Darlehn erhalten mit 99 Beichsthalem oder 
297 Reichsmark. Diese genannte Summe verspreche ich 
Unterzeichneter in sechs Monaten an L. L. retour zu bezahlen 
und verspreche eine Provision von 2i Jl, Es macht sich 
N. N. verbindlich, diese genannnte Summe ins Hypotheken- 
buch eintragen zu lassen; wo nicht, so kostet es jeden Tag 
eine Mark Provision, welches mit meiner Unterschrifb an- 
erkenne. N. N." 

b) „Ich Endesunterzeichneter N. N. bekenne, daß ich von M. 
Stern von Geisa nochmals bar geliehen habe 10 Ji 50 «^. 
Dieses verspricht Unterzeichneter in vier Wochen zu bezahlen 
außer der monatlichen Provision eine Extraprovision per Woche 
mit 20 Pfennig und so lange, bis die Provision mit der 
Hauptforderung bezahlt. Ferner hat N. eine Hose von M. 
Stern gekauft für 1J( 20 ^, N. N." 

Fragen: 

a) Wie sind die hier angegebenen Leistungen und versprochenen 
Vergütungen rechtlich zu charakterisieren? 

b) Sind sie rechtsgültig; nach römischem, — kanonischem, — 
früherem gemeinen, — heutigem Rechte? 
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c) Wieviel kann in jedem Falle der Gläubiger wirklich fordern? 

d) Was ist die Folge, wenn der Schuldner bereits einzelnes — 
oder das Ganze — an den Gläubiger bezahlt hat. 

7. Ein Geldverleiher hatte ein Darlehn von 1000 Jl ge- 
geben und sich ausbedungen, daß er im oberen Stockwerke des 
dem Schuldner gehörigen Hauses umsonst wohnen dürfe und 
dafür auf Zinsen verzichten wolle. Der Mietwert der fraglichen 
Wohnung wird sachverständig auf jährlich 650 ^ beziffert. 

Es fragt sich, ob man gegen den Gläubiger wegen verbotener 
Zinsen vorgehen kann, oder ob nur „vilius conducta habitatio 
videtur" (1- 14 0. de usuris (4, 32)? 

8. Bei Ablauf der Mietzeit bittet der Mieter den Haus- 
eigentümer um Verlängerung des Mietsvertrages, weil die Frau 
des Mieters schwer erkrankt sei und er zur Zeit auch durch 
ümzugskosten schwer geschädigt werden würde. Der Vermieter 
bewilligt es ihm, benutzt aber die Notlage, um nunmehr einen 
ganz verhältnismäßig hohen Mietziens sich versprechen zu lassen. 
Nach Ablauf des Quartals weigert sich der Mieter zu zahlen, 
weil unerlaubter Wucher vorliege. 

Ist dieses — nach römischem oder heutigem Rechte — begründet? 

9. Der Lieutenant A. brauchte dringend 800 Jl^ um einen 
Ehrenschein auszulösen. M., welchem dieses bekannt war, erbot 
sich, gegen Entgelt ihm ein Darlehn von B. zu verschaffen; er 
vermittelte auch wirklich ein solches zwischen beiden, wobei A. 
dem B. einen Schuldschein über 1200 Jl ausstellte, aber nur 
800 JH erhielt. Die Zwangslage des A. hatte M. aber ver- 
schwiegen, sie war dem B. überhaupt ganz unbekannt gewesen. 

Welche rechtlichen Folgen haben nach heutigem Rechte ein- 
zutreten? 

10. Vor einiger Zeit spielte ein weitumfassendes Eonkurs- 
verfahren über das Vermögen des Kaufmannes Freund, welcher 
in Gtörlitz ein Tuch- und Militäreffektengeschäft betrieb, daneben 
aber auch Geldgeschäfte machte. So hat er namentlich auch mit 
dem bekannten Lustspieldichter Gustav von Moser in Verbindung 
gestanden. Dieser erhielt beispielsweise von Freimd ein Darlehn 
von 5000 Jt^ wogegen er Wechsel über 7600 Jt ausstellte. 
Von dem Gelde wurden noch Zinsen für die ganze Dauer des 
Wechsellaufes und eine Extraprovision für Freund abgezogen. 
Ähnliche Verhältnisse lagen bei einem zweiten Darlehn vor, wel- 
ches Moser in Höhe von 5000 Jl entnahm. Auch in diesem 
Falle mußte er für 7500 Jl Wechsel geben. Hofrat von Moser 
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erklärte, daß er sich in einer Notlage niemals befunden, viel- 
mehr durch die von ihm verfaßten Stücke im Laufe der Jahre 
einen Honorarbetrag bezogen habe, der sich vielleicht auf 1^/^ 
Million Mark beziffern lasse. Da ihm aber seine Einkünfte 
unregelmäßig zuflössen, sei er öfter in die Lage gekommen, 
einige Tausend Mark aufnehmen zu müssen. 

Sind die angegebenen Geschäfte juristisch zu beanstanden? 

11. Der Hauptmann Jany in Frankfurt a. M. hat den Kauf- 
mann Kramer daselbst um ein Darlehn von 22 000 Jl gegen 
5^0 Zinsen auf 2^/^ Monate ersucht und solches erhalten. Dabei 
sind an Kramer 2000 Jl „als Gratifikation" gegeben worden, 
was unter Berücksichtigung der beyrilligten 5^/^ Darlehnssdnsen 
einem Zinsfuße von nahezu 60 ^/^ entsprechen würde. Nachdem 
nun Jany verschuldet gestorben ist, fordert der Verwalter im 
Nachlaßkonkurse des Verstorbenen die 2000 Jl als Zinswucher 
von Kramer zurück. 

Der Beklagte bestreitet die rechtliche Begründetheit der Bück- 
forderung: Die Jany'schen Eheleute hätten überall als reiche 
Leute gegolten; und auch er habe es nie anders gewußt und 
deshalb nur geglaubt, daß sich dieselben in ganz vorübergehender 
Verlegenheit befunden hätten. Auch habe er den Vermögens- 
vorteil von 2000 Jl nicht verlangt, sondern nur dessen Bezahlung 
angenommen, die Hingabe des Darlehns aber nicht von jener 
Vergütung abhängig gemacht. 

Die Beweisaufnahme ergiebt durch Vernehmung eines Zeugen: 
Jany habe den der Sache abgeneigten Kramer dringlich gebeten, 
ihm 22 000 Jl zu geben, er brauche das Geld; dabei habe er 
hinzugesetzt: „Sie finden mich generös, ich bin Offizier". Darauf 
habe Kramer 22 000 Jt an Jany ausbezahlt. Jany habe nun 
2000 Jl von der Summe zurückgegeben und gesagt: „Das ist 
als Gratifikation"; worauf Kramer dieses Geld mit Kopfnicken 
wieder eingesteckt habe. 

Es ist ein Urteil mit Gründen zu entwerfen. 



Lvn 

1. A. hat von B. eine an einem Flusse gelegene Wiese auf 
Grund eines Vermächtnisses, aber nur unter bestimmter Bedin- 
gung zu fordern. Ehe diese in Erfüllung geht, wird an der 
Wiese bei Hochwasser ein nicht unbedeutendes Gelände ange- 
schwemmt. 
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Kann bei Eintritt der Bedingung A. auch die Anschwemmung 
fordern? 

2. Ist nachstehender Fall dem sub 1 gleich zu behandeln: 
B. hat eiue Statue, an welcher ein Arm fehlt, an den A. ver- 

kauffc und vor der Tradition den zur Statue gehörigen Arm auf- 
gefunden und angeschweißt; — und warum oder warum nicht? 

3. V. verkauft; sein an der Straße gelegenes Grundstück x, 
an welchem zu Gunsten des dahinterliegenden Ackers y eine Wege- 
gerechtigkeit besteht, an den K. Vor der Übergabe an diesen 
erwirbt V. an y das Eigentum. 

Nun erhebt sich Streit darüber, ob nach dem versprochenen 
Eigentumsübergang an x auf K. dieser mit der genannten Servi- 
tut belastet seiu wird? 

4. M. und N. sind übereingekonmien, zwei Parzellen zu besserer 
Abrundung ihres jeweiligen Grundbesitzes auszutauschen. Vor 
dem Vollzuge des Vertrages findet N. auf seinem Grundstücke eine 
in alten Kriegszeiten versteckte Kiste mit Gold- und Silbersachen 
und alten Münzen. Als M. davon erf^rt, möchte er jenen Fund 
gern, ganz oder zur Hälfte, für sich beanspruchen. 

Hat er ein Becht darauf? 

Wie steht es, wenn N. zu der angegebenen Zeit auf dem ver- 
tauschten Stücke Land noch Früchte eingeheimst oder jagdbares 
Wild erlegt hat? 

5« Bei dem Amtsgerichte L. läuft folgende Klage ein: 

„Am 6. November verkaufte ich dem Heinrich Vogel eine 
Kuh für 102 ^, um dieselbe am 9. November spätestens zu 
liefern, und zwar sollte sie vom Beklagten bei mir abgeholt 
werden. Dieser ist aber am bezeichneten Tage nicht gekommen; 
und ist die Kuh am 20. November in meinem Stalle durch zu- 
f^ges Unglück krepiert. Da Vogel in Güte nicht zahlt, so muß 
ich auf den Kau^reis nebst Verzugszinsen und meinen Unkosten 
Klage erheben. Ich lade u. s. w. Lob Stern." 

Im Verhandlungstermine erklärt der Beklagte, daß er an Stern 
vor kurzem 90 ^ geschickt habe, weil dieser die Haut der 
Kuh im Werte von 12 ^ für sich behalten; Kläger habe aber 
die gesandte Summe nicht angenommen. Auf Befragen des Amts- 
richters meint der Kläger, daß er zu der geforderten Annahme 
rechtlich doch nicht verpflichtet sei. 

Wie hat das Gericht zu erkennen? 

Würde es von Einfluß sein, wenn die Kuh schon am 8. No- 
vember verendet wäre? 
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6. Ein Müller verkaufte sein Besitztum. Vor der festgesetzten 
Überlieferung muß er einen Teil der Grundstücke zur Erweiterung 
eines 6emeindeweges hergeben. Der Käufer fordert Abtretung 
der von der Gemeinde geschuldeten Entschädigung. 

Mit Recht? 

7. Beitz hatte von Meisel eine Kuh und einen Ochsen gekauft 
und verabredet, daß Meisel die Tiere in einem Monate bei Ge- 
legenheit eines größeren Viehtransportes überbringen solle. Meisel 
benutzt während dieses Monates eine an seinem Wohnorte ver- 
anstaltete landwirtschaftliche Ausstellung, um den Ochsen aus- 
zustellen, und erhält einen Preis. Zu derselben Zeit hatte die 
verkaufte Kuh ein Kalb geworfen. Beitz verlangt die Prämie und 
das Kalb mit heraus. 

Sind diese Ansprüche begründet? 

8. Was kann der Käufer einer Sache verlangen, wenn die- 
selbe 

a) zur Zeit des Kaufabschlusses dem Verkäufer ohne dessen 
Wissen und Schuld bereits gestohlen war? 

b) oder auf diese Weise nach dem Vertragsschlusse abhanden 
konmit? 

c) oder im Eigentume eines Dritten stand und von dem Diebe 
an den jetzigen gutgläubigen Verkäufer weitergegeben wor- 
den war, indes nun der wahre Eigentümer von dem jetzigen 
Käufer sie fordert? 

d) oder dem verkaufenden Eigentümer nach dem Verkaufe im 
ordnungsgemäßen Verfahren enteignet wird? 

e) oder von dem Verkäufer — arglistig oder gutgläubig — an 
eine zweite Person weiter verkauft wird? 

9. Dem 0. war von E. ein Klavier leihweise überlassen wor- 
den. 0. nimmt für das Instrument in eigenem Namen, ohne 
Auftrag des Kommodanten, eine Versicherung bei einer Feuer- 
versicherungs-Gresellschaft. Mit anderem Mobiliar des 0. geht 
auch das Klavier bei einem zufällig ausgebrochenen Brande zu 
Grunde. E. verlangt jetzt von den Erben des inzwischen ver- 
storbenen 0. die Verabfolgung der für das verbrannte Klavier 
empfangenen Entschädigungssunmie. Die Erben weigern sich. 
Entscheidung? 
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Lvin 

1. Wie sind folgende Beredungen juristisch aufzufassen? 

a) Es soll ein armer Tischler einen kleinen Schrank anfertigen; 
der Besteller giebt ihm zur Ermöglichung der Materialbe- 
schaffung ein Angeld. 

b) Ein Matrose, der Dienst auf einem Handelsschiffe nimmt, 
erhält eine Heuer. 

c) M. hatte von V. eine Wohnung auf drei Jahre für den jähr- 
lichen Preis von 1400 Jl gemietet. In dem § 3 des Miet- 
vertrages hieß es, „daß, sollte der eine oder der andere der 
beiden Vertragschließenden vor Ablauf der drei Jahre von 
dem Mietvertrag zurücktreten wollen, der Aufkündigende 
eine Entschädigung von 500 Jl zu leisten habe.^^ 

d) Bei der Hingabe des Mietthalers an einen eben gemieteten 
Kutscher bedingt sich letzterer aus, innerhalb zweier Tage 
zurücktreten zu dürfen, gegen Bückgabe jener Anzahlung. 

2. Der Gutsbesitzer Both hatte der bei ihm in Stellung be- 
findlichen Wirtschafterin Neumann erklärt, daß er sie auf ihren 
Wunsch ihrer vertragsmäßig übernommenen Dienstpflicht entlasse, 
wenn sie ihm eine Vertreterin stelle. Darauf veranlaßt die Neu- 
mann ihre Frexmdin Thoms, bei Both zu erscheinen und sich für 
die Stelle anzubieten. 

Jetzt hat Both die Neumann auf Vertragserfüllung und Scha- 
densersatz verklagt, indem er behauptet, daß er mit der Thoms 
einen Vertrag nicht zu stände gebracht habe. 

Die Beklagte weist darauf hin, daß Both der Thoms 2 Jl 
Mietsgeld gegeben habe; wonach die Angabe des Klägers hinfällig 
sei. Wogegen Both angiebt, daß er die 2 .>^ der Thoms mit 
der ausdrücklichen Erklärung gegeben habe, daß er sie ohne Dienst- 
schein über ihre früheren Stellungen nicht miete, und sie ihm 
daher das Geld zurückgeben müsse, wenn sie den Schein nicht 
beschaffe. 

Da die Neumann diese damalige Zufügung in Abrede stellt, 
und ihr Anwalt eventuell behauptet, daß der Schein rechtzeitig 
dem Both geliefert worden sei, so fragt es sich: 

a) Wie die verschiedenen Beredungen dieses Thatbestandes recht- 
lich zu charakterisieren sind? 

b) Welchem der Streitteile die Beweislast für die verschiedenen 
streitig gebliebenen Behauptungen zuzuweisen sei? 

Stammler, Übungen I. 13 
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3« Während eines Neubaues hatte der Unternehmer Limbach 
dem Kaufinann Löwenstein einen Laden in dem neuen Hause ver- 
mietet. Es war genau verabredet, wie der mit zwei Schaufenstern 
versehene Laden auszustatten, insbesondere mit elektrischer Be- 
leuchtung zu versehen sei; als Zeit des Vertrages waren 10 Jahre, 
als Mietpreis jährlich 3700 Jl festgesetzt. Nachmals weigert 
Limbach Erfüllung des Mietvertrages, weil schriftliche Abfas- 
sxmg des Vertrages vorbehalten, aber nicht erfolgt sei, und die 
Parteien sich über gewisse, von ihnen als wesentlich bezeichnete 
Nebenbestimmungen nicht geeinigt haben; als solche werden an- 
gefahrt: Tag der Pertigstellxmg und Überlieferung des Ladens, 
sowie Höhe der Vergütung über die Beleuchtung desselben. 

„ Löwenstein führt dagegen an, daß er bei der mündKchen Be- 
redung dem Limbach fünf Mark Mietgeld gegeben habe, wodurch 
die jetzigen Einwendungen des Vermieters sich bereits erledigen. 

Wer ist im Rechte? 



T.TY 

1. Es verpflichtet sich jemand zur Zahlung einer Geldsumme 
für den Fall, daß er eine bestimmte Sache nicht geben soUte. 

Wann kann der Berechtigte die Geldsuname fordern? Und 
welche juristischen Begriffe gelangen bei zutreffender Charakteri- 
sierung jenes Versprechens zur Anwendung? 

3. Wie verhält es sich mit der Rechtsgültigkeit nachstehen- 
der Versprechen: 

a) Der Mühlenbesitzer Hotopp klagt gegen den Müller Wall- 
brod auf Entrichtung von 3000 Jt auf Grund eines zwischen 
den Parteien, jedoch ohne Beobachtung der nach GB. 313 
erforderlichen Pormvorschrifben über eine Mühle geschlosse- 
nen Kaufvertrages, in welchem die gedachte Zahlung fär den 
Fall, daß einer der Kontrahenten den Vertrag brechen sollte, 
festgesetzt war. 

b) Die Fleischer der Stadt Z. haben eine Vereinbarung ge- 
troffen, bei 300 ^ Geldbuße an die Armenkasse für jeden 
FaU, an Konsumvereine keinen Rabatt mehr zu gewähren. 

c) Li einem Verlöbnisvertrag unter hessischen Bauersleuten war 
verabredet: „daß, wenn vor der Hochzeit und vor dem ge- 
richtlichen Abschlüsse des Ehevertrages (GB. 1434) einer 
von beiden Teilen diesen Kontrakt nicht erfüllen wolle, 
der Zurücktretende schuldig sein solle, dem anderen Teile 
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für Entscbädigang und Beschimpfung 400 Jl zu ent- 
richten." 

3. Zwischen einem Tabaksfabrikanten und dessen Werkmeister 
war ein Vertrag geschlossen, in dem der letztere sich verpflichtet 
hatte, während der Dauer des Vertrages und drei Jahre nach 
demselben in kein anderes Tabakgeschäft einzutreten, für den FaU. 
der Zuwiderhandlung aber eine bestimmte Strafe zu entrichten. 

Nach Ablauf eines Jahres erfolgte der Austritt des Werk- 
meisters aus dem Dienste und sofort der Eintritt in ein anderes 
an demselben Orte befindliches Tabaksgeschäft. 

Worauf kann der frühere Dienstherr klagen? 

4« In einem Verlagsvertrage war bestimmt, daß der Autor 
das Manuskript des zweiten Bandes des betreffenden Werkes ein 
Jahr nach Erscheinen des ersten Bandes druckfertig abzuliefern 
habe, unter der Verpflichtung, bei späterer Ablieferung auf die 
Hälfte seines Honorares zu verzichten. 

Da der zweite Band nicht geliefert wurde, so klagte die Ver- 
lagshandlung auf Ansetzung einer richterlich zu bestimmenden 
Frist zur Lieferung des Manuskriptes. 

Der Beklagte entgegnete, daß gegen Übernahme des Verlustes 
des halben Honorares die Lieferung des Manuskriptes in sein Be- 
lieben gestellt sei. 

Wie ist zu erkennen? 

5. Lnmler sollte dem Zumpe vertragsmäßig das Balkengerüst 
seines Stallgebäudes liefern; die Anlieferung des fertig bearbeiteten 
Bauholzes hatte spätestens am 31. August zu geschehen, und 
waren bei verzögerter Lieferung für jeden Tag \^ Jl Strafe zu 
zahlen. 

Als Lnmler späterhin Zahlung seiner Forderung verlangte, 
entgegnete Zumpe, daß die Lieferung sich um 80 Tage verzögert 
habe und daher vom Kläger 800 Jl verwirkt seien, so daß die 
klägerische Forderung durch Aufrechnung habe getilgt werden 
können. Lnmler entgegnet, daß Zumpe den Bau trotz der ver- 
späteten Lieferung ja angenommen habe. 

Entscheidung? 

LX 

1. Wie sind nachstehende Fragen des Schadensersatzes nach 
unserem bürgerlichem Rechte zu behandeln? 

a) Petes Lotichius, der letzte neulateinische Dichter („Po6mata", 
1561), gestorben 1580 als Professor der Medizin in Heidel- 

13* 
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borg, erhielt von dem König Heinbigh HI. von Frankreich 
für eine glückliche Knr an einem Verwandten des Königs 
eine goldene Gnadenkette von kunstvoller Arbeit. Nach 
der letztwilligen Bestimmung des Eigentümers sollte die Kette 
in der Familie stets forterben, von dem Ältesten verwahrt 
sein und nur bei Hochzeiten oder Promotionen von Familien- 
angehörigen der Braut oder dem jungen Doktor an diesem 
Tage umgehängt werden. — 1787 promovierte in Halle 
ein zu jener Familie gehöriger junger Mediziner, der als 
verzogenes Söhnlein geschildert wurde. Er wurde an seinem 
Ehrentage mit der Kette geschmückt; wollte sie dann aber 
nicht zurückgeben. In den Akten heißt es: „Er verliebte 
sich so sehr in das goldene Altertum, daß er es nach der 
Feierlichkeit, dem Ältesten des Geschlechtes zurückzusenden, 
sich durchaus weigerte, und als ihm, ob er schon über den 
wahren Metallwert eine ansehnliche Summe bot, nicht will- 
fahrt und er mit gerichtlicher Hilfe bedroht wurde, das 
£[leinod in die Münze trug und es einschmelzen ließ, mit 
der Äußerung: weil er es nicht behalten dürfe, so solle es 
auch keines andern werden. Und mit diesem Bescheid 
sandte er die geschmolzene Masse dem Ältesten der Familie 
zu. — Nun gab es Lärml Die Mitglieder des Geschlechts 
kamen zusanmien; alle versicherten, daß ihnen das kostbare 
Andenken nicht um 10 000 Thaler feil gewesen wäre . . .*' 

b) Ein Niederländer, namens Andorf, hatte nur noch einen 
einzigen Jugendfreund. Beide waren in hohem Alter. Andorf 
unternahm aber die Beise nach HoUand, imi seinen Freund 
vor dessen Tode noch einmal zn sehen. Bei seinem Ab- 
schiede nahm er zum Geschenk eine Muskatnuß in ihrem 
Netze, oder mit der sogenannten Blüte, mit sich, welche 
Seltenheit eine Beziehung auf eine ihrer jugendlichen Er- 
lebnisse auf Java hatte. — Bald darauf starb der hollän- 
dische Freund und nun war Andorf die Nuß unschätzbar. 
Aber ein schadenfroher Wicht vernichtete jene Nuß, in der 
Absicht, Andorf zu kränken. 

c) Zur Zeit des Harlemer Tulpenschwindels wurden um das Jahr 
1600 für eine Zwiebel der seltenen Sorte Semper Äugustus 
13 000 Gulden bezahlt. Dieses Exemplar wurde bei dem 
Besitzer durch einen Dritten aus Neid vorsätzlich vernichtet. 

d) Anläßlich eines Ausmarsches der Feldartillerieschule Thun 
wurden im Dorfe Längerswyl mehrere Geschützsalven in 
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unmittelbarer Nähe der Kirche abgegeben. Durch die Er- 
schütterung und den Luftdruck wurde in einem Eirchen- 
fenster eine bemalte altertümliche Scheibe zertrümmert, 
deren Wert von der Gemeinde auf mehr als 1000 Franken 
geschätzt wurde. 

2. Heinrich machte auf dem Pferde des Walther gegen des 
letzteren Verbot einen zu raschen Bitt und beschädigte hierdurch 
das Pferd. Sobald Walther die Beschädigung wahrnahm, erklärte 
er dem Heinrich, daß er das Pferd nicht wieder übernehme, bis 
dessen Beschädigung gehörig festgestellt sei; er ließ es dem- 
gemäß bei einem Wirte in Kost und Pflege unterbringen und 
bat einen Juristen, ihm alles anzugeben: was er nach unserem 
Rechte als Ersatz verlangen kann? 

3. Der Metzger Weller in Frankfurt a. M. hat eines Tages 
statt des von ihm in dem Viehhofe gekauften und dortselbst ein- 
gestellten Ochsen den von dem Metzger Vaas ebenfalls dort ein- 
gestellt gewesenen Ochsen abgeholt, geschlachtet und in seinem 
Geschäfte verwendet. 

Was muß er nun dem Vaas ersetzen: seinen, des Weller, 
Ochsen? — oder den Kaufpreis, den Vaas für den geschlachteten 
Ochsen bezahlt hat? — oder den höheren Wert, welchen das Tier 
zur Zeit des Schlachtens hatte? — oder sogar den Nutzen, den 
Vaas nach den damaligen Marktpreisen durch den Einzelverkauf 
des Fleisches hätte machen können? — oder vielleicht einen Vor- 
teil, der gerade dem Vaas persönlich durch einen Gelegenheits- 
verkauf möglich gewesen wäre? 

4. Der Restaurateur Maxen befragt einige bei ihm verkehrende 
jüngere Juristen: Die Brauerei König habe sich ihm verbindlich 
gemacht, ihm für das laufende Jahr seinen ganzen Bierbedarf zu 
liefern. Durch Druck einer dem Maxen verfeindeten politischen 
Partei liefere König seit kurzem nicht mehr, und anderswo habe 
Maxen nicht schnell und ausreichend genug Bier als Ersatz er- 
halten können. An jedem Hektoliter habe er vier Mark verdient; 
und da er gegen König klagen wolle, so möchte er zuvor wissen, 
ob er rechtlich alles berechnen könne, was er für gewöhnlich 
umgesetzt habe. 

Die Befragten sind verschiedener Ansicht: Der eine bejaht 
die Frage, weil das zu ersetzende Interesse allen positiven Schaden 
umfasse; während ein anderer zweifelhafl ist, da kein sicherer 
Nachweis vorliege, daß Maxen auch weiterhin soviel verkauft 
haben würde. 
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Welches ist die richtige Meinung? 

Cf. 1. 20 (19) D. de peric. et commod. rei venditae (18, 6), 
sowie 1. 2 § 8 D. de eo quod certo loco (18, 4); anch L 21 § 3 D. 
de A. E. V. (19, 1). 

5. Ein Einwohner in Dannstadt erhielt von dem Eollekteur 
ein Los (Nr. 72) zor fünften und sechsten Klasse der zweiund- 
fimfzigsten Ziehung der (verpachteten) Großherzoglich hessischen 
Elassenlotterie, während dieses Los schon in der zweiten Klasse 
herausgekommen war. Er erhob dämm Klage gegen die Direk- 
tion der Anstalt auf Auszahlung des größtmöglichen Gewinnes 
mit 25 000 Jl\ Ihm sei eine Nummer verkauft worden, welche 
schon gezogen sei; hätte er eine Nummer erhalten, deren Ziehung 
noch bevorstand, so wäre ihm die Möglichkeit des höchsten Ge- 
winnes eröffnet worden. 

Welche rechtliche Erwägung wird hier maßgebend sein? 

6. B. hatte von K. Gerste in 155 dem K. gehörigen Säcken 
erhalten. Nach vier Jahren trat K. auf und forderte als Ent- 
schädigung das nach Handelsgebrauch bei verspäteter Bücksendung 
von Säcken zu bezahlende „Leihegeld'* von einem Pfennig for 
Tag und Sack, also für vier Jahre 2232 Jl. B. stellt jenen 
Handelsgebrauch nicht in Abrede, hält aber die Höhe der Forderung 
fär übersetzt und rechtlich unbegründet. 

Entscheidung? 

7« Ein Reisender war bei einer Eisenbahnfahrt getötet wor- 
den. Seine Witwe fordert vom Eisenbahnfiskus nach dem Beichs- 
Haftpflichtgesetze eine jährliche Beute von 700 JH^ worin der 
durch den Tod des Ehemannes erlittene Yermögensschaden be- 
stehe. Der Fiskus will aber von der geforderten Summe 200 Jt 
abziehen, die der Klägerin als Pension von der Witwenver- 
pflegungsanstalt, in die ihr Ehemann sie eingekauft hatte, nun 
bezahlt werden. 

Wer ist im Rechte? 

8« Ein Baumeister wird von einer Gemeinde auf Schadens- 
ersatz belangt, weil er den ihm übertragenen Bau einer Kirche 
so mangelhaft ausgefohrt, daß dieselbe eingestürzt sei. Der Be- 
klagte erwidert, daß der entstandene Schaden durch freiwillige 
Sammlungen längst gedeckt sei. 

^Quid iuris? 

9« Manke hat an Troll ein Schwein verkauft; und klagt nun 
das Kaufgeld ein. Troll wendet ein, daß das verkaufte Schwein 
Finnen gehabt habe. Manke repliziert: Troll habe ja seinen 
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ganzen Bestand an Schweinen gegen solche Unfälle versichert 
und von der Yiehversicherangsgesellschaft den ihm erwachsenen 
Schaden schon ersetzt bekommen. 

Wie ist zu erkennen? 

10. A. bestellte in der Fabrik B. eine größere Anzahl Eisen- 
bahnwagen, die zu bestimmten Terminen zu Kefem waren, 
widrigenfalls es dem A. freistehen sollte, die fehlenden Wagen 
„auf Gefahr und Kosten der B. lun jeden Preis auf die ihm am 
geeignetsten scheinende Art anderweitig zu beschaffen." 

B. erfüllte den Vertrag nicht, und A. mußte deshalb von C. 
Wagen mieten und von D. solche Irfluflich beziehen. Er fordert 
daraufhin von B. Ersatz der an C. gezahlten Mietpreise, während 
B. darauf hinweist, daß infolge gefallener Eisenpreise A. von D. 
die Wagen um 25^/^ billiger bekommen habe, als er sie nach 
dem mit B. geschlossenen Vertrage erhalten haben würde. 

Ist dieser Einwand zulässig? 



11. Um ein verdrehtes Schloß zu ö&en, wird nach einem 
Schlosser geschickt; dieser sendet einen Lehrjungen, welcher das 
Schloß zurecht macht. Als er zu Ende ist, ersucht ihn die Haus- 
frau, einen großen Nagel, der in der Mitte des Zimmers aus dem 
Boden ragt und schon längst ^tig war, zu beseitigen. Der 
Lehrling macht sich daran, hämmert fest darauf los und schlägt 
den Nagel in den Boden hinein, — als plötzlich in dem unteren 
Stockwerke ein starker Fall gehört wird. Dort war nämlich ein 
EjTonleuchter, der an dem durch die Decke gedrungenen Haken 
von dem einrichtenden Tapezierer befestigt worden war, infolge 
des Eintreibens des Hakens herabgestürzt. 

Wer trägt den entstandenen Schaden; und weshalb? 

13« Die schlecht beaufsichtigten Kühe des Viereck haben auf 
einem mit Buben bepflanzten Grundstücke des Krelling durch 
Fressen und Zertreten Schaden angerichtet. Krelling ließ den in 
der benachbarten Stadt wohnenden Grerichtstaxator holen und den 
auf wenige Mark sich belaufenden Schaden abschätzen, wodurch 
Unkosten im Betrage von 1 1 ,>^ entstanden. 

Ist Viereck verpflichtet, auch diese letzteren Kosten zu er- 
setzen ? 

13« Findeisen hat den Erbes bestohlen und wird von letz- 
terem civilrechtlich belangt. Muß Findeisen auch die Belohnung 
ersetzen, welche Erbes dem Entdecker des Thäters zugesichert 
und ausbezahlt hat? 
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14. Thatbestand: 

Die Tochter des Klä.gers liat bei dem Beklagten, einem Land- 
manne, in Dienst gestanden. Während einer Krankheit der Frau 
des Klägers wurde das Schlafzimmer der beiden Dienstmädchen 
auch von den übrigen Hausgenossen, namentlich als Speisezimmer, 
mit benutzt; in dieser Zeit hat der Beklagte eines Tages eine 
geladene und mit Zündhütchen versehene Doppelflinte dort über 
zwei Nägel im Balken unterhalb der Decke gelegt, ohne davon 
einem anderen Hausgenossen etwas zu sagen. Noch am selbigen 
Abend entdeckte ein IGjähriger Knecht die Flinte, nahm sie herab, 
und während er den Lauf auf die anwesende Tochter des Klägers 
richtete und an den Hähnen rührte, ging der Schuß los imd ver- 
wundete das Mädchen am Arm. Der Beklagte wird auf Schadens- 
ersatz in Anspruch genommen, weil seine Handlungsweise schuld- 
haft die Verwundung veranlaßt habe. 

Beklagter stellt ein Verschulden in Abrede. Sicherungsmafs- 
regeln hätten sich an der Flinte nicht anbringen lassen, und die 
Schüsse habe er bei dem sich oft wiederholenden Gebrauche 
nicht jedesmal herausziehen können; er habe auch geglaubt, das 
Gewehr gut genug versteckt zu haben und nicht erwarten können, 
daß der Knecht es finden und unbefugterweise damit spielen werde. 

Entscheidung mit Gründen? 

15, An einem Kiesberge wurden abgrabende Arbeiter ver- 
schüttet und beschädigt. Sie hatten in einem Baume gestanden, 
welcher nur 2 Meter breit und bloß nach einer schmalen (Quer-) 
Seite offen gewesen ist, während zwei Seiten durch den Berg 
und die dritte (Längs-)Seite durch eine Reihe zusammenhängender 
Eisenbahnwagen geschlossen gewesen sind. Wenn diese Wagen 
mit Zwischenräumen aufgestellt gewesen wären, hätten sich die 
Arbeiter in diesem — freilich nicht in jedem anderen — Falle 
retten können. 

Kann der Unternehmer wegen verschuldeter Beschädigung be- 
langt werden? 

16« Li einem Prozesse war einer Partei der Haupteid zuge- 
schoben, von ihrem Anwalte aber versäumt worden, darüber eine 
Erklärung abzugeben. Nach CPO. § 417 wurde nun der Eid 
als verweigert angesehen, und jene Partei verlor den Prozeß. 

Daraufhin verlangt sie Ersatz wegen des Prozeßverlustes; 
indes der Anwalt leugnet, daß dieser Schaden durch seine Unter- 
lassung verursacht worden sei. 

Wie ist zu erkennen? 
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17. M. hat ein Tier des N. schuldhaffc verletzt. Er wird deshalb 
belangt und leistet für die Wertsmindemng Ersatz. Späterhin 
geht jedoch infolge jener Verletzung das Tier ganz zu Grunde. 

Ist es möglich, ihn abermals in Anspruch zu nehmen? 

18« A. kauft ein Pferd von B., welches an einem ganz be- 
stimmten Tage zu liefern ist. B. versäumt dieses schuldhafter- 
weise. Am folgenden Tage entsteht großes Feuer, wobei der Stall 
des B. und das verkaufte Pferd zu Grunde gehen; dabei brennt 
indes auch das Gehöft des A. ab. 

Wie steht es mit der Forderung des A. gegen B.? 

19. Ein Landmann (L.) hatte nach der in seinen Diensten 
stehenden Magd (M.) im Zorne mit einem Teller geworfen und ihr 
eine Verletzung an zwei Fingern der rechten Hand zugefügt. In- 
folge quacksalberischer Behandlung hatte M. eine Verkrüppelung 
und ünbrauchbarkeit beider Finger davongetragen. 

Kann M. von L. Schadensersatz verlangen? 

Kommt etwas darauf an, ob M. den Quacksalber aufgesucht, 
oder ob dieser von L. zugezogen worden ist? Oder darauf, ob 
ordentliche ärztliche Hilfe zur Stelle gewesen wäre? Und ob 
die letztere eine völlige Heilung hätte bewirken können, oder 
nicht? 

30« Der Brothändler A; stand mit dem Bäcker B. seit längerem 
in Geschäftsverbindung, wobei er täglich in Kiepen Teig zu B. 
bringen und gegen ein Backgeld backen ließ. Späterhin merkt 
A., daß B. öfter von dem ihm gebrachten Teig verschiedene 
Quantitäten entnonmien und sich angeeignet hat. B. entgegnet, 
daß A. gar keinen Schaden gehabt habe; denn A. habe die ge- 
lieferten Brote immer doch zu dem vollen Preise verkauft. 

Was ist Bechtens? 



31. Rasemann ritt an einem 1. April abends gegen 9 Uhr 
in gestrecktem G^opp eine Landstraße entlang, wobei er in der 
Dunkelheit an ein vor dem Hause des Leim stehen gebliebenes 
Fuhrwerk anprallte, was den Tod seines Pferdes zur Folge hatte. 
Beider Verhalten war polizeiwidrig. 

Wie steht es mit dem Schadensersatz? 

23. „Anno 1546 erzählte D. Martin Luthbä zu Eisleben 
diese Fabel, daß ein Müller hätte einen Esel gehabt, der wäre 
ihm aus dem Hofe gelaufen, und ans Wasser kommen. Nun 
steiget der Esel in einen Kahn, so im Wasser stand, und wollte 
daraus trinken. Dieweil aber der Kahn von dem Fischer nicht 
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angebunden war, so schwimmt er mit dem Esel davon, und kommt 
der Müller um den Esel, und der Fischer um den Kahn, war 
also Schiff und Esel verloren. Der Müller klagte den Fischer 
an, daß er den Kahn nicht hab' angebunden. So entschuldigte 
sich der Fischer (excipiendo)^ und sagt (reoonveniendo): Der Müller 
sollte seinen Esel auf dem Hofe behalten haben; und begehrete 
seinen Kahn bezahlt. . 

Nu/no sequitur quid iuris 9 hat der Esel den Kahn, oder der 
Kahn den Esel weggefahrt?" 

^ach Benjamin Lindneb, Luthers Tischreden.) 

23. Der Forstwart Röthe möchte seinen Nebenbuhler Volker 
gern aus dem Wege räumen. Da ihm bekannt ist, daß Volker 
zuweilen wildert, legt er an einem abgelegenen Orte des Waldes, 
den außer Wilddieben so leicht niemand betrat, ein Selbstgeschoß, 
obschon das Aufrichten derartiger Legebüchsen nach dortigem 
Gesetze unbedingt verboten ist. 

Wenn Volker gemäß jenem Plane verletzt wird, kann er den 
Böthe haftbar machen? 

Würde es von Einfluß sein, wenn Eöthe ohne Beziehung auf 
Volker das Selbstgeschoß in der Absicht, ein Raubtier zu töten, 
gelegt hattiß? 



LXI 

1. Welches ist die richtige juristische Bestimmung folgender 
Thatbestände? 

a) Übergabs- und Verpflegungsvertrag zwischen Philipp und 
Karl Bauer, aufgenommen vor der Bürgermeisterei in Assen- 
heim am 8. Oktober 19 . . Philipp Bauer übergiebt sein 
gesamtes Vermögen (Geld, Wertpapiere, Möbel, Kleider etc.) 
im Betrage von 6000 Jl an seinen Neffen Karl Bauer. Das 
Vermögen wird erst nach dem Tode des Übergebers an 
Übemehmer ausgehändigt. 

Der Übemehmer hat dagegen folgende Verbindlichkeiten 
zu erfüllen: 

1) aus dem Nachlaß zu übergeben: die goldene Uhr und 
das Weißzeug an die verheiratete Schwester des Karl Bauer; 
2) lebenslänglich dem Übergeber zu gewähren: Einsitz im 
oberen Stockwerk des Hauses von Karl Bauer; — sowie 
von heute an den Übergeber zu verpflegen, d. h. alle Be- 
dürfnisse für Essen und Trinken unentgeltlich zu verabreichen 
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und ihn in gesunden und kranken Tagen getreulich zu unter- 
halten. Wenn der Übemehmer sich gegen den Übergeber 
undankbar beweisen, ihn gar mißhandeln oder beleidigen 
sollte, so kann der letztere verlangen, daß dieser Übergabs- 
vertrag gegen eine Vergütung von bOO JC wieder auf- 
gehoben werde . . ." 
b) Durch Vertrag vom 13. Januar hatte V. sein Herrengarde- 
robegeschäft in der Stadt H., Haus mit Werkstatt, Waren- 
lager und gesamtem Schneiderinventar, sowie allen Aktivis 
und Passivis ftir 30 000 «>^ an den K. verkauft. Im Oktober 
desselben Jahres erhebt er Klage auf Zahlung eiaer am 
13. Oktober fällig gewordenen Kaufgeldrate von 2500 J( 
nebst Zinsen. 

Der Beklagte beantragt Abweisung der Klage. Im § 8 
des Kaufvertrages habe sich nämlich der Kläger verpflichtet, 
in der unmittelbaren Nachbarschaft des verkauften Geschäftes 
ein Herrengarderobegeschäffc weder selbständig zu unterneh- 
men, noch unter irgend welcher anderen Firma zu betreiben. 
Dieser Vertragsbestimmung habe Kläger zuwider gehandelt, 
indem er noch jetzt an einem, nach dem Vertragsschlusse 
in H. gegründeten Konkurrönzgeschäfte, nur zwei Häuser 
von dem Käufer entfernt, beteiligt sei. 
2. Thatbestand: 

Kläger hatte sich vor drei Jahren mit der Pflegetochter des 
Beklagten verlobt; dabei hatte er dem letzteren erklärt, daß er 
nur dann heiraten könnte, wenn er bei einem möglichen Auf- 
rücken im Dienste für einen jährlichen Eentenbezug von 772 JC 
Sicherheit zu leisten vermöchte. Beklagter hatte daraufhin ver- 
sprochen, • ihm diese Eente zu gewähren; worauf Verlöbnis und 
später Verheiratung des Klägers mit des Beklagten Pflegetochter 
erfolgt war. 

Jetzt ist die Zeit herangerückt, zu welcher Kläger aufrücken 
und deshalb jenen Nachweis des Bentenbezuges erbringen sollte; 
der Beklagte will aber nichts mehr von seinem Versprechen 
wissen. Er beruft sich darauf, daß die vom GBe. 518 geforderte 
Form damals nicht gewahrt gewesen; wogegen Kläger vorfahrt, 
daß es sich imi einen gegenseitigen Vertrag handele, der form- 
los gültig sei. 

Wie ist über diesen Rechtsfall zu urteilen? 
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Lxn 

1. Kläger bat 200 Jl Eaafgeld eingeklagt; Beklagter ent- 
gegnet: er habe nocb nicht aUe dafür gekauften Gegensl^nde 
erhalten; Kläger bestreitet diese Behauptung. 

Wer muß beweisen? 

3, Jemand weist ein Paar bestellte Stiefel als zu eng oder 
unschön gearbeitet zurück; der Schuster behauptet, daß die ge- 
machten Ausstände unbegründet seien. 

Wer ist beweispflichtig? 

3. X. hat mit Y. einen Mehlhandel abgeschlossen, nach 
welchem das dem X. verkaufte Mehl frei Kalm Magdeburg ge- 
liefert werden sollte. Sofort nach der Ankunft des Mehles be- 
mängelt X. die Ware, als den früher ihm übersandten und dem 
Geschäft zu Grunde gelegten Proben nicht entsprechend; muß aber 
auf entsprechende Aufforderung des Y. zugeben, daß er jene 
Proben nicht mehr besitze. 

Eechtsfolge? 

Würde es von Bedeutung sein, wenn X. die Ware ohne 
Widerspruch angenommen und erst auf Klage des Verkäufers 
hin bemängelt hätte? 

Oder: Wenn X. schon bei Übersendung der Schiffskonnossa- 
mente „in der Erwartung baldiger ordnungsmäßiger Lieferung" 
das Kaufgeld an den Y. gesandt hätte? 

4. Ochs nimmt bei dem Privatlehrer öhler Unterricht in der 
alten Geschichte auf zwei Monate, Preis 60 JH. 

Wenn nun ausbedungen war, daß Ochs nach einem Monate 
die Hälfte zahlte er es aber nicht thut: ist der Lehrer dann 
berechtigt, den weiteren Unterricht so lange zu verweigern, bis 
Ochs bezahlt hat? 

5. Für die Weltausstellung in Philadelphia hatte ein Agent 
in Bremen gegen Provision verschiedenen deutschen Tabaks- 
fabrikanten gegenüber es übernommen, deren Ausstellungsgegen- 
stände hinzuschafifen, aufzustellen und zurückzubesorgen. Mit der 
Firma J. B. Noll in G. geriet er in Streit imd verklagt sie auf 
Zahlung von Provision und Auslagen. 

Beklagte erwidert, daß sie ihre Sachen noch nicht wiedei 
erhalten habe. 

Kläger repliziert, daß selbige in Bremen zu ihrer Yerfägung 
lagerten und von ihm dortselbst thatsächlich angeboten seien. 
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Beklagte besteht darauf, sie an ihrem Wohnorte zn haben. 
Wie ist die Beweislast über den richtigen Erföllungsort zu 
verteilen? 

6« Ein Käufer stellt Minderungsklage an. Es handelt sich 
um Lieferung einer Partie Fensterglas; und beruft; sich Beklagter 
darauf, daß beim Vertragsschlusse der Verkäufer die Lieferung 
besten, weißen, starken Glases von durchaus erster Qualität zu- 
gesagt, dieses Versprechen aber nicht gehalten, sondern statt des 
versprochenen blindes Glas und voll von Blasen geliefert habe. 
Der Verkäufer bestreitet sowohl jenes Versprechen, als auch die 
Fehlerhaftigkeit der Lieferung. 

Wie steht es mit der Beweislast? 

7. Das Handlungshaus Sartori in Eostock hatte von Haver- 
nick in Kiel das Dampfschiff „Meta" zu einer Tour mit Passagieren 
bei Gelegenheit des am 22. September auf der Ostsee vor Wame- 
münde bevorstehenden Manövers der deutschen Kriegsflotte far 
SOO J( gemietet, nachdem Havemick garantiert hatte, daß auf 
dem Decke des Schiffes 200 Passagiere in der Weise sitzen 
könnten, daß auf jeden Passagier ein Raum von 10 Quadratfuß 
komme. 

Als die „Meta" in Wamemünde eintraf, zeigte sich, daß ihr 
Verdeck nur für 125 Personen Plätze von der genannten Be- 
schaffenheit gewähre. Da aber nicht mehr Schaulustige da waren, 
so benutzte Sartori das Schiff, verweigerte aber später die Zahlung 
des vollen Mietpreises, wollte denselben vielmehr verhältnismäßig 
gekürzt haben. Wogegen Havemick durch seinen Anwalt aus- 
fähren ließ, daß nicht schlechthin 200 Sitzplätze von je 10 Quadrat- 
fiiß, sondern das ganze Schiff vermietet worden wäre, und daß 
Sartori dann das letztere gar nicht hätte annehmen dürfen; auch 
sei dem Sartori Schaden ja gar nicht erwachsen. 

Welches ist die hier zutreffende Erwägung und Entscheidung? 

8» Chbistoph Mabtin W^ibland hatte 1784 der Weidmänni- 
schen Buchhandlung in Leipzig den Verlag seiner „Auserlesenen 
Gedichte" in 4 Bänden, wovon die beiden letzten den „Oberon" 
enthielten, überlassen; dagegen hatte diese Buchhandlung sich 
verpflichtet, bei jeder künftigen Auflage, die 1500 Exemplare 
nicht überstiege, dem Autor ein Honorar von 1 Dukaten für den 
gedruckten Bogen zu bezahlen. 

Späterhin veranstaltete jene Buchhandlung mehrere Separat- 
auflagen des „Oberon", besonders 1819 und 1844. Für diese 



206 § 68. 6«g«ii8eitigkait: UnmöffUchkoit auf der «Uieii Seite. 

nahmen die Erben des 1813 verstorbenen Dichters das in jenem 
Vertrage bedungene Honorar klagend in Ansprach. 

Beklagte schützte vor, daß Wieland nach 1784 das Verlags- 
recht seiner „Sämtlichen Werke*' an die Göschen sehe Buchhandlung 
überlassen habe. Mit dem Verlagsrechte sei aber die Ausschließ- 
lichkeit ganz wesentlich verbunden, und es habe darum der Autor 
in diesem gegenseitigen Vertrage die ihm zukommende Verbind- 
lichkeit nicht oder doch nicht vollständig erfulllt; somit sei der 
Anspruch auf jenes Honorar nicht begründet, und müsse die an- 
gestellte Elage daher abgewiesen werden. 

Kläger berufen sich dagegen darauf, daß Beklagte durch ihre 
Neuauflagen jenes Verfahren gutgeheißen hätte; daß und wie hoch 
ihr ein Schaden erwachsen, sei von der Beklagten nicht behauptet, 
noch erwiesen. 

Wie ist nach unserem bürgerlichen Eechte zu eutscheiden? 



TiXnr 



1, Wie ist die richtige Behandlung folgender Thatbestände 
nach dem Bechte unseres GBes.? 

a) Am Faschings -Sonntag behielt ein Herr im Parkett eines 
Vorstadttheaters seinen Cylinderhut auf dem Kopf, obwohl 
der Vorhang bereits in die Höhe gegangen war. Ein Theater- 
inspektor trat an ihn heran und bat ihn sehr höflich, seinen 
Hut abzunehmen; allein der Herr erwiderte trocken, zwei 
Damen, die in einer vorderen Reihe saßen, hätten viel höhere 
Hüte auf und verstellten ihm so die Aussicht auf die Bühne. 
Solange man die beiden Damen nicht veranlasse, ihre Hüte 
abzulegen, erklärte er, behalte er den seinigen zum Zeichen 
des Protestes auf. Da der Inspektor auf gütlichem Wege 
nichts ausrichten konnte, drohte er, den Polizeikonmiissar 
zu holen, und nun verließ der unbequeme Besucher den 
Saal, um ftn der Kontrolle die Bückzahlung seiner Theater- 
karte zu verlangen. Dai-auf wollte der Kontrolleur sich aber 
nicht einlassen; und der um den vergnügten Abend gebrachte 
Herr ließ sich diese Weigerung schriftlich bestätigen. Jetzt 
hat er den Direktor des Theaters auf Bückzahlung .der 4 Jl 
für den Sperrsitz und auf 50 Jl Schadensersatz für das ent- 
gangene Vergnügen verklagen lassen. 

b) Zwei Tage nach dem Abschluß eines Kaufvertrages' über ein 
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T^oh- imd Konfektionsgescha^ft, vor dem vertragsmäßig be- 

fftmimten Übergabetermine, Joricht in dem verkauften Magazin 

Feuer aus und zerstört eimfen Teil der dort befindlichen und 

zu den veräußerten Sachuf gehörigen Kleider, Wäsche, Möbel. 

c) Der Buderklub ^^Gaiifania" hat von einem Wiesenbesitzer 

em am «trom^^egenes Gelände bis 1906 gepachtet, dar- 

A^ rk^ "^äliws Bootshaus gebaut und Vorrichtungen zur 

^^~^jg des Rudersports angebracht. Nach einem Jahre 

ero^jTjjlg jene Wiesen von der Stadt enteignet, weil die 

^''^j^ößerung dortiger Hafenanlagen es erfordert. 

Jie Firma Langheinrich in Schlitz klagt gegen den Michael 

da auf Zahlung von 15 J[ Darlehn. 

chul wendet in dem Verhandlungstermine ein, die Summe 

vor y 25 J(^ die ihm am 15. Oktober Kläger gegeben habe, sei ihm 

als Darlehn gewährt worden. Seine Frau sei im Oktober 

geworden, er habe viel Unkosten gehabt; und deshalb habe 

/ er, der seit Jahren für die klägerische Firma als Weber, und zwar 

; als Jaquardweber, beschäftigt gewesen, im Oktober auf noch zu 

; liefernde Arbeiten, die er „im Akkorde" fertig zu stellen hatte, 

. einen gr(lßeren Vorschuß erhalten, den er bis auf die eingeklagten 

/ 15 ^ abverdient habe. Er sei auch bereit, diese Ib J( Vor- 

/ Schuß durch Lieferung der ausbedungenen Arbeiten äbzuverdienen 

/ und bitte nur, ihm die entsprechenden Materialien zu geben. 

/ Die Klägerin giebt zu, daß die 15 ^ Vorschuß gewesen 

i seien. Es habe sich aber der Beklagte nach dem am 20. Oktober 

j V. J. erfolgten Tode seiner Frau noch mehr als vorher dem Trünke 

ergeben, seine Arbeiten seien mangelhaft, die Fäden sehr oft zer- 

' rissen, die Bilder fehlerhaft gewesen, so daß sie sich veranlaßt 

f gesehen habe, ihn aus der Weberei zu entlassen, um nicht in 

großen Schaden zu kommen; es werde Bückgabe der im voraus 

/ bezahlten 15 ^ verlangt. 

, Der Beklagte erklärt, nach wie vor bereit zu sein, durch 

; sorgfllltigste Arbeit die 15 ^ abverdienen zu wollen. 

Die Beweisaufnahme ergiebt, daß Schul mangelhafte Arbeit 
* geliefert hat. 

^' Welche Entscheidung wird das Gericht zu treffen haben? ^ 

3. Nitsche hat gutgläubig ein Pferd gekauft, welches bei / 

s ihm erkrankt. Er kommt mit dem Tierarzt Zeising vertrage- / 

: mäßig überein, daß Zeising das Tier bei sich in Kur und Be* / 

f handlung nehmen solle, und giebt an Zeising eine Anzahlung ' 

von 25 J(. 
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Andern Tages, als Nitsche feerade das Pferd zu Zeising über- 
führen wiU, erscheint Ehrich tüpd bringt für sein ßgentnm an 
dem Pferde und die gegen seineAWiUen geschehene i^twendnng 
desselben derartige Beweise bei, ffliß ein Zweifel nicht möglich 
war. Um sich nicht in prozessuijisS»&g ^erwickelnngen ei^u- 
lassen, übergiebt Nitsche das Pferd dem ms^ welcher die üur 
nun dem Tück übertragt. ^^ 

Nitsche fordert nun von Zeising 26 J( ^'^c'W'®^ mT®^'^ 
verweigert; er bleibe zur Aufnahme und versprocheniß^''^ ^" 
keit bereit. \ 

S. auch 1. 5 § 1 D. praescr. verb. (19,5) und 1. 16 *"• cond. 
causa data causa non secuta (12,4). 



LXIV 



1« Biemer vermietet an Mosle eine Villa auf 5 Jahre. 
Unter den Bedingungen findet sich, daß Mosle für Riemer, in ) 
Anrechnung auf das Mietgeld, die Grundsteuer zahlen sollte. 

Mosle versäumt es; Riemer wird von der Steuerbehörde ge- 
mahnt, muß selbst bezahlen und will nun von dem Mietver- \ 
trage zurücktreten. 

Rechtliche Erwägung? 

S. Anfrage bei einem Juristen: 

„Wenn jemand sich an meinen Lotterielosen beim Spielen 
beteiligte oder doch beteiligen wollte, aber nichts zu den 
Ziehungen bezahlte, hat er rechtlichen Anspruch auf Gewinn 
oder nicht? Muß ich ihn mahnen? Kann er freiwillig nun 
noch nachträgliche Zahlung anbieten? Ist es wenigstens nicht 
möglich, ihn betreffs der noch nicht gezogenen Lose irgendwie 
abzuschütteln? 

3. Zwei Briefmarkensammler, Hernick und Hugen, schließen 
einen Vertrag, wonach Hemick sechs näher bezeichnete Marken 
der portugiesischen Kolonien ^an Thom6 und Principe liefern 
und Hugen dafür verschiedene ^seltene alte preußische Marken 
gewähren sollte. 

Hemick schickt dem Hugen jene, erhält aber keine zurück. 
Nachdem er 14 Tage vergebens gewartet hat, sendet er einen Boten 
zu Hugen, mit dem Auftrage, die portugiesischen Marken zurück- 
zuholen. Hugen weigert die Herausgabe derselben. 

Mit Recht? 



\ 
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4. Ein Schriftsteller schließt mit einem benachbarten Schlosser- 
meister einen Vertrag ab, wonach letzterer, wenn jener ihm 
hOO JC gebe, sich verpflichtet, zu bestimmten Stunden in seinem 
äofe sein Gewerbe nicht zu betreiben. Das Geld wird bezahlt; 
nach einiger Zeit hämmert es drüben doch wieder, gerade wie 
vordem. Nun klagt der Geber auf Zunickerstattung der von 
ihm gezahlten Summe. 

Welche actio ist hier angestellt? Wie ist sie zu begründen? 

5« Der Kaufmann Bierling, welcher von Cohn eine Lieferung 
von Kaffee genau bestimmter Qualität erwartete, erhielt am 
5. März von Cohn eine Faktura mit dem Vermerk, daß die Ware 
80, wie vertragsmäßig beredet, als Frachtgut abgegangen sei, und 
um Berichtigung der Rechnung hiermit ersucht werde. Als am 
8. März Bierling seitens der Bahn die Mitteilung erhielt, daß der 
Kaffee in Ordnung angekommen sei; sandte er den Betrag des 
Kaufpreises an Cohn. Allein bei der Prüfung der Ware ergab 
sich, daß sie minderwertig sei und der vertragsmäßigen Eigen- 
schafken entbehre. Bierling erklärt deshalb sofort dem Cohn, 
daß er vom Vertrage zurücktrete, den Kaffee ihm zur Ver- 
fügung stelle und um alsbaldige Bücksendung der eingezahlten 
Summe ersuche. 

Cohn widerspricht diesem Ansinnen ; er sei mit der Lieferung 
nicht im Verzuge gewesen, und halte sich keinesfalls zur Rück- 
zahlung des erhaltenen Kaufpreises für verpflichtet. 

Entscheidung? 

LXV 

1. Ist nachstehend ein gesetzliches Rücktrittsrecht des einen 
Teiles begründet? 

a) Auf eine im Herbst zu liefernde Ware wird in der Zwischen- 
zeit ein sehr hoher Zoll gelegt. 

b) Eine Schauspielerin will sich aus inzwischen gewonnener 
religiöser Überzeugung vom Theater zurückziehen, während 
ihr Vertrag mit dem Direktor noch läuft. 

c) A. hatte es übernommen, in einem Streite zwischen B. 
und C. als Schiedsrichter zu entscheiden; B. stirbt und wird 
von D., einem Neider und Feinde des A., beerbt. 

d) Der Referendar S. hatte vom Geldverleiher G. das vertrags- 
mäßige Versprechen erhalten, Darlehen auf Wunsch bis zur 
Höhe von 2000 J[ zu bekommen. Nachdem wird S. liegen 

Stammler, Übungen L 14 
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Unregelmäßigkeiten im Amte aus dem Vorbereitungsdienste 
entlassen, 
e) Ein Werkmeister war in einer Maschinenfabrik auf Lebens- 
zeit angestellt. Der Fabrikant wird rückenmarksleidend und 
muß das G-eschäft aufgeben, nachdem er sich vergeblich be- 
müht hat, einen passenden Käufer dafür zu finden. 
3. Wie verhalten sich die folgenden Q-esetzesstellen zu der 
Eegelung, welche unser GB. der dort berührten Frage ange- 
deihen läßt? 

a) Codex Maximilianeus Bavaricus civilis, IV. Teil 15. Kapitel 
§ 12: „ . . und da alle Verbindungen daicsulam rebus sie 
stantibus stillschweigend in sich halten, so werden solche 
auch durch die Veränderung der in obligationem gebrachten 
Sache, jedoch andergestalt nicht, als unter folgenden drei 
requisitis aufgehoben, wenn nämlich erstens sothane Ver- 
änderung weder mora noch culpa aut facto debitoris ver- 
anlaßt worden, selbe auch zweitens nicht leicht vorauszu- 
sehen gewesen, und endlich drittens von solcher Beschaffenheit 

' ist, daß, wenn debitor solche voraus gewußt hätte, er sich 
nach unparteiischem und redlichem Gutachten verständiger 
Leute nimmermehr hierauf eingelassen haben würde . . " 

b) ALE. 1, 5 § 377: „Außer dem Fall einer wirklichen Un- 
möglichkeit kann, wegen veränderter Umstände, die Erfüllung 
eines Vertrages in der Eegel nicht verweigert werden"; 
378: „Wird jedoch durch eine solche unvorhergesehene 
Veränderung die Erreichung des ausdrücklich erklärten, oder 
aus der Natur des Geschäftes sich ergebenden Endzweckes 
beider Teile unmöglich gemacht, so kann jeder derselben von 
dem noch nicht erfüllten Vertrage wieder abgehen." 

c) CO. (schweigt); — Folge? 

d) österr. GB. 936: „Die Verabredung, künftig erst einen Ver- 
trag schließen zu wollen, ist nur dann verbindlich, wennn 
... die Umstände inzwischen nicht dergestalt verändert 
worden sind; daß dadurch der ausdrücklich bestimmte oder 
aus den Umständen hervorleuchtende Zweck vereitelt, oder 
das Zutrauen des einen oder des anderen Teiles verloren 
wird." 

e) Sachs. GB. 864 : „Man kann nicht einseitig von einem Ver- 
trage zurückgehen und dessen Erfüllung verweigern, weil 
der Gegner noch nicht erfüllt hat, oder die Umstände, 
unter welchen der Vertrag geschlossen worden ist, sich ge- 
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ändert haben, oder Leistung und Gegenleistung in einem 
Mißverhältnisse zu einander stehen, ausgenommen, wenn 
eine besondere Verabredung oder gesetzliche Bestimmung 
dazu berechtigt." 
3. Der Kaufmann A. hatte mit dem Fabrikanten B. einen 
Vertrag abgeschlossen, inhaltlich dessen B, dem A. für den Ge- 
samteinkaufspreis Yon 2000 ^ netto Waren auf Bestellung 
pünktlich zu liefern, aber erst nach vollslÄndiger Effektuierung 
des Auftrages Zahlung zu erhalten hatte. 

• Wegen nicht vollständiger Lieferung erhob A. Klage auf Ver- 
tragserfüllung und Schadensersatz, kam aber mittlerweile in Kon- 
kurs. Dieser wurde von dem Konkursgerichte wegen Mangels 
einer zureichenden Masse wieder aufgehoben. B. meint nun, daß 
man ihm die weitere Lieferung unter solchen Umständen nicht 
zumuten könne. 
Entscheidung? 

LXVI 

1. Rechtliche Charakterisierung folgender Willenserklärungen 
und Angabe ihrer Rechtsfolgen? 

a) H. stellt namens seiner Ehefrau K. Klage gegen M. an: 
Sein Schwiegervater habe vor 7 Jahren seinem Sohne M. 
bei dessen Verheiratung Haus, Hof und Äcker um die Summe 
von 17 500 Jt unter der Auflage angeschlagen, daß an die 
jüngere Schwester K. 4000 Jl ausbezahlt würden. Die 
Übergabe sei erfolgt, M. zahle nicht M. erwidert, daß der 
Vater verstorben sei, ohne die K. von dem Vertrage benach- 
richtigt zu haben. 

b) Der Kaufmann Cotta hat von dem Chef des Handlungs- 
hauses Stiehl & Cie. Procura erhalten und schließt in dieser 
seiner Eigenschafb während einer Reise des Herrn Stiehl 
einen Lieferungsvertrag mit Damiller ab. 

c) A. redet dem B. zu, er möge doch für sein, des B., unehe- 
liches Kind etwas thun; B. sagt es ihm zu. 

d) In einem Vertrage, durch welchen ein Grundeigentümer 
seinem Sohne sein sämtliches unbewegliches Vermögen 
abtrat, war bedungen worden, daß letzterer des ersten 
Schulden tilgen sollte. Darauf gestützt, machte ein An- 
walt seine Deservitenforderung an ersteren gegen letzteren 
geltend. 

14» 
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e) Zwei Brantleate schließen vor ihrer Yerehelichoug einen Ehe- 
und Erbyerta^g, in welchem sie sich gegenseitig zu Erben 
einsetzen, jedoch mit der Auflage, daß das Überlebende 
jeweils den dritten Teil der ihm anfallenden Erbschafb an 
die nächsten Blutsverwandten des Erstverstorbenen heraus- 
zugeben habe. 

f) M. bewegt den N., eine von N. geplante Bestellung von 
Waren bei A. zu machen, um diesem den Verdienst aus 
dem Geschäfte zuzuwenden. 

g) Ein Verkaufskommissionär übernimmt für Eechnung eines 
Kaufmannes den Verkauf von Waren an Dritte gegen Ver- 
gütung in Prozenten des Kaufpreises. 

h) Y. verspricht in einer Unterredung mit X., daß er einen Bei- 
trag zur Erbauung eines Diakonissenhauses zeichnen werde. 

i) Ein Gutsjäger hatte bei seiner Anstellung von dem Guts- 
herrn zugesichert erhalten, daß im Falle seines Todes seine 
Witwe eine Pension erhalten werde. 

k) Ein Anwalt empfängt von dem Prozeßgegner seines Klienten 
Schuldbekenntnis und Zahlungsversprechen. 

1) W. hatte mit der deutschen Lebensversicherungsgesellschaffc 
in Lübeck sein Leben mit 7000 M gegen halbjährige Prä- 
mie von je llß J[ versichert, so daß nach dem Tode oder 
bei Erreichung des 85. Lebensjahres des Versicherten die 
versicherte Summe an seinen Sohn Paul W. ausgezahlt 
werden soll. 

m) Der Vormund eines Minderjährigen nimmt für diesen ein 
Schenkungsversprechen eines Dritten an. 

n) Der Fuhrmann Kuhn nimmt Waren von Gebrüder Bücking 
in A. in Empfang, um sie dem Kaufmann Peppler in G. zu 
überbringen. 

2. A. bestellte für seine Dampfschneidemühle eine Partie 
Sägen bei B., welche von diesem an den Spediteur C. zur Weiter- 
beförderung übergeben wurden; die Versendung an den A. wurde 
aber seitens des C. erheblich verspätet. 

Kann A. deshalb, weil die Verspätung durch Nachlässigkeit 
des C. herbeigeführt sei, von dem letzteren Entschädigung ver- 
langen? 

3. Die Witwe Stiehler übergab am 20. März 1889 an ihren 
Sohn Johann ihr Anwesen. In dem Vertrage wurde bestimmt, 
daß dem Übemehmer dereinst das Erbrecht an dem Nachlasse 
seiner Mutter zustehen solle, und daß er verpflichtet sei, an 
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Katharina Grosch, eine Enkelin der Übergeberin, 700 JK groß- 
mütterliches Erbteil zu zahlen. 

' Am 18. Januar 1895 wurde zu jenem Vertrage ein Nachtrag 
errichtet, inhaltlich dessen die Witwe Stiehler die in dem ersteren 
mit ihrem Sohne getroffene Vereinbarung, soweit solche die Zah* 
lung eines großmütterlichen Erbteiles an Katharina Grosch betraf, 
wieder aufhob. 

Nach dem am 28. Mai 1897 erfolgten Tode der Witwe Stiehler 
trat Katharina Grosch wider Johann Stiehler auf Zahlung jener 
700 JC auf, indem sie geltend machte, daß ihr yormals yon dem 
Vertrage vom 20. Mftrz 1889 Kenntnis gegeben worden und deshalb 
die aufhebende Verfügung vom 18. Januar 1895 unwirksam sei« 

Ist der Anspruch rechtlich begründet? 

Würde es von Einfluß sein, wenn Katharina Grosch ihr Ein- 
Terständnis mit dem ersten Vertrage der Witwe Stiehler oder deren 
Sohne oder beiden ausgesprochen hätte? 

4. A. hatte während des Bestandes seiner mit yier Kindern 
gesegneten ersten Ehe sein Leben bei der G^ellsehafb „Konkordia** 
versichert und in der zum Grunde gelegten Deklaration die Frage, 
ob die Versicherung zu Gunsten einer dritten Person geschieht, 
mit: „nein, sondern zu Gunsten meiner Erben (Frau und 4 Kin- 
der)" beantwortet. 

Nach dem Tode seiner ersten Ehefrau schritt A. zu einer 
zweiten Ehe und verstarb demnächst mit Hinterlassung dreier 
Elnder erster Ehe, seiner Witwe und eines nachgeborenen Kindes 
zweiter Ehe. 

Wer kann einen Anspruch auf die Versicherungsgelder er- 
heben? 

5. In Seligenstadt besteht ein Gesellschaftsverein für ein 
israelitisches Frauenbad. Nach den Bestimmungen des Gesellschafts- 
vertrages sollen auch die Kinder eines Gesellschaftsmitgliedes be- 
rechtigt sein, gegen Einlage von 10 ^ das fragliche Bad zu ge- 
brauchen. 

Der Schwiegersohn eines Gesellschaftsmitgliedes klagt nun 
gegen den Vorsteher des Vereins namens seiner Frau, weil dieser 
der Mitgebrauch des Bades gegen die vertragsmäßige Einlage ver- 
weigert werde. 

Ist diese Klage rechtlich begründet? 

6. Die Brüder Gustav und Hugo Wüstner hatten eine Zie- 
gelei gekauft und betrieben. Das Geschäft wurde jedoch bald 
wieder aufgegeben, zumal Gustav Wüstner nach Amerika auszu- 
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wandern beabsichtigte; in Gen^ßheit der beschlossenen Auflösung 
der Gesellschaft wurde dem Franz Eorb, dem früheren Inhaber des 
fraglichen Geschäfts, von Gustav Wüstner der Auftrag erteilt, das 
Gesellschaftsvermögen auseinander zu setzen und die eingenommenen 
Gelder an Hugo Wüstner auszuliefern. 

Nach einiger Zeit klagt Hugo Wüstner gegen Korb, weil dieser 
den Auftrag des Gustav Wüstner in verschiedenen Punkten mangel- 
haft ausgeführt habe ; die (näher berechnete) Ersatzsumme nehme 
er in Anspruch, da Beklagter aus dem mit Gustav Wüstner zu 
des Klägers Gunsten geschlossenen Vertrage ihm selbständig hafte. 

Beklagter bestreitet die Aktivlegitimation des Klägers. 
. Urteil mit Gründen? 

7. Der praktische Arzt Dr. Prinz in Bauschwedel sendet 
an seinen Freund, den Staatsanwalt Bönig in Halle, mittels 
Postanweisung 60 J[, wofür letzterer Weihnachtsgeschenke mit 
bestimmter Verwendung im Namen und Interesse des Absenders 
besorgen soll. 

Bönig bekommt aber am folgenden Tage von der Post nur die 
Nachricht, daß die Anweisung da sei, daß jedoch noch einmal 
zur Klarstellung einiger Zweifel über Unregelmäßigkeiten bei der 
Expedition nach Bauschwedel an die dortige Postanstalt geschrieben 
werden soUe; nach Behebung jener Zweifel würden ihm die 50 ^ 
ausgehändigt werden. 

Es entstehen nun folgende Fragen: 

a) Kann Bönig nicht auf sofortige Herausgabe dringen? Man 
denke sich, daß es sich um eine größere Summe gehandelt 
hätte und der Adressat nun gegen Zinsen und Provision bei 
einem Bankhause einstweilen Geld aufgenommen hätte. 

In welchem Rechtsverhältnisse steht überhaupt Bönig zu 
der Post? 

b) Kann, wenn hinterher sich Unregelmäßigkeit eines Post- 
beamten herausstellt, Bönig auf Schadloshaltung klagen: 

cc) gegen den Beamten? ß) gegen die Post? 



Lxvn 



1. Welche Rechtsfolgen knüpfen sich an nachstehende Vor- 
kommnisse? 

a) Ein Erblasser hatte bestimmt, daß sein Erbe eine bestimmte 
Pretiose von deren Eigentümer erwerben und sie nach seiner 
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WaM einem von zwei Freunden des Testators überlassen 
solle. Nachmals erwirbt der eine dieser Bedachten jene 
lange gewünschte Pretiose unmittelbar von dem Eigentümer 
derselben, 
b) X. hat dem Y. versprochen, eine bestimmte Sache zu liefern; 
für den Fall, daß er diese Sache zu einer festgesetzten Zeit 
nicht liefern würde, ist eine Vertragsstrafe bedungen. X. 
kauft die von ihm an T. zu leistende Sache von Z. Dieser 
liefert sie ihm aber nicht rechtzeitig, ungeachtet aller an 
ihn ergangenen Mahnungen; und X. entdeckte endlich, daß 
Z. den fraglichen Gegenstand an W. weiterbegeben hat. Um 
nun den Nachteil der Vertragsstrafe von sich abzuwenden, 
ist X. genötigt, die Sache zu einem hohen Preise von W. 
zu kaufen. 
3. In Paris wollte ein Abgeordneter der Rechten, der einem 
Kollegen 100 Francs schuldete, diesen Betrag zurückschicken, ver- 
gaß aber die Banknote in den Brief zu stecken. Er bemerkte 
dies und suchte deshalb tags darauf seinen Gläubiger auf, um 
ihm das Geld persönlich zu übergeben. Zu seiner Verblüffung 
erklärte dieser aber, er habe das Geld erhalten. 

Beide begaben sich nun zur Post, um den sonderbaren Fall 
aufzuklären, was ihnen aber nicht gelang. In Wirklichkeit war 
der Brief in das berüchtigte „schwarze Kabinett" gekommen; 
und es hatte der Beamte, der den Brief eröfibete, geglaubt, 
daß die Banknote verloren worden wäre. Deshalb wurden die 
100 Francs aus dem Geheimfonds ersetzt. 

Welche Rechtsfolgen knüpfen sich nach unserem bürgerlichen 
Rechte an? Ist insbesondere die fragliche Schuld als getilgt an- 
zunehmen oder nicht? 

3. A. hat eine Kaufschuld seines Bruders B. in dessen Ab- 
wesenheit und ohne Auftrag dem Verkäufer C. gezahlt, nur um 
B. nicht in Verzug kommen zu lassen. Die hierauf von C. vor- 
zunehmende Lieferung erfolgte aber nicht, weil die Kaufsache 
durch Schuld des C. unterging. 

Nun will A. nach GB. 325 zurücktreten und das gezahlte 
Geld wieder haben. C. widerspricht dem, weil er an B. nicht 
zu liefern gehabt hätte. 

Wie ist zu urteilen? 

4. Der Landgerichtsrat Weiland, ein Junggeselle, hat mit dem 
Wirte „zur Stadt Casser^ einen Vertrag geschlossen, wonach letz- 
terer gegen jährliche feste Vergütung die den Weiland treffende 
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Einquartierang übernehmen soll. Beide haben von ihrem Ab- 
kommen der Bürgermeisterei Anzeige gemacht, und diese hat seit 
mehreren Jahren die einquartierten Mannschafben stets alsbald 
nach der „Stadt Cassel" gewiesen. Im verwiohenen Herbst ge- 
schah das nicht; und eines Abends 9 ühr erschienen 3 Mann 
Militär vor den verschlossenen Zimmern des Weiland. Während 
sie warten, giebt ein zufällig dazukommender Unteroffizier ihnen 
den Bat, nach dem nahen „grünen Baum'^ zu gehen, dessen Wirt 
sie gegen Vorzeigung ihrer Einquartierungsscheine aufninmit und 
später, nach ihrem Abzüge, dem Landgerichtsrat WeUand eine 
Bechnung über 14: JC zusendet. Dieser weigert die Zahlung, 

Welches ist die zutreffende rechtliche Auffassung und Ent- 
scheidung des Falles? 



Lxvin 



1. Cod. Max. Bav. civ. IV, 15 § 7: 

„. . . . 16to. Ist der Assignatus dem Assignatarius um der 
angewiesenen Schuld wegen auf Belangen zu bezahlen verbunden, 
jedoch niemals anders als auf vorläufige genügsame Legitimation 
und Aushändigung der Assignation oder Bescheinigung.*' 

a) Von welcher Bechtseinrichtung ist hier die Bede? 

b) Was für Bechte und Pflichten entstehen daraus unter den 
beteiligten Personen? 

c) Welchem besonderen Bechtssatze ist in der angefahrten 
Gesetzesstelle Ausdruck gegeben? Stinmit er mit den Vor- 
schriften des römischen und unseres bürgerlichen Bechtes 
überein? 

d) Wie unterscheidet sich das hier gemeinte Bechtsgeschäfb von: 
Cession; — Schuldübemahme; — Novation; — Delegation; 
— Expromission; — Leistung an Erfüllungsstatt? 

e) Was ist die Folge, wenn ein Gläubiger in der hier in Bede 
stehenden Art und Weise von einem Dritten, von dem der 
Schuldner etwas zu fordern hatte, sich das Geld holen sollte 
und dann sein Schuldner in Konkurs verfällt, ehe der Dritte 
gezahlt hat? 

3. Wie sind die folgenden Bechtsakte juristisch zu bestim- 
men? Was für Bechtsfolgen knüpfen sich an sie? 

"^^ Es will jemand einem anderen ein Geschenk machen und 
\ommt mit ihm überein, daß sich dieser von einem Schuld- 
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ner des Schenkers von der diesem geschuldeten Summe 
einen Teil versprechen lassen solle. Der Schuldner thut 
dies auch. 

b) Landrecht der Grafechaft Sarbrük (1311). Das zweite Ca- 
pitel. Der vierte Artikul: 

Wie man SehM xm andern Händen stellen, ufßragen und 
geben mag, 

„Hette jemandts einige Schuld außen stahn, die man ihm 
bekanntlich vnd schuldig were zu bezalen, vnd wollte die 
Schuld einem andern geben oder zustellen, daß soll er thun 
mit Willen deß Schuldigerß, also daß der Schuldiger den an- 
dern Mann, dem der Vflffcrag geschehen, der Schuld ingange 
vnd bekanntlich werde, vnd der Vfftrager soll den Schuldner 
quitt schelten von der Schuld, zu Nutz vnd Gebrauchunge 
desjenen, dem er sie vffgetragen hat, alßdann ist der Schul- 
diger die Schuld niemandts anders schuldig, denn deme sie 
vffgetragen, vnd dem er der also bekanntlich worden were." 

c) In einem Ehe- und Erbvertrage hatte jemand seiner Ehe- 
frau 30000 J( auf seinen früheren Todesfall verschrieben. 
Die Ehefrau übertrug mit Genehmigung ihres Ehemannes 
diese Forderung einem Dritten in der Art, daß der Ehe- 
mann sich zum Schuldner des Erwerbers bekannte und Ver- 
zinsung der angegebenen Summe versprach, zugleich mit der 
Abrede, daß dieselbe am übernächsten Januar bezahlt und 
bei unterbleibender Zinszahlung sofort Mlig werden sollte. 

3. A. verkaufte ein Grundstück an den B., welcher vier 
Jahre vorher als Bürge für eine dem C. gegen A. zustehende 
Forderung eingetreten war und wies im folgenden Jahre den B. 
an, den Kaufpreis an den Gläubiger C. zu bezahlen. In der 
Eaufurkunde und der Anweisung wurde zugleich angegeben, daß 
der Verkauf und Anweisung geschehen sei, um den Käufer B. 
wegen der erwähnten Bürgschaft zu decken. C. erklärte schrift- 
lich dem hiervon Kenntnis nehmenden B., daß er unter Vor- 
behalt seiner ihm aus früheren Titeln zustehenden Rechte, jene 
Anweisung annehme. 

Nun tritt D., ein anderer Gläubiger des A., auf und will, 
da er sonst von A. keine Befriedigung bekommt, dessen Eecht 
auf den Kau^reis, welchen B. zu zahlen hat, pfllnden lassen. 

Ist dieses noch möglich? 

4. A. war dem B. aus Kaufgeschäften noch Geld schuldig. 
B. weist ihn an, einen Teil des Kau^reises an C, den Gläubiger 
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des B. , zu zahlen. C. erklärt sich auf erhaltene Mitteilung da- 
mit einverstanden. 

Nach einiger Zeit läßt sich C. von A. einen Schuldschein 
ausstellen, in dem A. bekennt, die fragliche Summe bar als Dar- 
lehn erhalten zu haben. Unter Übergabe dieses Scheins cediert 
C. sein Guthaben an D. Als dieser den A. auf Zahlung drängt, 
bringt A. die exceptio quanti minoris wegen erheblicher Mängel 
der ihm von B. verkauften Objekte vor. 

Wie ist dieser Thatbestand juristisch zu konstruieren? Und 
welche Entscheidung ist danach zu treffen? 



LXIX 

1. Zwei Erben, welche als solche Miteigentümer eines Grund- 
stückes geworden sind, verkaufen dieses iPür 8000 M. 

Wie steht es mit der Kaufgeldforderung? 

Wie ist es, wenn sie das Haus dem X. vermieten und die 
Vertragsurkunde gemeinsam, aber ohne nähere Bestimmung ihrer 
Rechtsstellung unterschreiben; und zwar: 

a) Welche Ansprüche hat X. gegen jeden der Vermieter? 

b) Was ist im besonderen die Folge, wenn der eine Vermieter 
seinen Anteil am Grundstücke einem Dritten verkauft? 

c) Wie haftet der Mieter den Vermietern gegenüber? 

3. Die Fabrikanten Joh. Fried. Ohun & Söhne in Schwäbisch- 
Hall klagen gegen die Gebrüder N. und 0. Schwarz zu Gedem 
auf Zahlung einer Schuld von 1374 J( für empfangene land- 
wirtschaftliche Geräte und Maschinen, imter ausdrücklichem An- 
führen, daß beide Beklagte in solidvmi in Anspruch genommen 
würden, da sie die Verwaltung ihres Landgutes gemeinschaftlich 
betrieben. 

Auf diese Klage erklärte C. Schwarz: daß seine Eigenschaft 
als Teilhaber an dem fraglichen Geschäftsbetriebe niemals öffent- 
lich bekannt gegeben und auch nicht der klägerischen Firma im 
besonderen erklärt worden sei. 

Wie ist zu erkennen? 

Ist es von Einfluß, ob N. Schwarz von seinem Bruder 0. 
besondere Vollmacht zu solchen Greschäften, wie dem mit den 
Klägern eingegangenen, erhalten hatte? Und darauf vielleicht 
bei den Verhandlungen mit den letztgenannten Bezug genojnmen 
hatte? 
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3. Ein Handwerker wird von den Erben seiner verstorbenen 
Ehefrau auf Herausgabe von deren Nachlaß verklagt. Er ent- 
gegnet, daß er zwei Darlehen von 1000 Jl und 500 Jl, welche 
er gemeinschaftlich mit seiner Ehefrau aufgenommen, in ihrem 
ganzen Betrage mit seinen Mitteln zuräckbezahlt habe und des- 
halb die Hälfte derselben von den Klägern zurückverlange; worauf 
diese erwidern, daß ein Gesamtschuldner, der das Ganze bezahlt, 
nicht ohne weiteres die Hälfte ersetzt verlangen könne, ein be- 
sonderer Eechtsgrund hierfür vom Beklagten aber nicht angeführt 
worden sei. 

Welcher der Streitteile ist im Rechte? 

4. „Von Herrn F. Euler 1500 Jl bis Michaelis d. J. zu 47^ 
Zinsen unter näherer Verabredung vorgeliehen erhalten zu haben, 
bescheinigt 

Braunschweig, 1. Mai 19 . . Ernst Schacht. 

Carl Schacht, Begistrator. 
Welches ist die Haftung der Unterzeichner? 

5. „Meine zwei Kinder, welche mich zu gleichen Teilen be- 
erben werden, sollen verpflichtet sein, meinem Bruder als Ver- 
mächtnis 1000 Jl zu geben." 

Wie sind die Erben verpflichtet? Jeder auf 500 — oder 
auf 1000 — oder nur einer auf 1000, und welcher? 

6. In einem ähnlichen Testamente war bestimmt, daß die 
zwei Erben einen (näher bezeichneten) monumentalen Brunnen auf 
einem inmitten der Stadt L. gelegenen Grundstücke des Erblassers 
ausführen und Brunnen wie Grundstück der Stadt über- 
weisen sollten? 

Wie steht es hier mit der Verpflichtung der beiden Erben? 

7. Der Verkäufer eines Hauses stirbt alsbald nach dem Kauf- 
abschlüsse und wird von zwei Söhnen beerbt. 

In welcher Weise haften die beiden? 

Oder umgekehrt: Der Käufer geht mit Tod ab und hinterläßt 
zwei Erben zu gleichen Teilen. 
Wie treten diese ein? 

8. Zwei Studenten bewohnen gemeinsam ein Zimmer. Juristische 
Erlebnisse: 

a) Sie haben auf den von ihnen zusammen erkauften Hund 
nicht ordentlich acht gegeben, und dieser hat Sachbeschä- 
digung und Körperverletzung angerichtet. 

Müssen sie es zusammen bezahlen? Oder nur derjenige, 
welcher unachtsam war? 
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b) Sie haben den Hnnd, als sie zum Mittagessen gingen, zu 
Hause gelassen; derselbe hat nnn Sopha und Teppich übel 
zugerichtet, auch der Wirtin gehörige Blumen zerbissen und 
beschädigt. 

Sind sie zur Ersatzleistung yerpflicht-et? 

c) Bin Freund hatte bei ihnen Bücher in Verwahrung ge- 
gegeben. Beide aber lassen, als sie zusammen ausgehen, 
in unverantwortlichem Leichtsinn die Thüre offen stehen, 
und jene Bücher werden gestohlen. 

Haftung? 

9. A. und B. hatten sich verpflichtet, dem C. gewisse, ihnen 
angeblich gehörige Bergwerksanteile zu 3000 Jt zu verkaufen, 
und es war über den Empfang der Hälfte dieses Kaufpreises 
folgende gemeinschaftliche Urkunde ausgestellt: „1500 Jl haben 
wir Unterzeichnete auf den verabredeten Preis für die verkauften 
Kuxe . . . erhalten, worüber quittiert wird mit dem Bemerken, 
daß der betreffende gerichtliche Vertrag morgen geschlossen werden 
soll.'' Das beabsichtigte Geschäft kam jedoch nicht zu stände, da 
sich später ergab, daß A. und B. an dem bezeichneten Bergwerke 
gar nicht beteiligt waren. 

Es fragte sich, in welcher Weise C. sein bezahltes Geld 
zurückfordern kann? 

10. Auf einer Kontrollversammlung kam es zu einem Streite 
zwischen Landwehrleuten, wobei der Arbeiter Henning von zwei 
Gegnern, Sabor ^imd Edel, verfolgt und mit einem Totschläger 
und einem Besenstiele so geschlagen wurde, daß er mehrere ge- 
fiLhrliche Kopfsrerletzungen davontrug und bald darauf an Ent- 
zündung der Gehirnhäute starb. 

Sabor und Edel wurden durch Ausspruch der Geschworenen 
schuldig erkannt: „gemeinschaftlich vorsä^lich den Henning mittels 
eines gefährlichen Werkzeuges körperlich mißhandelt zu haben", — 
jedoch angenommen: „daß Sabor allein durch die mittels seines 
Totschlägers verübte Körperverletzung den Tod des H. herbeige- 
führt habe." 

Es belangen nun die Witwe und Kinder des Getöteten die 
beiden genannten Personen auf Zahlung der für ihren Ehemann 
und Vater aufgewendeten Kur- und Beerdigungskosten und auf 
Alimentation; wogegen Edel seine Haftung bestreitet, weil fest- 
stehe, daß Sabor die todbringende Wunde geschlagen. (Cf. 1. 11 
§ 2, 1. 51 § 1 D. ad leg. Aquil. [9, 2].) 

Urteil mit Gründen? 
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11.. Die offene Handelsgesellschaft Ulrich und Weber hat sich 
am 1. Februar aufgelöst. Am 2. März reicht der Fabrikant 
Lenzmann gegen Ulrich eine Klage auf Zahlung von 1000 ^ ein, 
als Eest einer Kaufforderung far Waren, welche er der Gesell- 
schaft noch am 15. Januar geliefert hatte. Gestützt wird die- 
selbe auf HGB. 128: „Die Gesellschafter haften für die Ver- 
bindlichkeiten der Gesellschaft als Gesamtschuldner persönlich.*' 

Termin wird auf den 20. April anberaumt und am 9. März 
die Klage dem Ulrich zugestellt. 

Inzwischen überzeugt sich Lenzmann, daß Ulrich in sehr 
schlechten Verhältnissen lebt imd ihn schwerlich wird befriedigen 
können. Er reicht deshalb am 28. März eine Klage gleichen In- 
haltes gegen Weber ein,' welche mit Terminsbestimmung vom 
4. Juni am 12. April dem Beklagten zugestellt wird. 

Infolgedessen erscheint am 20. April niemand vor Gericht. 

Im Termiae vom 4. Juni dagegen schützt Weber die Ein- 
rede der Rechtshängigkeit vor. 

Wie ist zu erkennen? 

13. Zu einem Bankier kommen zwei Personen, welche ge- 
meinsam ein Darlehen von 100 J( aufnehmen und für einander 
zu haften versprechen. Hinterher stellt sich heraus, daß die eine 
Person geisteskrank war. 

Welchen. Einfluß hat dieser Umstand auf die fraglichen Rechts- 
verhältnisse? 

13. Mehrere Gesellschafter kaufen eine Partie Waren und 
versprechen dem Verkäufer, für das Kaufgeld als Gesamt- 
schuldner haften zu wollen; allein der eine macht seine Ver- 
bindlichkeit davon abhängig, daß er binnen 6 Monaten eine ihm 
in Aussicht stehende Erbschaft erhalten werde. 

Ist das zulässig? Wie gestalten sich die Verpflichtungen? 

Wenn der Verkäufer den letztgenannten Gesellschafter ver- 
klagt hat und wegen Nichteintrittes der Bedingung zurückge- 
wiesen worden ist: kann er immer noch den anderen belangen? 

14. In eine Erwerbsgesellschaft tritt ein Gesellschafter neu 
ein und verspricht dabei dem betreffenden Gläubiger, unter dessen 
Annahme, daß er für eine schon länger ausstehende Kaufgelder- 
forderung als Gesamtschuldner mithafken woUe. Diese Forderung 
schwebt bereits 10 Jahre, ohne eingeklagt worden zu sein. 

Verjährt sie nun in 20 oder in 80 Jahren? 

15. Zwei Gesellschafter haben sich solidarisch verpflichtet. 
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Der eine von ihnen leistet dem Gläubiger mehrere Abschlags- 
zahlungen, während der andere gar nicht von diesem in Anspruch 
genommen wird. 

Ist die Verjährung gegen den zweiten Schuldner durch jene 
Ratenzahlungen unterbrochen worden? 

16. Ein Gläubiger hat von dem einen seiner Gesamtschuldner 
eine Teilzahlung angenommen und ihm darüber ohne Vorbehalt 
und Bemerkung eine Quittung erteilt. 

Kann sich darauf der andere Mitschuldner befreiend berufen, 
oder wirkt die Teilzahlung für ihn nicht? 

17. Der X. war infolge einer Vermächtnisverfügung ver- 
pflichtet, entweder dem BHndeninstitut oder dem Krankenhause 
zu N. 3000 Jl als Legat zu geben. 

Wer ist hier berechtigt? Und in welcher Weise wird das 
Vermächtnis verwirklicht? 

Wenn X. freiwillig an das Krankenhaus bezahlt, kann das 
Blindeninstitut von dem Empfänger etwas herausverlangen? 

Vor Vollziehung der Verfugung stirbt X. und hinterläßt als 
Erben das bedachte Spital. Die Blindenanstalt erhebt Anspruch 
auf jene 3000 Jl^ welche nun das Krankenhaus als Nachfolger 
des Beschwerten bezahlen müßte; dieses weigert sich, weil das 
Vermächtnis durch die spätere Erbeseinsetzung erloschen sei. 

Wer hat Recht? 

18. Eine von A. und B. gemeinschaftlich, unter solidarischer 
Verpflichtung, in Verwahrung genommene Sache des C. wird von 
A. schuldhafterweise vernichtet. 

Ist 0. befagt, den B. auf den vollen Schadensersatz in An- 
spruch zu nehmen? 

19. Mehrere Personen haben in einem gemeinschaftlich ab- 
geschlossenen Vertrage und unter solidarischer Haftbarkeit eine 
ihnen nicht zugehörige, dem Käufer demnächst entwehrte Sache 
verkauft, in betreff deren nur der eine der Verkäufer wußte, daß 
sie eine fremde war. 

Wie steht es mit der Haftung der Verkäufer? 

30. Bei einem von mehreren Bevollmächtigten solidarisch 
übernommenen Geschäfte ist durch die alleinige Schuld des einen 
von ihnen dem Auftraggeber ein Schaden entstanden. 

Sind zur Erstattung desselben die Bevollmächtigten als Ge- 
Gesamtschuldner verpflichtet? 

31. A. und B. verpflichten sich in einem gemeinschaftlich 
geschlossenen Vertrage solidarisch, dem X. 50 Schafe ^uflich zu 
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überlassen. Zur festgesetzten Zeit überliefert jeder von ihnen 
25 Stück, unter den von A. übergebenen befindet sich ein mit 
einer ansteckenden Krankheit behaftetes Tier, durch welches die 
ganze Herde zu Grunde geht. 

Ist B. zur Erstattung des dadurch erwachsenen Schadens dem 
Y. auf das Ganze verhaftet? 

22. Zwei Gesellschafter, A. und B., haben eine gemeinsame 
Sache zusammen verkauft und sich solidarische Berechtigung be- 
züglich des Kaufpreises von 2000 Jl ausbedungen. Gegen den 
A. erwirbt der Käufer C. eine Darlehnsforderung von 1000 Jl» 

Wenn B. den Schuldner ausklagt, kann letzterer aufrechnen? 

33. Im Falle 22 waren A. und B. Käufer fär 2000 Jl ge- 
wesen und das Kaufgeld als Gesamtschuldner schuldig geblieben. 
A. erwarb eine Darlehnsforderung von 2000 Jl gegen den Ver- 
käufer (V.). Nun klagt V. gegen B. Dieser will mit der Gegen- 
forderung des A. aufrechnen. 

Ist dies möglich? 

34. Aus Fahrlässigkeit hatte N. die Sache des X. beschädigt 
und war diesem dadurch die Summe von 50 ^ schuldig geworden. 
Nun wird ein Testament eröffQet, in welchem es heißt: „X. und 
Y. sollen meine Erben sein. Einer von ihnen soU dem N. (nach 
dessen Wahl) 200 Jl zahlen.'* N. belangt jetzt den Y. 

Es fragt sich, ob dieser mit der Forderung des X. gegen N. 
dem letzteren gegenüber aufrechnen kann? 

35* Der Gerber Ploch hat mit seiner Ehefrau gemeinsam 
ein Darlehn aufgenommen. Nach dem Tode des Ploch hat 
dessen Bruder, der ihn beerbt hat, das ganze Darlehn allein zu- 
rückgezahlt; er verlangt jetzt von der Witwe die Hälfte zurück, 
da das Darlehn im Interesse der Ehe aufgenommen gewesen sei. 
Die Witwe erwidert, daß sie von dem Gelde nichts zu sehen be- 
kommen habe. 

Wie ist zu entscheiden? 



T.yy 



1. Wie sind nachstehende ThatbestöndejuristischzQ bestimmen? 
Welche Kategorien des römischen und des heutigen bürgerlichen 
Rechtes kommen dabei zur Anwendung? Welche Formalitilten 
waren und sind bei den einzelnen Willenserklärungen zu deren 
Gültigkeit jeweils notwendig? Welche actiones liegen vor? 
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a) Gresetz, betreffend die anteilige Übernahme einer Garantie des 
Norddeutschen Bundes für eine zur Herstellung der dauernden 
Fahrbarkeit des Sulina-Armes der Donaumündungen von der 
Europäischen Donauschiffahrts- Kommission aufzunehmenden 
Anleihe, vom 11. Juni 1868. 

b) „Herr N. N. wird hierdurch freundlichst ersucht, mit der 
Klage gegen M. M. einzuhalten, indem ich Ihnen die Ver- 
sicherung gebe, daß Sie binnen drei Tagen wenigstens im 
Besitze der Hälfte ihrer Forderung sein werden." 

c) Es beredet jemand einen anderen zu einem Prozesse mit einem 
Dritten, ihm für Schaden und Kosten garantierend, falls er 
den Prozeß verlirren werde. 

d) Gegen Zahlung einer bestimmten Vergütung übeminmit 
jemand das Risiko von Forderungen Dritter gegen zweifel- 
hafte Schuldner: Kommt der Betrag von letzteren ein, so 
hat jener die Pitoiie gewonnen; zahlt der Schuldner nicht, 
so muß der Übernehmende den Ausfall den Gläubigem 
gegenüber tragen. 

e) Versprechen, für die Schuld eines anderen einen Wechsel aus- 
zustellen; — unmittelbar Ziehen eines Wechsels auf einen 
Geschäftisfreund und Begebung desselben an den GlUubiger 
eines anderen, dem geholfen werden soll; — GefäUigkeits- 
accepte; — Übernahme der Verpflichtung ,iper avcU", d. i. 
schriftliches Versprechen auf der Wechselurkunde, für Zahlung 
des Wechsels einstehen zu wollen. 

f ) Jemand verspricht einem Kreditsuchenden, daß er sich für 
den letzteren verbürgen werde. 

g) A. weist den B. an, sich als Bürge für den C. bei dessen 
Gläubiger D. haftbar zu machen. 

h) S. spricht den T. um ein Darlehn an. T. traut ihm nicht 
recht, sagt aber: „Ich will Ihnen das Geld geben, wenn es 
U. auf sein Konto ninunt." U. thut dieses. 

i) Ein Student war in den dreißiger Jahren wegen Teilnahme 
an einer verbotenen burschenschafblichen Verbindung in Unter- 
suchung bei dem Universitätsgerichte gekommen. Er wurde 
auf freiem Fuße belassen, nachdem sein Vater einen Kautions- 
schein über 500 Thaler unterzeichnet hatte, für den Fall, 
daß sein Sohn sich der Vorladung und etwaigen Verhafkung 
entziehen würde. 

k) Eine Stadtgemeinde stellt einen städtischen Arzt gegen festen 
Gehalt an und bewegt ihn zu der Übernahme der gering 
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dotierten Stelle durch die Garantie, daß er durch Privat- 
präzis Nebenverdienst in Höhe einer gewissen Summe haben 
werde, 
m) Ein Schauspieler wird zu einem Gastspiele engagiert, und 
zwar gegen so und so viel Prozent des Beinertrages der Vor- 
stellung; er bekommt aber eine bestimmte Summe als Mi- 
nimum garantiert, 
n) Durch einen vor dem Bürgermeister aufgenommenen Akt 
übernahmen zwei Ortsangehörige die Dienstkaution des Ge- 
meinderechners in der Weise, daß sie einige ihrer Liegen- 
schaften dafor „bewilligten*'. Eine Wahrung der gesetz- 
lichen Erfordernisse zur Entstehung von Hypotheken lag 
nicht vor. 
o) Dem Eaufinann Q. schuldete der Gutsbesitzer B. 1683 Jl, 
deren Zahlung der Pachter S. übernommen haben soll, indem 
er im September 1892 ein Schriftstück des Inhaltes aus- 
stellte und unterschrieb: 

„Wechselschuld 1200 Jl 

4 Fuhren nach Cölsa 23 Jl 

2 Beisen nach Berlin 50 ^ 

Warenschuld 410 ^. 

Obigen Betrag von 1683 Jl erkenne ich als Schuldner 
an und verpflichte mich, solchen als Selbstschuldner am 
1. Januar an Q. zurückzuzahlen und mit 5 ^/^ zu verzinsen.'* 
p) Es ist bekannt, daß Friedrich der Große das Tabaksmonopol 
sehr begünstigte. Die Aktiengesellschaft, auf welche von 
dem ersten Generalpachter Bibaudt die Pacht des Monopols 
übergegangen war, machte aber so schlechte Geschäfte, daß 
der König durch Edikt vom 17. Juli 1766 auf dahin gehen- 
des Bitten jener Kompanie statt ihrer die Verwaltung über- 
nahm; die „Aktionisten** erhielten ihr eingeschossenes Geld 
mit 10 ^/q verzinst und sollten, wenn sich nach Abzug aller 
Kosten und besonders der an den Staat zu zahlenden Pacht- 
summe noch ein Gewinn ergebe, eine Dividende nach Ver- 
hältnis ihres Aktienbesitzes genießen; die pünktliche Zahlung 
jener Zinsenforderung von 10 ^/^ wurde ein Jahr darauf den 
Aktionären durch die kurmärkischen Landstände besonders 
garantiert, 
q) Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Unterstützung der 
deutschen (Samoa-) Seehandelsgesellschaft, dem Bundesrat am 
24. April 1880 vorgelegt: „Der Beichskanzler wird ermächtigt, 

Stammler, Übungen I. 15 
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der auf Orund des Gesellschaftsyertrages vom 21. Januar 1. J. 
unter der Firma „Deutsche Seehandelsgesellschaft" zu Berlin 
errichteten Aktiengesellschaft hehufs Erfüllung eines jähr- 
lichen Eeinertrages von 4^/^ ^/^ des in dem Unternehmen 
angelegten Grundkapitales bis zum Höchstbetrage von 10 
Millionen Mark die Garantie des Eeiches mit der Maßgabe 
zuzusichern, daß der aus Eeichsmitteln zu gewährende Zu- 
schuß der Dividende 3 ^/^ des Grundkapitales nicht über- 
steigen darf. Die Garantie wird mit dem Jahre 1880 be- 
ginnen imd bis zum Jahre 1899 einschließlich sich er- 
strecken. Sie erlischt auch während dieser Zeit, sobald 
sie 5 Jahre hintereinander nicht in Anspruch genommen 
worden ist." 
2. A., welcher sich für eine Forderung des B. an C. verbürgt 
hatte und zwangsweise zur Zahlung angehalten worden war, klagt 
gegen D.: weil dieser ihm gegenüber die Verbindlichkeit über- 
nommen habe, die Schuld des B. rechtzeitig an dessen Gläubiger 
abzutragen, oder ihn, den A., von seiner Bürgschaft zu befreien, 
im Falle der Schuldner selbst keine Zahlung leisten sollte. 

Was liegt hier rechtlich vor? Und ist die erhobene BQage 
begründet? 

8. In einem Holzlieferungsvertrage war bestimmt, daß A. 
sich für die richtige Erfüllung des Vertrages verbürge und im 
Nichterfüllungsfalle die angesetzte Vertragsstrafe von 2000 M 
sogleich der Floßgesellschaft B., in deren Auftrag A. die im Ver- 
trage genau bezeichneten Hölzer verkaufte, unter Verzicht auf 
die Einrede der Vorausklage zu bezahlen habe. 

a) Welche Eechtsverhältnisse lagen nach dem angegebenen That- 
bestande zwischen den beteiligten Personen vor? 

b) Mit welcher actio haftet A. der B.? 

c) Worauf geht seine Haftimg: auf Vertragserfüllung? — oder 
auf 2000 »/^? — oder auf das Interesse des A.? — oder 
auf eines derselben nach der Wahl — sei es des A. oder 
der B.? 

4. In Dresden hatte sich ein sogenanntes Hausse-Konsortium 
gebildet, wonach mehrere Kontrahenten sich gegenseitig verpflich- 
teten, bestimmte Wertpapiere vor Eintritt eines bestimmten Zeit- 
punktes in keiner Weise zu veräußern. Dabei wurde von dem 
einen Spekulanten dem anderen garantiert, daß der Kurs der 
fraglichen Papiere an dem gedachten Termine eine näher be- 
stimmte Höhe sicher haben werde. 
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Als sich letzteres nicht erfüllte, klagte der Versprechens- 
empfänger auf die Differenz; indessen der Beklagte sich weigerte, 
unter Berufang auf GB. 764. 

Entscheidung? 

6. K. hat dem V. und seiner minderjährigen Tochter W. ver- 
schiedene Waren käuflich üherliefert und auf Grund einer, nach 
erlangter Großjährigkeit der W. von ihr und ihrem Vater unter- 
schriebenen, Bescheinigung unter der spezifizierten Bechnung — 
„daß sie vorstehende Waren erhalten haben, die Rechnung im 
Betrage von 111 Jl für richtig anerkennen und jene Summe zu 
zahlen versprechen" Klage gegen die W. erhoben. 

Die Beklagte entgegnet: Nicht sie, sondern ihr Vater habe 
die Waren erhalten. Durch ihre Unterschrift habe sie weder eine 
Bürgschaft übernommen, noch ein Schuldbekenntnis abgegeben, 
sondern nur bescheinigt, daß die Waren in den Haushalt geliefert 
worden wären. Zur Zahlung einer solchen Haushaltungsschuld 
sei aber trotz der Unterschrift des Hauskindes nur der Hausvater 
verpflichtet. Jedenfalls sei ein constitutum dehüi proprii seiner 
accessorischen Natur nach unverbindlich, wenn, wie hier, eine 
prinzipale Obligation nicht bestanden habe. 

Dagegen behauptet der Kläger, daß es sich um constitutum 
debiti alieni handle, indem die W. die angeführte Schuld ihres 
Vaters übernommen habe und dadurch neben dem letzteren 
als Bürgin und Gesamtschuldnerin zur Zahlung verpflichtet wor- 
den sei. 

Was ist von diesen Ausführungen der Streitteile zu halten, 
und wie ist hiernach zu urteilen? 



6. Was ist in folgenden Fällen über die juristische Kon- 
struktion und rechtliche Gültigkeit der jeweiligen Willenserklä- 
rungen zu bemerken? 

a) Es hat jemand urkundlich anerkannt, daß sein geisteskranker 
Schwager aus einem Handlungshause bestimmte Waren er- 
halten und dafür 400 Jt schuldig geworden sei. Er bittet 
den Kaufmann, diese Summe einstweilen stunden zu wollen, 
indem er für demnächstige pünktliche Zahlung sich verbürgt. 

b) Ein Maler hat die Fertigstellung eines Bildes zu einer Fest- 
aufführung übernommen. Ein anderer verspricht, im Falle 
der nicht pünktlichen Lieferung des Bildes eines von den 
seinigen zu verabfolgen. 

15* 
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c) Von selten eines Ereditsachenden werden zwei taugliche 
Bürgen gewünscht, ohne deren Eintreten der Gläubiger den 
Kredit nicht bewilligen will. Jener findet einen Bürgen, 
der dem Gläubiger gegenüber eintritt und außerdem diesem 
garantiert, daß ein anderer bezeichneter Freund von ihm die 
Mitbürgschaft übernehmen werde. 

d) Als ein Mandatar in Ausfuhrung des erhaltenen Auftrages 
eine Sache käuflich erwerben wollte, zeigte sich, daß sie zu 
dem von dem Mandanten als Maximum angegebenen Betrage 
nicht zu haben war. Der Mandatar bewilligt daher dem 
Verkäufer in unmittelbarer Stellvertretung des Auftraggebers 
den höheren Preis, indem er garantiert, daß der letztere dieses 
genehmigen werde. 

e) Ein Darlehnsgläubiger wird von dem Bruder des Schuldners 
ersucht, noch weiteren Ausstand zu geben, indem er, der 
Bruder, ihn „wegen jedes Ausfalles und Nachteiles schadlos 
halten werde." 

7« Für richtige Haltung eines Bauakkordes durch die Unter- 
nehmer hatte jemand Bürgschaft übernommen. Da jene den 
Vertrag nicht erfüllten, so mußte der Besteller den Bau auf 
Kosten der Akkordanten anderweit vergeben und dem späteren 
Unternehmer 2400 Jl mehr bezahlen, als den ersteren. Er be- 
langt nun den angefahrten Bürgen auf Ersatz dieser Summe; 
worauf der Beklagte entgegnet, daß er nur die Einhaltung des 
Bauakkordes versprochen und subsidiarisch die Verbindlichkeit 
zur Vornahme dieser Arbeiten übernommen habe, nicht aber auf 
Geldzahlung hafte. 

Was ist Rechtens? 

8. N. ist von 0. durch Drohungen zu einem Geld versprechen 
gezwungen worden. N. ersucht später den M., sich zu verbürgen, 
und M. erklärt sich dazu bereit; ohne von dem früheren Hergang 
etwas zu wissen. Später erfährt dies M. 

Kann er, wenn er von 0. belangt wird, diesem eine rechts- 
wirksame Einwendung machen? 

9. Ein Bürge wird von dem Gläubiger in Anspruch ge- 
nommen, weil von dem Hauptschuldner, der rechtskräftig zur 
Zahlung verurteilt worden ist, kein Geld zu bekommen sei. 
Der Beklagte wendet ein, daß, wie er jetzt erfahren, der damalige 
Vertrag zwischen Gläubiger und Hauptschuldner nur ein Schein- 
geschäft gewesen sei. 
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Das Amtsgericht vemrteilt ihn aber, unter Verwerfung dieses 
Einwandes. 

Er fragt an: ob er mit Aussicht auf Erfolg gegen dies erst- 
instanzielle Urteil Berufung einlegen könne? 

10. Ein Vormund hat dem jetzt großjährig gewordenen Mündel 
dessen Vermögen in Bausch und Bogen herausgegeben und Ent- 
lastung erteilt erhalten ohne besondere Bechnungsablage; dabei 
hat sich ein Dritter dafär verbürgt, daß der Mündel niemals dem 
Vormunde gegenüber diesen Vertrag angreifen werde, und daß 
jedenfalls, wenn der Vormund zur Bechnungsstellung und etwaigen 
Herauszahlung genötigt sein würde, er hierfür von dem genannten 
Dritten entschädigt werden sollte. 

Der Fall notgedrungener Nachzahlung tritt später für den 
gewesenen Vormund ein; aber der Dritte weigert die Entschä- 
digung, weil der Vertrag mangelnder Hauptverbindlichkeit halber 
ungültig sei. 

Mit Becht? 

11. Karl Wal]enfells verklagt den Emil Sack auf Zahlung einer 
Schuld von 2000 Jl. Er stützt seinen Elagantrag auf eine von 
ihm zu Lasten des Martin Sack, des Bruders des Beklagten, aus- 
gestellte Bechnung^ welche mit den Worten schließt: 

„ . . Der wahre und unmittelbare Schuldner ist also Martin 
Sack, sowie Karl Wallenfells der wahre und unmittelbare Gläu- 
biger ist. 

Martin Sack. 

Emil Sack, ich verpflichte mich für obige Summe per 2000 
Mark." 

Kann der Beklagte der obigen E[lage eine begründete Ein- 
wendung machen, oder muß er zahlen und seinen Bruder irgend- 
wie hineinziehen? 

12. Nachdem ein Hauptschuldner in Eonkurs gefallen, nimmt 
der Gläubiger den ftir jenen eingetretenen Bürgen auf Hauptgeld, 
vertragsmäßige und Verzugszinsen, sowie die durch das Verfahren 
gegen den Hauptschuldner ihm erwachsenen Gerichts- und Anwalts- 
kosten in Anspruch. 

Der Bürge bestreitet die Berechtigung der an letzter Stelle 
erwähnten Forderung. Er sei „als Selbstschuldner" ein- 
getreten; also hätte ihn der Gläubiger ja gleich belangen können, 
und habe sich jener die entstandenen Prozeßkosten selbst zuzn- 
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schreiben. Das Hauptgeld sei er zu bezahlen bereit; für Zinsen 
hafte er als Bürge aber nicht. 
Quid iuris? 

13. Landrecht der Ohergrafschaft KatzeneUnbogen, von 1591. 

Teil n, Tit. 5 § 4: „Es haben aber auch die Bürgen außer- 
halb diesem benefido excuasionis noch mehr Gutthaten der Rechten, 
als wenn sich etliche samt und sonders verbürgt haben, und einer 
darunter um die völlige Bezahlung angesprochen würde, mag der- 
selbe sich des benefioii ex Epistula D. Hadriani gebrauchen und 
begehren, die geforderte Schuld unter ihm imd seinen Mitbürgen 
zu teilen, welches ihm muß erkannt werden . . .'^ 

Der Statt Franckenfurt am Mayn emeuwerte Eeformatian, 
von 1578, revidiert 1611. 

Teil II, Tit. 16 § 5: „Wann mehr als ein Person sich für die 
Bezahlung verbürgen. So steht dem Schuldtherm, wann er von 
dem Schuldtmann nicht bezahlt kann werden, frey vnd bevor, sie 
alle sämptlich, oder einen auß denselben, welchen er will, vmb 
die Bezahlung zu beklagen. Dagegen mag aber auch derselbig 
Bürg sich der Gutthat gemeines Rechtens, in Latein, Epistula 
diui Hadriani genannt, gebrauchen, Das ist, Er mag sich (doch 
daß es zuvor, vnd nicht nach Befestigung des Kriegs, geschehe) 
erbieten, seinen gebührenden Antheil an der geklagten Schuldt, 
zu bezahlen, vnd das vbrig auff seine Mitbürgen schieben, vnd 
sich davon erledigen, Dabey er auch soll gelassen werden. Doch 
da er dieses Benefidj sich außtrücklich , zur Zeit der Bürg- 
schafpfc, versiegen hatte, so mag er sich hernach desselben nicht 
behelffen." 

Fragen: 

a) Wie verhalten sich diese Sätze der angeführten Partikular- 
rechte inhaltlich zu einander? 

b) Gilt die in ihnen erörterte Rechtseinrichtung noch im heutigen 
Rechte? 

c) Was ist nach ihr die Folge, wenn die Behauptung auftritt, 
daß der eine der mehreren Bürgen insolvent sei — betreffs 
der sachlichen Verpflichtung, wie der Beweislast? 

d) Oder die Behauptung: daß derselbe in einem anderen Ge- 
richtsbezirke seinen Wohnsitz habe oder sich aufhalte? 

14. Welche. Rechtsfolgen knüpfen sich an folgende That- 
bestände? 

a) Für den Rest einer Eaufschuld des E. an V. hat sich B. 
verbürgt. K. stirbt und wird von X., einem nahen Freunde 
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des V., beerbt. Letzterer erläßt dem X. die Schuld, fügt 
aber hinzn, daß dieses rein persönlich sein solle. 

b) Jemand will einem Bürgen schenkungsweise eine Vermögens- 
zuweisung machen und bezahlt zu diesem Zwecke den Haupt- 
gläubiger. 

c) Für einen Hauptschuldner waren zwei Mitbürgen eingetreten. 
Dem einen dieser letzteren erläßt der Gläubiger die Ver- 
pflichtung. 

d) Ein Bürge war für den einen von drei Gesamtschuldnern 
eingetreten und hatte demnächst die ganze Schuld dem 
Gläubiger bezahlt. 

16. Thatbestand. 

Klägerin hat eine ihr von ihrem Ehemanne abgetretene For- 
derung gegen den Beklagten eingeklagt. Letzterer war zur Zeit 
der Übertragung Nachbürge für seinen Bruder bezüglich einer von 
diesem für den Ehemann der Klägerin übernommenen Bürgschaft 
und hat bei sich herausstellender Zahlungsunfähigkeit des Haupt- 
schuldners und des Bürgen die verbürgte Forderung ein Jahr 
nach der Übertragung bezahlt. Den Betrag dieser Zahlung will er 
in Aufrechnung bringen, während die Klägerin die rechtliche Zu- 
lässigkeit dieser Kompensation bestreitet. 

Urteil mit Gründen? 



LXXI 



1* Welche juristischen Besonderheiten liegen bei den folgenden 
Rechtsabtretungen vor? Wie unterscheiden sich die einzelnen nach 
ihrer rechtlichen Natur und Folge? 

a) „Verhältnisse halber verkaufe mein solid gebautes Grund- 
stück . . . Eine gute Hypothek wird in Zahlung genommen.*^ 

b) Der Verleger einer Zeitung hatte der Postverwaltung den 
Vertrieb des Blattes übertragen. Er cediert den Anspruch 
auf die für spätere Quartale bei der Post eingehenden 
Abonnementsgelder. 

c) Einer Handlung, welche schwer eintreibbare Außensi^de 
zur Einziehung übernimmt, wurde eine Forderung übertragen. 
Sie hatte in ihren Bedingungen zuvor erklärt: „Wir zahlen 
Ihnen von den Eingängen 50 Prozent nach Eingang, die 
weiteren 50 Prozent sind unser Eigentum'*, — und sodann 
einen Bevers ausgestellt, daß Cedent solange Eigentümer der 
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Forderung bleibe, bis er die ihm zukommenden 50 Prozent 
erhalten habe; falls die Forderung binnen zwei Jahren durch 
Zahlung oder Vergleich nicht erledigt sei, wolle sie dieselbe 
zurückcedieren. 

d) A. hat eine verzinsliche Hypothek von 20 000 Jl gegen 
Empfang von 14 000 Jl mit der Abrede abgetreten, daß es 
ihm frei stehen sollte, innerhalb vier Monaten die Hypothek 
mit 15 500 Jl zurückzukaufen. 

e) Aus der Prozeßvollmacht eines Rechtsanwaltes: „Ich cediere 
meinem Anwalte unter Vorbehalt der Abrechnung und unter 
Haftung für Einbringlichkeit die von dem Gegner zu er- 
stattenden Prozeßkosten bis zur Höhe seiner Forderung 
gegen mich." 

f) Als S. von G. ein Darlehn aufnahm, übertrug er ihnn zur 
Sicherheit dieser Darlehnsschuld ein Guthaben, welches S. 
an Z. hatte. Die Urkunde hieß: „Cedent darf den Betrag von 
Z. einziehen, sobald er dem G. dafür andere geeignete For- 
derungen abtritt. Eine Benachrichtigung des Schuldners Z. 

. soll nicht erfolgen." 

g) Fendt klagte als Cessionar eine Geldforderung ein und be- 
zog sich zur Legitimation auf das der Schuldverschreibung 
von dem ursprünglichen Gläubiger beigesetzte Giro: „Für 
mich an die Ordre des Herrn Fendt. Wert empfangen. Ben- 
jamin Hanau." 

h) Ein Beamter, welcher eine Kaution zur Staatskasse hinter- 
legt hat, verkauft, während er noch im Dienste ist, seinen 
gegen den Fiskus ihm zukommenden Anspruch. 

i) Der Mieter einer größeren Wohnung tritt einem Verwandten 
zwei Zimmer gegen eine bestimmte, an ihn zu zahlende Ver- 
gütung ab. 

k) Der Käufer und jetzige Eigentümer einer Ware, der über 
den Erwerb derselben von seinem Bechtsvorgänger eine 
Faktura angestellt erhalten hat, überträgt diese letztere auf 
einen neuen Käufer. 

1) „Volks-Kaffee-Hallen, geöf&iet von früh Ygö Uhr an. Es 
wird verabreicht: Kaffee zu 5 «^ etc. etc. 

Marken zu 5 «^, welche sich besonders zu Geschenken an 
Bedürftige eignen und in den drei Hallen verwendet werden 
können, sind in allen drei Hallen zu haben." 

m) A. hatte dem B. gegenüber Lieferung von Getreide x^er 
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bestimmter Art und Menge unter der Bedingung der Preis- 
zahlung Zug um Zug gegen Lieferung der verkauften Ware 
versprochen, dann aber alle seine Rechte aus diesem Handels- 
geschäfte an den C. abgetreten. 

n) Zwei Bauunternehmer hatten einen Bau auszufahren sich 
verpflichtet und von vornherein dem Bankhause, welches 
ihnen die Mittel zur Ausführung vorschoß, ihren Anspruch 
auf den ihnen nach Ausfährung des Baues für denselben zu 
zahlenden Preis abgetreten. 

o) „^/g Theater- Abonnement, Seitenbalkon rechts, Serie braun, 
ist 1. Januar zu vergeben." 

p) Zwei Personen betrieben in Gesellschaft ein Geschäft und 
lösten dieses dahin auf, daß das Geschäft mit allen Aktiven 
und Passiven auf den einen der Gesellschafter allein über- 
ging- 

q) „Beabsichtige meine Hotelpachtung, erstes Beisehotel einer 
Kreis- und Gamisonstadt mit hohen Schulen und Gerichten, 
nur krankheitshalber zu cedieren. Zur Übernahme sind 
25000^ erforderlich." 

r) X. verkauft seinen Pfandschein zum städtischen Leihhause, 
wonach er ein Einlösungsrecht der versetzten ühr h«t. 

s) Der Gutsbesitzer Fell verkaufte sein bei Bromberg gelegenes 
Gut an den Landwirt Bäcker und behielt sich bis zur völligen 
Abtragung des Kaufpreises das Eigentum vor. Nachdem 
Bäcker die Hälfte des Kaufpreises ratenweise bezahlt hatte, 
cedierte Fell sein Forderungsrecht an Beinecke und über- 
trug demselben zugleich die aus dem Eigentumsvorbehalte 
ihm zustehenden Bechte. 

t) Zwischen M. und N. kommt der Verkauf eines Gutes zu 

stände, wobei M., der mit dem Gutsnachbar 0. über das 

Eigentum eines Ackers seit einiger Zeit in Streit lebt, seine, 

allerdings bestrittenen, Ansprüche auf besagten Acker dem 

N. mit zuweist. 

Vgl. Bevid. Land-Becht des Herzogtums Preußen von 1685 

(verbessertes Land-Becht des Königreichs Preußen von 1721) 

Buch IV Tii VI Art. V § 8 : „Da auch jemands zu einem Zusprüche, 

Action oder Klage hätte, sie seyn zu eines Person, oder auff 

Güter: So mag er dieselben wo einem anderen übergeben, cedieren 

und verkaufEen . . ." 

u) A. hatte sein gesamtes Haus- und Wirtschaftsinventar dem 
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B. verkauft und überliefert, von demselben es aber mietweise 
bis auf weiteres überlassen erhalten. B. schließt mit C. einen 
Vertrag, der durch folgende, unter jenen Verkaufsvertrag 
gesetzte, Erklärung zum Ausdrucke kommt: ,, Vorstehenden 
Vertrag cediere ich mit allen Rechten imd Klagen . . .** 
3. S. hatte dem G., einem seiner Gläubiger, eine ihm, dem S., 
zugehörige Schuldverschreibung, in welcher ihm Erbrechte ver- 
pfändet waren, übergeben: „Aus derselben sollen Ihnen nunmehr 
dieselben Rechte zustehen, welche mir aus diesem Dokumente 
zustehen, für etwaige Forderungen, welche Sie an mich haben 
sollten ... Sie sind berechtigt, dieses Dokument anderweit zu 
hinterlegen . . . nach Begleichung meiner Schuld geben Sie mir 
meine Sicherheit zurück." 
S. fiel später in Eonkurs. 

Welche Rechtsstellung kommt dem Gläubiger G. zu? Und was 
gehört zur Eonkursmasse? 

3. Es ist neuerdings mehrfach festgestellt worden, daß 
Forderungen, die in ihrem Rechtsgrunde zweifelhaft und von dem 
Schuldner bestritten waren, von dem Fordemden an eine ganz 
arme Person übertragen wurden, die nunmehr die streitige Schuld 
einklagt, nachdem sie sich das Armenrecht erwirkt hat. Wird 
der Prozeß gewonnen, so bekommt der EQäger eine kleine Ent- 
schädigung und liefert das Übrige ab; verliert er, so hat er an 
Eosten nichts zu zahlen, und der Gegner ist gepreUt. 

In einem derartigen Prozesse, der kürzlich vor dem Land- 
gerichte Hamburg anhängig wurde, bestritt der Anwalt des Be- 
klagten die Rechtsgültigkeit der Übertragung an den bettelarmen 
Kläger, weil dieser „ein mächtigerer Gläubiger" w^e. 

L. 2 C. ne liceat potentioribns etc. (2, 13 [14]); cf. c. 2 X. de 
alienatione iudicii mutandi causa facta (1, 42). 

Manche Juristen fanden dies nach römischem und gemeinem 
Rechte nicht unbedenklich ( — mit Fug?). Wie steht es damit 
nach dem Rechte des GBes.? 



Lxxn 



1. Die vermögenslose Witwe eines Staatsdieners, die eine 
in monatlichen Raten zahlbare Pension von 800 J( jährlich be- 
zieht, hatte zur Deckung einer Schuld von 3600 Ji monatliche 
Beträge von je 25 ^ an den Gläubiger abgetreten. Dann wiU 
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sie diese Übertragang nicht als rechtsgültig anerkennen, weü Ali- 
mentenforderongen nicht abgetreten werden dürfen. 
Mit Recht? 

2. Ein Rentner S. aus Charlottenburg geriet in einer größeren 
Gesellschaft mit einem Herrn in Streit und gab ihm schließlich 
eine Ohrfeige. Das gab zimächst eine große Aufregung, dann 
aber beruhigte man sich einigermaßen wieder, und einige An- 
wesende machten Sühneversuche. Mit Einverständnis der beiden 
Hauptbeteiligten wurde endlich aus der Gesellschaft heraus ein 
Schieds- imd Sühnegericht gebildet, dessen Spruch bindend sein 
sollte. Dieser Gerichtshof verurteilte S. zu 1000 Jl Geldstrafe, 
und der Verurteilte unterschrieb denn auch eine Bescheinigung, 
daß er dem Geschlagenen als Sühne für die Ohrfeige 1000 JH 
schulde. 

Der Gläubiger forderte nun aber die Schuld nicht selbst ein, 
sondern übertrug seine Forderung an den Hauseigentümer F., 
und dieser verklagte S., weil er sich weigerte, ihm die Summe 
zu zahlen, da es sich nur um eine Biertischgeschichte handle 
und im übrigen klageberechtigter Gläubiger nur der Geschlagene 
persönlich wäre. 

Ist der Einwand begründet? 

3. Bei einer Gutsübernahme hatte sich der übernehmende 
Sohn unter anderem verpflichtet, seinen Eltern „&^ deren 
Verlangen" wöchentlich 8 Jl Taschengeld zu geben. Diese 
Forderung wurde von einem Gläubiger des Vaters mit Beschlag 
belegt ; der Sohn aber widerspricht der Berechtigung dieses und 
verlangt Aufhebung der Pfändung. 

Entscheidung? 

4. Einem Gutsbesitzer hat sich eine Bank verpflichtet, einen 
Kredit bis zur Höhe von 30000 Jl zu gewähren und ihm je 
nach Wunsch in den nächsten drei Jahren diese Smnme leih- 
weise zur Verfügung zu stellen. 

Ein Gläubiger des mittlerweile ganz verschuldeten Guts- 
besitzers erföhrt dieses und fragt an, ob er die hier fragliche 
Forderung nicht zwecks seiner Befriedigung pfänden lassen könne? 

5. Ein Bauunternehmer hatte einer Hypothekenbank für ein 
Darlehn, welches je nach dem Fortschritte des Baues auszuzahlen 
war, eine Hjrpothek bestellt. Dabei war besonders ausgemacht 
worden, daß der Darlehnsempfänger seinen Anspruch auf noch 
abzuhebende Raten nicht übertragen dürfe. 

Später gerät der Unternehmer in N!ot und tritt noch aus- 
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stehende Summen einem Dritten trotz jenes Versprechens känf- 
lich ab. 

Welche Rechtsfolgen knüpfen sich hieran? 



6* Der Handlungsgehilfe Kraus hatte in einem Kaffeehaus eine 
Zechschuld von 17 J( stehen; um Ausstand zu erhalten giebt 
er seine Taschenuhr dem Wirt zur Sicherheit. Da er aber nicht 
zahlt, überweist der Wirt jene Schuld an Hirschel, einen Kollegen 
des Kraus, fär bar gezahlte 12 Ji, ohne von der Uhr etwas 
zu erwähnen. 

a) Kann jetzt nicht Kraus seine Uhr zurückfordern? Oder 
kann Hirschel sie verlangen? Wie gestaltet sich überhaupt» 
in genauer juristischer Erwägung und Fassung, das Rechts- 
verhältnis bezüglich der versetzten Uhr? 

b) Ist es von Einfluß, ob Hirschel von der gewährten Sicher- 
heit Kenntnis hatte? Hätte er sich dann nicht ausdrück- 
lich ausbedingen müssen, daß ihm die Sache herausgegeben 
wurde? 

c) Wird, im Falle der Wirt die Uhr freiwillig bei der Zahlung 
an Hirschel giebt, dadurch ein Rechtsverhältnis zwischen 
letzterem und Kraus begründet? 

d) Wenn Hirschel ein notorisch lüderlicher Mensch ist, der 
dann die wertvolle Uhr durchbringt: kann sich Kraus wegen 
des Schadens an den Wirt halten? Genügt es für Kraus, 
wenn er auf den Hinweis des Wirtes, daß HirscheL ja 
zahlungsfähig sei, entgegnet, daß derselbe jetzt in einem 
anderen Amtsgerichtsbezirke, als sie beide, wohne? 



T.xxm 



1. Ein Cedent war am Tage nach der Cession verstorben. Sein 
Erbe gewährt dem Schuldner auf dessen Bitten einen Zahlungs- 
aufschub von 6 Monaten. Nun erst wird durch Auftreten des 
Cessionars die Übertragung bekannt. 

Kann der Schuldner sich auf die Fristgestattung berufen oder 
nicht? 

3. G. überträgt am 10. Juli eine Forderung auf Kaufgeld 
gegen den S. an den C. Am 12. Juli kauft S. eine Forderung, 
welche X. gegen G. hatte. 

Kann er damit dem C. gegenüber aufrechnen oder nicht? 

3* Der Verkäufer hat seine Forderung auf Kaufgeld codiert: 
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a) Kann der Käufer dem Cessionar gegenüber sich darauf be- 
rufen, daß die verkaufte Sache nicht ordentlich im stände 
gewesen sei? 

b) Oder darauf, daß der Cessionar den Preis für die ihm ab- 
getretene Forderung noch nicht entrichtet habe? 

c) Oder kann er vorschützen, daß soeben jemand von ihm die 
cedierte Schuld eingefordert — oder vielleicht schon eia- 
kassiert habe, dem der Verkäufer noch vor einer Stunde 
dieselbe, wie sich jetzt zeige, zum zweitenmal codiert hatte? 

d) Wenn in dem erwähnten Falle der Drittschuldner noch nicht 
bezahlt hat: kann der jetzt auftretende Cessionar die Zahlung 
an den Cedenten oder einen anderen Cessionar dadurch ver- 
hindern, daß er dem debitor cessus die notarielle Cessions- 
urkunde vorzeigt, oder müßte er ihm den codierten Schuld- 
schein vorweisen können? 

4. Bichart hatte gegen Zenker eine Forderung von 1200 Jl, 
welche Bichart an Magnus am 17. Januar cedierte. Am 9. Februar 
machte Magnus dem Zenker hiervon Anzeige. Inzwischen hatte 
aber Hasting, ein Gläubiger des Bichart, auf Grund eines gegen 
den letzteren erstrittenen obsiegenden ürteiles bei dem Amtsgerichte 
den Antrag gestellt, jene Forderung des Bichart an Zenker zu 
pfönden. Das Gericht gab dem statt und verfugte am 27. Januar 
die Pfändung jener Forderung, wobei es dem Zenker verbot, bei 
Meidung doppelter Zahlung weder an Bichart noch an sonst je- 
manden zu bezahlen. Die Zustellung dieser Yerfagung an Bichart 
und an Zenker erfolgte am 29. Januar. 

Hiemach erhob Magnus Klage gegen Hasting mit dem An- 
trage, den Kläger als Eigentümer der fraglichen Forderung an- 
zuerkennen und die geschehene Pfändung aufzuheben. 

Ist das Klagebegehren begründet? 

5. Moor trat gegen Perpente als Cessionar des Beinach, welcher 
eine Geldforderung gegen Perpente hatte^ gerichtlich auf. Beklagter 
entgegnete, daß die Cession nur zum Scheiae abgeschlossen sei. 
Moor aber erwiderte, daß dies nur ihn und den Gläubiger etwas 
angehe; der Schuldner habe kein verletztes Interesse, indem ihm 
gegen den Cessionar alle Eiareden offen blieben, die er dem 
Cedenten selbst hätte entgegensetzen können. 

Wie ist über diesen, sich nicht selten ereignenden Streitfall 
richtig zu erkennen? Wie verhält sich dazu GB. 405? 

6. Es kaufb jemand ein Grundstück und bezahlt den Kauf- 
preis an den Cessionar des Verkäufers. Darauf meldet sich ein 
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Dritter, weist nach, daß er der wirkliclie Eigentümer des Grund- 
stückes ist und entwehrt es dem Käufer (GB. 440). 

An wen kann sich der letztere wegen des von ihm erlittenen 
Schadens halten? 

7. Der Cessionar Laackmann verklagt den Drittschnldner 
Heindrichs wegen einer ihm von Mossaeus cedierten Darlehnsfor- 
demng auf 200 Jl* Heindrichs wendet ein, daß er von Schiebe 
eine Forderung auf rückständiges Eaufgeld gegen Mussaeus auf 
300 Ji geerbt habe, wovon er nunmehr mit 200 Jl aufrechne, 
während er 100 «>4^ widerklagend von Laackmann herausverlange. 
Laackmann bestreitet die Zulässigkeit des Vorbringens. 

Wer ist im Rechte? 

8. Ein Belgier hat aus Lieferungsvertrögen eine Forderung 
gegen einen in Halle a. S. wohnenden Eaufinann. Er überträgt 
sie einem Geschäftsfreunde in Magdeburg. Als letzterer gericht- 
lich gegen den Schuldner vorgehen will, verlangt dieser zuvor 
Kautionsbestellung nach CPO. § 102: „Ausländer, welche als 
Kläger auftreten, haben dem Beklagten auf dessen Verlangen 
wegen der Prozeßkosten Sicherheit zu leisten." 

Ist die Einwendung des Beklagten gerechtfertigt? 

9. Kurth schuldete dem Maibier aus einem 1891 geschlossenen 
Hauskauf 15 000^, welche zu 4 ^/^ verzinslich in 10 Jahren 
zahlbar waren. Am 1. Juni 1898 wurde über das Vermögen des 
vorher flüchtig gewordenen Maibier Konkurs eröf&iet, und es 
erhielt am 3. Juni Kurth Anzeige von Ivers, daß ihm schon vor 
5 Jahren die Forderung an Kurth von Maibier abgetreten worden 
sei; nur um dessen Kredit zu schonen, habe er darüber ge- 
schwiegen und es geschehen lassen, daß sein Gedent die Zinsen 
weiter erhoben, die fortan ihm selbst zu entrichten seien. Ivers 
klagt hiemach auf den vorenthaltenen Teil der Zinsen gegen 
Kurth. 

Dieser setzt der Klage Aufrechnung mit einer Forderung 
entgegen, zu deren Begründung er sich auf folgende, von dem 
Kläger nicht bestrittene Thatsachen beruft: Für eine Schuld des 
Maibier bei dem dortigen Bankverein habe sich Goldbach ver- 
bürgt; dieselbe sei am 4. Juni 1898 fäUig. Am 28. Mai 1898 
habe Goldbach mit ihm, dem Kurth, einen Cessionsvertrag ge- 
schlossen, über welchen er folgende Urkunde zu den Akten 
giebt: „Ich cediere hiermit an Kurth, nachdem ich wegen meiner 
Valuten beledigt worden bin, von meiner Forderung aus ge- 
leisteter Bürgschaft an den Kaufmann Maibier den Betrag von 
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13 000 Jl^ ohne Vorbehalt und Neuerung, aber auch ohne 
Gewähr." 

Hiernach ist Urteil mit Entscheidungsgründen auszuarbeiten. 



LXXIV 



1* Der Verkäufer eines Hauses hat einen Best von Kaufgeld, 
den er noch zu fordern hat, einem armen Verwandten schenkungs- 
weise überwiesen. Am nächsten Tage reut es ihn; und als der 
Schuldner wieder eine Abschlagszahlung bringt, verschweigt er 
ihm die Übertragung und nimmt die Zahlung quittierend an. 

a) Da der Schuldner bezüglich dieser Bäte nach bekannten 
Bechtsgrundsätzen (welchen?) befreit ist, so wirft sich nun 
die Frage auf: Kann der Verwandte gegen den Cedenten 
auftreten? Welche actio käme in Frage? 

b) Was wäre zu bemerken, wenn der Drittschuldner überhaupt 
nicht zahlte und bei dem Vorgehen des beschenkten Verwandten 
gegen ihn sich als zahlungsunfähig herausstellte. Wäre es 
von Einfluß, ob derselbe schon zur Zeit der zwischen dem 
Verkäufer und seinem Verwandten getroffenen Verabredung 
insolvent war oder es erst hinterher wurde? 

c) Wie stände es: wenn die fragliche Schuld zur Zeit der Cession 
schon getilgt gewesen wäre? Oder dieselbe wegen eines Nich- 
tigkeitsgrundes bei dem Begründungsakt überhaupt nicht be- 
standen hätte? 

2. A. cedierte am 1. Juni dem B. verkäuflich eine Forderung 
gegen G. und versprach, dem B. längstens binnen 14 Tagen eine 
Urkunde auszustellen, welche dem B. zur Beitreibung der ce- 
dierten Forderung nötig war. A. versäumte dies aber, und C. 
wurde insolvent. 

Kann nun B. gegen A. mit einer Ersatzklage auftreten? 

3. Konrad Lenz verkauft dem Georg Erdmann Wildpret für 
52 Jl, Der Kaufpreis soll dadurch gedeckt werden, daß Erd- 
mann dem Lenz eine Forderung auf 60 ^ gegen Michael Greim 
cediert. Wie aber Lenz von dem Schuldner Zahlung verlangt, 
ist dieser insolvent, und es stellt sich heraus, daß er es auch 
schon zur Zeit der Cession war. 

a) Kann Lenz von Erdmann 52 «/# fordern? 

b) Würde es von Einfluß sein, ob Erdmann gewußt hat, daß 
Greim nicht zahlungsfähig war? 

c) Wie stände es, wenn beide, Lenz und Erdmann, hierüber im 
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klaren waren, aber annahmen, daß Greim sich wieder er- 
holen werde? 

4« Daum hatte eine angebliche Kanfschillingsforderung gegen 
Hom eingeklagt und sie im Laufe des Prozesses an Speyer in 
Anrechnnng auf eine Schuld des Daum codiert. Hom hatte 
eingewendet, daß das Kaufgeschäft nur ein Scheingeschäfb ge- 
wesen sei (der wahre Käufer sollte Homs Schwiegersohn Eisen- 
hauer gewesen sein) — und erbrachte diesen Beweis bis zum 
ErfuUungseid. Jetzt trat Speyer urkundlich „alle ihm aus der 
Gessionsurkunde gegen Hom, sowie gegen dessen Schwiegersohn 
Eisenhauer zustehenden Forderungs- und Klagansprüche mit allen 
ihm zustehenden Rechten an Marcus Nathan käuflich ab;" und 
nachdem dieser in den Prozeß eingetreten war, schwur Hom den 
Erfiillungseid und die gegen ihn erhobene Kaufgeldklage wurde 
abgewiesen. 

Nunmehr nahm Nathan sofort seinen Bückgriff an den ersten 
Oedenten Daum und verlangte von diesem, gestützt auf dessen 
Haftung für den Bestand der abgetretenen Forderung, Ersatz 
ihres Betrages und der in dem Prozesse gegen Hom auf- 
gewendeten Kosten. Daum bestritt die Zulässigkeit der Klage 
wegen mangelnder Aktivlegitimation des Nathan, gegen ihn auf- 
OTitreten. 

Wie ist zu erkennen? 



LXXV 

1« Welche juristischen Begriffe tret^i in den folgenden Ver- 
fügungen in Anwendung? 

a) Beim Verkaufe eines Hauses für 30 000 Jl wird ausbe- 
dungen: 10 000 Jl Anzahlung, für 10 000 Jl Übernahme 
der auf dem Hause bestehenden Hypothek, der Best bleibt 
verzinslich zwei Jahre stehen. 

b) Wolffhardt yermietet an Schlosser ein Haus mit Garten, und 
letzterer verspricht, die Grund- und Gebäudesteuer zu tragen. 

€) unter einem Schuldschein bemerkt der Bruder des Darlehns- 
nehmers: „Für obige Sunune bin ich gut und hafte selbst- 
schuldnerisch dafär." 

d) Der Gutsinspektor Kohl wird von Windig zu einem Vieh- 
handel mit Feld bewogen, indem Windig erklärt, daß er bei 
berechtigten Begreßansprüchen der Gutsherrschafb an Kohl 
diesen Nachteil aus seiner Tasche bestreiten werde. 
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e) Schade kauft eine Hokschneidemühle und übernimmt von 
den Erben des seitherigen Inhabers alle mit dem Geschäfte 
verbundenen Aktiva und Passiva. 

f ) S. übermittelt seinem Gläubiger 0. einen Schein, auf welchem 
er den A. ersucht, den dem G. geschuldeten Betrag in drei 
Monaten zu zahlen. A. setzt auf die Urkunde: „Einver- 
standen. A." 

g) Eegierungsrat Kiefer hat vom Bauunternehmer Perl eine 
Wohnung auf fünf Jahre gemietet, möchte sie aber nach 
einiger Zeit mit einer anderen geräumigeren Wohnung ver- 
tauschen. Perl erklärt, daß er nichts einwende, wenn Kiefer 
einen anderen guten Mieter stelle. Dieser findet als solchen 
den Oberstlieutenant von Booch, mit welchem Perl nun einen 
Mietvertrag meder auf fünf Jahre schließt. 

h) Beim Kaufe eines Bauerngutes war ausgemacht worden: 
„ . . . Käufer übernimmt die Ansprüche der Elisabeth Theiß, 
welche die an den Verkäufer auf 800 Jl angeblich rück-, 
ständigen Erbgelder geltend macht, zu befriedigen." 

i) Die Provinzialverwaltung der Bheinprovinz hatte einer Q^- 
gesellschaft die Benutzung einer früheren Staatsstraße zu 
Gasleitungen gestattet. Bei der jüngsten Vergrößerung des 
Weichbildes der Stadt Köln hat die Provinzialverwaltung 
der Stadt die Verwaltung jener Straße übertragen und 
dabei die Bedingung gestellt, daß die zu Recht bestehenden 
Gebrauchs- und Nutzungsrechte zu achten seien, und die 
Stadt in die früheren Rechte und Pflichten der früheren 
Verwaltung einzutreten habe. 

2. Mühler wurde von Schölten auf Grund einer Urkunde 
verklagt, worin Beklagter in betreff einer Schuld seines Sohnes 
an den Kläger erklärt: „Mein Sohn hat mir gegen Übernahme 
seiner Schuld anderweit genügende Sicherheit gegeben, und über- 
nehme ich hierdurch die Schuld meines Sohnes an Herrn Schölten", 
worauf die Beredungen wegen Zahlung und Verzinsung der zu- 
sammengezählten gesamten Schuld des Beklagten an Schölten sich 
anschließen. 

Welche Rechtsakte und Rechtsverhältnisse liegen hier unter 
den Beteiligten vor? Ist der Klaganspruch begründet? 

3. Grosmann schuldete an Schaper ein auf dem Hause des 
ersteren hypothekarisch eingetragenes Kapital von 4000 Jlt zu 
dessen fernerer Sicherung er dem Schaper außerdem eine ihm, 
dem Großmann, selbst zuständige hypothekarische Obligation als 

Stammler, Übungen I. 16 
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Faustpfand übergeben hatte. Grosmann vei^ußerte darauf sein 
Haus an den Bentner Bahn, welcher in dem Kaufvertrage jenes 
Kapital von 4000 Jl als eigene Schuld übernahm; später über- 
trug Bahn das Grundstück verkäuflich an die Witwe Callmann, 
und auch diese übernahm dabei die fragliche Schuld von 4000 Jl 
vertragsmäßig als die ihrige. 

Hiemächst belangte Grosmann den Schaper auf Bückgabe der 
ihm zum Faustpfande übergebenen Obligation, mit der Behauptung, 
seine, des Klägers, Pfandsohuld sei dadurch erloschen, daß Be- 
klagter von Bahn Zinsen angenommen und jetzt der Witwe Call- 
mann das Kapital gekündigt hace. 

Beklagter hält dieses deshalb für gleichgültig, weil er den 
Grosmann aus seiner Schuld nicht ausdrücklich entlassen habe. 

Wie ist zu erkennen? 
4. A. hat der B. ein Darlehn von 8000 ^ gegeben, welches 
Kapital auf zwei Häusern der letzteren pfandrechtlich sicher ge- 
. stellt wurde. Nachmals verkauft B. diese Häuser ihren Söhnen 
M. und N., läßt einen bedeutenden Teil des Kaufschillings auf 
den Grundstücken sicher stellen und vereinbart auch mit den 
Söhnen, daß sie die 8000 ,/^ zur Bezahlung von A. übernehmen 
sollen. Auf späteres Ansuchen des M. und des N. willigt A. in 
die Löschung seines Pfandrechtes; worauf bei späterhin erfolgen- 
der Einforderung der 8000 ^ von B. ihm entgegnet wird, daß 
er sich nach den von ihm freiwillig übernommenen Verhand- 
lungen mit M. und N. nun auch weiterhin ausschließlich an diese 
zu halten habe. 

Ist dieses richtig, und haftet ihm die B. gar nicht mehr? 

5« F. stellte eine Urkunde aus, in welcher er bestätigte, von 
seiner Schwester G. ein Darlehen von 7000 ^ erhalten zu haben, 
sich verpflichtete, dasselbe mit 4 ^/^ jährlich zu verzinsen, und 
zugleich erklärte, daß er sie an jener Summe, welche er bei dem 
Bankhause H. zinstragend angelegt habe, derart beteüige, daß sie 
darüber jederzeit, gegen acht Tage vorausgehende Aufkündigung, 
nach Belieben verfügen könne. Die G. nahm diese Urkunde still- 
schweigend hin. Etwa 10 Jahre später verklagt sie den P. auf 
Zahlung der 7000 Jt, und es wird ihr eingewendet, daß sie 
sich nur an das Bankhaus H., an welches sie angewiesen sei, zu 
halten habe. 

Welche Entscheidung ist zu treffen? 

6« „A. hatte von B. eine Fabrik gekauft und in Anrechnung 
auf das Kaufgeld hypothekarische Schulden, die auf der Fabrik 
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lasteten, übernommen; dabei hatte A. versprochen, binnen be- 
stimmter Frist jene Hypotheken zu tilgen, und die Schuldver- 
schreibungen der Gläubiger mit einem Anerkennungsvermerke 
seinerseits versehen. Da A. aber nicht zahlte und die Gläubiger 
drängten, so entschloß sich B., diese zu bezahlen, indem er sich 
ihre Rechte aus den einzelnen Verschreibungen cedieren ließ. 

B. verlangte nunmehr von A., nach erfolgter Kündigung, 
Zahlung auf Höhe der gedachten Forderungen. 

A. entgegnete, daß nach dem Thatbestande doch nur von der 
Verkaufsklage die Bede sein könne; dieser aber setze er die Ein- 
rede drohender Eviktion entgegen, indem ein Dritter inzwischen 
eine auf der Fabrik lastende Bealforderung angemeldet habe, von 
der bei den früheren Kauf^erhandlungen keine Bede gewesen. 

Der klägerische Vertreter replizierte, daß er die Klage nicht 
aus dem Verkaufe, sondern aus der Gession angestellt habe." 

(Aus Delbbück, Die Übernahme fremder Schulden.) 

7. Am 9. April 1895 entlieh Konrad Zinßer von der Spar- 
kasse Groß-Felda die Summe von 1500 ^ mit Zinsen zu 5 ^/^ 
auf vierteljährliche Kündigung; in der Schuldverschreibung ver- 
bürgte sich für ihn sein Bruder Heinrich Zinßer. Noch ehe die 
Forderung gekündigt war, wurde gegen Konrad Zinßer Konkurs- 
verfahren eingeleitet, in welchem am 18. Mai 1897 ein Vergleich 
zu stände kam, worin es unter anderem hieß: Heinrich Zinßer 
übernimmt sämtliche Schulden, darunter auch jene Forderung der 
Sparkasse, gegen Übergabe des gesamten gemeinschuldnerischen 
Vermögens an ihn. Ein Zahlungsziel wurde für die Sparkasse nicht 
bestimmt. Am 4. September 1897 wurde der Vergleich gericht- 
lich bestätigt und das Vermögen dem Heinrich Zinßer überwiesen, 
auch die Immobilien am 22. Juli 1898 auf ihn überschrieben. 

Am 31. Dezember 1897 hatte die Sparkasse dem Heinrich 
Zinßer das Kapital gekündigt; da er nicht zahlte, erhob sie am 
9. September 1898 Klage. 

Beklagter beantragt Abweisung der Klage. Aus der alten 
Schuld könne nicht mehr geklagt werden, weil der Bürge nur 
accessorisch hafte, die Schuld des Konrad Zinßer aber durch 
die Übernahme derselben seitens des Beklagten nicht mehr be- 
stehe; denn bei der Schuldübemahme scheide notwendiger Weise 
(GB. 414) der alte Schuldner aus und werde also der Bürge be- 
freit. Aus dem Vergleiche wiederum sei die Klage verfrüht; aus 
diesem sei Beklagter erst vom 22. Juli 1898 an haftbar gewesen, 
da es sich um gegenseitigen Vertrag dabei gehandelt habe und 

16* 
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vor der Erfüllung ihrerseits die Gläubiger gegen ihn nicht vor- 
gehen könnten; erst von da ab hätte die Sparkasse kündigen 
können, was sie bis znm jetzigen Zeitpunkte überhaupt noch 
nicht gethan. 

Wie hat die Entscheidung dieses Falles auf der Grundlage 
des GBes. begründetermaßen zu lauten? 



LXXVI 



1. Auf manchen Rechnungen auswärtiger Firmen findet sich 
die Bemerkung: „Der Schein über Einzahlung des anbei be- 
rechneten Betrages zur Post mittels Postanweisung an uns gilt 
als Quittung.*^ 

Genügt dies nach den hierüber geltenden Sätzen des GBes.? 

2. Einem Arbeiter war seitens der Invaliditöts- und Alters- 
versicherungsanstalt der von ihm angemeldete Anspruch auf 
Invalidenrente anerkannt und die Postkasse angewiesen worden, 
ihm den Betrag vom 18. Juli v. J. an mit 10 JC auszahlen zu 
lassen. Der infolge seiner Invalidität verarmte Bentenberechtigte 
war aber bei Zustellung der Bentenquittung so krank, daß es 
ihm unmöglich war, das Quittungsformular mit seiner eigen- 
händigen Unterschrift zu versehen. Darum wurde die Orts- 
behörde veranlaßt, nach genommener Einsicht diese Sachlage, 
sowie daß der Bentenberechtigte geschäftsfähig sei, amtlich auf 
dem Quittungsformular zu bescheinigen, und die Postkasse nun- 
mehr ersucht, auf Grund dieses behördlichen Ausweises die 
Zahlung zu veranlassen; zumal dadurch dem Arbeiter die Mög- 
lichkeit erö&et war, sich eine gesündere Krankenkost, eine 
Flasche stärkenden Weines und dergleichen zur Wiederbelebung 
und Erfrischung seiner der äußersten Erschöpfung verfallenen 
Kräfte zu beschaffen. 

Die Postkasse lehnte indes die Zahlung ab und gab den 
Bescheid, daß die Auszahlung der Beute so lange unterbleiben 
müsse, bis der Empfönger im stände sei, die Unterschrift selbst 
zu vollziehen; falls er stürbe, würde die Beute an die berech- 
tigten Erben gezahlt. GB. 368 nötige sie hierzu. 

Ist dies richtig? 

3. Der verstorbene Schulrektor Nicolai hinterläßt bei seinem 
Tode eine Schuld von nahezu 1200 Jl bei dem Kaufinann Ober- 
man. Die Witwe zahlt in kleinen Baten langsam ab. Als sie den 
letzten schuldigen Posten abführt und nun an Stelle der Abschlags- 
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qtiittungen eine allgemeine Quittung verlangt, verspricht auch 
Oberman eine solche; allein er hält sie nachmals lange damit hin, 
unter dem Vorwande, weil er erst weiter nachsehen müsse, ob 
nicht, wie er zu vermuten Ursache habe, noch Posten rück- 
ständig wären. 

Die Witwe Nicolai weiß aber zuverlässig, daß sie nichts mehr 
schuldig ist, und besorgt weniger bei ihrem Leben, als vielmehr 
nach ihrem Tode unbegründete Ansprüche. Dieser Besorgnis 
möchte sie gern zuvorkommen. 

Wie kann sie solches auf rechtlichem Wege anfangen? 

4. „Zahlung von Beträgen unter 20 J( kann der Porto- 
erspamis halber an meinen Leipziger Vertreter Herrn H. Hucke, 
Königstraße 2, geschehen; doch bitte ich, mir davon i>er Post- 
karte Anzeige zu machen. 

H. Welter, Sortiment und Antiquariat, Paris, Eue Bonaparte 59." 

a) Von welcher Eechtseinrichtung ist hier Gebrauch gemacht? 

b) Welche Berechtigungen und Verpflichtungen ergeben sich für 
die einzelnen Beteiligten daraus? 

c) In welcher Weise und in welchem Zeitpunkte wird die be- 
treffende Schuld getilgt? 

d) Steht die angegebene Beredung juristisch der Bemerkung 
gleich, die von Kohlengeschäfben öfter auf ihre Rechnungen 
gesetzt wird: „Zahlungen an uns können auch in dem und 
dem Tabakgeschäffc geleistet werden"? 

6. Wird in den folgenden Fällen die in Rede stehende 
Schuldforderung ordentlich getilgt? 

a) R. verkaufte eine Sache an den S. Dieser bleibt mit der 
Zahlung des Kaufgeldes in Rückstand und verkaufte bald 
darauf jene Sache an den T. um den gleichen Preis. R. und 
T. konunen dahin überein, daß T. einfach an den R. zahlen 
soU; was auch geschieht. 

b) Eine alleinstehende Dame hat eine größere Wohnung ge- 
mietet und verschiedene Zimmer im einzelnen vdeder ver- 
mietet. Sie stirbt plötzlich, und der Hauseigentümer fordert 
und erhält von den Zimmermietem ihr fälliges Mietgeld, 
das er nun auf seine Forderung an den Nachlaß der Ver- 
storbenen verrechnen will. 

c) Ein Privatmann ist einem Weinproduzenten für erhaltene 
Weinlieferungen eine größere Summe schuldig geworden. 
Als er von dem Reisenden jenes wieder einmal behufs Em- 
pfangnahme von Aufträgen besucht wird, bezahlt er diesem 
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den rückständigen Betrag gegen Quittung. Der Beisende 
liefert aber das Geld dem Weinproduzenten nicht ab. 

6. Eine Seiltänzergesellschaft; produziert sich auf dem Jahr- 
markte in einer kleinen Stadt im Freien. Während sie in voUer 
Thätigkeit ist, geht jemand mit einem Teller herum und sammelt 
Geld, — womit er sich aus dem Staube macht. Als der wirk- 
liche Kassierer der Gesellschaffc kam, hatten die Zuschauer alle 
schon bezahlt. 

Quid iuris? 

7. Bei einer Postanstalt erhebt ein Fremder postlagemde 
Wertbriefe, unter Vorzeigung einer gefälschten oder dem recht- 
mäßigen Besitzer entwendeten Paßkarte. 

Oder: auf Grund einer ordnungsgemäß ausgestellten Vollmacht, 
welche inzmschen aber von dem Prinzipal widerrufen worden ist. 
Ist die Post befreit? 

8. In der Stadt Lauterbach haben verschiedene Gastwirte 
übereinstimmend die Einrichtung getroffen, daß sie zur bequemeren 
Zahlungserledigung sogenannte Biermarken an die Gäste abgeben; 
diese müssen mindestens sieben Stück für eine Mark nehmen, haben 
dann aber ein Becht auf sieben Glas Bier zu je 15 «^. Dabei 
haben die Wirte verabredet, daß in jeder Wirtschaft auch die 
Biermarken des anderen in Zahlung genommen werden. 

a) Wie ist die Abrede zwischen den Gastwirten rechtlich zu 
charakterisieren ? 

b) Welches ist das Bechtsverhältnis des Biermarken verkaufen- 
den Wirtes zu dem kaufenden Gaste? 

c) Haben die Käufer von Marken des einen Wirtes gegen den 
anderen Wirt unmittelbar Ansprüche? 

d) Was liegt juristisch vor, wenn in der einen Wirtschaft mit 
Marken des anderen Gastwirtes bezahlt wird? 

e) Wenn der eine Wirt in Konkurs Mit; müssen die anderen 
noch weiter Marken des jetzigen Gemeinschuldners annehmen? 
Können sie, wenn sie solche angenommen haben, als Konkurs- 
gläubiger auftreten? 

9. Ein in Geldnot geratener Grundeigentümer verkauft sein 
mit Hypotheken belastetes Grundstück. Der Käufer bezahlt die 
hypothekarischen Gläubiger und liefert einen geringen Überschuß 
an den Verkäufer ab. 

Nach einiger Zeit macht der Käufer den geschehenen Kauf 
unter Durchführung der WandlungskU^e rückgängig. Er verlangt 
nun von den damals von ihm abgefundenen Gläubigem die ge- 
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zahlte Suxnme heraus, wird aber auf dahin erhobene Klage von 
dem Qerichte nach Antrag der Beklagten abgewiesen. 

Welche Erwägungen haben wohl das Gericht zu seinem ur- 
teile bestimmt? Sind dieselben vollstöndig durchschlagend, oder 
kann dem Abgemesenen Verfolgung eines Rechtsmittels angeraten 
werden? Würde es sich vielleicht empfehlen, wenn er mit dem 
dazu bereiten Verkäufer des Grundstücks gemeinschaftlich gegen 
die befriedigten Gläubiger vorginge? 

10« Ein Bauer kann eine Mlige Darlehnsschuld nicht bezahlen. 
Er bietet seinem Gläubiger an, daß dieser statt dessen ein Schwein 
annehmen solle; derselbe ist einverstanden. 

a) Ist dadurch die Darlehnsschuld getilgt? 

b) Wie ist es, wenn das Schwein dreimal soviel wert ist, als 
der Schuldbetrag? 

c) Welche Rechtsfolgen treten ein, wenn das Schwein gar nicht 
dem Bauer zu Eigentum gehört hat, sondern gestohlen war? 



11. „Äbachied deß Eeichs-Tags, Zu Begenspurg Anno 1654, 
auffgerioht, §§ 170—172: 

„Nachdeme auch in dem Frieden-Schluß versehen, daß bey 
gegenwärtigem Beichs-Tag auf billige Wege und Mittel gedacht 
werden solte, wie denjenigen Schuldnern, welche durch den Krieg 
ins Verderben konmien, dergestalt geholffen würde, damit aus 
denen zwischen ihnen und den Gläubigern einkommenen Klagen 
und Strittigkeiten nicht neue gefährliche Unruhe und Weiterung 
im Beiche entstehen möchten, . . . Setzen demnach, ordnen und 
wollen . . . 

So viel nun die Gapitalia anlangt, . . . von den Oreditonbits 
die sonsten auffkündlichen Gapitalia vor drei Jahren a dato dieses 
Reichs Abschieds nicht aufgekündigt werden sollen. Falls aber ein 
Oreditor, nach Verfließung erstgemeldter drey Jahren solche Auf- 
kündigung thäte, soU dem Debitori in den nädist darauf folgenden 
siebenden Jahren firey stehen und zugelassen seyn . . . auf den 
Fall er bey dieser Geld-klemmen Zeiten keine baare Mittel hätte, 
noch erlangen könte, durch Dargebung anderer beweg- und unbe- 
weglicher Güther, an statt baarer Bezahlung (jedoch daß dem 
Oreditori die Wahl nach Besag gemeiner Rechten firey st^e) auff 
derselben vorhergehende, zwischen den vorigen und gegenwärtigen 
Zeiten auf das Mittel gestellte billiche Schätzung abzulegen, der 
Oreditor aher solche anzunehmen schuldig seyn.*^ 

Von welchem Rechtsinstitut ist hier die Bede? Findet es sich 
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bereits im römischen Eechte? Was gelten „nach Besag gemeiner 
Eechten" über es noch ftir Besonderheiten? Wie ist es nach demGBe. ? 
12* Wie sind die kommenden Beredungen juristisch zu 
charakterisieren? 

a) Ein Darlehnsschuldner zahlt seinem Gläubiger die fälligen 
Summen in Banknoten aus. 

b) Die Eeichsbank nimmt bei Geldeinzahlungen Noten von Privat- 
banken nicht an; man verfugt sich daher zu einem benach- 
barten Geldwechsler und erhält von diesem gegen die Noten 
Goldmünzen oder Beichskassenscheine. 

c) „Bei Einkäufen von vier Mark nehme eine Annonce mit (25 
Pfennig) in Zahlung. G. Ohm, Schuh Warenlager." 

d) Ein Schuldner hat Wechsel über 1000 Ji zu bezahlen. Er 
kommt mit seinem Gläubiger überein, daß dieser Sachen 
des Schuldners für 300^ abnimmt, mit der Befugnis, das 
rückslÄndige Kaufgeld auf die Wechselschuld anzurechnen. 

13. Welche Eechtsakte liegen in den kommenden Fragen vor? 
Und welche juristischen Konsequenzen knüpfen sich jeweils an 
dieselben? 

a) Ein Beamter schuldete einen unverzinslichen Kaufgelder- 
betrag von 900 J( einem Weingutsbesitzer. Mittels notarieller 
Urkunde trat der letztere diese Forderung seiner Ehefrau 
ab. Der dabei zugezogene Schuldner erklärte in 'der Ur- 
kunde: „Ich, der Käufer, verspreche nun hiermit der Ehe- 
frau meines seitherigen Gläubigers diese 900 J( gegen 
sechsmonatliche Kündigung zu zahlen und von heute ab 
mit 5^/q zu verzinsen." 

b) Ein Drittschuldner, der von einer durch seinen Gläubiger 
vorgenommenen Oession zuML'g erfährt, erkennt den Ces- 
sionor in einem von diesem unbeantwortet gelassenen Briefe 
als seinen nunmehrigen Gläubiger an. 

c) Bei einer Vermögensübergabe unter Lebenden wurde der 
Übemehmer betreffs der Zahlung des ausbedungenen Ent- 
geltes an den Gläubiger des Übergebers zur 2iahlung ver- 
mesen. 

d) Drei Gemeinden haben an einem fiskalischen Walde eine 
Holzungsgerechtigkeit, deren Ausübung durch jene zu steten 
unerquicklichen Streitigkeiten Anlaß giebt. Es kommt end- 
lich ein Vertrag zu stände, vermöge dessen jenes Recht in 
ein solches auf regelmäßigen Bezug eines bestimmten Holz- 
deputates verwandelt wird. 
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e) Der älteste Sohn, der das väterliche Gut übernommen, hatte 
vertragsmäßig die beiden jüngeren Geschwister mit Geld und 
Naturalien abzufinden. Nachdem teilweise Bezahlung erfolgt 
ist, so erklären sich die Empfänger damit einverstanden, daß 
ihnen in einem halben Jahre anstatt der Bestleistungen ge- 
wisse Mobilien geliefert werden. 

f ) Ein dienendes Grundstück wird von einem darauf lastenden 
Wegerecht unter der Beredung befreit, daß jenes Becht auf 
ein anderes, dem Eigentümer des praeditMn servims gehöriges 
Grundstück verlegt wird. 

g) In den letzten Jahren sind häufig staatliche Schuldverschrei- 
bungen konvertiert worden. Der Fiskus macht alsdann von 
dem ihm zustehenden Kündigungsrechte Gebrauch und läßt 
den Inhabern der Obligationen die Wahl, ob sie Barzahlung 
zum Nominalwerte oder neue Schuldverschreibungen in 
gleicher Kapitalsuname, aber zu geringerem Zinsfuße, gegen 
ihre seitherigen eintauschen wollen. Häufig wird auch so 
verfahren, daß, im Falle der Kapitalist das letztere wShlt, 
seine Obligationen einfach von der fiskalischen Behörde ab- 
gestempelt werden. 

h) Ein Schuldner stellt seinem Gläubiger für die bestehende 
Schuld einen Wechsel aus; oder er sendet ihm einen Wechsel 
mit Indossament und dem Ersuchen, denselben „zur Gut- 
schrift" zu empfangen; oder er acceptiert einen wegen seiner 
Schuld von dem Gläubiger auf ihn gezogenen Wechsel. 

i) Als in der Mitte der fünfziger Jahre infolge der Entdeckung 
der kahfomischen Goldfelder ein massenhaftes Einströmen 
des Goldes und dadurch eine Verringerung des Goldagios ge- 
fürchtet wurde, so wurden zahlreich zu DarlehnsobHgationen 
die auf Gold lauteten, Nachtragsverträge aufgenommen, nach 
welchen nun der Gläubiger statt Gold Kurant zu einem ge- 
wissen Kurse des Goldes zu fordern hatte. 

k) Umschreibung einer Hypothek in landschaftliche Pfandbriefe. 
Die „Landschaften" sind eine Schöpfung Friedrichs des 
Großen. Es sind Bealkreditverbände von Grundbesitzern, 
mit dem Zwecke, den letzteren zu möglichst vorteilhaften 
Bedingungen Darlehen zu gewähren; die Mittel dazu ver- 
schaffen sie sich durch Ausgabe von Pfandbriefen, d. h. von 
Verschreibungen, die auf Grundlage der der Landschaft 
gegen ihre Schuldner zustehenden Hypothekenforderungen 
ausgegeben sind, und für welche femer sämtliche zu der 
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betreffenden Landschaft yerbundenen Grundbesitzer entweder 
solidariscli haften (das Utere Prinzip) oder ausschließlich 
mit einem Sicherheitsfond Garantie leisten (ein bei den 
neueren Instituten oft vorkommender Fall). 

Den Betrag eines gewünschten Darlehns empf^tngt ein 
Grundbesitzer nicht in bar, sondern in Pfandbriefen zum 
Nennwert, die dann von ihm weiter zu veräußern sind. 
Nun werden die Hypothekendarlehen von den Landschaften 
nur an erste Stelle gewährt; steht also eine Hypothek auf 
dem Gute, so muß diese abgelöst werden. Auf Grund vor- 
heriger näherer Verabredung tritt alsdann der Hypotheken- 
gläubiger der Landschaft seine Hypothek ab, und diese 
liefert dem Grundbesitzer für die nun erhaltene erste Hypo- 
thek die Pfandbriefe, welche sie an den mit Spezialvollmacht 
des Schuldners zur Empfangnahme befugten seitherigen 
Hypothekengläubiger übergiebt. 
14. Der Empfänger eines Schenkungsversprechens über 1 000^, 
zahlbar in sechs Monaten, hat den Schenkgeber gebeten, jene 
Summe lieber dem Bruder des Beschenkten zuzuwenden. Der 
Schenker verspricht es nun dem letzteren gegenüber, aber nur 
unter der Bedingung, daß er in jener genannten Frist eine in 
Aussicht stehende Erbschaft machen werde. 

Welches ist die rechtliche Wirkung dieses letzten Abkommens? 
16. Zwischen einem Gläubiger und seinem Schuldner, für 
welchen ein Bürge eingetreten war, mrd eine Abrechnung vor- 
genommen; dabei stellt sich ein Schuldrest zu Ungunsten des 
Schuldners heraus. Dieser stellt hierüber eine neue Schuld- 
verschreibung gegen Eückempfang der durchstrichenen älteren 
Schuldurkunde aus. 

Wie steht es nunmehr rechtlich mit der Haftung des Bürgen? 



Lxxvn 

!• Wie kann sich in folgenden Fällen der zur Leistung Ver- 
pflichtete helfen? Was für Gesetzesbestimmungen kommen dabei 
in Betracht? 

a) Es hat ein Verkäufer zwei Gebinde Cognac zu Uefem; der 
Käufer nimmt die zugesandten Gebinde nicht an. 

b) Von einer Stadtgemeinde ist ein Grundstück enteignet 
worden, dessen Eigentümer gestorben ist; die Erben sind 
unbekannt. 
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c) Der Nachbar des eben genannten Grundstückes behauptet, 
das seinige dem jetzt verstorbenen Anlieger verkauft zu 
haben; im Kau^reise sei er befriedigt. 

d) Eine Hamburger Tierhandlung sendet eine Partie Klapper- 
schlangen an die Direktion des Zoologischen Gartens zu X.; 
die die Sendung zurückweist, weil nach dem inzwischen 
geführten Briefwechsel nicht die richtigen Exemplare ange- 
kommen wären. 

2. Der Eigentümer eines Landgutes, auf welchem ein un- 
kündbares Fideikommißkapital eingetragen steht, war nach dem 
Tode des bisherigen Fideikommißinhabers darüber zweifelhaft, 
welchem Mitgliede der berechtigten Familie nunmehr der Zins- 
genuß zustehe, da die Stiftungsurkunde die Successionsordnung 
in der That nicht klar und bestimmt genug vorschrieb. 

Er hinterlegte deshalb die fälligen Zinsen mit der schrift- 
lichen Erklärung, daß er damit seine Schuld zu lösen beabsich- 
tige und dem Gerichte die Bestimmung überlasse, wer unter den 
mehreren Prätendenten jetzt der Gläubiger sei. 

War dieses nach dem GBe. korrekt verfahren? Welche Eechts- 
folgen werden eintreten; und wie steht es insbesondere mit der 
vom Schuldner angerufenen richterlichen Bestimmung? 

3. Der verstorbene Bäcker Belitz hatte der verehelichten 
Kumert, die mit ihrem Ehemanne in allgemeiner Gütergemein- 
schaft lebte, ein am nächsten Osterfeste auszuzahlendes Vermächt- 
nis in einem rechtsgültigen Testamente ausgesetzt. Dem Pächter 
Wallrodt, einem Gläubiger des Kumert wurde durch gerichtliche 
Verfügung der Anspruch auf dieses Vermächtnis zur eigenen 
Einziehung im Wege der Zwangsvollstreckung überwiesen. 

Im Juni des betreffenden Jahres verklagte der Gastwirt 
Wiesecke die Erben des Belitz auf Zahlung des oben genannten 
Vermächtnisses, das ihm von den Kumertschen Eheleuten als 
Leistung an Erfüllungsstatt abgetreten worden sei. 

Die Beklagten halten entgegen, daß sie auch von der Be- 
schlagnahme seitens des Wallrodt gebührend benachrichtigt worden 
seien ; sie könnten bis auf weiteres nicht wissen, wer nun eigent- 
lich der mrkliche Verfügungsberechtigte über das fragliche Ver- 
mächtnis sei. Indessen würden sie bereit sein, den Betrag des 
Vermächtnisses öffentlich zu hinterlegen; und bitten deshalb um 
kostenpflichtige Abweisung der Klage. 

Dem widerspricht der Kläger. Die Klage sei nach dem 
eigenen Vorbringen der Beklagten voll begründet. Nach dem 
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GBe. hätten sie im vorliegenden Fall kein Recht auf Hinter- 
legung. Wollten die Beklagten 1. 1 § 37 D. depositi (16, 3) und 
1. 3 C. de usuris (4, 32) heranziehen, so sei er zu der dort vor- 
geschlagenen Maßnahme erbötig. Dann käme aber nur GB. 232 ff. 
in Frage; und blieben die Prozeßkosten den Beklagten. 

Hiemach ist Urteil mit Entscheidungsgründen zu entwerfen. 



Lxxvm 

1. A. hat dem 6. ein unverzinsliches Darlehn von 300 J( ge- 
währt, bald darauf aber eines Abends gegen 400 J( im Spiele an 
B. verloren, ohne diese Summe an dem Spielabend bar bezahlen 
zu können. 

a) Wie steht es nunmehr mit den beiden Forderungen? Kann 

A. das Darlehn von B. einklagen? 

b) Ist es von rechtlichem Interesse, daß an dem fraglichen Abende 

B. zu A. gesagt hat: „Nun sind vdr quitt, wir woUen das 
Verlorene gegen mein Darlehn aufrechnen,'^ und daß darauf 
A. geantwortet hat, daß er damit einverstanden sei? Wie 
stände es, wenn A. auf jene Bemerkung gar nichts geant- 
wortet hätte? 

] 2. Ein Handwerksmeister hat gegen einen Gastwirt eine For- 

l derung von 100 ^, deren Bezahlung er von dem Schuldner 

gutwillig nicht erlangen kann. ^Eines Tages schickt er seinen 

Altgesellen nebst den übrigen Gesellen und Lehrlingen zu dem 

l Wirte und giebt diesen Anweisung, daß sie sich ordentlich 

\ auftragen lassen und auf seine, des M^eisters, Kosten zechen 

\ sollten. Dieses geschieht J^ Am Schlüsse zieht der Altgeselle die 

von dem Meister quittierte Rechnung heraus und überreicht sie 

dem verdutzten Wirte. 

Wie ist dieser Vorgang rechtlich aufzufassen? Und was er- 
giebt sich daraus hinsichtlich der Zulässigkeit des von dem Hand- 
werksmeister eingeschlagenen Verfahrens? 

3. Ein Miterbe X. verkauft seinen Erbanteil an den Y. Zum 
Zwecke dir Erbteilung werden die geerbten Grundstücke öffentlich 
versteigert, und Z., ein Gläubiger des X., ersteht sie. Bei der 
Auseinandersetzung unter den Miterben wird dem Y. die Kauf- 
geldforderung gegen den Z. zugewiesen. Nun will dieser letztere 
mit seiner Forderung gegen den X., den Rechtsvor^ger des Y., 
aufrechnen. 

Ist er hierzu berechtigt? 
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4. Einer Bank wird Geld geschickt, um es einem Privatmann 
auszuhändigen. Da sie gegen den letzteren selbst eine fällige 
Forderung hat, so behält sie einfach das Geld und setzt ihren 
Schuldner hiervon in Kenntnis. 

Ist dieses ohne weiteres zulässig? 

5. Zwischen dem Testamentsexekutor des verstorbenen Thomas 
Abercromby und dem Meier Bendheim war über verschiedene 
streitige Rechtsverhältnisse, insbesondere einen von dem letztge- 
nannten zu bezahlenden HauskaufschiUing, ein Vertrag abge- 
schlossen worden, in dem u. a. bestimmt war: „Der Testaments- 
vollstrecker bezahlt . . (es folgen drei Forderungen im Gesamt- 
betrage von 7300 Jly\ „Auf den Kaufschilling dürfen nur obige 
7300 Jl und auch diese nur auf die letzte Zahlung aufgerechnet 
werden." 

Als der Testamentsvollstrecker nun den Bestkaufschilling von 
15 000 Jl einklagte, wollte Meier Bendheim mit einer Forderung 
von 800 Pfund Sterling aufrechnen, die er von einem Gläubiger 
des Thomas Abercromby inzwischen erworben hatte; wogegen der 
Testamentsexekutor sich auf den obigen Vertrag berief, woraus 
die ünzulässigkeit der Aufrechnung sich ergäbe. 

Wie ist zu entscheiden? 



6. Auf dem Anwesen des F. ist für eine Kaufgeldforderung 
des G. eine Hypothek eingetragen. Letzterer stii-bt und wird von 
H. beerbt, der seinerseits ein Darlehnsschuldner des F. ist. 

Der F. möchte nun gern die Hypothek gelöscht sehen; welche 
Wege Rechtens kann er einschlagen? 

7. A. ist Gläubiger des B. zufolge Darlehnsvertrages vom 
2. Februar 1897 auf 600 Jl\ das Darlehn soU zu 57^, verzinst 
und mit den Zinsen nach anderthalb Jahren zurückgezahlt werden; 
bei nicht pünktlicher Zahlung tritt eine Vertragsstrafe von monat- 
lich \^ Jl ein. 

Am 2. Mai 1898 beerbt B. den C, welchem der A. aus Ver- 
käufen noch 300 Jl schuldet. Der A. erfährt von diesem Erwerbe 
zunächst nichts. 

Es fragt sich, wie es mit der Forderung des A. q^h Kapital, 
Zinsen und Vertragsstrafe weiter sich verhalte, wenn: 

a) die Forderung des C. gegen den A. gleichfalls mit 5^^ ver- 
zinst werden sollte? 

b) dieselbe unverzinslich war? 

8» Die Gewerbebank G. hat gegen den Schneidermeister S. 
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eine Forderung von 18 000 Jl^ von dieser Summe aber einst- 
weilen, um vorerst allzu hohe Prozeßkosten zu vermeiden, 600 Ut( 
eingeklagt. S. macht geltend, daß ihm sein Schwiegersohn ein 
Guthaben von 900 Jl gegen die Oewerbebank abgetreten habe, 
womit er bis zur Höhe der eingeklagten Forderung aufrechne. 
Es sind augenscheinlich folgende Möglichkeiten vorhanden: 

a) Die Klage wird lediglich wegen der geschehenen Aufrech- 
nung abgewiesen; 

b) Klägerin holt aus ihrem Bestguthaben soviel Hilfe, daß damit 
die Oegenforderung des Beklagten wieder eliminiert wird; 

c) es findet eine repliccdio eompensationis in der Art statt, 
daß damit die ganze Bestschuld jetzt in Aktion tritt und 
der Beklagte zu der Zahlung der Gesamtsumme, abzüglich 
seiner Gegenforderung, verurteilt wird. 

Für welche dieser Möglichkeiten hat sich das angegangene Ge- 
richt zutrefEenderweise zu entscheiden? 

9. Der Buchbindermeister Sandhftuser fordert von dem Lehrer 
Boberts durch Klage vor dem Amtsgerichte 116 J( für gelieferte 
Buchbinderarbeiten aus den letzten zyrei Jahren in einer mehrere 
Posten umfassenden Bechnung, deren Preisansetzung als verab- 
redet, auch sachentsprechend und für dergleichen Arbeiten dort 
üblich bezeichnet wird. Boberts hat gegen die Bechnung als 
solche sachlich nichts einzuwenden; er bringt aber folgende Gegen- 
forderung vor. Vor längerer Zeit habe er seinen mindeijährigen 
Sohn bei dem Kläger als Lehrling und dann als Geselle gegen 
verabredeten Lohn in Arbeit gegeben; aus diesem vor 3 Jahren 
gelösten Dienstverhältnis schulde ihm Sandhäuser noch 120 Jij 
mit denen er wettschlage. 

Der Kläger entgegnet: Da der Beklagte die ihm angeforderte 
Bechnung als richtig anerkannt habe, so müsse er auch zunächst 
zur Zahlung derselben verurteilt werden; er könne seinen An- 
spruch dann in einem zweiten Prozeß geltend machen. Freiüch 
werde er damit kein Glück haben, denn er, Sandhäuser, besitze 
verschiedene Gegenforderungen, auf die er sich jetzt schon be- 
rufe: Vor allem habe der Sohn des Beklagten, als er noch 
Greselle war, durch lüderHche Besorgung verschiedener ihm aufge- 
tragener Arbeiten dem Kläger einen Schaden von 15 «^ zugefügt, 
den sein Vater ersetzen müsse, da er beim Antritt des Dienstes 
solches vertragsmäßig übernommen habe. Sodann habe er an 
Boberts vor mehr als 2 Jahren als bares Darlehn 25 J( gewährt 
und wegen 60 JC, die Boberts bei einem Dritten aufgenommen. 
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als selbstschuldnerischer Bürge gutgesagt; gestern sei er von dem 
Gläubiger in Anspruch genommen worden; er habe bezahlt und 
bringe die erwähnte Summe, da er nur auf besonderes Bitten und 
im Auftrage des Eoberts eingesprungen wäre, nunmehr zur Ver- 
rechnung. Endlich sei ihm von einem Vetter des Beklagten, dem 
der letztgenannte an Eaufgeld aus Viehhandel gerade am Tage 
vor der jetzigen Klageerhebung noch 240 M schulde, der Betrag 
von 20 ^ abgetreten worden. 

Dagegen bringt der Lehrer vor, daß der Kläger sich nach 
dem Gesetze eine Aufrechnung unbedingt, und ohne wieder mit 
Gegenforderungen zu kommen, gefallen lassen müsse; übrigens 
sei ihm der cedierende Verwandte aus Erbteilung selbst noch 
100 «/^ schuldig, und an dem Kaufgelde würde er wegen Mängel 
der verkauften Kuh 10 ^ dem Vetter in Abzug bringen. 

Da die Parteien in der sehr erregten mündlichen Verhand- 
lung weder zu einem Vergleiche zu bewegen, noch auch über 
die thatsächlichen Unterlagen in Übereinstinmiung sind, so ordnet 
der Amtsrichter Beweiserhebung an, welche die Richtigkeit der 
oben von den Streitteilen jeweils aufgestellten Behauptungen ergiebt. 

Es ist Urteil mit Entscheidungsgründen auszuarbeiten. 



T.XXTX 



1. Wie sind folgende Thatbestände juristisch zu konstruieren? 
Und welche Rechtswirkungen kommen ihnen danach zu? 

a) Eine Hypothek eines Ehemannes war verpfändet zur Sicher- 
heit der von ihm übernommenen Verpflichtung, an seine 
geschiedene Eheirau bis zu deren Lebensende eine jährliche 
Alimentensumme von 280 Jt zu leisten und ihr außerdem 
dafür, daß sie die Erziehung und Unterhaltung der Kinder 
übernehme, monatlich 30 «^ zu zahlen. Jetzt ist der Vater 
gestorben, und die Kinder sind seine Erben geworden. 

b) Eine Stadtgemeinde hat Schuldverschreibungen auf den In- 
haber ausgegeben und davon eine größere Anzahl an der 
Börse freihändig zurückgekauft. Einen Teil davon will sie 
jetzt wieder ausgeben. 

c) Der Gläubiger einer offenen Handelsgesellschaft cediert seine 
Kaufgeldforderung wegen gelieferter Waren an den einen 
Gesellschafter, — entweder wILhrend Bestehens der Gesell- 
schaft, oder ein Jahr nach Auflösung derselben. 
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2. A. hat von seinem Verwandten B. ein Darlehn auf- 
genommen. Er stirbt nicht lange nachher, und es werden seine 
Erben B. und C. 

Welche Gestaltung haben nun die betreffenden Bechtsverhält- 
nisse gewonnen? Und wie erfolgt die Auseinandersetzung unter 
den Miterben. 

3. S. hatte sein Haus nacheinander den Gläubigem G. und 
H. für Darlehen von je 30000 Jl verpfändet. 1900 wurde das 
Haus zwangsweise versteigert und von H. fcLr 60000 Jt er- 
standen. Im folgenden Jahre überträgt H. seine Forderung an 
den J. und verkauft dann das Haus an E. 

Welche Bechts Verhältnisse liegen nunmehr vor? 

4. Eilhard hatte die erste Hypothek auf das Gut Drießen 
von dessen Eigentümern, dem Gmelin und seiner Mutter, bestellt 
eihalten. Vor 10 Jahren wurde dieses Gut versteigert, unter 
der Bedingung, daß der Steigerer die Hjpothekarforderung des 
Eilhard zu übernehmen und der Mutter des Gmelin eine Leib- 
rente zu bezahlen habe. Der Sohn Gmelin wurde Steigerer und 
erwarb nach weiteren 7 Jahren durch Gession jene Hjpothekar- 
forderung des Eilhard. 

Gmelin kommt jetzt in Streit mit seiner Mutter; diese for- 
dert von ihm ihre Leibrente, während er ihr vorrechnet, daß 
seine von Eilhard ihm abgetretene Forderung dem vorgehe, das 
Gut aber und dessen Einkünfte zu ihrer beider Befriedigung 
nicht ausreiche. 

Es fragt sich: wie die beschriebenen thatsächlichen Vorgänge 
rechtlich zu charakterisieren sind, und was sich hieraus for die 
streitigen Ansprüche als maßgeblich ergiebt? 

5« Ein Bauer schloß mit seinen fiinf Eindem einen Schenkungs- 
und Verpflegungsvertrag, vermöge dessen er sein sämtliches be. 
wegliches und unbewegliches Vermögen, mit Ausnahme einiger 
Auszugsstücke, seinen Eindem zur Verteilung untereinander über- 
gab. Lu folgenden Jahre belangte ihn einer seiner Söhne auf 
Abgewährung des mütterlichen Vermögens; wovon sich der alte 
Bauer infolge der Vermögensübergabe für entbunden erachtete. 

Wie war zu entscheiden? 

6« Bei einem Juristen wird angefragt: 

„Vor kurzem bin ich nach dem Tode meines Oheims Erbe 
von dessen Vermögen geworden; während die Witwe desselben 
«n der Hinterlassenschaft lebenslängliche Verwaltung und Nutz- 
nießung hat. Nun hatte ich vor zehn Monaten meinem Oheim 
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ein zu 4^0 verzinsliches Darlehn von 4000 Jl auf ein Jahr ge- 
währt, betreffs dessen der ordnungsgemäß ausgestellte Schuld- 
schein in meinen Hftnden sich befindet. 

Kann ich nicht von der Witwe, welche doch als Nieß- 
braucherin den Nachlaß besitzt, Bezahlung der rückständigen 
Zinsen, die halbjährlich bezahlt werden sollten, sowie der Kapi- 
talsumme fordern? Muß sie nicht einfach in die Schuld ihres ver- 
storbenen Ehemannes eintreten? Oder kann ich auf entsprechende 
Teilung und Auseinandersetzung der Erbschaft klagen?" 



LXXX 



1. Ein Studierender, der mit seinem Vermieter in Differenzen 
gekonunen war, verließ mit Ablauf des Monates, för den er ge- 
mietet hatte, die innegehabte Wohnung. Am Morgen des Auszuges 
rechnete er mit der Frau des Vermieters mündlich ab, bezahlte 
ihr die berechnete Summe und fragte dabei: „Sind Sie nun auch 
vollständig abgefdnden, und haben nichts mehr zu fordern?" Wo- 
rauf jene antwortete: „Es ist alles bezahlt" 

Nachmals aber entdeckt der Vermieter, daß er Porto und Fracht- 
geld für den damaligen Mieter ausgelegt und bei der Abrechnung 
nicht berücksichtigt hatte. 

Kann er jetzt noch etwas nachfordern, oder ist die ganze 
Angelegenheit ein für allemal erledigt? 

2. A. verklagt den B. auf Zahlung einer Schuld von 15 000 U((; 
B. wendet ein, daß ihm A. die Schuld unentgeltlich mündlich 
erlassen habe. A. erwidert, daß dieses formlose Schenkungsver- 
sprechen nicht rechtsgültig sei. 

Quid iuris? 

3. Ein überschuldeter Handwerker bot seinen Gläubigem zur 
Vermeidung des Konkurses einen Vergleich an, nach welchem er 
80 Prozent der Forderungen bar bezahlen, der Rest ihm erlassen 
sein sollte. Da durch die Eröffnung und Durchführung des Kon- 
kurses sicherlich weniger zu erlangen war. so gingen alle Gläu- 
biger auf jenen Vorschlag ein. 

Unter den Gläubigem befand sich auch einer, dem für sein 
Guthaben der Schwager jenes Handwerkers sich verbürgt hatte. 

Kann der erwähnte Gläubiger diesen Bürgen wegen der aus- 
gefallenen 20 Prozent mit Becht in Anspruch nehmen? 

4. Bei der kaufsweisen Abtretung einer Geldforderung hatte 

Stammler, Übungen I. 17 
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der seitherige Gläubiger für die Einbringlichkeit der Forderung 
Gewähr geleistet. Allein der Drittschuldner erwies sich als in- 
solvent; es wurde Eonkurs erö&et, der Cessionar meldete seine 
Eotderung an und erhielt, da der Eonkurs durch Zwangsvergleich 
geschlossen wurde, einen geringen Teil der Forderung bezahlt. 

Es fragt sich, ob er einen Bückgriff gegen den Cedenten 
nehmen kann, obgleich er im Eonkursverfahren für Eingehung 
des Zwangsvergleiches gestimmt hat? 

5. Mittels Briefes bestätigte Steinkamp dem Lütken, daß er 
ihm auf Grundlage eines vor kurzem übersandten Schuldscheines 
einen Betrag von 2450 ^ schuldig sei; er verpflichtete sich, diesen 
in bestimmten Baten zu bezahlen, mittlerweile aber die Schuld 
des Lütken an ihn im Betrage von 1500 Jl aufzurechnen; 
Steinkamp schloß sein Schreiben: „Ich hoffe/ Sie werden mdbaen 
Antrag im ganzen annehmen und genehmigen.*' 

Die Schuld des Lütken an Steinkamp war auf dem Hause 
des ersteren hypothekarisch sicher gestellt; Steinkamp weigert 
sich jedoch in die Löschung einzuwilligen, weil Lütken den er- 
wähnten Brief gar nicht beantwortet habe. Dieser klagt und 
stellt Antrag, zu erkennen: daß seine Schuld an Steinkamp im 
Betrage von 1500 ^ durch Aufrechnung erloschen sei und daß 
Beklagter binnen 14 Tagen eine Erklärung auszustellen h^e, 
kraffc deren die Hypothek gelöscht werden könne. 

Wie, und nach welchen rechtlichen Gesichtspunkten, ist zu 
erkennen? 



LZXXI 



1. Was fär Bechtsgeschäfte sind in folgenden Thatbeständen 
.gegeben? Und welche Verschiedenheit der Bechtsfolgen ist in den 
einzelnen Fällen vorhanden? 

a) „Suche gute Wassermühle zu übernehmen, wenn außer 
Barzahlung ein gutrentierendes Hausgrundstück angenom- 
men wird." 

b) Aus einer Elage: „Am 19. Mai vertauschte ich dem Be- 
klagten ein Stutenpferd gegen ein Wallachpferd und eine von 
jenem zu zahlende Zugabe von 50 Jl^^ 

c) Im 14. Jahrhundert lebten im Bheingau zwei Linien einer 
und derselben Bitterfamilie, die Enebel und die Eesselhut. 
Den Helmschmuck der Enebel bildeten zwei große Esels- 
ohren, ein weißes und ein rotes, auf dem Helm der Eesselhut 
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dagegen sah man nur ein weiß-rotes Eselsohr ins Profil gestellt. 
Der Unterschied war daher gekommen, daß ein Vorfahr der 
Kesselhut einmal in Geldbedr&ngnis geraten war, und die 
Knebel ihm mit einer Sunmie unter dem Bedinge bei- 
sprangen, daß er fortan das eine Ohr an der Helmzier 



d) K. hat mit E. einen Vertrag geschlossen, wonach gegen eine 
bestimmte Summe E. steh verpflichtet, gewisse, individuell 
bestimnite Maschinen dem K. zu Eigentum zu überlassen, 
sowie deren Aufstellung und Montierung zu besorgen und 
den K. mnd dessen Personal im Gebrauche der Maschinen 
hinlänglich zu unterweisen. 

e) A. und B. stehen derart miteinander in Geschäftsverbindung, 
daß ersterer von B. Harz kauft, während B. von A. den 
Abfall aus dessen Pechkocherei geliefert erhält. 

f) M. übergiebt an N. ein Pferd zu Eigentum, mit der Be- 
redung: daß N. ihm ein bestimmtes anderes Pferd dafür 
liefere; — oder: das nur zur Sicherheit eigentümlich hin- 
gegebene Pferd bei Zahlung der Schuld des M. an N. 
zurücktradiere; — oder: eine bestimmte Sunmie Geldes 
leiste. 

g) Ein Fuder Wein wird übergeben unter dem vertragsmäßigen 
Bedinge denmächstiger Gegenleistung: eines Stückes Vieh; — 

. oder: eines Fuders Wein gleicher Qualität; — oder: einer 
bestimmten Stimme Geldes. 

h) Jemand giebt einen Hundertmarkschein hin, damit er in 
Gold umgewechselt werde; oder in Scheidemünze. Oder 
eine Doppelkrone, um sie in Silber umzusetzen. 

i) Zwei Theaterbillets werden gegeneinander umgetauscht. 

k) Eine Hallesche Stadtobligation ist ausgelost worden. Der 
Eigentümer bringt sie zum Bankier, welcher dafür eine 
andere Obligation gleicher Art giebt oder den Betrag bar 
herauszahlt; — oder: ein anderes Wertpapier liefert und je 
nach dem Betrage imd Kurse dieses noch Geld herauszahlt 
oder empfängt. 

1) A. sendet durch Postanweisung an B. 850 Jl^ um ein be- 
stimmtes Pferd, das er bei B., als zu diesem Preise ver- 
käuflich, vor kurzem gesehen hatte, von B. eigentümlich zu 
erhalten. 
2« A. handelt dem B. das Füllen ab, welches das Mutterpferd 
des B. trägt, ohne das letztere aber mitzukaufen. 

17* 
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Wie ist es, wenn das Fällen tot geboren wird? Oder die 
Mahre nnr anscheinend trfichtig war nnd nicht wirft? 

3» Das Handlnngshans fierm. Zollst in Hamburg pflegt Beis 
direkt in Indien einzukaufen nnd selbigen nach Bio de Janeiro zn 
yerfrachten. Um eine gänstige Geschäftslage aoszonntzen, bestellt 
es im Mftrz für 30 000 Jl von der demnächst zn erwartenden 
Ernte. Allein die eingehenden Proben werden ^^Qirend der Ernte 
immer schlechter, erst gelb, dann fast schwarz. 

Es fragt sich: 

a) Mnß Herrn. Zollst die ganze Smnme bezahlen? 

b) Wie wäre es, wenn dnrch Uberschwenrnrang der Verkäufer 
nicht in der Lage sich befände zn liefern? 

c) Steht obiger Thatbestand dem Falle gleich, da ein großes 
Weii^eschäft einem Weinbauer den ganzen Betrag des zu 
erwartenden Jahrganges für eine runde Summe auf sein 
Bisiko abgekauft hätte? 

d) Oder demjenigen, da ein Knterwäldler eine im Walde ver- 
laufene Schweineherde an einen Jäger um einen verhSltnis- 
mäßig geringen, bar zu zahlenden Preis verkauft, der Jäger 
aber sich die Schweine selbst suchen und holen soll? 

4. Wie verhält sich das in der vorigen Frage vorangestellte 
BechtE^eschäft zu folgenden Yertragsschlüssen in Art und Folge? 

a) V. verkauft dem K. im Herbste, wo der Umfang der Be- 
stellung zu übersehen ist, seine nächstjährige Bapsemte, den 
Scheflter zu 27 JfJ. 

b) Eine Gemeinde versteigert ihre Apfelemte auf dem Baume, 
in der Art, daß die Kauflustigen sich auf dem Gemeindeland 
einfinden und nun Baum für Baum auktionsf^g vorge- 
nommen wird. Ein Privatmann ersteht dabei für die bar 
zu zahlende Summe von 22 ^ den Ertrag von 15 Bäumen. 

5. Der Fabrikant F. hat dem Bestaurateur B. zwei Kredenz- 
kasten geliefert und fordert dafür Zahlung eines Kaufpreises von 
600 JH. B. entgegnet, daß dieser Preis viel zu hoch sei; aller- 
dings habe bei den Verhandlungen F. soviel gefordert, aber er, 
B., habe sofort erklärt, daß er nicht mehr wie 400 Jl geben 
werde; erst auf die Bemerkung des F.: „nun, über den Pröis 
werden wir schon einig werden", habe er zugegeben, daß F. ihm 
die Kasten zusende. 

Wie ist dieser Bechtsfall juristisch korrekt zu behandeln? 

6« Sind folgende Privatabmachungen sachlich in Ordnung? 

a) X. schickt einem Antiquar, eine Doublette seiner Bibliothek 
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mit dem Ersuchen, „einen angemessenen Preis durch die 
Post ihm zu übermitteln". 

b) Der Vater einer Braut verspricht dem Bräutigam, „ihm sein 
Gkit um einen billigen und kindlichen Preis käuflich zu 
überlassen". 

c) Ein Handelshaus bestellt bei emem Lithographen eine Partie 
herzustellender Aktienscheine, mit dem Hinzufugen: „und 
notieren Sie mir solche billigst". 

d) Bei einer chemischen Fabrik läuft der Aufkrag ein, Farb- 
stoffe „zu den in Ihrer Fabrik üblichen Preisen zu senden". 

e) Ein Bauer hatte in einem schriftlichen Vertrage sich ver- 
pflichtet, seinem Sohne ein Bauerngut für 15 000 Jl „und 
Aussetzung eines Leibgedinges" abzutreten. 

7. H. imd G. kommen überein, daß H. eine Quantitöt Quader- 
steine aus den im Steinbruche des G. lagernden Vorräten kaufe; 
wobei sich H. vorbehält, wenn er 18 zöllige nicht gebrauchen 
könne, dafür 15 zöllige zu nehmen. 

Später verlangt G., daß H. die Steine hole und den im Ge- 
schäfte des G. hierfür üblichen Preis bezahle; H. weigert sich 
wegen mangelnder Bestimmtheit des Preises und des gesamten 
Kaufes. 

Quid itms? 

8. In einer Stadt des Eisenachisr Oberlandes, wir wollen sie 
G. nennen, fand jüngst ein merkwürdiger ührenhandel statt. 
Ein Amerikaner, der sich besuchsweise dort aufhielt, zeigte wie 
zufällig seine goldene Uhr in einer (Gastwirtschaft. Ein anwesender 
Gast, der vielleicht an diesem schönen Zeitmesser besonderes 
Wohlgefallen fand, fragte den Fremden, ob er die Uhr verkaufe. 
Da der Besitzer der Uhr seine Geneigtheit zum Verkaufe kund- 
gab, forderte er den Käufer zum Gebot auf. Dieser sprach: 
„Ich gebe so viel für die Uhr, so viel Sie (der Besitzer der Uhr) 
Geld bei sich haben." Letzterer nahm das Gebot an, schlug die 
Uhr zu, zog seine Barschaft heraus und zählte — 110 Jl auf. 
Der Käufer, etwas verblüfft, verweigerte die Erfüllung des Ge- 
schäftes. Die Folge der Weigerung ist, daß die Angelegenheit 
jetzt der richterlichen Entscheidung obliegt. 

Wie wird diese richtiger Weise ausfallen? 

9* B. übertrug dem A. den Alleinbetrieb seines Kohlensand- 
steines in gewissen Bezirken für dessen Bechnung und verpflichtete 
sich, Sandsteinmaterial aus den bezeichneten Brüchen nach jenen 
Bezirken nicht zu liefern, außer an den A. und für dessen Eech- 
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Bechnung nnd Ordre, wogegen andererseits A. sich anheischig 
machte, in den nämlichen Landesteilen an Eohlensandsteinmate- 
rial aus dem Bahrgebiete nur das des B. zu fähren, so lange 
letzterer sich nicht weigern würde, ihm im Einzelfalle Material 
zu liefern. 

Was liegt hier «vor? Und wie steht es mit rechtlichen An- 
sprüchen der beiden gegeneinander? 

10, Sind nachstehende Eaufrertr&ge im Hinblick auf den 
einzustellenden Preis juristisch ganz in Ordnung? Ist nach dem 
seitherigen und dem neuen bürgerlichen Bechte hierin ein 
Unterschied? 

a) Der Sohn des Graveurs E., ein musikalisch beanlagter junger 
Mann, hatte in einem TrödelgeschSit eine Geige gekauft, 
für die er 100 JK zahlte; und an welcher der Händler 
einen annehmbaren Gewinn gemacht hatte. Mit der Zeit er- 
forderte das Instrument eine Ausbesserung und wurde zu 
diesem Zwecke einem G^igenmacher übergeben. Dieser ent- 
deckte sofort, daß er ein Kunstwerk des Meisters Nicola Amati 
aus Gremona vor 'sich ^tte. Ohne dem jungen E. dies 
mitzuteilen, beredete er ihn, die G^ige ihm für 7bO JK ab« 
zulassen, unter dem Vorgeben, daß er für solche alte In- 
strumente einen gut zahlenden Abnehmer kenne. Darauf ging 
die G^ige um den Preis von 10 000 JK in den Besitz eiQCS 
bekannten Kammervirtuosen über. 

b) Klinger hat von Thomä ein angeblich von Wouvbrmann 
herrührendes SehlachtengemSlde für 8500 ^ gekauft, ver- 
langt aber jetzt die BÜcknahme, da ihm die Echtheit zweifel- 
haft geworden sei und das Bild im regelmäßig betrie- 
benen Handel nur einen Wert von 400, höchstens 500 J( 
besitze. 

c) Gasimir-Perier war ein intimer Freund Corot's. Bei einem 
Besuche, den er dem Maler in dem Künstlerdorfe Barbizon 
im Walde von Fontainebleau machte, fand er Corot damit 
beschäftigt, die letzte Hand an seine „Biblis" (Nymphen im 
Walde bei Sonnenuntergang) zu legen. Das Meisterwerk 
begeisterte den Mäcen, der in Corot drang, ihm das Bild zu 
verkaufen. „Ich überlasse Ihnen meine Leinewand,'' sagte 
der Künstler, „unter der Bedingung, daß Sie den Bäcker 
und den Fleischer meines Freundes Millet bezahlen." „Ge- 
macht," erwiderte Perier, den die sonderbare Bedingung 
einigermaßen überraschte. Man ließ in Chaillj die Bedi- 
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nnngen der beiden Lieferanten verlangen und diese erreichten 
die Höhe von 22 000 und 24 000 Francs. Millet hatte seit 
zwölf Jahren auf Kredit gelebt. 



Lzxxn 

1. Der Erbe (V.) verkaufb eine Erbschäfbssache an E. 

Nachdem sie übergeben, auch das Eaufgeld bezahlt ist, er- 
f^Lhrt E., daß V. gar nicht der Eigentümer gewesen ist, weil der 
Erblasser sie gestohlen hatte. 

Rechtsfolgen? 

2« Bald darauf tritt E. auf, behauptend, daß ihm jene Sache 
gehöre und der Erblasser nur den Nießbrauch daran gehabt habe, 
was E. nur in grober Fahrlässigkeit habe übersehen können. 

Wen wird er verklagen? Welche Eechtsverhftltnisse liegen 
vor? Wie heißen die aeHones? Wie wird sich die Sache ent- 
wickeln und schließlich ordnen? 

Wie wäre es, wenn E. seinerseits einen mit dem Tode des 
Erblassers beginnenden Nießbrauch geltend machte? 

3« A. klagt gegen B. auf Schadensersatz, weil das Grund- 
stück, welches dieser ihm verkaufb hat, durch ein gegen A. er- 
gangenes Yersäumnisurteil dem C. zugesprochen worden ist. 

Ist dieser Anspruch ohne weiteres begründet? ^ ...^ 

4« Wemz schloß mit Bepler über eine an der Lahn ge- 
legene Mahlmühle mit Ländereien und MobiUen einen Kauf- 
vertrag, wobei der verkaufende Wemz ausdrücklich bemerkte, 
daß dem Besitzer der hinter der Mahlmühle gelegenen Ölmühle ein 
Fahrtrecht über die verkauften Grundstücke zustehe. Als Wemz 
später den Best des Preises forderte, erwiderte Bepler, daß jener 
Olmüller auch noch das Recht in Anspruch genommen und dar- 
gethan hätte, auf den verkauften Ländereien seinen Wagen ein- 
und auszuspannen, sowie dort auf- und abzuladen, weshalb er, 
Bepler, den Rest des Kaufgeldes, welcher kaum so viel betrage, 
als der durch jene weitergehende Dienstbarkeit herbeigeführte 
Minderwert des E^ufobjektes ausmache, mit Fug zu seiner Sicher- 
heit vorläufig zurückbehalte. 

Wemz bestritt dieses Zurückbehaltungsrecht, wie überhaupt 
seine Entschädigungspflicht, da er von dem größeren Rechte des 
Nachbars keine Kenntnis gehabt habe. 



5. Caspar kam mit seiner Nachbargemeinde Walheim in Streit, 
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da diese an einem im Besitze des Caspar befindlichen Walde 
nutzend und eingreifend vorgegangen war. Caspar klagte des- 
halb negatorisch gegen die Gemeinde. Diese drehte aber den 
Spieß herum und nahm für sich das Eigentum des Waldes in 
Anspruch, das ihr auch auf Grund des Beweisverfahrens rechts- 
kräftig zugesprochen wurde. 

Nun klagt Caspar gegen Jakob, von dem er den Wald ge- 
kauft hatte. Dieser erwidert: Caspar hätte die Gemeinde in 
Buhe lassen sollen; hätte er sie nicht verklagt, so wäre er noch 
jetzt im Besitze, und habe er mithin den Verlust sich selbst zu- 
zuschreiben. 

Wie ist zu entscheiden? 

6. Ein Haus wird gegen die Vorschriften der betreffenden 
örtlichen Bauordnung aufgeführt, so., daß die Baupolizeibehörde 
Eecht und Pflicht hat, einen Umbau zu veranlassen. Bevor sie 
aber einschreitet, wird das Haus verkauft und der Käufer nach- 
mals zum Umbau gezwungen. 

Kann er gegen den Verkäufer auftreten und irgend etwas 
rechtlich beanspruchen? 

7. X. hat einen Hund um 20 J( käuflich an sich gebracht. 
Jetzt wird er ihm entwehrt. X. legt nun dar, daß er Gelegen- 
heit gehabt habe, das Tier um 100 «y^ an einen Liebhaber zu 
veräußern. Der Verkäufer ist bereit, 20 Jt zu ersetzen, oder auch, 
— wenn dieses Eechtens wäre — denjenigen Preis, auf welchen 
Sachverständige jetzt den Hund taxieren werden; lehnt aber jene 
hohe Summe um so mehr ab, als sie ja das Doppelte des Wertes 
übersteige. 

Wie ist der Ersatzanspruch des X. zu berechnen? 

8« Bei dem Verkaufe eines Gartens wurde ausdrücklich als 
lex contradtcs aufgenommen, daß der Verkäufer wegen etwaiger 
Ansprüche Dritter nicht haften werde. Es war aber unter einer 
aufschiebenden Bedingung ein Nießbrauch auf dem Grundstücke 
gelegen, welcher bei Erfüllung jener nun in das Leben trat. 

Muß der Käufer das Kaufgeld ohoe irgend welchen Abzug 
bezahlen? Ist es von Einfluß, ob der Verkäufer oder der Er- 
werber oder beide von dem bedingten Nießbrauche Kenntnis 
hatten? 

9. „Hanß Walter und consorten, Bürger zu Keyl, haben anno 
1676, ^s der Oeneral Feld Mareehal Tourenne bei Neuen Mühl 
campirt, zwey Pferde im Felde stehend mit sich hinweg genommen, 
weil niemand dabey, sondern etwas weit davon etliche Schnaphäne 
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gewesen, solche über Bhein gebracht, nnd an Abraham Hauß 
Metzgern, dem altem, vor 70 fl. verkaufft;, als aber bald darauff 
beyde Pferde von denen Eönigl. irouppen evinciert worden, suchen 
anietzo des Käuffers Erben das Kauflfeeld der 70 fl. vonVerkäuffem 
wieder zurück zu geben, Ob nun wol Beklagte Verkäuffem so wol 
des Kauflfe, als auch daß sie die verkauffte Pferde aus freyen Felde 
hinweggenommen, gestehen. So oppormr^n sie doch eocceptionem : 
Käuflfer hatte gewust, daß die Pferde denen Schnaphänen weren 
abgenommen worden, Und hat der jüngste Sohn geständig sein 
müssen, daß er die Pferde uf des Vaters Geheiß nicht den geraden 
Weg zu, sondern durch einen ümb Weg herein geritten, diesem 
nach denn die Frage entstehet: Ob denen klagenden Käuffers Erben 
die actio de evioHcme ad repetendum pretium der gezahlten 70 fl. 
de iv/re competire?^^ 

(Aus ScHiLTEB, Praxis iuris Bomani in foro Germanico.) 



Tixxxm 

1. stehen in folgenden Fällen dem Käufer rechtliche Behelfe 
zu Gebote? Und welches sind bejahendenfalls seine Ansprüche 
im einzelnen? 

a) Es wird ein Haus auf Abbruch verkauft. Als es nieder- 
gerissen wird, zeigt sich, daß es völlig mit Schwamm be- 
haftet war. 

b) Ein Bauunternehmer verkaufte zwei Häuser an einen Buch- 
drucker und machte dabei über die Mietverhältnisse un- 
richtige Angaben. Zahlte z. B. jemand 600 JK jährliche 
Miete, so bezifferte der Verkäufer den Mietzins dem Käufer 
gegenüber auf 650 J(, Später stellte sich der wahre Sach- 
verhalt heraus. 

c) Im April 1896 verbreiteten Zeitungen die Nachricht, daß 
das Museum des Louvre far eine viertel Million Francs 
einen Goldfund aus Olbia in Südrußland angekauft habe, 

. der aus dem griechischen Altertum stammen und durch den 
Eeichtum und die Schönheit seines Bildwerks alles Da- 
gewesene übertreffen sollte. Es handelt sich um eine große 
„Tiara" oder eine Art kugelförmigen Helm von Gold, der 
überreich mit Ornamenten und Bildwerk bedeckt ist; angeb- 
lich vom Könige Saitaphemes stammend. In der That haben 
deutsche Gelehrte alsbald nachgewiesen, daß das Ganze eine 
Fälschung ist, ganz und gar eine moderne Arbeit. 
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d) Bei einer Zwangsversteigerung von Sachen, die hartnäckigen 
Steuerschnldigen von Bechts wegen abgepfändet worden waren^ 
wurde unter anderem anch eine ansehnliche Flaschenbatterie^ 
ausgeboten, wohlgezählte hundert Flaschen feinsten Likörs. 
Sie wurden, da die Kauflust an diesem Tage keine se;hr 
rege war, zu dem billigen Preise von 90 .^ für die Flasche 
von einem Käuferkonsortium erstanden, welches seine Kapi- 
talien zu diesem bedeutenden Geschäft zusanmiengeschossen 
hatte. Der Ersteher der hundert Flaschen aber veranstal- 
tete sofort an Ort und Stelle, im Versteigerungssaale, eine 
kleine Kostprobe. Eine Flasche wird entkorkt, und im Vor- 
genuB des so billig erworbenen „feinsten Likörs*' schwelgend^ 
setzt der Mann die Mündung der Flasche an die Lippen^ 
macht einen kleinen Schluck und bricht mit entrüsteter Über- 
raschung in den Schreckensruf aus: „Das ist ja Wasser!'^ 
Und es war wirklich Wasser. Aber das konnte ja ein 
kleiner Zufall, es konnte durch ein Mißverständnis diese eine, 
mit Wasser gefüllte Flasche mit einer Flasche der „feinsten 
Liköre'* vertauscht worden sein. Der Käufer entkorkt also 
eine zweite Flasche und führt sie an die Lippen, — es ist 
wieder Wasser, feinster Hochquell 1 Kurz imd gut, es stellte 
sich heraus, daß sämtliche hundert Flaschen mit Wasser ge- 
füllt waren. 
2« Li einem Laden war angeschrieben: „Nur echte Silber- 
waren.** Ein Käufer findet aber hinterher, daß ihm dortselbst 
ein Becher von Neusilber verkauft worden sei. 
Welchen Anspruch hat er? und worauf? 
3« Ein Möbelhändler entdeckt in einem Sofa Motten. Trotz- 
dem verkauft er es dem K., ohne ein Wort zu sagen. 
Welchem Anspruch setzt er sich aus? 
Wie steht es, wenn K. das Sofa, ehe er den Sachverhalt ge- 
merkt hatte, an den L. weiter verkauft? 

4. Wie verhält es sich mit der Haftung eines Pferdeverkäufers 
in folgenden Fällen? 

a) Er hat versichert, daß das Tier ein Eenner sei, was gar 
nicht der Fall ist. 

b) Er hat gewußt, daß es Koller hatte, und nichts davon dem 
Käufer mitgeteilt. 

c) Oder: er hat selbst von der Krankheit gar keine Kenntnis gehabt. 

d) Öder: Beide, Verkäufer und Käufer, haben sie gekannt; — 
oder: nur der Käufer. 
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5« In den „Hamburger Nachrichten'* war eines Tages eine 
Landstelle für 10 000 Jl atusgeboten und angepriesen, daß anf 
den Ländereien „anßer Weizen alle möglichen Oereidearten und 
Pflanzen gedeihen", nnd jeder Kaufmann oder Handwerker sich 
durch den Erwerb der Stelle „eine brillante Existenz" sichern 
werde. Es trat jemand auf Grund dessen in Verhandlungen und 
kaufte die Stelle, um dann zu finden, daß sie von ganz gewöhn- 
licher Beschaffenheit war und gar keine persönlichen Vorzüge bot. 

Rechtliche Folge? 

6. Thatbestand: 

Kläger hat vom Beklagten durch Vertrag vom 29. Mai das 
Hausgmndstück Streiberstraße 7 für 61 000 Jl gekauft. Der 
Beklagte hat „ohne Gewähr für die bauliche Beschaffenheit" des 
Grundstücks verkauft. (Die Auflassung ist am 29. September, die 
Übergabe am 1. Oktober erfolgt ESäger hat am 16. Juni 5000 Jl 
gezahlt^ Kläger verlangt die Aufhebung des Kaufvertrages, weil 
in dem Hause sich Schwamm in einer Ausdehnung befinde, daß 
dessen Beseitigung nur durch sehr umfassende und langwierige 
Arbeiten herbeigeführt werden könne, indem E[Ulger seinen An- 
spruch darauf stützt, daß Beklagter, obwohl ihm das Vorhanden- 
sein das Schwammes bekannt gewesen sei, keinerlei Mitteilung 
darüber gemacht habe. 

Beklagter hat entgegnet, daß aus einem solchen nur fahr^ 
lässigen Stillschweigen ein Anspruch, wie die Klage ihn erhebe, 
nicht folge; auch habe er ausdrücMich alle Gewährleistung für 
sich ausgeschlossen. 

Urteil mit Gründen? 

7. Ein Landwirt hatte von einer Brauerei Malzkeime zum 
Viehfutter gekauft. Die Kühe, welche dieses Futter genossen 
hatten, waren erkrankt, zum Teil gestorben. Die Ursache wurde 
darin gesucht, daß die verkauften Malzkeime Mennigteile enthalten 
haben sollten. 

Der Landwirt erhebt Anspruch auf Schadensersatz, was der 
Verkäufer mit Bücksicht auf seine bona fjd/ts in betreff der ver- 
kauften Malzkeime ablehnt. 

Quid iuris? 

8. V. hat an K. eine Kuh, welche fehlerfrei ISO Jl wert 
gewesen wäre, für 160 J( verkauft. Nach sieben Monaten 
stellt sich ein damals verborgener Fehler heraus, wegen_ dessen 
die Kuh nur 120 Jl wert ist. 

Was kann der Käufer an Minderung vom Kaufpreise -verlangen ? 
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9. A. und B. haben ein Pferd und einen Ochsen gegen ein- 
ander getauscht. Der Ochse erweist sich als fehlerhaft. Der 
Wert des Pferdes ist 300 Jl^ der des Ochsen ohne den Fehler 
200 M, mit demselben 100 Jt. 

Ansprach des A.? 

10. A. hatte von B. mehrere Ochsen gekauft, von welchen 
zwei alsbald von der Lungenfäule befallen wurden und zu Grunde 
gingen. Auf erhobene Klage des A. wurde B. zum Ersätze des 
für die krepierten Ochsen gezahlten Preises kostenföllig verurteilt. 

Nach kurzer Zeit stellte sich bei zwei anderen ganz ge- 
sunden Ochsen des A., die anfänglich mit den gekauften in dem 
gleichen Stalle gestanden, eine Abnahme des ,^8e bibere ut qpartet^^ 
ein, und sie mußten, nachdem die Sachverständigen auch bei ihnen 
den Ausbruch der nämlichen Seuche festgestellt hatten, aus sani- 
tätspolizeilichen Gründen getötet werden. 

Nunmehr klagt A. anderweit mit der Wandlungsklage auf 
Ersatz des Wertes seiner erwiesenermaßen gesunden Ochsen, die 
erst durch die von B. gekauften angesteckt worden.- B. wendet ein, 
daß seine Pflicht sich nur auf die verkaufte Sache selbst bezöge, 
nicht aber weiteren Schadensersatz zum Gegenstande habe. 

Es ist Urteil mit Gründen zu entwerfen. 

11. Ein Landwirt trägt einem Anwalte folgenden That- 
bestand mit der Bitte um rechtliche Begutachtung vor: 

„Vor etwa anderthalb Jahren kaufte ich einige hundert Schafe 
für einen im ganzen festgesetzten Kaufpreis. Bald nachher ent- 
deckte ich, daß manche der Tiere krank waren und dies schon zur 
Zeit des Verkaufes gewesen sein müssen ; da sich aber eine gün- 
stige Gelegenheit zum Weiterverkauf ergab, so veräußerte ich sie 
sämtlich, wenngleich mit Schaden, an einen Dritten. 

Jetzt fordert der Verkäufer den damals verabredeten Kaufpreis. 
Ich habe ihm geschrieben, daß ich wegen der Krankheit ihm an 
dem Preise entsprechenden Abzug machen müsse. Er hat aber 
geantwortet, daß ich dann genau jedes einzelne Schaf, das krank 
gewesen, angeben und von diesem die Wertminderung berechnen 
müsse; übrigens hätte ich nach dem Gesetze durch den Weiter- 
verkauf jeden Anspruch gegen ihn schon verloren, und sei es 
auch jedenfalls zur Geltendmachung eines solchen bereits viel zu 
spät. Ich habe ihn aber im Verdacht, daß er beim Kaufe die 
Krankheit sehr wohl gekannt hat, und glaube nicht, daß er dieses 
eidlich leugnen würde. Die von ihm verlangte Einzelangabe der 
kranken Tiere ist mir natürlich ganz unmöglich/' 
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Welche Auskunft wird der Jurist dem Eatsuchenden er- 
teilen? 

12* V. hat dem K. sein Landgut nebst Inventur schlechthin 
in Bausch und Bogen verkauft und übergeben. K. verlangt nun 
Ersatz wegen zweier zu dem verkauften Gute gehöriger, angeblich 
schon bei der Übergabe kranker und später getöteter Pferde. 
V. widerspricht der Berechtigung dieses Anspruches. 

Entscheidung? 

Cf. 1. 33 pr. D. de aedil. ed. (21, 1) und 1. 5 D. de evict. (21, 2). 

18« Eller verkaufte und übergab am 22. Juli an Winterstein 
ein Pferd; welcher es alsbald an Berchem verkäuflich weitergab. 
Bei diesem wurde das Tier untersucht und als fehlerhaft befunden, 
infolge wovon Winterstein es gegen Erstattung des erhaltenen 
Preises zurücknahm. 

Nun verlangt Winterstein mittels Klage vom 12. September 
Auflösung des mit Eller geschlossenen Handels. 

Eller beantragt dagegen Abweisung dieser Klage; nachdem 
das Pferd weiter veräußert und durch mehrere Hände gegangen 
und beständig benutzt worden sei, brauche er es nicht mehr zurück- 
zunehmen, da der frühere Zustand von Winterstein gar nicht mehr 
hergestellt werden könne. 

Ist dieser Einwand rechtlich begründet? 

Bei der Bearbeitung kann 1. 43 § 8 D. de aedil. ed (21, 1) 
herangezogen werden. 

14. A. bestellte bei B. auf dessen Ankündigung in Zeitungen 
eine größere Quantität Mscher Butter. Als dieselbe ankam, 
war sie nicht frisch; und A. stellte sie dem B. sofort zur 
Verfügung. 

A. fragt an, was er rechtlich von B. verlangen könne? 



LXXXIV 

1. Am 1. Juli Verkauf eines Ochsen von V. an K. für 
300 Jl* Lieferungstag: 10. Juli. Am 8. Juli wurde das Tier 
von X. schuldhafb getötet. 

Eechtsfolgen? 

2. A. hatte dem. B. einen Schrank verkauft, sich aber dessen 
Gebrauch bis zu einem bestimmten Tage ausbedungen. Vor 
diesem Tage ging die Sache in einem zufälligen Brande zu Grunde. 
A. verlangt Bezahlung des Kaufpreises, B. entgegnet, daß in 
diesem besonderen FaUe aus leicht ersichtlichem Grunde von einem 
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Übergange des Eaufgegenstandes in sein, des Käufers, Vermögen 
keine Bede sein könne. 

Wer ist im Bechte? 

3* In einem Weinrestaurant bestellt ein Qast ein Dutzend 
Austern. Der sie überbringende Kellner wird von einem fremden 
Gaste, der gerade seinen Überzieher anzog, gestoßen, ohne daß 
er es voraussehen konnte; die Austern fallen in den Staub. Wer 
trägt den Schaden, und weshalb? 

Würde es ganz gleich sich verhalten, wenn bei dem Abschlüsse 
des Bestellungs Vertrages ausdrücklich gesagt worden war, daß 
augenblicklich nur noch ein einziges Dutzend Austern im 
Hause sei? 

4* Ein Offizier kauft ein Beitpferd für den Fall, daß im 
Laufe des Sommers mobil gemacht werde. Tags darauf geht das 
Tier durch Zufall zu Grunde. 

Zahlungspfiicht des Käufers? 

5* Jemand läßt sich vom Bhein von einem Weinproduzenten 
käuflich ein Faß Wein kommen. Bei einem Eisenbahnunglück 
wird es zertrümmert. 

Wessen ist der Nachteil? 

6* A. hatte dem B. 6 Millionen Ziegelsteine zu 17 ^ für 
jedes Tausend käuflich zu liefern. 

Wie steht es mit der Tragung der Gefahr? 

7* Heinecke hatte an Kahlefeld am 10. Februar sein Wohn- 
haus nebst Zubehör „im augenscheinlichen Zustande" und „ohne 
Ge^^Üir von Mängeln irgend einer Art" verkauft. Der Besitz 
sollte erst am 1. Oktober auf den Kahlefeld übertragen werden 
und auch „die Gefahr des Grundstücks" erst mit diesem Termine 
auf ihn übergehen. In der Zwischenzeit traten aber nicht un- 
beträchtliche Fehler an dem Hause hervor, welche teils auf das 
mangelhafte Material, teils auf die Bauausführung zurückzufiihren 
waren, und es entstand nun Streit unter den Parteien über 
ihre jeweilige Verhaftung. 

Wie ist solcher zu schlichten? 



LXXXV 

1* Welche juristischen Begriffe haben nachstehend Anwen- 
-dung erfahren? und welche einzelnen Bechtsfolgen sind jeweils 
für die Beteiligten gegeben? 

a) „Soll ich von meinen hochfeinen und ganz reinen. Havanas, 
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edelstes Yuelta-Gewächs, einzelne Probekistchen senden, wird 
es ganz sicher an Nachbestellungen nicht fehlen, zumal diese 
Havana pure das Feinste repräsentieren, was überhaupt zu 
bieten ist. 

. . . Ausdrücklich verpflichte ich mich hierdurch, alles aus 
meinen Fabriken Stammende, während des dreimonatlichen 
Ziels, auch wenn es sich um mehr oder weniger angebrochene 
Eisten handelt, auf meine Kosten zurückzunehmen, falls auch 
nur in irgend einer Beziehung das Geringste daran auszusetzen 
ist; was ich der alleinigen. Beurteilung meiner Abnehmer über- 
lasse, so daß mit einem Bezüge meiner Fabrikate durchaus 
kein Risiko verbunden ist. . ." 

Bremen, Mftrz 1900. 

Aug. Hammerschlag, Cigarren-Fabrikant.*^ 

b) Puppe beansprucht von der Winzer den Kaufpreis für eine 
Nähmaschine. Die Beklagte bestreitet den Anspruch, weil 
vereinbart worden sei, daß, „wenn die Nähmaschine nicht ge- 
fiele oder den beabsichtigten Zweck nicht erfüllen möchte, 
es der Winzer freistehen solle, an Stelle der übersandten eine 
Maschine anderen Systems zu wählen.*' 

c) Das Mailänder Handelshaus B. ermächtigte das Haus A. in 
Marseille, für seine Rechnung 100 Fässer Weingeist, das 
Faß zum Mininalpreise von 74 Francs zu verkaufen, mit 
dem Vorbehalte jedoch, daß der Verkäufer bis zu dem für 
die Übergabe bestimmten Tage berechtigt sein solle, gegen 
ein Reugeld von 30 Francs pro Faß vom Vertrage zurück- 
zutreten. 

d) M. verkauft an N. seinen Garten, am nächsten 1. Juli zu 
überliefern, wenn „bis dahin sich ein besserer Käufer nicht 

. f^de". 

e) V. vermietete dem M. ein Wohnhaus auf 10 Jahre und räumte 
dem M. zugleich das Recht ein, nach Ablauf der Miete das 
Haus zu Eigentum für 60 000 Ji zu erwerben, wenn dieser 
es wolle. 

f) Als der Sohn S. heiratete, übergab ihm sein Vater ein Haus 
im Anschlage von 20000 Ji mit der Bedingung, daß S. 
es ihm lebenslänglich mit 3^/^ zu verzinsen, nach seinem, 
des Vaters, Tode aber wieder in die Erbmasse einzuwerfen 
oder dafär den Betrag von 20000 JI zu ersetzen habe. 

2« ünold ersucht den Marcus, der ein großes Kleidermagazia 
in Frankfurt besitzt, Kleider näher bezeichneter Art „zur An- 
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sieht'* zu schicken. Marcus kommt dem bereitwillig nach and 
schickt ihm einen großen Ballen Kleider frankiert zu. ünold 
mäkelt an dem Preise. Nach fruchtlosen Verhandlungen schreibt 
Marcus: „Schicken Sie mir die zur Ansicht mitgeteilten Klei- 
dungsstücke frankiert zurück." Unold weigert sich, das Porto zu 
tragen. 

Marcus klagt und beantragt, den UnoM zum Ersätze des 
gesamten Portos zu verurteilen, während letzterer meint, daß 
er gar kein Porto oder doch jedenfalls das erste nicht zu er- 
setzen habe. 

Wer hat Recht? 

Würde es von Einfluß sein, wenn Marcus offenbar schund- 
mäßige Ware geschickt hätte? 

Oder: wenn er einen objektiv allzu hohen Preis angesetzt hätte? 

3* Anfrage bei einem Juristen: 

„Ich habe an meinen Gutsnachbam ein Ackerpferd auf Probe 
verkauft. Nachdem er das Pferd längere Zeit zum Ackern benutzt, 
hat er es nach mehreren vergeblichen Aufforderungen, sich dai*über 
schlüssig zu machen, ob er es behalten und bezahlen oder zurück- 
geben wolle, mir endlich mit der Erklärung zurückgegeben, daß 
das Pferd sich für seine Zwecke nicht eigne, wiewohl er es 
Tag für Tag hat arbeiten lassen. Auf meine nunmehrige Auf- 
forderung, mir für die Benutzung des Pferdes eine angemessene 
Entschädigung zu zahlen, verweigert mein Nachbar jegliche Ver- 
gütung. 

Habe ich Anspruch auf Entschädigung; und von welchem 
Zeitpunkte an: vom Tage der Übergabe des Pferdes an ihn, oder 
doch wenigstens vom Tage meiner ersten Aufforderung zur Er- 
klärung über endgültigen Kauf oder Bückgabe des Pferdes? 

4* In dem Städtchen Abderau wurde kürzlich der Ankauf 
einer Dampfspritze beschlossen. Der Ankauf geschah jedoch be- 
dingungsweise; die Spritze sollte nämlich eine Zeit lang auf 
Probe bleiben. 

Bald nach ihrer Ankunft brach in einer Bäckerei Feuer aus; 
die Dampfspritze wurde geholt und that ihre volle Schuldigkeit,^ 
indem sie das Feuer binnen kurzem löschte. 

Trotzdem erschien dem Rate von Abderau die Spritze zu 
teuer; und er beschloß, sie dem Lieferanten zurückzugeben. . Da 
stieß er aber auf Widerspruch. Der Verkäufer machte geltend, 
daß die Spritze „wirklich gebraucht' ' und nicht bloß „probiert'^ 
worden sei. Letzteres habe bei ihrer Verwendung in dem 
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Bäckereibrand denen, die sie aus dem Spritzenhause gezogen, ganz 
fem gelegen. 

Was ist hierzu juristisch zu bemerken? 



5* In nachstehenden Fällen handelt es sich um folgende 
Fragen: Einmal, Tvie die betreffenden Thatbestände rechtlicH zu 
charakterisieren sind? Sodann, wer jeweils Eigentümer ist? Wer 
Besitzer? Endlich, wer von den Beteiligten die Gefahr des be- 
züglichen Gregenstandes trägt, und was für Rechte und Pflichten 
überhaupt unter jenen sich ergeben? 

a) L. hat mit E. einen Vertrag abgeschlossen, wonach er dem E. 
Bretter lieferte, welche dieser vertreiben, von dem erlangten 
Eaufpreise 28 ^ für das Schock an L. abführen, den Mehr- 
erlös aber als Provision für sich behalten sollte. 

b) Man sendet Geld an einen Freund, damit dieser eine Sache 
bestimmter Qualität von einem Dritten für jenen kaufe, 
oder natürlich das Gelä zurückgebe, wenn ein solcher Gegen- 
stand nicht zu haben ist. 

c) Vertrag zwischen Lotteriedirektion und EoUekteur, wonach 
letzterer eine Anzahl Lose bei dem Publikum unterbringen 
soll, einige davon aber auch fest übeminmit, mit der Be- 
fugnis, nicht abgesetzte zu bestimmter Zeit wieder zurück- 
geben zu dürfen. 

d) Bestellung von Wein; der Lieferant setzt das Faß mit 4 JK 
auf die Rechnung, erbietet sich aber, es leer, in gutem Zu- 
stande und geschwefelt, binnen drei Monaten in Anrechnung 

. zurückzunehmen. 

e) Ein Auktionator übernimmt gegen feste Vergütung die Ver- 
steigerung einer Erbschaft; es gelingt ihm jedoch nicht, 
sämtliche Gegenstände loszuschlagen. 

f) „Nach mündlicher Absprache bekenne ich F. M. mich dazu, 
die in anliegendem Verzeichnisse aufgeführten, von Herrn L. 
J. erhaltenen Muster chinesischer und japanesischer Waren 
im Betrage von 600 J( zum Verkaufe unter der Bedingung 
übernommen zu haben, daß ich den Betrag binnen drei 
Monaten an Herrn J. übermache, und, im Falle dies nicht 
geschehen sollte, Herr J. nach drei Monaten den Betrag 
zahlbar 8 Tage nach Sicht auf mich abgeben kann, daß 
aber dagegen Herr J. die Verbindlichkeit übernimmt, nach 
Ablauf eines Jahres die nicht verkauften Gegenstände zum 

Stammler, Übungen I. 18 
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kostenden Preis auf Verlangen zurückzunehmen und den 
Betrag bar zu vergüten/' 
g) Buchhändlerisches Eonditionsgeschäft. Ein Sortimenter ent- 
nimmt von einem Verleger Bücher, unter der Bedingung: 
die nicht verkauften bis zu einem bestimmten Abrechnungs- 
termine wiedergeben zu können, die nicht zurückgegebenen 
aber an diesem Termine bezahlen zu müssen. 
6* Die Grundstücke des Schusters Scholle waren zur Zwangs- 
versteigerung gestellt und dem Gastwirte Telgenkämper für das 
Meistgebot zugeschlagen worden. Gegen letzteren trat nun Scholle 
mit der Behauptung auf, daß jener infolge seines ihm mündlich 
erteilten Auftrages diese Grundstücke erstanden habe und des- 
hsdb zu verurteilen sei, „ihm die Rechte aus dem Zuschlags- 
bescheide gegen Zahlung des Meistgebotes und der Kosten abzu- 
treten". 

Beklagter bestritt die rechtliche Zulässigkeit der Klage, weil 
Scholle sonst seine eigene Sache kaufen würde, auch GB. 313 
nicht gewahrt sei. 

Welches Erkenntnis ist abzugeben? 
• Of. 1. 40 pr. D. de pigner. act. (13, 7); 1. 22 § 3 D. mand. 
(17, 1). 

7* Zum Schlüsse dieses folgen einige Geschäftsabschlüsse, wie 
solche in' der Übung unseres Großhandels auftreten. Sie sind der 
Korrespondenz eines großen Hamburger Exporthauses entnommen. 
Es wird an dieser Stelle darauf ankommen, die den Briefen unter- 
liegenden juristischen Begriffe, mit welchen die Schreiber operiert 
haben, herauszufinden und technisch zu bezeichnen, sowie die ab- 
geschlossenen Geschäfte auf ihre rechtliche Natur und Folge zu 
prüfen und klar zu stellen. 

a) Briefwechsel über Erteilung eines „Auftrages". 

Herrn N. H. in Hamburg. Bahia, 15. Oktober 19 . . 

Mich zum Empfange Ihres Geehrten vom 20. v. M. be- 
kennend, danke ich Ihnen für die mir damit gemachten Mit- 
teilungen. Die Preise des norwegischen Klippfisches an Ihrem 
Platze sind noch zu hoch, um mich zum Geschäft zu animieren. 
Sollten Sie indessen in die Lage kommen, 200 Kisten von 
der Kronenmarke zum Preise von Ji 29, — per Kiste kaufen 
zu können, so erteile ich Ihnen hiermit den Auftrag, obiges 
Quantum für meine Rechnung abzuschließen und mit zwei 
Dampfern & 100 Kisten im Zwischenraum von 14 Tagen zur 
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möglichst billigen Frachtrate an meine Adresse zu verladen. 
Die Assekuranz besorge ich selbst. 

Ihren angenehmen Mitteilungen entgegensehend, zeichne 

HoQhaobtungsvoll 
S. & 0. 
Herren S. & C, Bahia. Hamburg, 3. November 19 . . 

Im Besitze Ihres Werten vom 15. v. M., danken wir 
Ihnen verbindlichst für den uns damit gefälligst erteilten 
Auftrag auf 200 Eisten Klippfische, Eronenmarke, zu dem 
limitierten Preise von JC 29, — per Eiste, bedauern aber 
Ihnen mitteilen zu müssen, daß es unmöglich ist, zu diesem 
Preise kaufen zu können. Die Nachfrage nach norwegischen 
Elippfischen ist andauernd eine sehr lebhafte, und da der 
Stock nidit groß ist, so halten die norwegischen Exporteure 
nicht allein sehr fest auf ihren jetzigen Forderungen, sondern 
geben schon zu verstehen, daß demnächst eine Steigerung 
eintreten muß. Wir würden daher die 200 Eisten heute 
nicht unter J( 31, — kaufen können, und angesichts der 
oben erwähnten Marktstellung hielten wir es für angebracht, 
Ihnen heute zu kabeln: 

arabic=^ Wir können ihren Auftrag nur zu . . . ausführen; 
kabeln Sie, ob wir kaufen sollen. 

marmaid=J( 31, — . 

^armm^= Tendenz steigend. 

Wir hoffen morgen Ihre zustimmende Antwort zu erhalten, 
und inzwischen begrüßen wir Sie hochachtend N. H. 
Herren S. & C, Bahia. Hamburg, 8. November 19 . . 

Wir bestätigen Ihnen unser Ergebenes vom 3. d. und 
empfingen am 4. Ihr Telegramm, so lautend: 

balsamin = Eaufet 200 Eisten Elippfische zum bestmög- 
lichen Preise, 

woraus wir gerne ersahen, daß Sie das uns in Ihrem Ge- 
ehrten V. 15. V. M. gegebene Limit für den Ankauf der 
200 Eisten Fisch aufheben und uns ermächtigen, bestmög- 
lichst für Sie zu kaufen. Es freut uns nun, Ihnen mitteilen 
zu können, daß, da wir auch für andere Plätze in diesen 
Tagen bedeutende Ordres auf Fisch erhielten, es uns ge- 
lang, eine Beduktion von ^/g J( per Eiste für unsere sämt- 
lichen Einkäufer durchzusetzen, wovon Ihre 200 Eisten, die 
wir eben also ä Jl 30,50 abgeschlossen haben, natürlicher- 
weise auch profitiert haben. Die Verladung der ersten 100 

18* 
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Kisten wird mit dem Dampfer „Nordpol**, der am 12. d. aus- 
geht, erfolgen, und haben wir die Fracht zur Rate von 
Jl 45, — per Kubikmeter bedungen. In der angenehmen 
Hoffnung, Ihnen also binnen kurzem mit Verladungs-Doku- 
menten aufwarten zu können, empfehlen etc. N. H. 
Herren S. & C, Bahia. Hamburg, 12. November 19 . . 
Wir schrieben Ihnen am 8. d. und haben heute das Ver- 
gnügen, Ihnen Konnossement und Faktura zu behändigen 
über auf Ihre Ordre und für Ihre werte Rechnung per 
Dampfer „Nordpol" nach dort verladene 
S. C. Nr. ^/loo-^^^ Kisten Klippfische, Kronenmarke, 
Sie ersuchend, uns für den Betrag unserer Faktura mit 

Jl 3697,70 per 11. d. M. 
getälligst erkennen zu wollen. Wir etc. N. H. 

[Anlage:] 
Faktura. 

Hamburg, den 12. November 19 . . 

Herren S. & C, Bahia. 
Für die nachstehenden auf seine Ordre, für seine Rechnung 
und Risiko mit dem Dampfer „Nordpol*' nach dort verladen, 
nämlich ohne Versicherung 

S. C. 100 Kst. KHppfisch. 

Kronenmarke k 30,50 Jl 3060,— 
Fracht nach Bahia. 

. 12 Kbm. ä 45,— 540,— 

Jl 3590,— 

Kommission 37^ „ 107,70 

Jl 3697,70 

Valuta per 11. November. N. H. 

b) Konsignation mit Vorschuß. 

Der Kaufmann A. in Rio de Janeiro konsigniert (über- 
trägt zum Verkauf) an B. in New York 1000 Sack Reis, 
wobei er von dem Konsignatar einen Vorschuß ä conto des 
„netto Provenue** haben will, und zwar, wie unter Kauf- 
leuten gebräuchlich, durch Wechsel; da aber Wechsel auf 
New York in Brasilien keine Käufer finden, so wird A. von 
B. autorisiert, auf London für des letzteren Rechnung zu 
trassieren, und zwar auf das Haus C, 90 Tage nach Sicht. 
A. „negociiert** diesen Wechsel sofort in Rio de Janeiro und 
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erhalt so seinen Vorschuß. Dabei „avisiert" A. den C; 
etwa: „Gegen den bei Ihnen von B. in New York zu meinen 
Ghinsten eröf&ieten Kredit von jB . . ,, war ich heute so frei, 
als Vorschuß auf genanntem B. gemachte Konsignation von 
•1000 Sack Reis £ 90 Ordre N. N. auf Sie zu entnehmen, 
und empfehle ich diese Tratte Ihrer geflQligen Schutznahme, 

zu Lasten des B " 

c) Konsignation mit garantiertem Erlöse seitens des Konsignatars. 
Ein Hamburger Handelshaus hatte früher Gement in großen 
Quantitäten für eigene Rechnung fest gekauft und an seine 
Filiale in Bio de Janeiro gesandt; da aber der Preis dieses 
Artikels vor einiger Zeit stark fiel, auch ein Vertrag mit 
einem dortigen größeren Bauunternehmer sein Ende erreichte, 
so gab es diesen Gschäftezweig auf. Nun brauchen aber die 
Segelschiffe, welche das Haus mit Pulver, Dynamit, Streich- 
hölzern u. dergl. nach Südamerika verfrachtet, Ballast von 
dement, so daß es weiterhin in seinem Interesse liegt, solchen 
zur Verfügung zu haben; andererseits ist die betreffende 
deutsche Cementfabrik sehr willig, ihre Ware los zu werden, 
— wie sie angiebt, um ihre Arbeiter fortdauernd beschäftigen 
zu können und ihre Marke in Brasilien nicht ausgehen zu 
lassen. So kommt zwischen dem Handelshause und der Fabrik 
ein Vertrag folgenden Inhaltes zu stände: Ersteres über- 
nimjnt gewisse Quantitäten von Gement in Konsignation 
nach Bio de Janeiro, unter Bestinmiung eines Preises, der 
viel niedriger ist, als der vormals bei den festen Ankäufen 
gezahlte; dagegen wird der Fabrik ein barer Vorschuß schon 
jetzt gewährt und zugesichert, daß der Betrag des Erlöses, 
der jenen Preis übersteigt, ihr herausbezahlt werden soll, 
während ein etwaiger Mindererlös dem Handelshause zur 
Last fäUt. 



LXXXVI 

1* Juristische Konstruktion folgender Thatbestände? 

a) Jemand räumt einem sdten Diener zur Vergeltung von dessen 
langjährigen, treuen Diensten unentgeltliches lebensUkngliches 
Mietrecht in einem Gartenhause ein. 

b) Verpachtung einer Jagd seitens der dazu berechtigten Ge- 
meinde. 

c) Der Eigentümer eines Steinbruches gesteht einem anderen 
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gegen bestimiiite Geldleistung das Recht zu, in jenem Steine 
fcir sich zu brechen, 
d) B. verpachtet an B. auf 12 Jahre seine Ziegelei mit allen 
darauf befindlichen Gebäuden, Trockenscheuem und Brenn- 
öfen, der Zieglerwohnung und den vorhandenen Utensilien 
und überläßt dem B. femer zur Entnahme der zum Be- 
triebe der Ziegelei erforderlichen Ziegelerde eine abgegrenzte 
Fläche von 20 Morgen von dem Acker des Gutes mit der 
Befugnis, dieselbe, soweit sie nicht zum Ausgraben der 
Ziegelerde in Angriff genommen sei, ackerwirtschaftlich 
auszunutzen: alles dieses gegen einen jährlichen Zins von 
6000 Jl. 
' e) Das Wegnehmen des Straßenkotes einer Stadt war im Wege 
der Versteigerung auf mehrere Jahre einem Unternehmer 
gegen einen von letzterem an die Stadtkasse zu zahlenden 
jährlichen Betrag übertragen worden, 
f) Eine Stadt räumt einem Privatmanne Baulichkeiten auf 50 
Jahre zum Gebrauche ein, unter der Auflage, sie auf 
seine Kosten wieder in Stand zu setzen und nach Ablauf 
jener Zeit solche mit den getroffenen Verbesserungen der 
Stadt unentgeltlich zu überlassen. 
2* Ein Garten mit Wirtschafbshaus und Stallung war auf 
drei Jahre von Fuß an Zehe vermietet worden. Nach Ablauf 
jener Zeit verlangt Fuß die Bäumung. Zehe entgegnet, daß 
Fuß, wie er erst nachträglich in Erfahrung gebracht, gar nicht 
Eigentümer sei, sondern dessen Vetter Knie. 

Wenn dieses richtig steht, kann Fuß doch für sich die 
Bäumung verlangen? 

3. Der Lehrer Leonhardt in Grünberg, welcher bei Alten- 
burg ein Bauemgut geerbt hat, kommt mit dem Landwirt Frost 
überein, daß letzterer jenes, dem seinigen benachbarte, Gut zu 
Gebrauch und Nutzung erhalte, und von den davon zu ziehen- 
den Früchten ein Sechstel an den Leonhardt fallen, fünf Sechstel 
dem Frost verbleiben sollten. 

Es entsteht späterhin Streit, in welchem es sich vor allem 
fragt, welches die rechtliche Natur des abgeschlossenen Vertrages 
sei? Und wie sich je nach der Entscheidung dieser Frage Becht 
und Pflicht der beiden stellen? 

4. A., welcher mit X. über den Ankauf zweier Landstücke 
von gleicher Größe in Verhandlungen steht, hat seinem Bruder 
B., unter dessen dankender Annahme, versprochen, daß er ihm, 
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wenn jener Kauf sich verwirklieben sollte, eines der beiden 
Grundstücke „in billigen Pacht" geben wolle. Nachdem der 
Kauf zu stände gekommen, weigert aber A. die pachtweise 
Überlassung und wird nun darauf von B. verklagt, welcher das 
kleinere, aber bessere Grundstück wählt und %lh JC Pacht zu 
geben bereit ist, da dieses der — wie man sagen könne — 
marktgängige Preis für dergleichen Pachtgrundstücke sei, auch 
angemessen wäre und von Sachverständigen, auf die er ausdrück- 
lich als Beweismittel greife, sicherlich zugebilligt werden würde. 
Was liegt hier rechtlich vor? Wie ist die Streitsache zu ent- 
scheiden? 

5. S. . hat ein Durchfahrtrecht an dem Nachbargrundstück 
des 0. Nun verpachtet S. den einen Teil seines Gitindeigen- 
tumes an C, zugleich mit der Erlaubnis, das Fahrtrecht aus- 
zuüben. 0. aber verweigert dieses dem C. 

Mit Recht? 

Cf. 1. 44 D. locati conducti (19, 2). 

6. M. hat von den Erben des verstorbenen Photographen H. 
in Halle dessen Photographiegeschäft (Atelier mit Inventar, Kund- 
schaft etc.) gepachtet, dann aber die Übernahme und die Zahlung 
des Mietgeldes verweigert, weil es an einem tauglichen Objekte 
fehle; für ähnliche Verhältnisse sei sogar mit gesetzlicher Kraft 
ein Verbot derartiger Verträge ausgesprochen, vgl. die preußische 
Ministerialverfügung v. 21. September 1886, betreffend ünzu- 
lässigkeit der Verpachtung von Apotheken (Min.Bl. f. innere 
Verw. 1886, S. 198). 

Der Anwalt des H. hält ihm entgegen, daß dieses angezogene 
Cirkular schwerlich rechtsbeständig sei, sondern der Beichs-Ge- 
werbeordnung § 45 widerspreche: „Die Befugnisse zuni stehen- 
den Gewerbebetriebe können durch Stellvertreter ausgeübt werden" ; 
in jedem Falle aber sei der Unterschied vorhanden, daß zum Be- 
triebe eines Photographiegeschäftes nicht mehr, wie bei Apotheken, 
eine konzessionierte Gerechtsame erworben werden müsse ; — was 
nun ireUich auf selten des M. nur die duplizierende Bemerkung 
hervorruft, daß ein Pachter kein Stellvertreter sei, und daß ge- 
rade aus der letzten Bemerkung der Jenseite der Mangel einer 
greifbaren res incorporalisj als des doch beabsichtigten Pacht- 
gegenständes, in unserem Falle deutb'ch werde: über nicht be- 
stehende Objekte könne man keine Verträge schließen. 

Wie ist zu erkennen? 
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Lxzxvn 

1« In dem, einem Stadenten Yenmeteten, möblierten Zimmer 
platst infolge scblschter Konstroktion der dort aa%esiellte nnd 
seit korzem in Gebrauch genommene Porzellanofen. 

a) Wem liegt es ob, den Ofen auf seine Kosten wieder in Stand 
setzen zn lassen? 

b) Gilt das Gleiche, falls der Ofen infolge des Heizens etwas 
Yerstopfi ist nnd gereinigt werden muß? 

c) Wie steht es, wenn die Fensterscheibe infolge strenger 
Kalte einen Sprang erhalten hat? oder durch Hagelschlag 
— oder von einem Dienstboten des Vermieters — oder 
Yon einem Dritten — oder unvorsichtiger Weise von dem 
Stadenten selbst eingeschlagen worden ist? 

2. Bei der großen Bheinüberschwemmong im Frühjahre 1883 
wurden in und bei Mainz viele vermietete Parterrewohnungen 
unter Wasser gesetzt und infolge dessen for die geflüchteten, 
nach dem Fallen des Wassers zurückkehrenden Mieter ohne gründ- 
liche Ausbesserung unbrauchbar. Einzelne nahmen djie Ausbesse- 
rung auf eigene Kosten vor, andere aber nicht. In beiden FsUen 
kam es zu Prozessen, in denen es sich fragte: 

a) Kann der Vermieter (V.) verlangen , daß der Mieter (M.) 
ausbessere? 

b) Hat es Einfluß, ob im Mietvertrage ausdrücklich steht: Die 
Wohnung ist in demselben Zustande abzuliefern, in welchem 
M. sie erhalten ha.t? 

c) Kann M., wenn er diese Fragen nicht aufgeworfen, sondern 
ohne weiteres wieder hergestellt hat, Ersatz dafür verlangen? 

• d) Kann V. für die Zeit der Überschwemmung und für die 
der Ausbesserung Mietgeld verlangen? 
e) Wie wäre es, wenn das betreffende Haus vollständig ver- 
nichtet worden wäre? 
3* Die dem Möhring von Voß auf acht Jahre verpachteten 
Ländereien sind infolge eines Eisenbahnbaues fast vollständig ent- 
eignet worden. 

a) Hat dieser Umstand auf die fragliche Pacht rechtlichen 
Einfluß? 

b) Wem gebühren die bezahlten Entschädigungsgelder? 

4* Der Bierbrauereibesitzer H. hatte das zu Kassel belegene 
Palais-Bestaurant an den Bestaurateur E. daselbst auf drei Jahre 
verpachtet. Zu dem Pachtgegenstand gehörte ein Garten mit fünf 
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Lauben und einem großen Pavillon; die Lauben wurden durch eine 
mit Landscbaftsbildem versierte Bückwand abgeschlossen. Diese 
Wand, welche dem angrenzenden Nachbar eigentümlich gehörte, 
ist im Juli v.' J. durch diesen abgebrochen worden, und wurde 
hierdurch der Wirtsgarten längere Zeit, und zwar gerade in den 
Monaten, in welchen der Garten am meisten besucht zu werden 
pflegte, fast gänzlich imbenutzbar. 

E. behauptet nun: Die fragliche Bück wand sei stillschweigend 
mitvermietet worden, und der Verpächter müsse deshalb den un- 
gestörten Gebrauch jener Wand während der Mietszeit gewähr- 
leisten; da dieses nicht geschehen sei, so hafte H. wegen seines 
Verschuldens dem Mieter auf dessen Interesse; jedenfalls könne 
er für die Zeit der Störung nur ein geringeres Mietgeld fordern. 

Der in diesem Sinne erhobenen Klage wurde von H. entgegen- 
gehalten: Die fragliche Bückwand sei von dem Beklagten nicht 
mitvermietet worden; auch treffe ihn kein Verschulden; es liege 
vielmehr nur ein Zufall vor, dessen nachteilige Folgen der Mieter 
zu tragen habe. 

Es ist Urteil mit Entscheidungsgründen abzufassen. 

5. Schöne schreibt an seinen Bechtsanwalt: 

„Vor zwei Monaten habe ich das Erdgeschoß des dem Lade- 
gast gehörigen Hauses zum Zwecke des Bestaurationsbetriebes ge- 
mietet. Vor einiger Zeit ist in demselben Hause Sailer mietweise 
eingezogen, welcher daselbst nun die Fabrikation von Hausenblase 
betreibt; hierbei werden aber derartig üble Dünste erregt, daß 
meine Wirtschaft dadurch ganz gestört und vernichtet wird. 

Kann ich mich wegen des erlittenen Schadens an den Lade- 
gast halten? 

Oder muß ich mich gegen Sailer wenden? 

Ist es vielleicht nötig, daß ich nachweise, Ladegast habe von 
dem Vorhaben jenes Fabrikationsbetriebes des Sailer Kenntnis ge- 
habt und trotzdem an ihn vermietet ?'* 

6* Ein Offizier hatte einen Pferdestall gemietet. Dieser ist 
bald darauf zufolge Baugebrechens eingestürzt und hat die darin 
befindlichen Pferde erschlagen. Der Offizier will Klage auf Ent- 
schädigung gegen den Vermieter anstellen. 

Wie wird sein Anwalt eine solche Klage zu begründen haben? 

7. Ein Jurist erhält von einem Freunde nachstehenden Brief 
zur sachverständigen Beantwortung: 

„Zu meiner Mietwohnung gehört ein Garten, den ich im Ver* 
trage zu meiner unbeschränkten Benutzung übernommen habe. 
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Er war verwahrlost und wurde von mir neu angelegt. Nach 
Kündigung des Mietverhältnisses wünsche ich einen Teil der von 
mir gepflanzten Topfgewächse und hochstämmigen Bösen aus dem 
(jarten herauszunehmen; mein Wirt weigert mir jedoch die Ent- 
nahme jeglicher Gewächse, will sich auch zu keiner Einigung über 
deren Wert verstehen. 

Muß ich die Gewächse überhaupt und auch ohne Entschädi- 
gung im (jarten stehen lassen? 

Ich hatte auch einige wilde Bösen eingepflanzt, mich dann 
aber nicht näher um sie kümmern können. Jetzt erfahre ich, 
daß sie während einer Beise meinerseits von meinem Vermieter 
okuliert worden sind. Ist er wirklich dadurch, wie er behauptet, 
Eigentümer dieser Pflanzen geworden?*' 

8* Nachdem der G«richtsassessor von Lersner den ihm ge- 
hörigen Karlshof an Hoffinann pachtweise in Benutzung gegeben 
hatte, flülte ersterer eigenmächtiger Weise einige auf dem Pacht- 
gute stehende Bäume. 

An welche Bechtsmittel kann man zu Gunsten des Hofihiann 
denken, und welche würden — und aus welchen Gründen — mit 
Fug bei gerichtlichem Auftreten durchdringen? 

9. Vor zwei Jahren hat Flörsheim aUe in dem dritten Stocke 
des Wolfschen Hauses befindlichen Zimmer und sonstigen Bäum- 
lichkeiten auf sechs Jahre gemietet. Jetzt beabsichtigt Wolf an 
seinem Hause einen hölzernen Anbau vorzunehmen, um dadurch 
weitere Bäumlichkeiten zu gewinnen. Noch ehe dieses indessen 
geschehen, protestiert Flörsheim privatim gegen die Errichtung 
des Anbaues, weil er an dem dritten Stock ein ausschließliches 
Wohnungsrecht habe und die beabsichtigte Veränderung dieses 
beeinträchtigen würde. Wolf läßt den Anbau trotzdem errichten. 

Als derselbe bis zum dritten Stocke vollendet ist und hier 
die erforderlichen (hauptsächlich in der Verwandlung eines auf 
der Treppe vom dritten zum vierten Stocke befindlichen Fensters 
in eine Thüre für den neuen Anbau bestehenden) baulichen Ver- 
änderungen getroffen werden sollen, übergiebt Flörsheim diese 
Angelegenheit einem Anwalte, um gerichtlich vorzugehen. 

Es ist eine Klageschrift; auszuarbeiten. 



10. Ist ein Billardspieler verpflichtet, dem Eigentümer Schadens- 
ersatz zu leisten, wenn er beim Verlaufe des regelmäßigen Spieles 
ein Loch in das Billardtuch stößt? Kommt es darauf an, ob das 
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Billard in einem öffentlichen Lokale sich befindet und für seine 
Benutzung „Stundengeld" erhoben wird? Oder in den Gesell- 
schaftsräumen eines geschlossenen Klubs, wobei jedem Mitgliede 
das unentgeltliche Spielen gestattet ist? Oder bei einem Privat- 
mann, der Bekannte zu einer Partie als Gäste eingeladen hat? 

11. „Zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Ver- 
meidung von Differenzen werden die geehrten Benutzer meiner 
Leihbibliothek um gefällige Beachtung nachstehender Bedingungen 
gebeten: 

1) Das Abonnement kann mit jedem Tage begonnen werden, und 
ist das Lesegeld so lange zu entrichten, als sich Bücher in 
den Händen der Abonnenten befinden, wenn dieselben auch 
nicht gewechselt werden. 

2) Die Teilnehmer werden gebeten, mehrere Nummern aus 
dem Katalog aufzuzeichnen, der für 20 «^ käuflich zu er- 
werben ist. 

3) Wer ein Buch beschädigt oder verliert, erstattet dessen Laden- 
preis; gehört es jedoch zu einem mehrbändigen Werke, 
dessen Bände nicht einzeln käuflich sind, so muß der Wert 
des ganzen Werkes erstattet werden. 

4) Unbekannte Personen hinterlegen den Wert der entliehenen 
Bücher als Pfand, mindestens aber Jl 3. — ." 

Es sind folgende Fragen zu beantworten: 

a) Von welchem Rechtsverhältnis ist hier die Bede? Was ist, 
juristisch charakterisiert, ein „Abonnement"? 

b) Wenn ein Abonnent hinterher (durch Krankheit, Reise u. dgL) 
verhindert ist, von dem Abonnement Gebrauch zu machen, 
kann er nicht einen verhältnismäßigen Teil des schon ge- 
zahlten Betrages zurückfordern? 

c) Ist es nötig, daß Vorauszahlung des Betrages ausdrücklich 
oben ausbedungen wurde, oder verstand sich dieses nicht 
schon von selbst? 

d) Stimmt die Festsetzung unter 3) mit den entsprechenden 
Sätzen des GBes. überein? 

e) Was für ein Rechtsverhältnis ist im Falle 4) gegeben? Mit 
welchen Konsequenzen — dinglicher und obligatorischer Art? 

12. Ein Mieter hat zugleich mit seiner Wohnung eine 
Laube, welche durch eine Traueresche gebildet wird, zu seiner 
ausschließlichen Benutzung kontraktlich sich ausbedungen. .Der 
Hauswirt will nun nicht zugeben, daß der Mieter fremde Leute 
mit in die Laube nehme, und protestiert auch dagegen, daß der 
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Mieter in der 'Laube eine Bank auf die Weise anbringe, daß er 
einige Pfähle in die Erde schlägt und über denselben ein Brett 
befestigt. 

Unter welchen rechtlichen Gesichtspunkt ist dieser Vorfall zu 
bringen? 

13. In dem vorigen Falle hat schließlich der Mieter nach 
einem gereizten Briefwechsel mit dem Vermieter die Wohnung 
gekündigt. Der Vermieter sucht durch Inserat einen neuen Mieter; 
und es kommen in den nächsten Tagen häufig Leute, welche sich 
die Wohnung ansehen wollen. Der jetzige Mieter aber, der sich 
durch das Verhalten des Gegners stark verletzt fählt, weigert 
allen Reflektanten, schließlich auch dem persönlich erscheinenden 
Vermieter den Zutritt zu den von ihm bewohnten Bäumlichkeiten. 
Er erreicht dadurch auch, daß sich die Wohnung rechtzeitig nicht 
wieder vermietet. 

Was ist zu allem diesem juristisch zu bemerken? 

14. In einem vermieteten Hause ist Mauerschwanmi entstanden. 

a) Muß der Mieter auf Beseitigung desselben bedacht sein? 

b) Muß er, wenn der Vermieter Maßregeln dagegen ergreifen will, 
ihn ohne weiteres in die Mieträume zulassen? 

d) Da ihm dieses unangenehm ist, macht er den Vermieter auf 
den entdeckten Schwamm gar nicht aufmerksam; kann letz- 
terer deshalb Schadensersatz fordern? 

15* In Haue a. S. wurde vor kurzem die Einrichtung der 
Wassermesser zwingend eingeführt. Bis dahin war von jeder 
Haushaltung ein Betrag von 2 ^/^ des Mietzinses als Wassersteuer 
erhoben worden; jetzt fiel dies weg, und es sind von jedem Kubik- 
meter Wasser, das auf einem Grundstücke verbraucht wird, 16^ 
als Gebühr von dem Eigentümer zu zahlen. 

Kann der Vermieter diese Gebühr von seinen seitherigen, noch 
berechtigten Mietern ersetzt verlangen? Ist es von Einfluß, ob 
der Mieter in ordnungsmäßiger Verwaltung Wasser verbraucht 
oder eine sinnlose Wasservergeudung treibt? Kommt vielleicht 
die Differenz zwischen der. früher von dem Mieter gezahlten Wasser- 
steuer und der jetzigen Gebühr in Betracht? Wer würde die 
Kosten für Aufstellung und Instandhaltung der von der Stadt 
(kauf- oder leihweise, nach Wahl) gelieferten Wassermesser zu 
tragen haben? Muß sich der Mieter eine solche Aufstellung inner* 
halb der von ihm gemieteten Wohnung überhaupt gefallen lassen? 

16. Der Stadtrat zu Leipzig beschloß, unter Genehmigung 
der vorgesetzten Verwaltungsbehörde, im September 1892, daß 
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wegen vorliegender Choleragefahr die damals bevorstehende Leip- 
ziger Michaelismesse ganz ausfallen solle. 

Da in Leipzig eine große Anzahl von Lokalen gerade mit 
Bücksicht auf die Messe, und nur für deren Dauer, vermietet 
sind, so erhebt sich die Frage: ob der entstandene Mietzinsverlust 
von den Vermietern oder den Mietern zu tragen ist? 

17. Danneman schreibt an einen Rechtsanwalt: 

,,Li der Absicht, in Bad Nauheim meinen Wohnsitz zu nehmen, 
mietete ich im Juni v. J. von Schirmer eine Etage in dessen Wohn- 
hause für ein Jahr um 900 Jl, Meine Übersiedelung wurde 
durch Erkrankung und widrige Familienverhältnisse zxmftchst ge- 
hindert; ich habe aber für die beiden ersten Quartale doch an 
Schirmer den Mietpreis bezahlt. Jetzt ist es sicher, daß ich 
überhaupt nicht überziehen kan^. Ich habe nun erfahren, daß 
Schirmer im Januar und Februar d. J. die vermieteten Bäume 
dadurch selbst benutzt hat, daß er seine Kinder und das Dienst- 
mädchen in denselben hat schlafen lassen. 

Ist damit nicht unser Vertrag aufgelöst? 

Wenn Sie es aber für rechtlicher halten, so wollen Sie in 
meiner Vertretung dem Schirmer nur das Mietgeld für jene zwei 
Monate abziehen? 

Ist es denn nicht möglich, die Wohnung an einen Dritten 
unter der Hand zu vermieten? Mit Schirmer will ich aber nach 
unserem letzten gereizten Briefwechsel nichts mehr zu thun haben." 

Was wird der Anwalt dem Anfragenden antworten? 
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1. In einem schrifkKchen Mietvertrage hatte sich der Ver- 
mieter verpflichtet, „weder zu kündigen, noch zu steigern in Zu- 
kunft". Als nachmals die Mietpreise in jener Stadt sehr stiegen, 
kündigte doch der Vermieter, unter der Behauptung, daß eine 
loeatio perpetua rechtlich unzulässig sei. 

Ist das zutreffend? 

3. Ein Vermieter klagt gegen einen Studenten auf Bäumung 
der auf einen Monat vermieteten Wohnung, nachdem diese Frist 
abgelaufen ist. In dem Verhandlungstermine bringt der Be- 
klagte vor, daß er die Wohnung ausdrücklich für das ganze 
Semester gemietet habe. Der Vertrag war mündlich ohne Zeugen, 
abgeschlossen worden, und beide Parteien, die auf ihren wider^ 
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sprechenden Behauptungen beharren, können als Beweismittel 
nur den Eid benennen. 

Wie wird das Grericht vorzugehen haben? 

3. A. hatte dem B. Grundstücke um den jährlichen Pacht- 
preis von 500 ^ auf 6 Jahre verpachtet, unter Ausbedingung 
halbjährlicher Zahlung des Pachtgeldes. B. läßt aber zwei Ziele 
verstreichen, ohne zu zahlen. 

Welche rechtlichen Mittel stehen dem A» zu Grebote? 

4« In dem vorigen Falle hatte sich A. nicht gerührt, und 
es waren jetzt bereits fünf Ziele f^lig gewesen, ohne daß eine 
Zahlung erfolgt ist. Als nun A. gegen B. Schritte thun will, 
rechnet ihm dieser vor, daß er im letzten Jahre auf notwendige 
Beparaturen an den mitverpachteten Gebäuden, sowie for unent- 
behrlich gewordene Bewässerungsanlagen auf den Wiesen ungefähr 
300 Jl verwendet habe, deren Wiederersatz er von A. bean- 
spruchen müsse. Wegen des Bestes bittet er noch um Ausstand. A. 
will sich aber auf nichts mehr einlassen und sähe es am liebsten, 
wenn er den ganzen Pachtkontrakt los wäre. 

Was kann bei dieser Sachlage jeder von dem anderen rechtlich 
beanspruchen? 

5. Gempt hatte von Bautenberg auf eine Beihe von Jahren 
vier Bäume „zur Betreibung einer Möbelfabrikation" gemietet. 
Die Lokalitäten waren in der Hamburger Zollvereins-Niederlage 
gelegen und deshalb den besonderen Anordnungen der Zollbehörde 
gesetzlich unterworfen. Anfang 1881 untersagte diese dem 
G^mpt, vom 1. April desselben Jahres andere Möbel als Polster- 
möbel anzufertigen, worauf derselbe dem Bautenberg mitteilte, daß 
er zu seinem Bedauern ihm seine Bäume vom 1. April 1881 
zur Verfügung stellen müsse, da sie für ihn, den Gempt, jetzt 
keinen Wert mehr hätten. Bautenberg protestiert aber gegen 
diese willkürliche Handhabung ihres fest abgeschlossenen Ver- 
trages; auf derartige persönliche widrige Zufälle könne er, der 
Vermieter, keine Bücksicht nehmen, und G^mpt hätte sich die 
Möglichkeit einer solchen Verfügung, wie der jetzt eingetroffenen, 
beim Vertragsabschluß vorbehalten müssen; — was nun Gempt 
veranlaßt, auf Feststellung seiner Berechtigung, sich von den Miet- 
vertiflgen loszusagen (CPO. § . .?) Klage zu erheben. 

Urteil mit Gründen? 

6. Der Eaufinann Holland hatte von dem Bheder Beyen 
deesen Schiff „Therese" für eine transatlantische Beise auf 10 Mo- 
nate zur Monatsfracht von 4250 «/^ gemietet. Die Chartepartie 
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enthielt indessen die Klausel: „Es steht jedoch den Befrachtern 
frei, die Charter «bis auf 14 Monate auszudehnen/' Das Schiff 
wurde nun zu einer Beise nach einigen Häfen der Westküste von 
Central- Amerika benutzt. Die dortigen Korrespondenten des Hol- 
land schlössen, wozu sie befugt waren, einen Unterfrachtvertrag 
mit einer anderen Firma in betreff der Rückreise nach Europa. 
Auf dieser befand sich das Schiff zur Zeit des Ablaufes der 
14 Monate, und wurde es nach Vollendung der Eückreise, als 
insgesamt 17^/2 Monate verstrichen waren, dem Reyen zur Dispo- 
sition gestellt. 

Es erhob sich nun ein Streit zwischen Holland und Reyen 
darüber, ob Holland für die letzten 3^/^ Monate den gleichen 
Preis, wie für die früheren, zu zahlen habe, oder für jeden Monat 
1200 ^ mehr, um welchen Betrag die Frachten im betreffenden 
Zeiträume gestiegen waren; — und ist hierüber in begründetem 
Gutachten sich auszulassen. 

?• Der Zimmermeister Arckel hatte von dem Rentner Bücking 
einen Zimmerplatz auf drei Jahre gemietet. Das auf dem- 
selben lagernde Holz verkaufte Arckel der Hauptsache nach an 
den Holzhändler Steinhauf , welchem bei Ablauf der drei Jahre 
Bücking einen Brief des Inhaltes zukommen läßt: daß Steinhauf 
sofort den Platz zu räumen oder den seither geltenden Mietzins 
zu bezahlen habe. 

Steinhauf antwortet nicht, sondern läßt ganz allgemach, wie 
es durch den Gang seines Geschäftes bedingt war, jenes Holz 
abfahren. Als dieses nach mehr wie einem halben Jahre vollendet 
war, erhält er eine Anforderung von Bückung auf verhältnismäßige 
Mietzinsforderung. 

Wird Steinhauf dem erhobenen' Ansprüche etwas entgegen- 
setzen können? Und welche juristischen Gesichtspunkte konunen 
bei der Schlichtung dieses rechtlichen Streites durchschlagend in 
Erwägung? 

Cf. 1. 13 § 11 D. loccond. (19, 2). 
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!• Was für Rechtsgeschäfte liegen in den folgenden That- 
beständen und Privaterklärungen vor? 

a) Es verkauft jemand einen Kasten mit Handwerkszeug, be- 
hält sich aber daran bis zur Zahlung Besitz und Eigentum 
vor. Nach wenigen Tagen erscheint der Käufer und bittet, 



288 §89. LtOkB. 

: s , . 

* ihm das Handwerkszeug einstweilen einznhändigen, obgleich 
er das Eanfgeld heute noch nicht bezahlen könne; sobald der 
Verkäufer es wünsche, werde er den Kasten gern wieder zu- 
rückbringen. 

b) Der Besitzer einer seltenen Handschrift giebt sie einem Fach- 
gelehrten, um sie zu untersuchen und wissenschaftlich nach 
Alter und Bedeutung klar zu stellen; wobei der Unter- 
suchende möglicherweise; dafär bezahlt wird; — es aus Ge- 
fälligkeit besorgt; — den Besitzer des Manuskriptes darum 
gebeten hat, und dieser ihm einen Gefallen erweist; — als 
Vertreter einer gelehrten Eörperschafb zu jener Arbeit ver- 
pflichtet ist; — seinerseits etwas für die Benutzung der 
Handschrift bezahlt. 

c) „Die leeren Säcke sind innerhalb vier Wochen in gutem Zu- 
stande zurückzusenden oder p. Stück J( 1 zu bezahlen. 

Angerstedter Wassermühle." 

d) Eine Pelzhandlung sendet drei Pelzmäntel zu 70, 80 und 
90 Jt einer Dame, die einen davon auswählen und kaufen 
will, mit der Bitte um baldige Bückgabe der zwei in der 
Wahl ausgefallenen zu; — eine Seidenfabrik überschickt 
auf Wunsch Muster ihrer Seidenstoffe, bedingt sich aber, 
pünktliche und schnelle Bücksendung der mitgeteilten Muster- 
proben aus. 

3. E. bittet den L., ihm einige Wertpapiere zu leihen, die 
Qr, K., als Unterpfand gegen ein in kurzer Frist zurückzuzahlen- 
des Darlehn bei einem Bankhause benutzen will. 

a) Was Hegt juristisch vor? Welchen Anspruch auf Bückgabe 
hat L.? 

b) Steht dieser Fall dem * folgenden gleich: B. übergiebt dem 
S. eine goldene Uhr und Kette mit dem Auftrage, darauf 
bei einem Pfandleiher 100 ^ zu leihen und solche dem B. 
zu überbringen; S. ninmit das Geld auf -r- entweder auf 
seinen eigenen Namen, oder auf den Namen des B. 

3* Eine Klage auf Bückgabe eines Grundstückes wurde dar- 
auf gestützt, daß dasselbe dem jetzigen Beklagten nur auf be- 
liebigen Widerruf des Hingebenden überlassen worden sei. Da- 
gegen behauptet der Beklagte, daß er es zu Eigentum erhalten 
habe. 

Wen trifft hier die Beweislast? 
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1. Welches ist die zutreffende juristische Auffassung nach- 
stehender Willenserklärungen? 

a) Die städtische Sparkasse fordert in der Zeitung öffentlich zu 
Einlagen auf, und gieht hekannt, daß sie Geld an sichere 
Schuldner auszuleihen bereit sei; — eine Bank erö&et einem 
Gutsbesitzer einen Kredit bis zur Höhe von 40000 Jl. 

b) Es bittet jemand brieflich um Gewährung eines Darlehns. 
Der Angegangene erlaubt jenem, einen Wechsel auf ihn zu 
ziehen und denselben weiter zu begeben; — oder er schickt 
ihm einen eigenen Wechsel. 

c) Ein Möbelhändler, der eben Gelegenheit hat, ein paar Dutzend 
Stühle zu verkaufen, schickt zu einem befreundeten Gewerbe- 
genossen, um sich die fehlende Stückzahl solcher Stühle einst- 
weilen zu leihen. 

d) Es wird auf eine zu liefernde Arbeit ein Vorschuß geleistet. 

e) Ein Kapitalist verspricht einem Ökonomen, daß er ihm das 
zur Anzahlung des Dritteiis eines von dem Landwirte zu er- 
stehenden Gutes erforderliche Geld darleihen werde. 

f ) Durch testamentarische Bestimmung ist einem Erben die Ver- 
pflichtung auferlegt, einem Dritten eine gewisse Summe auf 
eine bestimmte Zeit als unverzinsliches Darlehn zu geben; — 
dann stellt sich heraus, daß dieser Dritte inzwischen in Kon- 
kurs verfallen ist. 

g) Ein Dienstmädchen, welches aus dem Dienste tritt, um sich 
zu verheiraten, ersucht die seitherige Herrschaft, die ihm noch 
200 ^ an Lohn schuldet, diese Summe an den Vater der 
Ansucherin auszuzahlen, da sie diesem das Geld leihweise ver- 
sprochen habe. Die Auszahlung geschieht. 

h) Als Ergebnis einer Geschäftsführung für einen anderen wird 
zu Gunsten des Vertreters ein Saldo von 2000 Jt festgestellt, 
wovon der andere 400 Jl bar bezahlt, während die übrigen 
1600 «^ an bestimniten späteren Terminen bezahlt werden 
sollen. 

i) „Je sonssignö A. L. reconnais avoir re9u de mon beau-p^re 
vingt cinq obligations Alsace-Lorraine de mille francs chacune, 
rapportanl^ 4^/^ et m'engage ä les lui rendre, quand il le 
dösirera et devrai de plus «lui faire tenir les coupons annuels 
dch^ant le 2 janvier ou le montant des dits coupons." 
2* Nach einem Darleihvertrage nahm ein Grundbesitzer zur 

8 mmler, Übnngen I. 19 
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Ansftihnmg eines Baues von einem Kapitalisten ein Darlehn von 
90 000 Jt gegen Hypothek auf; in einem Revers wurde aber be- 
stimmt, daß das dargeliehene Geld einstweilen bei einer Bank 
niedergelegt und nach und nach, wie es nach den auszuführenden 
Bauarbeiten erforderlich sein werde, an den Bauherrn verabfolgt 
werden sollte. Das Kapital wurde in dieser Weise von der Bank 
allgemach bis auf 8000 Jl bezahlt, als der Grundbesitzer in Kon- 
kurs geriet. 

Wie ist die Verabredung rechtlich zu charakterisieren? In 
welcher Weise sind die Ansprüche des Kapitalisten und der Kon- 
kursmasse auseinander zu setzen? 

3* Milse hat dem Vieler 8000 Jl schenkungsweise zugewendet. 
Sj^ter kommt Milse in Geldverlegenheit, und Vieler beredet des- 
halb mit ihm, daß Vieler die angegebene Summe, zu deren Eüct:- 
erstattung er sich unter den eingetretenen Umständen für verpflichtet 
erachte, als ein verzinsliches Darlehn behalten und nach dreimonat- 
licher Kündigung zurückzahlen solle. Bald darauf stirbt Vieler. 
Seine Erben, von Milse auf Rückzahlung der ihnen gekündigten 
3000 M gedrängt, halten das Versprechen ihres Erblassers nicht 
für rechtsgültig. 

Ist diese Ansicht zutreffend? 

4. Ein Bauer hatte bei einem sog. Kundenmüller, d. h. einem 
Müller, der die Von seinen Kunden gelieferte Frucht mahlt, das 
Mehl und die Kleie abliefert und seinen Lohn durch das sog. 
Molter, Abzug eines gewissen Quantums von dem Mehl (12 Pfund 
von dem Centner Frucht), erhält, längere Zeit hindurch in dieser 
Weise mahlen lassen, indem er jedesmal ungefähr 200 Pfiind Frucht 
brachte und das entsprechende daraus gewonnene Mehl mit Kleie 
erhielt. Dann kam es aber vor, daß er während mehrerer Jahre 
je einmal keine Frucht hatte und doch Mehl benötigte. Er bat 
deshalb den Müller, von seiner Frucht zu mahlen und ihm das 
entsprechende Mehl nebst Kleie zu liefern, er werde ihm später 
ebensoviel von seiner, des Bauern, Frucht dagegen liefern. 

a) Ist dieses Darlehn oder Tausch oder was sonst für ein 

Rechtsverhältnis? 

b) Wie steht es mit den jeweiligen Eigentumsübertragungen? 

c) Was ist die Folge, wenn nach der Verwendung der Frucht 
seitens der Müllers, aber vor der Abliefei^ng des Mehles 
ein zerstörender Zufall eintritt? 

5* Der Gastwirt Schacht suchte ein Darlehn von 9000 Jl gegen 
Verpfädung seines Grundstückes. Soubiron erklärt sich mündlich 
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zur Darleihung dieser Snmine bereit und nimmt die über 9000 Jl 
ausgestellte Schuld- und Yerpfändungsurkunde in Empfang. Auf 
die Valuta zahlt er abschläglich 7000 Jl und bleibt mit 2000 Jjf 
noch in Best. Der Schuldner, dem an der baldigen Berichtigung 
des Yalutarückstandes gelegen ist, wendet sich deshalb an den 
Agenten ötzen, und dieser läßt sich bereit finden ^ namens des 
Soubiron, jedoch ohne dessen Auftrag, die rückständigen 2000 Jl 
zu zahlen. 

Später nimmt er den Soubiron wegen Erstattung der für ihn 
gezahlten 2000 Jl in Ansprach, wird aber von diesem an Schacht 
gewiesen. 

Es entsteht nun die Frage : gegen wen der Agent ötzen durch 
Zahlung jener 2000 Jl einen Anspruch erworben habe, und wie 
dieser Anspruch zu begründen sei? 

6* Nach dem Statut einer Oewerbebank „haben die Mitglieder 
der Gesellschaft unbedingt, Nichtmitglieder so lange, als die General- 
versammlung nichts anderes beschließt, das Recht, Spareinlagen 
in die Gesellschaft zu machen, die aber eine andere Begünstigung 
als den Bezug von 4 ^/^ Zinsen vom Tage der Einlage an nicht 
genießen; die Zinsen werden nur für volle Monate berechnet; für 
Spareinlagen, die nicht wenigstens drei volle Monate bei der Kasse 
stehen bleiben, werden keine Zinsen bezahlt; die Kasse ist jedoch 
nur, wenn der jeweilige Kassenbestand eine sofortige Bückzahlung 
nicht gestattet, berechtigt, eine Kündigungsfrist zu verlangen" 
(welche je nach der Größe der Bückzahlungen auf eine kürzere oder 
längere Zeit bestimmt ist). 

Auf Grund dessen hat ein Kaufmann auf ein Sparbüchlein 
1 5 000 Jl eingelegt , die er nun plötzlich zurückfordert. Die 
Kasse beruft sich darauf, daß diesmal Kündigungsfrist nötig sei; 
der Kaufmann will dies nach GB. 695 nicht gelten lassen. 

Wie ist hierüber zu befinden? 

7. Der Pachter Schott hatte seinem Verpächter Hummer zur 
Sicherstellung der aus dem Pachtvertrage entstehenden Verbind- 
lichkeiten eine Kaution von 10 000 Jl in der Art geleistet; daß 
Hummer berechtigt sein sollte, über diese Summe gegen Verzinsung 
mit 5 ®/q zu verfügen. Als später über das Vermögen des Schott 
der Konkurs ausbricht, verlangt der Konkursverwalter von Hummer 
die Zahlung des Kautionsbetrages. 

Der Beklagte hält entgegen, daß die übergebene Summe nicht 
mehr im Eigentume des Schott sich befinde; und daß er, Hummer, 
nur gegen Abrechnung und gegen Abzug seiner Forderungen aus 

19* 



292 §90. Darlehn. 



dem Pachtvertrage herauszugeben brauche. Worauf der Konkurs- 
verwalter erwidert, daß er namens des Schuldners aus dem Dar- 
lehn und dem deposiium irregtUare fordere. 
Welches Urteil ist abzugeben? 



8» Wie ist das Alter eines Pfandrechtes zu bestimmen, 
welches zur Sicherung des Grläubigers bei einer Krediteröfihung 
bestellt wird, der zufolge der Kreditgeber dem Kreditnehmer eine 
bestimmte Sunmie zur Yerfagung stellt und an ihn oder auf 
seine Anweisung, auf Wunsch auch in einzelnen Baten zu zahlen 
verheißt, — und zwar nach reinem römischen, wie nach seitherigem 
gemeinen Becht? 

9. „Hat Anno 1624 N. N. von X. X. 8000 Thaler erborget. 
Nachdem aber das Darlehn nicht alles an barem Gelde geschehen, 
sondern eine Ghur-Fürstliche Canmier-Yerschreibung auf 3000 fl. 
zugleich an statt Geldes eingehändigt worden, ist der Debitor bej 
der Wiederzahlung solche ebenmäßiger Weise an statt Geldes 
wieder einzuliefern gemeynet. Indeme nun der Oreditor damit 
nicht zufrieden seyn will, aus Ursachen, daß sich der Debitor zu 
8000 Thalem verobligieret, allhier aber der Debitor die Cammer- 
Verschreibung annoch in Händen, und kein Qeli jemahls darauf 
erlanget hat: also fraget es sich, ob der Oreditor solche Yer- 
schreibung auf 3000 fl. wieder anzunehmen schuldig?" 

(Aus Cabpzov, Opus decisionum.) 

lO« In der strafgerichtlichen Verhandlung gegen die Gründer 
des verkrachten Kaiserbazars zu Berlin wurde festgestellt, daß 
das angeblich bar eingezahlte Kapital von einer Million Mark, 
das bei dem notariellen Griindungsakt vorhanden sein mußte und 
thatsächlich vorgezeigt wurde, nichts weiter als ein Schaustück war. 
Es hatte der Hauptgründer von Westemhagen diese Million für 
den notariellen Akt, das heißt auf die Dauer einer Viertelstunde von 
der Deutschen Genossenschaftsbank Sörgel, Parrisins & Co. in 
Berlin, ausgeliehen erhalten. Der gegenwärtige Leiter dieser Bank, 
Direktor Weil, erklärte sogar, daß Herr von Westemhagen öfter 
größere Beträge als Darlehn auf Stunden und Tage erhalten habe. 
Die Hergabe der gedachten Million sei ganz innerhalb des Konto- 
korrentverkehrs geschehen. Nach der Bekundung des Kassierers 
Katz war die bewußte Million am 30. November 1889 durch 
mehrere Kassenboten der Bank dem Herrn von Westemhagen 
nach der Schreibstube des Rechtsanwalts Kempner mit dem Auf- 
trag zugestellt worden, gleich auf deren Bückgabe zu warten. 
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Was ist hierüber nach den Grundsätzen nnseres bürgerlichen 
Rechtes zu bemerken? 



XCI 

1. Welche Bechtsverhältnisse sind in folgenden Thatbeständen 
gegeben? 

a) Ein Kaufmann erhält von einem Geschäftsfreunde durch 
Postanweisung Geld geschickt, mit dem Ersuchen, mit diesem 
gewisse, von einem anderen acceptierte, nicht bezahlte 
Wechsel einzulösen und sie dem Geschäftsfreunde einzu- 
senden. 

b) Der Verkäufer einer Ware stellt dem Käufer einen Bezug- 
schein mit der Ermächtigung der Abholung der Ware aus; 
— es erhält jemand Auftrag, für einen anderen Gelder zu 
vereinnahmen. 

c) X. bestellt bei dem Kupferschmiede T. einen Kessel aus 
dem Kupfer, das er ihm giebt. Er bemerkt: „Über die 
Bezahlung werden wir wohl eins werden;" worauf Y, ent- 
gegnet: „Ich bin Ihnen ja von anderen Gelegenheiten her 
zu Dank verbunden und werde den Kessel gern umsonst 
anfertigen." 

d) Ein „armer Beisender" bittet einen Barbier, daß er ihn um- 
sonst rasieren möge. 

e) S. läßt seine drei Kinder beim Photographen T. aufnehmen. 
Dabei ersucht letzterer, das älteste Töchterchen für sich, den 
T., noch einmal besonders in großem Format aufnehmen zu 
dürfen. S. erlaubt es und erhält später ein Bild des Kindes 
von T. mit der Bemerkung zugesandt, daß er „dafür nichts 
in Bechnung gestellt habe". 

f) Z. hat ein kleines Kapital geerbt und in bar ausbezahlt er- 
halten. Es redet ihm ein Bekannter dringend zu, daß er 
sich doch Obligationen der Lissaboner Stadtanleihe dafür 
kaufen möge, das ein sicheres und gut verzinsliches Papier 
sei. Z. läßt sich dazu verleiten. 

g) Ein Privatmann, welcher 1000 Jl Ersparnisse in Wert- 
papieren anlegen und gerne mit dem Bankier seines früheren 
Wohnortes in Verbindung bleiben will, zahlt jene Summe 
bei der Beichsbankstelle seines jetzigen Domizils auf das 
Konto jenes Bankiers ein, üidem er diesen brieflich beauf- 
tragt, ihm für das Geld deutsche Beichsanleihe zu beschaffen 
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und die Wertpapiere einstweilen bei sich in Verwahrung 
zu nehmen, 
h) Ein Kaufmann hat Vollmacht, Waren einzukaufen, — sei 
es ^egen jeweilige Bezahlung und Provision, oder unentgelt- 
lich; er überschreitet diese Vollmacht. Da er zugleich er- 
sucht war, die Waren bei sich lagern zu lassen und für 
dieselben Assekuranz gegen Feuer zu nehmen, so versichert 
er sie bei einer Gresellschaft, deren Bevollmächtigter er ist. 
i) Im Auftrage eines Gremeinschuldners hat sein Bruder einem 
unbevorzugten Eonkursgläubiger, um dessen Zustimmung zu 
einem beabsichtigten Vergleiche zu verlangen, gewisse Pro- 
zente seiner Forderung zu zahlen zugesichert und dann auch 
wirklich gezahlt. 
3. A. übernahm den Auftrag, die Schulden des B., sei es 
aus eigenen Mitteln, sei es aus zu diesem Zwecke aufzunehmenden 
Kapitalien zu tilgen. Er entlieh sodann zu fraglichem Zwecke 
in eigenem Namen von G. ein Kapital von 8000 M^ die er 
jedoch nicht ganz an denselben zurückzuzahlen brauchte, da 0. 
ihm später einen bedeutenden Nachlaß von 4000 Jt bewilligte. 
B. nimmt jetzt den Vorteil dieses Nachlasses für sich in An- 
spruch. 

Mit Recht? 

3. Charles Prumat war von Jean Mercier beauftragt worden, 
des letzteren Leute, die in einem Steinbruche beschäftigt waren, 
bei^ der Arbeit zu überwachen. Zu seinem Schrecken bemerkt 
er, wie sich ein Felsstück loszulösen und jene zu erschlagen 
droht. Er springt hinzu und rettet sie durch Zuruf; wird dabei 
aber von dem herabstürzenden Geröll selbst schwer verletzt. 

Auf die Klage des Prumat auf Schadensersatz sprach die erste 
lustanz aus: qu'il y avait eu Id tm elan genereux digne (Teloges 
sans doute, mais qvs Vacddent avait eu lä sa cause vMtabh, et 
partant, qu'ü ne d&vait pas donner lieu ä la responsabüiU du 
mandant. 

Dagegen verurteilte die zweite Instanz den Jean Mercier zum 
Ersätze des Schadens, dont Veooecution du mandat avait ete in- 
contesiablement Voccasion, 

Wie ist nach dem Eechte unseres GBes. zu erkennen? 
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xcn 

1. Unter welche BechtsbegrifEe sind die folgenden kontrakt- 
lichen Abmachungen zu subsumieren? 

a) Von dem Eigentümer wird ein Yicewirt für sein Hans be- 
stellt; — ein Inspektor für ein Landgut, der Leitung und 
Betneb desselben übertragen erhält; — die Mutter als Ver- 
walterin des Vermögens ihres versdiollenen Sohnes. 

b) Ein Tapezierer soll eine Wohnung einrichten; — ein Buch- 
binder ein Buch einbinden; — ein Schlosser ein kunstvolles 
Gitterthor anfertigen; — ein Porträtmaler ein Bild her- 
stellen; — ein Bildhauer ein Grabmonument liefern. 

c) Es ninmit jemand Musikunterricht gegen Honorar; — ein 
Hauslehrer wird bei völlig freier Station angenommen, sei es 
mit oder ohne Zahlung einer kleinen baren Bemuneration. 

d) Ein Jäger übergiebt einem Schmied sein Gewehr zum Heraus- 
holen einer darin stecken gebliebenen Patrone. 

e) Ein Pferdebesitzer leistet mit seinen Pferden Frachtfahrleuten 
gewerbsmäßig Vorspann, oder zieht auf dem Leinpfade Schiffe 
stromaufwärts, wobei die Unkosten ersetzt und für Tag oder 
Stunde ein bestimmter Betrag als Entgelt gezahlt werden soll. 

f ) Ein Hamburger Exporthaus sehließt mit einem Bheder über 
ein diesem gehöriges Dampfschiff einen Mietvertrag: entweder 
über das ganze Schiff zu einer Fahrt nach Loanda; — oder 
für bestimmte Bäume und Kammern imSchiffisraume; — oder 
nur unter Übergabe dei^ Ware zum Transporte nach San 
Thom6 an eine bestimmte Adresse; — oder in der Weise, 
daß ihm das Schiff auf 18 Monate zu eigener Bemannung 
und Verwendung zur Verfügung gestellt wird; — oder end- 
lich zwecks Überfahrt zweier GeschSAsangestellten nach 
Madeira, unter Verabredung voller Beköstigung derselben 
für eine runde Gesamtsumme. 

g) Ein Gartenbesitzer liefert die Erträgnisse seiner Johannis- und 
Himbeersträucher in einer Konditorei ab, welche die Früchte 
in Zucker für jenen einzumachen hat und als Entgelt eine 
bestimmte Anzahl fertiggestellter Gläser für sich behalten soll. 

h) Ein Arzt hat mit dem Besitzer von Fuhrwerken einen Vertrag 
dahin abgeschlossen, daß, so oft der Arzt zu Fahrten über 
Land einen Wagen nötig habe, der andere einen solchen ihm 
stellen solle; am Ende des Jahres wird über die geschehenen 
Fuhren abgerechnet. 
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i) Es übernimmt jemand die Beparator einer Mühle; der Eigen- 
tümer dieser verspricht ihm als Äquivalent die halbjährige 
Benutzung der Mühle, 
k) Eine Gemeinde läßt einen Brückenbau auffahren; sie giebt 
die Ausführung im Wege der Submission an einen Bauunter- 
nehmer, der nun zur Ausführung der Maurerarbeiten einen 
Maurermeister in Unterakkord annimmt; dieser liefert durch 
seine Arbeiter die Maurerarbeiten. 
1) Der Redakteur Engelbert hat sich verpflichtet, den „Lud- 
wigswalder Boten", solange er ihn herausgeben werde, bei 
dem Buchdrucker Münchmann gegen sachgemäße Vergütung 
drucken zu lassen, 
m) Seitens eines, der einen Feldfrevel begangen, wird einem 
Zeugen desselben eine Belohnung zugesichert, wenn dieser 
ihn nicht anzeigen werde, 
n) Vertrag mit einem Verleger, — entweder einer Zeitschrift, 
wobei ein Redakteur gegen festes Gehalt angestellt wird; 
die Beiträge werden nach der Bogenzahl mit je 50 Jl hono- 
riert; — oder eines Buches, Herstellung in verschiedener 
Weise : auf Kosten des Autors, der Verleger übernimmt nur 
den Vertrieb; auf Kosten des Verlegers, sei es ohne Ent- 
schädigung an den Autor, sei es mit Beteiligung desselben 
am Gewinn, der sich nach Deckung der Unkosten ergebe, 
sei es mit Honorar an um, nach Bogen oder im' ganzen, 
und mit Freiexemplaren, oder endlich auf gemeinschaftliche 
Kosten unter Teilung des Gewinnes, 
o) Ein Gutsbesitzer überträgt einem Architekten und Maurer- 
meister den Umbau einer Scheune in ein Brennereigebäude 
in vollem Umfange dergestalt, daß der Baumeister auch die 
anderen Ge werken, wie z. B. Zimmerleuten, Schlossern, 
Glasern, Steinmetzen,' Dachdeckern, zufallenden Arbeiten mit 
besorgen lassen, das dazu erforderliche Material anschaffen 
und alles dies dem Gutsbesitzer in Rechnung stellen solle. 
8. Welcher Vertrag liegt in der Annahme eines „Hausmannes", 
der im Kellergeschoß eine Wohnung eingeräumt erhält und ent- 
weder: dafür einen bestimmten jährlichen Preis bezahlt und die 
Verpflichtung des Thürschließens, der Straßenreinigung und der 
Beaufsichtigung des Hofes hat; oder: nur diese letzteren Thätig- 
keiten als Äquivalent leistet; oder: fär seine Portierdienste außer 
der freien Wohnung noch Wochenlohn bezieht? 
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3. Von besonderer rechtlicher Bedentang ist der zu häufigen 
Prozessen führende kaufmännische Lehrvertrag. 

a) Wie ist die Annahme eines Lehrlings in einem Handels- 
geschäfte juristisch zu bestimmen? Kommt etwas darauf an, 
ob die Erlernung gegen Lehrgeld oder unentgeltliche Hilfe- 
leistung stattfindet, oder ob für die Arbeit Lohn gezahlt 
wird? 

b) Ein Beamter hatte seinen jüngeren Bruder bei einem Kauf- 
mann in die Lehre gegeben und diesem bei Antritt der 
Lehre, die mehrere Jahre dauern sollte, eine Entschädigung 
für Wohnung und Kost auf die Dauer der Lehrzeit bar 
gewährt. Der Lehrling hatte jedoch nach einigen Monaten 
die Lehre verlassen. 

Kann sein Bruder pro rata temporis die gewährte Ent- 
schädigung zurückfordern? 

c) Ist ein Vater als Selbstkontrahent anzusehen, wenn er im 
eigenen Namen für seinen minderjährigen Sohn einen Lehr- 
vertrag abschließt? 

d) Kann ein Lehrvertrag alsbald aufgehoben werden, wenn er- 
wiesenermaßen der Lehrling mit häuslichen Verrichtungen 
überhäuft wird? In einem besonderen Falle hatte der Vater 
des Lehrlings behauptet, daß in dem nun abgelaufenen 
ersten Lehrjahre seinem Sohne keine andere Beschäftigung 
zugewiesen worden, als auf die Post zu laufen, oder andere 
Gränge zu besorgen, sowie Muster abzuschneiden und aufzu- 
kleben, Waren hin- und herzutragen und andere derartige 
Hausknechts- und Auslauferdienste mehr; nahm er ihn mit 

. Becht vor Ablauf der Zeit aus der Lehre? Wie stand es 
in dem Falle, da ein Lehrling nach einem halben Jahre seit 
seinem Eintritte in ein Kupferdruckereigeschäft zu kilüikeln 
anfing, über Husten und Brustschmerz klagte und öfter 
Bluthusten bekamt so daß der Arzt die Beschäftigung des 
Knaben im Kupferdrucke für schädlich erklärte? 

e) Welche Rechtsfolgen treten ein, wenn seitens des Lehrlings, 
oder seitens des Lehrherm der Lehrvertrag grundlos ge- 
brochen wird? Wie steht es, wenn der Prinzipal in Konkurs 
verföJlt? 

4. Der Bedakteur eines Lokalblattes erhebt gegen einen 
Beichstagsabgeordneten Anspruch auf Entschädigung wegen der 
im Interesse der Wahl des letzteren geleisteten Dienste und er- 
littenen Vermögensnachteile. Er hält ihm vor, daß derselbe als 
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Wahlkaikdidat za dem Redakteur gesagt: Ich werde Sie auf das 
nobelste bezahlen; Sie ikönnen auf mich rechnen. 

Wie ist über den erhobenen Anspruch rechtlich zu urteilen? 

5. Die Stellung eines ^,Hausarztes^' ist neuerdings mehrfach 
rechtiücb streitig geworden. Nach allgemeinem Gebrauche ist der 
Inhalt des Vertrages dahin aufzufassen, daß der Arzt jederzeit 
dem Bufe in das Haus folge und auch in seiner Sprechstunde 
seinen Bat gebe und von Zeit zu Zeit unaufgefordert die Familie 
besuche, und daß er für seine gesamte Thätigkeit ein Fausch- 
quantum erhalte. 

Es fragt sich aber, wie in Ermangelung besonderer Abrede 
das Jahreshonorar zu berechnen ist? Insbesondere, welchen Ein- 
fluß die ärztliche Taxordnung hierauf hat? 

6. Der pensionierte Förster Laetus erhebt gegen seinen 
Diensüierm von Hassen Klage, darauf gegründet: daß ihm neben 
seinen damaligen Dienste die Geschäfte des abgegangenen Beut- 
meisters übertragen worden, wegen der hierdurch entstandenen 
Verhinderung bei der Besorgung jenes Dienstes ein Forstwärter 
beigeordnet u^d in dem desfallsigen Beskripte bemerkt gewesen 
sei, daß er am Schlüsse einer Gratifikation entgegensehen dürfe; 
eine solche sei ihm jedo6h nicht zu Teil geworden. 

Ist die erhobene Klage gerechtfertigt? 

7* A. hat durch mehr als fünf Jahre seiner Schwester B. 
.beim Betriebe eines Krämergeschäftes beigestanden; während dieser 
Zeit befand er sich nebst seiner Tochter bei der B. in Kost und 
Wohnung. Nach einem persönlichen Streite ninmit er jetzt für 
die abgelaufene Zeit einen Betrag von 8 .^ filr den Monat in 
Anspruch, da heutzutage die Entgeltlichkeit geleisteter Dienste 
vermutet werde, und jener Betrag für die von ihm geleistetea 
ortsüblich und auch angemessen sei. 

Welche actio ist angestellt? Ist sie nach vorsteh«idem be- 
gründet oder nicht? 

8. Ein Arzt war von einer Gemeinde als Stadtarzt gegen 
jährlichen Gehalt mit der Verpflichtung, die dortigen Armen 
unentgeltlich zu behandeln, angestellt worden. Als späterhin 
persönliche Differenzen ausbrachen^ kündigte die Gemeinde jenem 
die Anstellung. 

Nun erhebt der Arzt Klage gegen die Gemeinde auf fernere 
Erfüllung des angegebenen Vertrages, indem er anführt, daß er 
seinen Dienst weiterhin zur Verfügung gestellt habe, und daß 
die Beklagte, da seine Anstellung in unwiderruflicher Weise 
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geschehen, zu der Kündigung des Eontraktes nicht befugt ge- 
wesen sei. 

a) Welche der Parteien hat mit Recht den Prozeß zu ge- 
winnen? 

b) Würde e))enso in dem Falle zu entscheiden sein, da ein 
Eulturingenieur mit einem Gutsbesitzer einen Vertrag über 
Herstellung einer systematischen Drainanlage auf dem Land- 
gute jenes für einen bestimmten Preis in Bausch und Bogen 
abgeschlossen hatte und der Gutsbesitzer diesen Eontrakt 
kündigte? 

9. Ein Fabrikant, welcher einen WerkfcLhrer nach dem mit 
ihm abgeschlossenen Vertrage ausdrücklich auf Lebenszeit und 
mit Ausschluß der Eündigung angenommen hat, entlftßt ihn aus 
seinen Diensten. Der Werkführer klagt auf Zahlung des ver-. 
sprochenen Gehaltes; wogegen der Beklagte die Einrede vor- 
schützt, daß er die Fabrik, für welche er den Kläger engagiert, 
habe eingehen lassen, und daß er deshalb berechtigt gewesen 
sei, den fraglichen Vertrag als dadurch gelöst anzusehen. 

Entscheidung? 

10« In einem Privatbriefe fand sich nachstehende Bitte um 
Bechtsbelehrung: 

„Eine an einer Privatschule mit Giehalt und freier Station 
auf zwei Jahre fest angestellte Lehrerin erkrankte an den Masern 
und mußte wegen der Ansteckungsgefahr für die Schülerinnen 
in ein Erankenhaus übersiedeln. Während der Erankheit wurde 
ihr von der Schulvorsteherin eine Vertreterin bestellt. 

Wer trägt die Eosten der Verpflegung im Erankenhause und 
der Vertretung?" 

11. Der Dienstknecht eines Gutsbesitzers ist bei der ihm 
aufgetragefien Beaufsichtigung und Ajitreibung der Pferde an 
einem unyerkleideten Göpel werke in dieses 'geraten und verletzt 
worden. 

Eann er von seinem Arbeitgeber Schadensersatz verlangen? 



xcm 



1. Man achte auf folgende Ausschnitte aus „der vierten Seite" 
einer Zeitung und bringe sie unter den zutreffenden juristischen 
Gesichtspunkt: 

a) Bestellungen auf die X.- Zeitung für die Monate Mai und 
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Jani werden von allen Beichspostanstalten zu dem Preise von 
2 Jl angenommen. Hier am Orte erfolgt die Zustellung je 
nach Wunsch zweimal täglich, morgens und abends, oder ein- 
mal taglich (Morgen- und Abend -Ausgabe zusammen) des 
Abends. Bei einmaliger Zustellung beträgt das Bestellgeld 
* fär die Monate Mai und Juni 1,70 Jl^ bei zweimaliger Zu- 

stellung 1,90 Jl, 

b) Ankündigung von Karusselfahrten auf dem Jahrmarkte. 

c) Kammeijäger vertilgt Ungeziefer. 

d) Wasch- und Plättanstalt empfiehlt sich. 

e) Ein Klavierspieler erhält dauernde Stellung. 

f) Redakteur für eine Zeitschrift gesucht, der bereit ist, sich 
mit einem Kapital von 70000 Jl an der betreffenden Zeit- 
schrift zu beteiligen. 

g) Stellenvermittlung fiir Kaufleute durch den Verband deut- 
scher Handlungsgehilfen. 

h) Die provisionsweise Vertretung einer Färberei und Appretur- 
anstalt von BaumwoUfutterstoffen zu vergeben. 

i) Für einige Fachzeitschriften werden tüchtige Annoncen- 
sammler gesucht; hohe Provision wird gewährt. 

k) Aufforderung zur Beteiligung an Stangen'schen QeseUschafbs- 
reisen. 

1) Rechtshilfe, nebst schrifÜichen Arbeiten dazu; — Photograph 
empfohlen; — Schönschreiben wird gelehrt und in drei 
Wochen jede schlechte Schrift verbessert; — elegante Garde- 
robe wird nach Maß gefertigt; — die Anfertigung von 3000 
Quadratmetern Pflaster soll vergeben werden. 
2* Der Zimmermeister Beilhom hatte gegen eine Vergütung 
von 6000 Jl es unternommen, dem Cirkusbesitzer SaskL den Bau 
eines neuen Cirkus auf einem von der Stadt Osnabrück gemieteten 
Platze aus lediglich von Beilhom zu Hefemdem Material zu Vor- 
stellungen der Kunstreitergesellschaft des Saski herzustellen, sowie 
den Abbruch des Cirkus, die Räumung des Platzes und dessen 
Rückgabe an die Behörde nach Beendigung der Vorstellungen aus- 
zuführen. 

Der Vertrag wurde von Beilhom ausgeführt; Saski blieb 
aber den Lohn schuldig. Als er nach beinahe drei Jahren von 
jenem energisch gemahnt wurde, verwies er ihn auf OB. 196: 
6); wogegen Beilhom die Verjährung leugnete und OB. 196: 1) in 
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Verbindung mit 6B. 196, 2 zur Anwendung gebracht wissen 
wollte. 

Wie steht es hiernach mit dem Ansprüche des Beühom? 

3* Einem Notar war Auftrag zur Vornahme der Versteigerung 
eines bestimmten Grundstückes erteilt worden. Noch ehe dieses 
ausgeführt war, widerrief der Eigentümer jene Vollmacht. 

Ist er von aller Verbindlichkeit frei, oder kann der Notar 
die Vergütung, welche ihm für die geschehene Ausführung des 
Greschäftes in Aussieht stand, beanspruchen? 

4. Ein Müller soll Getreide für mehrere Bauern mahlen. Da- 
bei wird das Korn zusammengeschüttet, so daß alles einen großen 
Haufen giebt und alsdann gemahlen wird. Dann liefert er dem 
einen sein Quantum ab; der Best geht bald darauf durch un- 
glücklichen Zufall zu Grunde. 

Können die anderen Besteller etwas fordern, sei es von dem 
Müller, oder von demjenigen, der schon Mehl erhalten hat? Welches 
rechtliche Verhältnis lag hier überhaupt vor? 

5. Ein Kaufmann legt einem Juristen folgende briefliche An- 
frage vor: „Wir empfingen gestern unter beiliegendem Briefum- 
schlag einen Brief, der vom Absender mit einer Beichspostmarke 
frankiert, versehentlich jedoch in einen Briefkasten der Privat- 
Briefbestellungsanstalt „Courier" gesteckt worden ist. Der „Courier" 
hat dafür Straf- (doppeltes) Porto (im ganzen also 6 3^ erhoben. 
Ist der „Courier" berechtigt, Strafporto zu erheben; oder muß 
er nicht derartige Briefe zum Zwecke der richtigen Frankierung 
an den Absender zurückgeben?" 

6. Es ist eine bekannte Erfahrung, daß Bauten gewöhnlich 
über den Anschlagspreis zu stehen kommen, zumal wenn der 
Bauherr vom Baugewerken ein Gutachten ohne ganz im einzelnen 
ausgearbeitete Kostenberechnung erhalten hat. Es fragt sich 
aber: 

a) Muß der Bauherr ohne weiteres den überschreitenden Betrag 
bezahlen? Oder ist der Übemehmer an seinen einmal ge- 
machten Kostenanschlag unbedingt gebunden? 

b) Der Bauherr hat Verdacht, daß die Einhaltung des Kosten- 
anschlages zu Ungunsten der Solidität geschehen ist; kann er 
mit der Bezahlung des Entgeltes bis zur Feststellung der 
Tüchtigkeit des gelieferten Werkes warten? 

c) Wenn sich der Besteller ausdrücklich die Billigung des an- 
zufertigenden Werkes vorbehielt, ist er bei einer Verwerfung 
desselben verpflichtet. Gründe anzugeben? 
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ä) Kann äer Besteller, wenn er den bedtingenen Bän ohne Vor- 
behalt angenommen hat, hinterher entdeckte Fehler noch rfigen ? 
Ist es gleichgültig, ob er eine ausdrückliche Approbation 
vorgenommen hat? 

7. Ein Unternehmer führte im Aufkrage des bremischen Staates 
für diesen einen Damm zu einem festen Preise aus, und :^ar 
nach einem von den Ingenieuren des Staates aufgestellten Plane, 
worin die vorzunehmenden Arbeiten in ihren kleinsten Einzel- 
heiten aufgeführt und die Art ihrer Ausführung, sowie auch die 
Beschaffenheit der dazu zu verwendenden Materialien vorgeschrieben 
waren. Der Unternehmer führte den Plan ganz nach Vorschrift 
aus; allein infolge der Fehlerhaftigkeit dieses Planes rutschte der 
Damm zusanmien. Jener glaubt, daß er unter diesen umständen 
von der Hafbung frei sei. 

Mit Recht? 

8. Einem Annoncenbureau war das Einrücken eines In- 
serates in 58 italienischen Blättern zum Durchschnittspreise von 
je 6 Fr. aufgegeben; es konnte aber nur in 40 inserieren. Die 
Zahlung des Preises wurde Verweigert, weil der Vertrag nicht 
erfüllt sei. 

Es fragt sich, wie jener Vertrag juristisch zu charakterisieren 
ist? Und wie sich hiemach Bechte und Pflichten der Beteiligten 
bestimmen? 

9. Eine von einer Privatgesellschaft veranstaltete Eibfahrt 
konnte nicht ausgeführt werden, weü das dafür gemietete Dampf- 
schiff auf den unter dem Wasser liegenden Anker eines Eibkahnes 
stieß und ein Leck erhielt. 

Es fragt sich, ob die eingetretene Leistungsverhinderung den 
Anspruch auf Zahlung des für das Dampfschiff bedungenen Fuhr- 
lohnes aufgehoben hatte? 

10. Nach Erlaß des Beichsgesetzes vom 21. Oktober 1878 
gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie 
wurden alle sozialistischen Zeitungen, auch die wissenschafüiche 
Zeitschrift „Die Zukunft" in den letzten Tagen des Oktober ver- 
boten. 

Die Abonnenten hatten am Anfange des Quartals den Betrag 
für dieses schon voll entrichtet; und kam es damals vielfach zur 
Erörterung: ob es dabei einfach sein Bewenden hätte, oder ob 
sie nicht irgend etwas von irgend wem als Entschädigung ge- 
setzlich beanspruchen könnten? 

11« Eoker hatte zur Gewinnung von Eis Grundstücke ge- 



§ M. Hftklffinrartrftg. 803 



pachtet, welche von den angrenzenden Bächen nnter Wasser ge- 
setzt werden sollten, um dieses geMeren zu lassen. Er übertrug 
die Arbeit, das sich bildende Eis während des Winters auszu- 
hacken und auf Wagen zu laden, dem Amthor gegen eine Ver- 
gütung von drei Pfennig für den Centner, wobei Amthor für die 
erforderlichen Arbeiter und nötigen Werkzeuge selbst zu sorgen 
hatte. Bei Beginn der Arbeit zeigte sich, daß mangels genügen- 
den Wasserzuflusses das sich bildende Eis am Boden angefroren 
und die Eisgewinnung unmöglich war. 

Amthor klagt gegen Koker den Ersatz des ihm durch diese 
Unmöglichkeit zugegangenen Schadens ein, da er seine Dienste 
und Arbeiter bereit gestellt habe. Koker erwidert, daß bei der 
Werkverdingung der Gondvetor die Qefahr trage. 

Wie ist zu erkennen? 



XCIV 

1. Wie sind folgende Thatbestände juristisch zu bestimmen? 

a) Jemand verpflichtet sich, einem anderen gegen Entgelt 
zu verschaffen: 

ein Darlehn; — eine erste Hypothek zu guter Kapitalanlage; 

— ein bestinmites Grundstück; — 80 Centner Anthracit- 
kohlen; — einen tüchtigen Rechtsanwalt; — einen Sitz im 
Abgeordnetenhause; — eine Braut; — eine Aktie eines 
Bankvereines. 

b) Vermietung von Plätzen an Plakattafeln und Anschlag- 
säulen. 

c) „Unser bekanntes Institut widmet sich ausschließlich der 
Vermittlung von Anzeigen an alle Zeitungen ; und sind wir 
vermöge unserer intimen Beziehungen zu der gesamten 
Presse in der Lage, die Anzeigen zu genau denselben Original- 
preisen auszuführen, wie solche von den Blättern berechnet 
werden. Haasenstein & Vogler, A.-G." 

d) Ein gewerbsmäßiger Auktionator; — ein Subskribenten- 
sammler; — „Spediteur, ist, wer es gewerbsmäßig über- 
nimmt, Güteiversendungen durch FrachtfEQirer oder durch 
Verfrachter von Seeschiffen ftir Bechnung eines anderen (des 
Versenders) in eigenem Namen zu besorgen" (HGB. 407); 

— Versicherungsagenten, welche von der Versicherungs- 
gesellschafb zur Vermittelung des Abschlusses von Ver- 
sicherungsverträgen angestellt werden. 
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e) „Wir geben Dmen hiermit 100 Waggons Eoaks zu 60 «^ 
den Zentner zu den bekannten Zahlongsbedingongen bis zum 
15. Dezember zum Verkaufe an die Hand; für Provision be- 
willigen wir Ihnen 2**/^ . ." 
2« Ist in nachstehenden Fällen der Mäklerlohn verdient? 

a) Es soll ein Darlehn vermittelt werden; durch die Thätig- 
keit des Mäklers kommt ein Kreditvertrag (GB. 610) zu 
stände. 

b) Ein Unterhändler vermittelt einen Pferdekauf; tags darauf 
wird der Handel wegen Fehlerhaftigkeit des verkauften Tieres 
rückgängig gemacht. 

c) Der Mäkler M. wurde von dem Gutsbesitzer G. um Ver- 
mittelung eines Darlehns seitens der Hypothekenbank E. an- 
gegangen. M. leitet die Verhandlungen ein; diese werden 
aber am 1. November abgebrochen. Am 8. November wendet 
sich G. nochmals unmittelbar an K., und jetzt gelingt es, 
das Geschäft abzuschließen. 

d) Das vermittelte Eechtsgeschäft steht unter einer (aufschie- 
benden oder auflösenden) Bedingung; — es ist wegen ver- 
weigerter obervormundschaftlicher Genehmigung unwirksam. 

3* Der Gutsbesitzer V. erteilte dem M. Auftrag, ihm für das 
Gut einen Käufer zu gewinnen. 

Von M. auf Zahlung des für die Mühewaltung zugesicherten 
Honorars belangt, wandte er ein, daß M. von dem aufge- 
fundenen Eaufliebhaber den Auftrag in Empfang genommen, das 
Kaufgeschäft zu vermitteln. Infolge dessen haben sich M. bemüht, 
den Kaufpreis herabzudrücken; auch sei er von dem Käufer 
honoriert worden. Dies widerspreche GB. 654; und enthalte auch 
eine stillschweigende Kündigung des empfangenen Auftrags seitens 
des M. 

Der klägerische Vertreter führte aus, daß es sich hier um 
einen Auftrag in Sinne von GB. 675 handele. Das Bestreben, 
den Kaufpreis auf einen angemessenen und annehmbaren Preis 
zu drücken; sei nicht notwendig parteiisch, sondern in okjektivem 
Interesse des Geschafftes. Von einer Kündigung könne keine Bede 
sein; und jedenfalls habe M. den von V. versprochenen Lohn zu 
beanspruchen. 

Wie ist zu urteilen? 

4. Zwischen A. und B. ist durch Vermittelung des Maklers 
M. der Verkauf einer Landstelle nebst Inventar und Ernte für 
89 500 Jl zu Stande gekonmien. Dabei haben sowohl der Ver- 
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käufer A., als auch M. das Ackerland und das mit Wintersaat 
bestellte Areal erheblich höher angegeben, als wirklich vorhanden; 
auch hatten sie versichert, daß auf der Stelle weniger Abgaben 
lasteten, als in der That der Fall war. 

B. hat hierdurch einen Schaden von mehr als 10 000 Jt er- 
litten; nämlich den Wert des fehlenden Areals und des Ernte- 
ausfalles, sowie den Eapitalbetrag der verschwiegenen Abgaben. 

Da in der Zwischenzeit A. ausgewandert ist, so wünscht B. 
ein Gutachten darüber: Ob er gegen den M. wegen seines Schadens 
mit Erfolg vorgehen kann, — sei es auf das Ganze oder die 
Hälfbe, in primärer oder subsidiärer Hafbung? 



xcv 

1. Was für Eechtsgeschäfbe liegen in den folgenden That- 
beständen und Privaterklärungen vor? Welche rechtlichen Folgen 
treten ein, wenn jeweils die unversehrte Bückgabe durch Zufall 
oder durch leichte oder durch grobe Nachlässigkeit des Empföngers 
nicht möglich ist? Wie steht es betreffe dieses in den einzelnen 
Fällen mit der Beweislast? 

a) Jemand überträgt die Bewachung eines Grundstückes einem 
anderen, der es aus Gefälligkeit und unentgeltlich über- 
nimmt. 

b) Ein Bauer erhält von seinem Nachbar Erlaubnis, seine 
Schweine für einige Zeit in einem leer stehenden Stalle des 
Gestattenden unterzubringen. 

c) Auf dem Bahnhofe wird jemand, der gerade abreisen will, 
von seinem begleitenden Freunde daran erinnert, daß er 
Wertsachen zu Hause offen habe liegen lassen; der Begleiter 
erbietet sich, sie an sich zu nehmen und bis zur Bückkehr 
zu behalten. 

d) Von einer Postanstalt wird ein aus dem Auslande ange- 
kommenes Packet der Zollbehörde zur Deklaration und Re- 
vision in den dazu bestimmten Schuppen zugeführt und 
hier in Gegenwart mid unter Hilfeleistung des zollpflichtigen 
Adressaten revidiert; welcher sich dann entfernt, mit der 
Angabe, daß er jemanden schicken werde, um die Sachen 
zu holen. 

e) „Herrn Kaufmann Gorlandt, Altenburg. 

Von der Direktion des Feuer- Assekuranz- Vereins in Altena 

Stammler, Übungen I. 20 
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gingen uns heute für Ilire werte Rechnung 11 600 Jt zu» 
welche wir Ihrem Konto kreditierten. Das verauslagte Porto 
mit 3 Jl schrieben wir Ihrem Konto zur Last. Wir bitten 
um Ihre baldgef&llige Verfügung über obigen Betrag. Arthur 
Heiliger, Bankgeschäft." 
f) In einem Pachtverträge hieß es am Schlüsse: „Die 3500 Jt 
eingezahlte Pachtkaution sollen gleich einem Fanstpfande für 
alle Pachtverpflichtungen haften." 
2* Eine Aktiengesellschaft beschloß, eine größere Summe als 
Darlehn au&unehmen, und lud die Aktionäre zur Beteiligung 
ein. X. zeichnete infolge dessen 4000 Jl und sandte nach ge- 
schehener Annahme durch die Gesellschaft 2000 Jl bar ein, 
worüber namens des Vereins von den Beamten mit dem Bei- 
fügen quittiert wurde, daß X. dafür „auf Depositen-Konto" er- 
kannt sei. 

Da das Unternehmen sich später zerschlug, kam es zu Streitig- 
keiten, in denen es sich vor allem fragte: wie jener Thatbestand 
rechtlich aufzufassen sei? 

3* In den bis 1. Januar 1900 in Geltung befindlichen Sta- 
tuten der schwarzburgischen Städte Greußen (1556) und Franken - 
hausen (1558) findet sich: 

„58. Artikul. Von hinterUgtem gutte. 
Hinterlegte wahre oder gelt, soll dem hinterleger auff sein 
begerenn von stundt ahn, ohne allen Aufizugk wiederumb zu 
banden gestelt werdenn, auch vngeachtet, ob ehr gleich deme, 
der die haabe zu seinen Treuen banden bekommen, mit bekent- 
lichen oder erweißUchenn schulden vorhafft wehre, dan was hinter- 
legt yndt Jemand zu getrauen handten gethan wirdt, das ist im 
Eechten dermaßen befreyet vnd prirnkgirt, das darwider keine 
Exoeption Gompensationis oder ander behelff dem hinterleger zu 
nachtheil stadt hat." 

a) Findet sich der hier ausgesprochene Grundsatz auch im 
klassischen römischen oder im justinianischen oder im 
früheren gemeinen oder dem neuen bürgerlichen Rechte? 

b) Wie steht es, wenn der Empfllnger der hier erhobenen actio 
(welcher?) gegenüber die exceptio dominii vorbringt? 

4. Vor Antritt einer auf längere Zeit berechneten Eeise nach 
Brasilien giebt ein junger Kauftaann ihm gehörige Mobilien einer 
befreundeten Familie in unentgeltliche Verwahrung. Bei Gelegen- 
heit eines Brandunglückes gehen jene Sachen zu Grunde. 

Der Empfänger hatte nicht lange vor dem Brande seine samt- 
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liehen Habseligkeiten gegen Fener versichert, die Sachen des 
Beisenden aber nicht. Kann dieser ihn deshalb in Ansprach 
nehmen ? 

Würde es von rechtlichem Einflnsse sein» wenn bei dem Brande 
der Inhaber der anvertrauten Objekte erweislich seine Sachen ge- 
rettet und zu deren Gunsten die in Verwahrung gegebenen dem 
Feuer überlassen hätte? 

5« Der Biemermeister Schroth klagt gegen den Oerber Zilch 
auf Herausgabe von 50 Stück Kuhhäuten, die er diesem zur Aus- 
arbeitung und Aufbewahrung bis zu einem späteren Termine über- 
geben habe. Zilch erwidert, daß das Leder bei einer in seinem 
Hause vor kurzer Zeit ausgebrochenen Feuersbrunst verbrannt sei; 
wogegen Schroth geltend macht, es sei Pflicht des Verwahrers 
gewesen, das ausgearbeitete Leder auf die an dortigem Platze 
unter Gerbern übliche Art in dem zur Aufbewahrung des fertigen 
Leders bestimmten feuersicheren Magazin zu hinterlegen. 

Welche Bechtsverhältnisse und aciiones stehen in Frage? Wie 
steht es, wenn die Parteien sich gegenseitig ihre Behauptungen 
bestreiten, mit der Beweislast betrefiis der einzelnen relevanten 
Punkte? 

6. Ist in den nachstehenden Fällen ein Anspruch des Gre- 
schädigten gegen den Gastwirt begründetermaßen vorhanden? 

a) Ein Gastwirt vermietet zur Meßzeit einem fremden Kauf- 
mann sein Gewölbe oder seinen Laden, um darin Waren feil 
zu halten; — ein Student zieht für einige Zeit, da er noch 
keine passende Privatwohnung gefunden, in einen Gasthof 
zur Miete. Es kommen diesen eingebrachte Sachen abhanden. 

b) Einem Beisenden wird nach der Einkehr in einem Gasthofe 
seine goldene Uhr, die er in der Weste trug, von einem 
Taschendiebe gestohlen. 

c) Der Portier bringt Sachen beiseite, die ein im Gttöthofe 
wohnender Beisender in der Stadt gekauft und nach seinem 
Hotel bestellt hat. 

d) Der Beisende läßt bei der Abfahrt für seine rückständige 
Zechschuld Wertsachen als Pfand; oder er leiht dem Wirte 
auf dessen Wunsch einen Gegenstand, der nun abhanden 
konmit. 

e) Einem Beisenden werden fremde Sachen gestohlen, die er dem 
Eigentümer zu überbringen übernommen hatte. 

f) Manche Gasthäuser haben in der hohen Beisezeit mit be- 
nachbarten Privatleuten ein Übereinkommen getroffen, wo- 

' 20* 
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nach sie bei ÜberföUnng des GasÜiofes diesen Beisende zitr 
Beherbergung überweisen. Es wird hier angenommen, daB 
Beisende in solcher Lage mitgebrachte Sachen einbüßen, 
g) Ein Tischler suidte einen Schrank, diBn ein Frachtfiihnnann 
nach einem benachbarten Orte mitnehmen sollte, in das 
Gasthans, in welchem dieser einzukehren pflegte. Dortselbftt 
wird der Schrank durch Ungeschick der Bediensteten stark 
besch&digt. 
h) Im Anfange dieses Jahrhunderts ereignete sdch folgender 
Bechtsfall: Ein Offizier, der nicht zur Garnison der Stadt 
Hannover gehörte, wurde während der Okkupation des Kur- 
fttrstentums Hannover von dem Billetamt& bei dem Gastwirte 
SüfF gegen eine bestimmte verabredete Geldsumme für Logis 
und Beköstigung auf ein Quartierbillet einlogiert. Während 
seiner Abwesenheit ward in seiner Stube sein Koffer er- 
brochen und das darin befindliche Geld entwendet, 
i) Ein Handlungsreisender, der soeben mit dem Eis^ibahnzuge 
eingetroffen ist, übergiebt dem Hausknecht eines ihm be- 
kannten Gasthofes, der mit dem Hotel wagen am Bahnhofe 
wartet, seinen Koffer, damit dieser einstweilen nach dem 
Gasthofe mitgenommen werde, während er zu Fuße gehen 
und unterwegs noch einige Geschäfbe besorgen will. Auf 
dem Bückwege wird der hinten am Wagen befestigte Koffer 
von dritter Hand abgeschnitten und entwendet. 
?• Zwei Studenten haben sich gegenseitig Deckelschoppen 
geschenkt und sie in einer Bestauration zu üirem gewöhnlichen 
Gebrauche stehen. Nach einiger Zeit giebt es Differenzen mit 
dem Wirte; sie verlangen die G^er heraus und verklagen ihn 
auf seine Weigerung. 

Der Wirt entgegnet, daß das eine Glas durch den Kellner 
beim Beinigen zerbrochen worden; das gehe ihn also nichts mehr 
an. Den Kellner könne Kläger belangen; aber freilich müsse er 
dem dann, auch Schuld nachweisen, was vorliegend nicht wohl 
möglich sei. In betreff des anderen Glases sei zu sagen, daß der 
Student gar nicht Eigentümer sei, da der Verkäufer des Glases 
sich bis zu der (noch nicht erfolgten) Zahlung des Kaufpreises 
das Eigentum vorbehalten habe. Gegenüber einer etwaigen Klage 
aus dem Auftrage mache er Zurückbehaltungsrecht geltend, in- 
dem Kläger von dem aus dem Glase bei ihm getrunkenen Biere 
noch nichts bezahlt habe. Bis dieses geschehen sei, gebe er das 
Glas nicht heraus; auch verlange er diesen Kaufpreis verzinst, 
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von Lieferung des Bieres oder von einem vom Gerichte zu be- 
stimmenden Zeitpunkte an. 

Beplik der Kläger: Der Beklagte hafte als caupo für den 
Kellner unbedingt. In keinem FaUe sei es ihre Sache, eine be- 
sondere Fahrlässigkeit des Kellners nachzuweisen. Die Beziehungen 
zwischen den Klägern und dem Lieferanten der Grläser gingen den 
Wirt nichts an. Das Verhältnis unter ihnen, den jetzigen Streit- 
teilen, sei nicht als Aufkrag zu charakterisieren, sondern als ein- 
seitiger Yerwahrungsrertrag, und deshalb sei jede Betentions- 
einrede unzulässig. Der Zinsanspruch des Beklagten sei rechtlich 
ohne alle Begründung. 

Es ist Urteil mit Entscheidungsgründen zu entwerfen. 



XCVI 

1« Wie smd die kommenden Vermögenszu Wendungen juristisch 
zu bestimmen und zu behandeln? 

a) y. bietet dem W. durch briefliche Mitteilung yerschiedene 
Gegenstände zum Oeschenke an, stirbt aber am Nachmittag 
desselben Tages. W. erklärt nun den Erben gegenüber, daß 
er jene von ihnen bis jetzt nicht widerrufene Zuwendung 
annehme. 

b) M. erstand in der Zwangsvollstreckung das Haus des N. 
und veräußerte es bald darauf zu einem höheren Preise an 
0., wobei er dem N., unter dessen Annahme, versprach, daß 
er ihm den Überschuß herausgeben werde, da er dieses als 
Ehrenpflicht ansehe. 

c) Ein Gemeinderat bewilligt, unter Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde, dem Bürgermeister während der Dauer 
seines Amtes den unentgeltlichen Bezug einer jährlichen 
Quantität Holz aus dem Gemeindewalde zur Heizung seines 
Amtslokales. 

d) Einem Arzte, der einer befreundeten Familie gegenüber die 
Ausstellung einer Rechnung für geleistete ärztliche Dienste 
abgelehnt hat, wird von jener eine kostbare Statue zuge- 
eignet. 

e) E. erklärt in einer von ihm unterzeichneten Privaturkunde, 
daß er für jetzt und unwiderruflich dem F., dem Kinde der 
G., eine Summe von 8000 Ji zuweise, und zwar wegen der 
dem E. von der G. erwiesenen Dienste; welche Summe dem 
F., im Falle dessen Mutter G. zur Zeit des Ablebens des E. 
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noch unverheiratet sei, von des letzteren Erben ausbezahlt 
werden solle. 

f) X. möchte gern ein im Miteigentum von Y, und Z. stehendes 
Gut pachten; T. ist geneigt; Z. dagegen nicht. Nun ver- 
spricht X. dem Z. für die Dauer der Pacht jährlich 60 ^ 
im besonderen, wenn Z. in die Pacht willige; Z. stinmit zu. 

g) Es verspricht jemand der seither unbescholtenen Frauens- 
person, die sich ihm hingegeben hat, eine Entschädigung 
und Abfindung; — oder er giebt seinem unehelichen Einde 
in die Hand von dessen Vormund das Versprechen ab, daß er 
ihm Alimente in bestimmter Höhe zahlen werde. 

h) Von mehreren ihren Vater beerbenden Kindern erteilt der 
älteste Sohn seine Zustimmung dazu, daß ihm bei der Erb- 
teilung die für ihn von dem Vater verausgabten Studien- 
kosten angerechnet werden. Auch ist die eine Tochter damit 
einverstanden, daß die Ausstattung und die Mitgift, die sie 
bei ihrer Verheiratung erhielt, auf ihren Erbteil belastend 
geschrieben werden. 

i) Eine Provinzialverwaltung bewilligt einem Verlfeger einen 
jährlichen Zuschuß für Herausgabe eines ürkundenbuches 
der Provinz. Doch soll die Unterstützung zurückgezogen 
werden, wenn das Werk nach dem Ermessen eines vom 
Provinziallandtage dazu bestellten Ausschusses den wissen- 
schaftlichen oder technischen Anforderungen nicht entspricht, 
die dem Stande der jetzigen Zeit angemessen sind. 

k) In einer Urkunde heißt es, daß S. dem T. 250 Jt „schen- 
kungsweise Übermacht, mit der Bestimmung, daß T. aber 
erst nach dem Tod des S. Ansprüche haben soll.'^ 

1) Zwichen einem Gläubiger und seinem Schuldner sind meh- 
rere Forderungen streitig, einige sogar rechtshängig; sie 
schließen einen Vertrag, wonach der Schuldner 50 ^/^ bar 
zahlen, der Gläubiger öO^o nachlassen und damit alles er- 
ledigt sein soll. 

m) Der Großherzog von Hessen hat im Frühjahr 1892 die ihm 
gehörigen Salinen Karls- und Theodorshalle bei Kreuznach 
für 245000 Jf( an die Krone Preußens verkauft, die ihrer- 
seits das ganze Anwesen der Stadt Kreuznach kostenlos über- 
läßt. Letztere übernimmt dagegen auf ewige Zeiten die 
Verpflichtung, sämtlichen Königlichen Schloßverwaltungen 
das zum Verbrauch in den Schloßküchen notwendige Koch- 
salz unentgeltlich und in feinster Güte zu liefern. 
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3* Liegt in der Bestellung einer Hypothek seitens eines 
Schuldners, der sich hierzu nicht verpflichtet hatte, sondern aus 
freiem Antriebe seinen Gläubiger gegen etwaige widrige Zufälle 
sicher stellen will, eine Schenkung? 

Ist eine solche in dem Erlasse eines Pfandrechtes durch den 
Gläubiger gegeben? Oder« in dem Verzichte des an erster Stelle 
Eingetragenen auf sein Vorzugsrecht zu Gunsten eines nachstehen- 
den Hypothekengläubigers? 

Wie verhält es sich in dieser Hinsicht mit der Handlung eines 
sich Verbürgenden, — dem Hauptschuldner, wie dessen Gläubiger 
gegenüber? 

3. In Prag kam es im Beginn dieses Jahres zu einem eigen- 
artigen Prozesse zwischen einem Eaufmanne und dem von ihm 
angestellten Beisenden. Letzterer klagte auf Zahlung von 100 
Gulden Weihnachtsgeld, mit der Begründung, daß ein solches an 
dortigem Platze gebräuchlich und üblich sei, während der Prinzipal 
die Neujahrs- oder Weihnachtsgelder an die Handlungsgehilfen 
als reine oder höchstens remuneratorische Schenkung aufgefaßt 
und deshalb die erhobene Klage abgewiesen haben will. 

Es ist folgenden Fragen Antwort zu erteilen: 

a) Wer war in dem berichteten Streite im besseren Rechte? 

b) Ist der Fall dem gleichstehend, da ein Gast einem Kellner 
oder Portier eines Gasthofes ein Trinkgeld giebt? Oder ein 
Passagier dem Schaffner einer Pferdebahn? Oder ein zu Be- 
such weilender Beisender dem Dienstboten seines Gast- 
freundes? 

c) Wie verhält sich derselbe zu dem Hingeben eines Geldstückes 
an einen an dem Wege sitzenden Orgelspieler? Oder an die 
auf der Straße singende Kurrende? Oder an einen Taschen- 
spieler, der des Abends in einer Restauration erscheint und 
Kunststücke vorführt? 

d) Wie steht es rechtlich mit den Gigarren oder der Reichsmark, 
die ein Reisender einem Eisenbahnschaflner giebt, damit ihn 
dieser in seinem Abteil allein fahren lasse? 

e) Ist die Dienstherrschaft nach dem GBe, berechtigt, Weih- 
nachts- oder Neujahrsgeschenke ganz oder zum Teil zu wider- 
rufen, wenn im Laufe des folgenden Jahres der Dienstver- 
trag durch Schuld des Gesindes aufgehoben wird? 

4. In einem unter sittenpolizeilicher Kontrolle stehenden 
Hause kam es zwischen einer Prostituierten und einem Soldaten 
zu einem Streite, in dessen Verlauf ein Polizeibeamter in das 
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Haas kam und auf Verlangen der Beteiligten den Streit schlichtete; 
darauf bekam er von den beiden zusammen eine Mark. 

Er wurde deshalb unter Anklage gestellt, mit Bezug auf 
StGB. 331: „Ein Beamter, welcher für eine in sein Amt ein- 
schlagende, an sich nicht pflichtwidrige Handlung Geschenke 
oder andere Vorteile annimmt, fordert.oder sich versprechen läßt, 
wird mit Geldstrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Gefängnis 
bis zu sechs Monaten bestraft;.'^ 

Der Angeklagte verteidigte sich damit, daß er jene Mark als 
Entgelt erhalten habe; schlimmstenfalls könne man es doch nur 
als „Trinkgeld" ansehen, 

V^elches Urteil war zu fällen? 

5« Die Ehefrau eines reisenden Kaufmannes wurde während 
der Abwesenheit ihres Mannes gefährlich krank; ihrem Ende nahe, 
ließ sie sich von ihrer langjährigen Haushälterin versprechen^ daß 
diese stets im Hause in ihrer seitherigen Stellung verbleiben 
werde; sie solle dem Manne diesen Wunsch der Sterbenden mit- 
teilen und beifügen, daß die letztere gewünscht habe, daß der 
Haushälterin eine angemessene Vergütung dafür zu teil werde. 

Als nach dem Tode der Frau der Kaufmann zurückkehrte 
und dieses alles erfuhr, versprach er der Haushälterin im Sinne 
und unter der Bedingung der Verstorbenen 9000 Jl, Etwas 
über die Hälfte zahlte er ihr nach zehn Jahren auch selbst aus; 
nach seinem bald darauf erfolgenden Tode weigerten aber seine 
Erben die Leistung des Bestes, weil betreffs dieses eine wegen 
Fonnmangels ungültige Schenkung vorläge. 

Die Haushälterin berief sich darauf, daß der Verstorbene sie 
doch nicht habe lediglich bereichem wollen; sondern daß es Aus- 
führung des letzten Wunsches seiner Ehefrau und zugleich Ver- 
geltung für das Ausharren der Haushälterin in der gar nicht so 
sehr hoch bezahlten Stellung gewesen sei. 

Entscheidung? 

6. A. schenkt dem B. ein Büd. Nach einiger Zeit meldet 
sich C. als Eigentümer des ihm gestohlenen Bildes und fordert 
es unter Nachweis seines Rechtes von dem B. 

Hat dieser einen Ersatzanspruch gegen A.? Ist es von Ein- 
fluß, ob A. gutgläubig war; — oder: ob er dem B. die Sache 
zusteckte, damit sie dort, und nicht bei A., gefunden würde; — 
oder: ob A. zwar das Eigentum des 0. nicht kannte, aber bei 
ordentlichem Achthaben hätte kennen müssen; — oder endlich: 
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ob A. den Sachverhalt dem B. mitgeteilt und dabei gesagt hatte, 
daß er dafär sorgen werde, daB B. das Bild werde behalten 
können? 

7. „Hochedelgebohmer, Hochgeehrtester Herr Amtmann! 

Eurer Hochedelgebohmen sehe ich mich gemüßiget klagend 
anzubringen, was maßen ich*zu der Zeit, als ich mit meiner ersten 
Frau Barbara Katharina in unfruchtbarer Ehe gelebet, meiner 
Schwester Kind, Barbara Christina Fettin, nicht nur bey mir auf- 
erzogen, sondern auch bey deren Verlobung im Jahre 1731 mit 
Simon Rudolfen, diesen neuen Eheleuten meine zu 400 fl. ange- 
schlagene halbe Hoftreide gegen herauszugebende 100 Bthlr. und 
noch 8 Morgen Acker ganz frey und umsonst durch eine frey- 
willige Schenkung übergeben habe. Nachdem ich aber seitdem im 
Jahre 1738 mit Clara Trotzin zur anderen Ehe geschritten, und 
mit selbiger noch am 5. Jul. 1743 eine Tochter erzeuget: So habe 
ich in Betracht dieser unvermuthet veränderten Umstände von ge- 
dachtem Rudolf die geschenkten Güter zwar zurückbegehret, je- 
doch in Güte nichts von ihm erhalten können. Wenn nun gleich- 
wohl derselbe bey so gestalten Sachen dazu den Rechten nach aller- 
dings verbunden ist, in Betracht sowohl bekanntlich ex arg. L. 8 
G. de revoc. donat. die zur Zeit der Schenkung nicht voraus ge- 
sehene supervenienta prolis deren nachherige Zurückforderung 
rechtlich begründet, als die höchste Unbilligkeit sein würde, ein 
solchergestalt nachher zur Welt kommendes Kind gegen die offen- 
bare und vielmehr stillschweigende Bedingung zurückzusetzen: Als 
ergehet an Eure Hochedelgebohme meine rechtliche Bitte, Beklagten 
vorladen zu lassen, und nach erfolgter Einlassung und Antwort 
in Rechten zu erkennen und auszusprechen: Daß Beklagter die ein- 
geklagte halbe Ho&eide gegen Zurückgebung der dagegen erlegten 
100 Rthlr., wie auch gemeldete 3 Morgen Acker cum omni causa 
et eocpensis Klägern wieder abzutreten schuldig. Hierüber das 
mildrichterliche Amt besten Fleißes anrufend, beharre mit schul- 
diger Ehrerbietung 

Euer Hochedelgebohmen ganz gehorsamster Diener 
Johann Heinrich Strackbein, Schulmeister zu Langenstein." 

Vorstehende Klageschrift fand sich im Sommer 1879 in der 
Registratur des vormaligen Landgerichtes A. Sie war dem Schick- 
sale reponierter Akten, nach zehn Jahren eingestampft zu werden, 
versehentlich entgangen. Das Aktenstück enthielt nur diese 
Klage, mit dem späteren Vermerk, daß die Sache durch Vergleich 
geordnet worden sei. 
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Es fragt sich aber: ob, unter Vorraussetzung der thatsächlichen 
Wahrheit der gemachten Angaben, der gestellte Klagantrag rechtlich 
begründet war; und welche Gründe dafür oder dawider sprachen? 

Wie stellt sich das OB. zu diesen Fragen? 
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1. Wie steht es mit der rechtlichen Bedeutung und Wirk- 
samkeit folgender Willenserklfirungen? 

a) „Gutsbesitzer Karsten schuldet dem Apotheker Lindeck 28 Jl, 
in Worten: zwanzig acht Mark, welche Karsten auf mein Ver- 
langen zu bezahlen hat. Was hiermit anerkennt und unter- 
zeichnet 

Döbelnrod, 28. Mai 19 . . Karsten. 

Zahlbar bis Juli und August.^' 

b) In der Verlassenschaft des A. wurde ein Paket mit Wert- 
papieren gefunden, auf dessen Umschlag die Aufschrift stand : 
„Mir anvertrautes Depositum, meiner Schwester B. gehörig. 
A. m. p." 

c) „Zwei Monate nach dato zahlen wir dem Herrn Hermann 
Better die Summe von ^^^ Jl. 

Windecker & Cie. 
Ich verbürge mich für obigen Betrag. 

Gteorg Schiffiier." 

d) „Schuldschein über 514 Jt 29 .fr. 

Wir, Endesunterzeichnete, Urkunden und bekennen hiermit, 
daß wir unserer Tochter Karoline, Jacob Bollmann II. Ehe- 
frau, zur Gleichstellung mit ihrem Bruder (der einen Prozeß 
gegen uns verursacht und ausgeführt hat, sogar mit Frau 
sich 300 fl. zugeschworen hat) dreihundert Gulden = 514 «>^ 
29 3^ schuldig geworden sind. Wir versprechen, solche Schuld 
als Kapital anzusehen und von heute an zu 5^/^ jährlich zu 
verzinsen, mit dem Bemerken, daß das Kapital nebst Zinsen 
nach tinserem Ableben von unserem Nachlaß oder von unseren 
Erben bezahlt werden soU. 

Geschehen Gedem, 80. November 19 . . 

Johannes Drehwald. 
Karoline Drehwald.^^ 

e) „Laut eingereichter Rechnung von Herrn L. W. zahle ich a 
conto an denselben morgen 10 590 .^." 
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2. Der Schiibmacher Pfeil lernt auf einem Aasflüge die nn- 
verehelichte Mathilde ErOll kennen; obschon dieselbe von einem 
Dritten her in anderen Umständen sich befand und dem Pfeil dieses 
genau bekannt wurde, so fand er doch solchen Gefallen an ihr, daß 
er sie zu heiraten beschloß und sich mit ihr verlobte. 

Als nicht lange Zeit darauf die Mathilde ErÖll einem Kinde 
männlichen Greschlechtes das Leben gab, so erstattete Pfeil davon 
dem Standesamt vorschriftsmäßig Anzeige und meldete zugleich 
mit an, daß er der uneheliche Vater des von seiner Braut geborenen 
Knaben sei (Beichs-Gesetz über die Beurkundung des Personen- 
standes und die Eheschließung vom 6. Februar 1875 § 25). 

Hiemach wird Pfeü unter Anklage gestellt, weil er „vorsätz- 
lich bewirkt habe, daß Thatsachen, welche fär Rechte oder Rechts- 
verhältnisse von Erheblichkeit sind, in einem öffentlichen Register 
als geschehen beurkundet worden seien, während sie überhaupt 
nicht geschehen waren" (Reichs-Strafgesetzbuch § 271). 

Der Verteidiger des Pfeil bestreitet, daß § 271 zutreffe; durch 
die Anerkennung werde eben das fragliche Rechtsverhältnis selb- 
ständig begründet und bestehe von da ab: wenn ein Beklagter 
im Civilprozesse bewußtermaßen fiLlschlich anerkenne, schuldig zu 
sein, so falle dieses sicher auch nicht unter § 271, obgleich es 
auch gerichtlich beurkundet werde, weil es eben Privatfreiheit 
des einzelnen sei, durch Anerkenntnis neue Rechte zu schaffen. 

Wie hat das Gericht zu erkennen? 

3. Dem E[ämmerer der Stadt Berlin, Heinrich Runge, wurde 
einmal ein Schein vorgelegt, auf dem er anerkannte, dem Kauf- 
mann Z. 2000 Thaler zu schulden, und pünktliche Zahlung ver- 
sprach. Er war sehr betroffen, da. er zwar einen solchen Schein 
seines Erinnerns nicht ausgestellt hatte, die Unterschrift aber 
zweifellos von ihm herrührte. Endlich kam er dahinter, daß das 
Papier von einer Verfügung der städtischen Behörden, die er unter- 
zeichnet, abgeschnitten worden und der über seinem Namen be- 
findliche leere Raum mit obigem Anerkenntnis ausgefüllt worden war. 

Runge pflegte seitdem zu den überzeugtesten Aidiängem des 
„Devotionsstriches" zu gehören; da, wie er sagte, nur dessen An- 
wendung es verhindere, daß man zur Zahlung solcher abstrakter 
Versprechen gerichtlich gezwungen werden könne. 

War diese Ansicht juristisch begründet? Giebt es vielleicht 
hier einen Unterschied zwischen römischem, gemeinem, preußischem 
und neuem bürgerlichen Rechte? 
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4. Wie sind nachstehende Berednngen juristisch aufzufassen? 
Und welche Rechtsfolgen knüpfen sich an sie? 

a) Nach einem Todesfalle schließen die bei der hierdurch er- 
Öffiieten Erbschaft Beteiligten mit den Mitinteressentein eine 
Übereinkunft ab, worin sie ihre gegenseitigen Berechtigongen 
und die Art der Schuldentilgung festsetzen. 

b) Ein Schuldner erklärt seinen Gläubigem, daß er außer stände 
sei, ihre jetzt föUigen Fordermigen zu bezahlen. Er bekommt 
eine Frist bewilligt. — Nach Ablauf derselben haben sich 
seine Verhältnisse aber noch nicht gebessert, und die Gläu- 
biger gehen auf seinen Vorschlag ein, daß er 70 ^/^ der For- 
derungen bar zahle, und damit seine Verpflichtungen völlig 
getilgt sein sollen. 

c) Ein Kaufmann hatte anerkannt, einem Geschäftsfreunde aus 
geschehener Abrechnung ulHmo September 1897 eine be- 
stimmte Summe schuldig zu sein, diesem aber erklärt, daß er 
wegen momentaner Geldverlegenheit nicht in der Lage sei, 
seine Schuld am Verfistlltage abzutragen. Nach einigen Ver- 
handlungen kam ein Abkommen zwischen beiden zu stände, 
wonach die Schuld in der Weise getilgt werden sollte, daß 
343 ^ am 15. November 1897 und gleiche Beträge am 
15. Januar und 15. Februar 1898 bezahlt, diese Beträge mit 
4 ^Iq vom 30. September 1897 verzinst würden und, . falls 
die Ratenzahlungen nicht pünktlich eingehalten werden sollten, 
es dem Gläubiger freistehen sollte, den jeweilig bestehenden 
Schuldrest zu verlangen. 

d) A. droht dem B. mit einer Klage, deren Berechtigung B. 
vollständig bestreitet, vor deren Erfolg er aber deshalb Sorge 
hegfc, weil er den von A. ihm jedenfalls dann angetragenen 
Eid aus religiösem Bedenken nicht leisten mag, während er 
bei Zurückschieben sich dessen zu versehen hat, daß A. ge- 
wissenlos genug ist und wider besseres Wissen schwört; er 
einigt sich daher mit A. über eine an diesen zu zahlende 
Abfindungssumme. 

e) Der Pachter eines Gutes war zur Bäumung desselben rechts- 
kräftig verurteilt worden. Als mit der Zwangsvollstreckung 
gegen ihn vorgegangen werden soll, schließt er mit dem 
Eigentümer einen Vergleich, wonach er auf dem Pachtgute 
noch ein halbes Jahr lang wohnen bleiben darf, — sei 
es unentgeltlich oder gegen Zahlung des seitherigen Pachi- 
preises. 
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f) Der minderjährige A. hat eine seit fünf Jahren ftllige 
Zinsforderang an B. Beide sind im Zweifel, ob durch 

• den vor kurzem erfolgten Tod des Yonnundes von A. 
die Verjährung unterbrochen sei, und einigen sich dahin, 
daB die Forderung als noch nicht verjlQirt angesehen werden 
solle. 

5. Dem Erben E. wird von T. eine Schuldurkunde seines ver- 
storbenen Vaters S. über Darlehen von 8000 Jl vorgelegt. E. einigt 
sich mit T. auf bare Zahlung von 1500 Jl und Vernichtung der 
Urkunde. Erst später findet er, daß die Urkunde nur auf 800 Jl 
gelautet hatte. 

a) Kann E. etwas von T. zurückfordern? 

b) Ist es von Einfluß, ob die Fälschung von T. selbst — oder 
von dessen Cedenten, dem ursprünglichen Gläubiger des S. 
— oder von dem Erblasser des T. vollzogen war? 

c) Kommt nicht vielleicht in Betracht, daß T. mit sofortiger 
Verklagung und Einleitung der Zwangsvollstreckung dem £. 
gegenüber gedroht hatte? 

6. F. erhebt Klage auf Anfechtung eines Vertrages mit der 
Gemeinde H., nach welchem er sich schuldig bekannt hatte, eine 
bestimmte Summe der Gemeindekasse zu schulden. Er war dabei 
von der Voraussetzung ausgegangen, daß ihm in seiner Eigenschaft 
als seitherigem Gemeinderechner ein größeres Defizit zu decken 
obliege, und hatte deshalb in jene Abfindungssumme eingewilligt; 
dann aber hatte sich nach nochmaliger besserer Prüfung der {lech- 
nung herausgestellt, daß er, F., sogar ein Guthaben an die Ge- 
meinde H. zu beanspruchen gehabt hatte. 

Die Gemeinde bestreitet ihre Verpflichtung, jetzt noch einmal 
auf die Sache zurückkommen zu müssen. 

Entscheidung? 

Wäre es von Einfluß, wenn die aufklärenden Rechnungen erst 
später aufgefunden worden und ohne Schuld des Rechners zur 
Abrechnungszeit nicht vorbanden gewesen waren? 

7. Klage der Katharina Neusei gegen Andreas Seibert: 
„Im November v. J. habe ich mit dem Beklagten geschlecht- 
lichen Umgang gehabt, infolge dessen ich am 19. August d. J. 
einen Jungen geboren habe, dessen Vater der Beklagte ist Im 
Dezember hat sich Beklagter als Urheber meiner Schwanger- 
schaft ausdrücklich bekannt und mir 700 ^ ab Entschädigung 
versprochen, was ich annahm; die Zahlung dieser Summe sollte 
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Ostern d. J. erfolgen. Beklagter hat mir aber nur dreimal 5 M 
gegeben und zahlt in Qüte nichts weiter . . ." 

Im Verhandlungstermine vor dem Amtsgerichte konmit fol- 
gender Vergleich zu stände: Beklagter zahlt an die El&gerin zur 
Abfindung aller an ihn geltend gemachten Ansprüche den Betrag 
von 450 JH^ zahlbar Weihnachten d. J. Mit dieser Zahlung will 
Beklagter nicht anerkannt haben, daß er der Vater des von der 
El&gerin geborenen Kindes ist; es geschieht dieselbe nur, um die 
Prozesse und die Gerichtslaufereien los zu sein. Die El&gerin 
nimmt den obigen Betrag an und verpflichtet sich, dem Be- 
klagten mit allen weiteren Ansprüchen fem zu bleiben und ins- 
besondere nicht mehr zu behaupten, daß Beklagter der Vater ihres 
Eindes sei. 

Ist damit die fragliche Angelegenheit wirklich endgültig er- 
ledigt? Ist namentlich das Eind selbst vollständig gebunden? 

8. Eaufmann Liebmann Beiß verklagt den Hausierer Both 
wegen käuflich gelieferter Waren. Both macht geltend, daß Beiß 
teilweise Waren geschickt, die seiner Bestellung nicht entsprochen, 
besonders weiß gewebte Unterhosen, die er auf den Dörfern nicht 
verwerten könne; deshalb habe er die ganze letzte Sendung nicht 
angenommen. 

Im Verhandlungstermin vom 6. Juni schließen die Streit- 
teüe nachstehenden Vergleich: Eläger nimmt die Bahnhof O. 
lagernden Unterhosen zurück, Beklagter verpflichtet sich zur Ab- 
nahme des Bestes; die Bezahlung des Eaufpreises soll am 1. Ok- 
tober d. J. erfolgen, damit Both Zeit habe, um aus dem Verkaufe 
der Waren die Mittel zur Zahlung zu gewinnen. 

Die Waren kommen erst am 21. September bei Both an, 
der die Annahme wieder verweigert. Am 2. Oktober erwirkt 
Liebmann Beiß eine vollstreckbare Ausfertigung des Vergleiches 
und läßt BoÜh sofort wegen 107 ^ pf^den. Both beantragt 
die vorläufige und durch Elage die definitive Aufhebung der 
Zwangsvollstreckung, sowie Urteil dahin, daß er aus jenem 
Vergleiche wegen verspäteter Lieferung des Beiß nicht mehr 
haftbar sei. 

Wie hat das Amtsgericht zu erkennen? Wie steht es im 
besondem mit den Bechtsfolgen des abgeschlossenen gerichtlichen 
Vergleiches zu dem früher erhobenen Ansprüche des Liebmann 
Beiß? 
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1. BechtLiche Konstraktioii folgender Thatbestände? 

a) In einer mit der Überschrift „Obligation" versehenen Schnld- 
urkonde bekennt S. von G. 2000 Jl als Darlehn erhalten 
zu haben; verspricht, diese Stuume mit 4 ^/^ zu verzinsen 
und verpflichtet sich, das genannte Kapital sechs Monate 
nach geschehener Kündigung an den 0. „oder sonstigen ge- 
treuen Inhaber der Obligation" zu zahlen. 

b) „Lagerschein Nr. 1. Es lagern fiir Ihre werte Rechnung 
bei uns 58 Barrels schweres deutsches YulkanOl im Gewicht 
von etwa 10 000 Kilo . . . Obige Barrels werden Ihnen 
nur gegen Rückgabe dieses Scheines ausgeliefert." 

c) Ser. Vni. 4«/o. Beihe 1. 

Pommersche Hypotheken-Aktien-Bank 
. Talon zum Gouponsbogen des Hypotheken-Pfandbriefes 
C Lit. E. Nr. 412. 







Dem Inhaber dieses Talons werden gegen dessen Bück- 
H gäbe nach vorgängiger Bekanntmachung die Zins-Cou- 
pons für fernere zehn Jahre, der erste dieser Coupons 
Mlig am 1. Oktober 1904, nebst einem neuen Talon 
ausgehändigt. 

(Unterschrift.) 



Nr M 

Die Eeiehsbof^ in Berlin 

i wolle zahlen aesten diesen Check aus 

° ^ anserem 

Guthaben an 

oder Überbringer*) 

Mark 

(Datum.) 



'*') Checks, in welchen der Zusatz „oder Überbringer" durchstrichen 
oder eine Zahlungsfirist angegeben ist, werden nicht bezahlt 
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e) Gesetz über das Postwesen, des Deutschen Reiches v. 28. Ok- 
tober 1871, § 49/2: „Die Postverwaltung ist nicht verpflich-' 
tet, die Legitimation desjenigen zu prüfen, welcher unter 
Vorlegung des vollzogenen Ablieferungsscheines, oder bei 
Paketen ohne Wertangabe unter Vorlegung des reglements- 
mftßig ausgelieferten Begleitbriefes, die Aushändigung der 
Sendung verlangt." 

f) Auf einem Papierstreifen stand auf der einen Seite ge- 
schrieben: „Glatz, 80. Dezember . . Nach Sicht zahlen Sie 
gegen diesen Prima- Wechsel an die Ordre der Glatzer Bank, 
Louis Brieger, die Summe von 10 000 Jl — Herrn Franz 
Brettschneider in Glatz." 

Auf der anderen Seite befinden sich folgende Worte: „Gut 
für 10 000 JH, Heinrich von Münchhausen." 

2* Es verkaufte Hansen an Lode zehn Stück Anteilscheine an 
einer Grundschuld über je 500 JL^ ausgestellt von der Horster 
Aktiengesellschaft für Kleinbahn- und Brückenbau. Alsdann stellte 
sich heraus, daß jene auf Inhaber lautenden Scheine zu einem 
Bündel gehört hatten, das der Ausstellerin gestohlen und gegen 
ihren Willen in Verkehr gebracht worden war. Die Scheine 
hatten in den Eassaschränken einstweilen noch gelagert, weil die 
Königliche Genehmigung zu ihrer Ausgabe noch nicht einge- 
troffen war. 

Was für rechtliche Folgen sind unter den beteiligten Per- 
sonen hier einzusetzen? 

3* Ist die Eisenbahnverwaltung nach unserem bürgerlichen 
Rechte verpflichtet, für eine nicht benutzte Bückfahrkarte den 
entsprechenden Betrag zurückzuerstatten, — und zwar 

a) wenn der Reisende wegen Überfällung des Zuges von der 
Mitbeförderung ausgeschlossen wird? 

b) wenn durch elementares Unglück der Verkehr eine Unter- 
brechung erleidet? 

c) falls der Inhaber der Karte wegen eines bei ihm einge- 
tretenen Hindernisses — z. B. Krankheit, Änderung des Beise- 
planes wegen Witterungsumschlages u. s. w. — die Fahrt nicht 
antreten kann oder wül? 

4. Nach den Satzungen der städtischen Sparkasse zu A. er- 
halten die Einleger über die gemachten Einzahlungen ein Quit- 
tungsbuch unter ihrem, der Einleger, Namen; zur Empfangnahme 
der Einzahlung genügt aber die Vorlage des Quittungsbuches, 
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und die Anstalt wird von allen Ansprüchen befreit, sobald 
bei Bückzahliing der Einlagen die Ausantwortung des Buches 
erfolgt ist. 

Nun hatte der Assistent Hallig nach und nach bei der Spar- 
kasse ein Guthaben von 1800 Jl angesammelt, als er in Zer- 
würfnisse mit seiner Frau geriet. Diese verließ ihn und nahm 
unter anderem das Sparkassenbuch ihres Mannes heimlich mit 
sich. Hallig machte alsbald hei dem Kuratorium der Sparkasse 
Anzeige und protestierte im voraus gegen die Zahlung der von 
ihm eingelegten Summe an einen Fremden. Gleichwohl ist die 
Einlage hernach der Frau ausgezahlt worden. Worauf Hallig 
die Sparkasse verklagte, sein Forderungsrecht über 1800 Jl an- 
zuerkennen und ihm darüher ein neues Quittungsbuch auszu- 
stellen. 

Die Beklagte berief sich auf obige Satzungsbestimmungen und 
verwies den Kläger an dessen Ehefrau. Von des letzteren Seite 
wurde aber auf ein Urteil des dortigen Landgerichtes verwiesen, 
wonach Sparkassenbücher nicht nach CPÖ. 722 als Wertpapiere 
gq>^det werden dürften; was Beklagte freilich für irrige Bechts- 
meinung erklärt. 

Wie ist hierüber zu befinden? 

6. Der Kaufmann Hedebrook, der sich in bedrängten Ver- 
mögensverhältnissen befand, übergab im August v. J. seinem 
Bruder schenkungsweise 30000 JH in Staatspapieren; dabei ver- 
schwieg er ihm seine üble finanzielle Lage und gab vor, daß er 
nur dem Beschenkten eine größere Unternehmung ermöglichen 
wolle. 

Jetzt hat Hedebrook seine Zahlungen eingestellt; und sein 
Gläubiger Katten ficht jene Zuwendung an (Beichs-Ges. v. 21. Juli 
1879, § 3:3). 

Der Anwalt des Bruders bestreitet, daß überhaupt eine Zu- 
wendung erfolgt sei. Die überlieferten Papiere seien nur ein 
rechtlich gesichertes Mittel zur Begründung eines SchuldverMlt- 
nisses, nicht aber selbst schon eine Obligation (Jhebing, Jahrb. 
f. Dogmatik d. röm. Bechts I S. 49). Der jetzt zahlungsunfiLhige 
Hedebrook habe also nur eine Erwerbsmöglichkeit weggegeben, 
was bekanntlich nach römischem und heutigem Bechte keine 
Schenkung sei (GB. 517). 

Dagegen meint der klägerische Vertreter, daß Hedebrook durch 
Ankauf der Staatspapiere mit dem Vertreter des Fiskus einen 

Stammler, Übungen I, 21 
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Vertrag abgeschlossen und die ilun fest zukommenden Vertrags- 
rechte auf seinen Bruder übertragen habe. 
Wer von diesen hat die richtige Ansicht? 



IC 

1« „50 Jl Belohnung. In der Nacht zum Donnerstag wurde 
schon wiederum eine Spiegelglasscheibe unseres photographischen 
Schaukastens in der Poststraße durch einen Steinwurf absichtlich 
zertrümmert. Wir. sichern demjenigen eine Belohnung von 50 Jjf 
zu, der uns den Thäter so namhaft macht, daß er zur gerichtlichen 
Verantwortung gezogen werden kann. 

M. u. P. 
Atelier fär Photographie." 

a) Wie würde eine solche Bekanntmachung juristisch heißen? 
Was für eine Willenserklärung liegt in ihr? 

b) Was geschieht, wenn M. u. P. zu gleicher 2ieit zwei oder mehr 
Briefe erhalten, welche alle der oben gestellten Bedingung 
entsprechen? 

c) Der Thäter hat sich freiwillig gestellt und Ersatz geleistet. 
Nach 3 Tagen läuft von X. eine Denunziation jenes ein, be- 
gleitet von dem Ersuchen um 50 ^. Quid iuris? 

d) Die Zertrümmerung war von dem Thäter nur fahrlässig ge» 
schehen. Nun meldet er sich, will die Scheibe mit 30 ^ er- 
setzen und verlangt 20 M, eventuell unter Abzug der Inser- 
tionskosten, heraus. Mit Becht? 

3. „Verloren. Ein zweireihiges Simili- Armband gestern Abend 
von .... bis ... . Straße 17 c verloren gegangen. Gegen Beloh- 
nung daselbst abzugeben." 

Als der Finder am nächsten Tage hinkam, wurde ihm von der 
Vermieterin erÖ&et, daß die bei ihr wohnhafte Verliererin in der 
letzten Nacht verstorben sei. 

Bechtsfolge? 

3* Der Konditor Dawitt in H. erläßt durch die Zeitungen ein 
Preisausschreiben zu einem Entwürfe einer zweckmäßigen xmd 
schönen ümbauung seines Wohn- und Geschäftshauses. Nach einiger 
Zeit reut ihn die Sache, und er macht bekannt, daß er jene Auf- 
forderung zurücknehme. 

a) Ist er hierzu berechtigt? Kommt es darauf an, ob er einen 
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Termin zur Einliefening festgesetzt hatte, und ob der Wider- 
ruf vor oder nach diesem Termine stattfindet? 

b) Ein Architekt hatte sich alsbald nach dem Ausschreiben ernst- 
haft mit dem Plane befaßt und beträchtliche Zeit und Kosten 
auf die Ausarbeitung eines Entwurfes verwendet. Er fordert 
den ausgesetzten Preis von 800 JL und ist sogar bereit, zu 
beweisen, daß sein Entwurf allen zu stellenden Anforderungen ^ 
entsprechen würde. Ist ihm dieser Beweis nachzulassen? 
Oder müßte an sich Dawitt darthun, daß diese Arbeit un- 
geeignet sei? 

c) Die Unkosten des Architekten betragen Ih Jl. Er will auch 
diese von Dawitt ersetzt haben. Mit Eecht? 

d) Ein anderer hatte sofort nach jener Publikation einen Brief 
an Dawitt gesandt, in welchem er die Aufforderung annahm 
und eine Lieferung versprach. Er hat auch einen Plan fertig 
gestellt. An welche aoHo könnte er denken? 

4* Dem Lieutenant Dankemann war ein Hund entlaufen. Der 
Lehrer Wohlfarth in einem bei dem öamisonorte gelegenen Dorfe 
nahm das ihm bekannte Tier auf und schickte es am folgenden 
Tage durch einen Knecht dem Eigentümer zurück, der sich indes 
nur freundlich bedankte. 

Dann erfährt Wohlfarth, daß Dankemann im Lokalblatte eine 
Belohnung von 10 Jl auf das Wiederbringen ausgesetzt habe. 

Kann er diese Sunune noch jetzt fordern? Hat er nicht Ersatz- 
anspruch auf Futterkosten und Botenlohn? 

5. Es war ein Preis auf eine bestimmte chemische Erfindung 
gesetzt worden. Ein Fachmann arbeitet daran und entdeckt 
das gewünschte Verfahren. Als er sich zu dem Preise meldet, 
wird ihm die Antwort, daß schon ein anderer den Preis er- 
halten habe. 

Ist damit die Sache rechtlich erledigt? 

Man setze den Fall, daß der Betreffende an demselben Abend, 
an welchem er seine Meldung an die ausschreibende Gesellschaft 
geschickt hatte, zu seiner Überraschung gewahrte, daß jene Ent- 
deckung inzwischen von einem Dritten gemacht und in einer Fach- 
zeitschrift veröffentlicht worden war. 

Wie steht es juristisch mit dem Preise? 

6. Dem Gutsbesitzer Axel wurde mittels Einbruches an Wert- 
papieren der Betrag von 1 7 000 Jl entwendet. Er sicherte nun 
jedem eine Belohnung von 1000 Jl zu, der ihm den Thäter des 
bei ihm verübten Diebstahles bezeichne und ihm hierdurch die 

21* 
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Mfigliohkeit yersohafie, wieder in den Besüs des Gestohlenen zu 
gelangen. 

Fiedler bezeichnete dem Axel den Dieb. Bei diesem fand sich 
die entwendete Snnune bis auf 1200 Jl vor, und wurde der- 
selbe «udi wegen Diebstahls bestraft. Aisel weigerte sich aber, 
dem Fiedler die 1000 Jl zu bezahlen, weil dieser selbst bei dem 
\ Diebstahl beteiligt gewesen, und er jedenfalls mit den nicht wieder 
erlmitenen 1200 Jl aufrechnen könne; auch habe er die Beloh- 
nung nur versprochen, wenn er das ihm gestohlene Geld zurück- 
bekäme, was nicht eingetreten sei. 

Kann Fiedler mit Fug Klage gegen Axel erheben? 

7. In einem Intelligenzblatt befand sich eine Anzeige, wonach 
Epstein für das Wiederschaffen eines Hundes 300 M verbrach. 
Die Annonce war aber nicht von Epstein, sondern von Gumpert 
ausgegangen, der sie ohne Wissen des Epstein hatte einrücken 
lassen. 

Am nächsten Tage teilte Hanauer dem Epst^ mit, daß er 
wisse, wo der Hund sich befinde ; Epstein suchte den Hanauer auf 
und erfuhr, daß der Hund bei Schultz gewesen sei, der ihn an 
Fkde verkauft habe. Als Epstein weggehen wollte, fragte Hanauer: 
„Nun, wie steht es mit meiner Belohnung?" Epstein erwiderte: 
„Natürlich bekonunen Sie Ihre Belohnung, wenn ich den Hund 
wieder habe." 

Kann Hanauer auf Grund dieses Hiatbestandes einen Anspruch 
geltend machen? 



1« Welchen juristischen Begriffen unterstehen folgende Ab- 
machungen? Sind letztere sämtlich rechtsgültig und klagbur? 
a) Die Schachmeister Stdnitz in New York und Tschigorin aus 
Petersburg unternahmen im Anfange 1892 einen Wettkampf 
im Schachspiel um einen beiderseitigen Einsatz von 2000 Dollars. 
Sieger sollte sein, wer zuerst 10 Partien gewinnt; würden 
beide Spieler auf 9 kommen, so sollte ein Stichkampf von 
3 entschiedenen Partien den Anschlag geben; Eemispartien 
wären nicht zu rechnen. Der Match sollte in Havanna statt- 
finden. D^ dortige Schachklub zahlte jedem Spieler 600 Dollars 
für seine Unkosten, ferner die Überfahrt von New York 
nach Havanna; Tschigorin erhielt außerdem 300 Dollars für 
4ie Reise von Petersburg nach J^ew York, 



§100. Spiel und mtte. 325 



Der Wettkampf wurde von Steinitz mit 10 gegen 8 Ge- 
winnpartien, bei 4 Remisen, gewonnen. Dadurch erledigte 
sich zugleich eine Beihe von Wettverabredungen, welche eifrige 
Schachfreunde in der Weise untereinander getroffen, daß 
sie wechselseitig, je nach ihrer verschiedenen Meinung von 
der gröfieren Spielstarke der beiden Kämpfer, auf den Ge- 
winn des einen oder anderen größere Summen hielten. 

Etwas anderen Bedingungen unterliegen die Schachtumiere, 
für welche von Vereine oder einzelnen Privaten Preise aus- 
gesetzt werden, während die um die letzteren spielenden Teil- 
nehmer nur ^nen kleinen Einsatz (gewöhnlich 5 — 25 JC) 
einzuzahlen haben. 

Zuweilen findet sich auch, besonders in England, die Be- 
redung, daß ein Matador des edlen Spieles gleichzeitig eine 
größere Anzahl von Partien, ofb ohne die Spielbretter anzu- 
sehen, gegen verschiedene Amateurs fahrt, von denen jeder 
einen festen Satz (etwa 1 £^ ohne Rücksicht auf Gewinn oder 
Verlust der betreffenden einzelnen Partie zu entrichten hat. 

b) Jemand macht einem Freunde Vorhalt über dessen Neigung 
zum Hazardspiel. Dieser gelobt ihm, von nun ab sich gänz- 
lich davon fern zu halten, und verspricht, falls er nur ein- 
mal wieder sich am Glücksspiele beteilige, dem Freunde 
eine Strafsumme zu zahlen. 

c) Bei Erbteilungen findet sich außerordentlich häufig das Über- 
einkommen der Miterben, daß die Verlassenschafb in ebenso- 
viele „Lose", als es Erben sind, geteilt werde und dann jeder 
Miterbe den ihm zukommenden Anteil eben durch das Los 
zugewiesen erhalte. 

d) Eine Zeitung veröffentlicht Preisrätsel und lost unter den 
richtig eingehenden Lösungen eine aus, deren Einsender den 
aui^esetzten Preis dann erhält. 

e) Zwei Biertrinker ziehen an einer Fastenbrezel ; der Teil, den 
jeder in Händen behält, soll ihm gehören. Dabei hat ent- 
weder der eine die Brezel allein bezahlt, — oder beide 
zusammen, — oder der soll bezahlen, der das kleinste Stück 
zieht. 

f) In einer Gesellschaft behauptet jemand, daß der Kaiser im 
Deutschen Reiche bei Reichsgesetzen ein Veto habe; ein 
andere bestreitet es. Jener wird so erregt, daß er eine 
Wette von 1000 Thalern g^en 10 .^ anbietet, was der 
andere annimmt. 
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g) Ein Metzgenneister, der zugleich Gktötwirtschaft; betreibt, 
läßt bei einem Schweineschlachten in die eine Wurst ein 
Zehnmarkstück machen und verkauft nun, unter Bekannt- 
machung dieses ümstandes, die Bratwürste in seiner Wirt- 
schaft an jenem Tage zu unerhört hohem Preis. 

h) In Hauffs Märchen wird in der Erzählung „Sage vom 
Hirschgulden" von einem eigentümlichen Handel unter den 
drei Brüdern Zollem berichtet. Ein in der Mitte zwischen 
ihren Schlössern gelegener Fischteich war bei der Erbteüung 
durch ihren Vater dem ältesten Sohne, Kuno, zugewiesen 
worden. Dieser aber machte seinen Brüdern, des besseren 
geschwisterlichen Verhältnisses halber, das Angebot, den 
Teich als Gemeingut zu behandeln, was die anderen ab- 
lehnten, indem jeglicher ihn als alleiniges Eigentum haben 
wollte. Endlich einigten sie sich dahin, daß sie ihre Angel- 
schnüre und Hacken holten; und wer von den dreien im 
Laufe des Vormittags die meisten Fische geangelt, der sollte 
den Weiher eigen haben. 

i) Infolge einer Wette, so lesen wir in der „Kosw. Ztg.", hat 
. sich der Hotelbesitzer W. in Beizig verpflichtet, in der Zeit 
von zwei Jahren die Bibel abzuschreiben. Der Vertrag ist 
notariell abgeschlossen und besagt, daß die Abschrift fehler- 
los sein muß; sämtliche Sternchen und Punkte muß die Ab- 
schrift enthalten, kein Komma darf vergessen werden, sonst 
erhält Herr W. die 2000 JL (den Preis für seine Arbeit) 
nicht; femer darf er nur schreiben, wenn er keine Gäste 
hat. Vom Februar bis April soU die Arbeit bis zum 2. Buch 
Mose gediehen sein. 

k) In Barmen wurde kürzlich ein Ibach'sches Pianino auf fol- 
gende originelle Weise ausgeraten. Ein sog. Einmachglas 
wurde bis an den Band mit Erbsen geftillt, und gegen Er- 
legung von 50 «^ konnte jeder raten, wie viel Erbsen sich 
in dem Glase befinden; derjenige, welcher die richtige An- 
zahl riet, wurde glücklicher Besitzer des Instrumentes, und 
wenn niemand die wirkliche Zahl traf, der, der dem Ziel 
am nächsten kam. An 3000 Personen beteiligten sich an 
diesem Wettraten, und der Lehrer Hesselmann zu Schwelm 
war der Gewinner des Pianinos, da er die richtige Anzahl, 
4016 Erbsen, traf. Außerdem waren nur zwei Personen 
dem Ziele nahe gekommen, die übrigen hatten teils weit 
darunter, teils viel darüber geraten. 
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1) Englische Blätter berichten folgende Geschichte: 

Ein Mann in London ward krank. Ein Freund besuchte 
ihn, fand ihn sehr schlecht und prophezeite ihm, daß er 
Weihnachten gewiß nicht überleben würde. Der Kranke 
aber fühlte sich besser, als der Freund glaubte, und ver- 
sprach diesem 50 c;^, wenn er ihm dagegen verspreche, ihm 
für jeden Tag, den er nach Weihnachten leben würde, 2 sh. 
zu geben. Der Freund, seiner Sache gewiß, nahm dieses 
an : der Kontrakt ward notariell aufgesetzt, und der Kranke 
gab eine Banknote zur Sicherheit. Allein in kurzem ward 
er wieder ganz hergestellt, und sein Freund muß nun, jetzt 
schon seit mehreren Jahren, täglich die 2 sh. bezahlen. 
2. A. schließt mit B. folgenden Vertrag: Die Enten des A., 
die B. durch Steinwürfe töten werde, sollen Eigentum des B. 
sein; dieser aber hat für jeden Steinwurf gegen die Enten an den 
A. 10 «^ zu zahlen. 

Darauf hin wirfb B. nach den Enten, und es gelingt ihm, mit 
Aufwendung von 60 Steinwürfen zwei jener Tiere zu töten. Als 
aber K, ^ Jl von ihm fordert, die nach dem angefahrten Ver- 
trage als Kaufpreis für die Enten anzusehen seien, weigert B. 
die Erfüllung, weil ein rechtlich unzulässiger Glücksvertrag vorliege. 
Welche Entscheidung ist zu treffen? 

3* M. verklagt die N. auf Erfüllung ihres Versprechens, daß 
sie ihm, wenn sie ihren Erbschaffcsprozeß gewinnen würde, 8000 JC 
geben wolle; der Prozeß sei jetzt zu ihren Gunsten entschieden 
worden. Die N. hält sich dagegen wegen des aleatorischen Cha- 
rakters jener Beredung nicht für juristisch gebunden. 
Mit Recht? 

4. Lachs klagt gegen Einfalt 5000 Jl ein, welche ihm Bin- 
falt aus Hazardspiel schulde. Im Verhandlungstermine bleibt 
Binfalt aus, und Lachs trägt nun die E[lage vor. 
Wie hat das Gericht zu erkennen? 

6. Zwei Geschäftsleute waren bei ihrer Abrechnung über die 
Richtigkeit eines, in der von B. aufgestellten Rechnung vor- 
kommenden, Zinspostens von 17 ^ in Meinungsverschiedenheit 
gekommen, indem der A. die schon geschehene Tilgung desselben 
behauptete. Dabei wurde von A. eine Wette von 10 000 Jl vor- 
geschlagen. Es ergab sich, daß A. Recht gehabt hatte. Als aber 
A. jene Summe forderte, behauptete B., daß nach dem GBe. dem 
geschlossenen Vertrage Bedenken entgegenstünden. 
Hat es mit diesem Einwände seine Richtigkeit? 
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6. In einer Wirtschaft waren Abends mehrere Gäste, dabei 
ein Glaser- nnd ein Zimmermeister versammelt. Der letztere er- 
laubte sich hierbei die Behauptung, die Arbeit jenes wäre viel 
zu teuer und nicht wertentsprechend, er selbst könnte die Fenster 
gerade so gut und billig oder noch billiger machen, als jener. 

Der Glaser wollte sich die Herabsetzung seiner GeschSitsehre 
in öffentlicher Gesellschaft nicht gefallen lassen und bot deshalb 
jenem eine Wette von 1000 Jt an, daß er nicht im stände sei, 
Fenster, wie der Angegriffene sie fertige, und wie sich solche in 
dessen Wer^stätte befänden, anzufertigen. Der Zunmermeister 
nahm dieses an, und es wurde die Wette in allen Einzelheiten ver- 
einbart. Dann aber fertigte der letztgenannte die Fenster nicht. 
I^un wurde vom Glaser auf jene 1000 Jl Klage erhoben. 

Welches ist die zutreffende Beurteilung und Entscheidung des 
Streitfalles? 



CI 

!• Wie sind nachstehende Verabredungen rechtlich zu charak- 
terisieren? 

a) Mehrere Tagelöhner vereinigen sich, um gegen Bezahlung 
Holz zu spalten oder zu flQlen. 

b) Zwei Freunde verabreden, während der Pfingstfeiertage ge- 
meinsam einen Ausflug zu unternehmen. 

c) G. hat einen zweifelhaften Schuldner S. und übergiebt dem 
solche Geschäfte gewerbsmäßig betreibenden X. den Schuld- 
schein: von dem einlaufenden Gelde soll X. 20 ^/^j, den Rest 
der G. erhalten. 

d) Der Eigentümer einer Schafherde, der von der Schafzucht 
nichts versteht, vereinigt sich mit einem Schäfer zum Be- 
triebe der Schäferei in der Art, daß der Schäfer Hütung 
und Pflege der Schafe übernimmt xmd von dem Wollertrag 
ein drittel erhält. 

e) Bin Verleger übernimmt Herstellung und Vertrieb einer 
juristischen Monographie mit dem Beding, daß ein nach 
Deckung der gesamten Unkosten etwa erzielter Gewinn ihm 
und dem Autor zu gleichen Teilen zufallen soll. 

f ) Der Besitzer eines Rennpferdes, der nicht reiten kann, ver- 
bindet sich mit einem Reiter, der kein Rennpferd hat, zur 
Teilnahme an einem Wettrennen dergestalt, daß der Reiter 
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das Pferd des anderen reiten soll, ixod ein erlangter Bennpreis 
gleich zu teilen ist. 

g) Der Fiskus und ein Rittergutsbesitzer haben einen Vertrag 
geschlossen, um einen Bach in dem für das gemeinschaftliche 
Flößereiinteresse erforderlichen Zustande zu erbalten. Es soll 
vor Beginn der Flößperiode eine gemeinsame Beyision statt- 
finden und von beiden Teilen bestimmt werden, welche Aus* 
besserung^ gemacht werden müssen; können sie sich nicht 
einigen, so soll die Königliche Regierung entscheiden und 
ein prozessualisches Verfahren nicht vorkommen. 

h) Ein Qeschäftsmann, der eine Schlachterei ankaufen und be- 
treiben wollte, ging mit einem Kapitalisten einen Vertrag 
ein, wonach dieser ihm 30 000 Jt zur Verftigung stellte. 
Es sollte diese Summe dem Gläubiger mit 6 ^/^ verzinst 
werden und vom jährlichen Gewinn der Schlad&terei ihm 
der fünfte TeU zukommen, während ^/^ dem Gesehäftsmanne 
verbleibe. 

i) Es bildet sich ein Komitee zur Errichtung eines Krieger- 
denkmals, wobei Sammellisten in dem Orte umgehen und 
Beiträge von Privaten entgegengenommen werden. 

k) Kolibay und Averhoff schließen folgenden von ihnen beiden 
unterzeichneten Vertrag: „1) Kolibay besetzt den dem Aver- 
hoff gehörigen Buda-Teich nut 100 Schock Besatzfischen 
ohne Entschädigung. 2) Im Herbst k. J. wird der Buda- 
Teich von Kolibay und unter seiner Aufsicht befischt, und 
die Fische werden unter ihm und dem jetzigen Besitzer zur 
Hälfte geteilt. 3) Die Kosten der Fischerei bezahlen die 
beiden Unterzeichneten zur Hälfte. ^^ 

2. M. und N. haben einen Steinbruch gepachtet und ver- 
abredet, daß sie das Pachtgeld gemeinschaftlich bezahlen wollen, 
den Steinbruch aber beliebig, jeder für sich, ausbeuten können. 

Was liegt hier juristisch vor? 

3. A. hatte von dem Wirte W. die Erbauung einer Kegel- 
bahn und eines dazu gehörigen Hauses übertragen erhalten, die 
Ausführung dann aber an B., C. und D. in der Weise weiter- 
gegeben, daß die drei letzteren den Bau auf gemeinschaftliche 
Bechnung ausführen, der zu erzielende Gewinn aber unter A., 
B., C. und D. zu je ^4 geteilt werden sollte. 

Als später Streit entstand handelte es sich selbstverständlich 
in erster Linie um Feststellung der richtigen juristischen Auf- 
fassung des friaglichen Vertrages. Welches ist diese? 
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4« Zwei jüdiaeba GutsriiiliLdler, Knschel und Liasaner, hatten 
sich vereinigt, um einem Bttoem Namens Bronn sein Ho%at feil 
zu machen und abznkaofen nnd es nadiher stackweise anf ge- 
meinsdiafUiche Rechnung wieder zn yerkaufen. Knschel trat mit 
Bronn in Unterhandlung, ond es kam ein Kaof om 65 000 Jl 
zo stände, jedoch so, daß Eoschel zom Bncktritte berechtig sein 
sollte, wenn die nach Landesrecht erforderlidie polizeiliche Ge- 
nehmigong zom stackweisen Wiederverkaof nicht erteilt werden 
würde (EO 119). Die Genehmigong wurde versagt — zur großen 
Freude des Brunn, dem inzwischen zum Bewußtsein gekommen 
war, daß er sein Gut zu wohlfeil verkauft habe, xmd der nun 
sicher hoffte, daß Euschel von dem Bücktrittsrechte Gebrauch 
machen werde, da dieser und Lissauer selbst weder bewirtschaften 
konnten noch wollten. Diese aber waren nicht gesonnen, ohne 
allen Gewinn wieder abzuziehen. 

Es erschien jetzt Lissauer bei Brunn und teilte ihm mit, 
Euschel hege die Absicht, zur Hofinetzgerei das Gut zu behalten. 
Darob erschrak natürlich der Bauer; nun sagte ihm der Jude, er 
könne seinen Glaubensgenossen vielleicht zum Bücktritt bestimmen, 
und er schlage Brunn einen neuen Vertrag vor: Es solle das Gut 
durch gemeinschaftliche Thätigkeit von Lissauer und Brunn zum 
Verkauf gebracht und der Erlös über 65 000 Jl zwischen beiden 
gleich geteilt werden. Li der Angst, Euschel möchte den Eauf 
halten, geht Brunn auf den Vorschlag ein; Euschel tritt zurück; 
Lissauer xmd Brunn suchen Liebhaber für das Gut, das denn 
auch nach wenigen Wochen um 75 000 Jl an einen dritten ver 
kauft wird. 

Wie sind die beschriebenen Geschäfte rechtlich zu bestimmen? 
und welche Rechtsfolgen kommen ihnen zu? 



cn 

1* Wie haften nachstehend die einzelnen Gesellschafter den 
Gtesellschaftsgläubigem ? 

a) Li einem Gresellschaftsvertrage war dem einen Teilhaber die 
Geschäftsführung übertragen. Er schloß mit einem dritten 
ein Eaufgeschäft in eigenem Namen, aber im Literesse der 
Gesellschaft ab. 

b) Eine G^ellschaft übertrug die Beaufsichtigung der tech- 
nischen Geschäftsführung, sowie der Bücher und der Easse, 
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einem Ausschüsse von drei Mitgliedern, welche gemein- 
schaftlich ihre Beschlüsse fassen sollten; diese nahmen für 
die Gesellschaft ein Darlehn auf. 
c) Es findet nach geschehener Auflösung eine Auseinander- 
setzung des Gesellschaffcsvermögens statt; der eine Gläubiger 
möchte gerne gegen den einen Gesellschafter vorgehen, ehe 
jenes Verfahren beendet ist. 

2. Aus dem Protokoll eines Verhandlungstermines bei dem 
Amtsgerichte X. 

K. trägt klagend vor: Er habe mit N. in vertragsmäßiger 
Gemeinschaft den Umbau einer Staatsstraße dem Fiskus gegen- 
über unternommen; N. habe die Kasse und die Bechnungen ge- 
führt, und er, K., verlange jetzt von ihm Bechnungstellung über 
die von N. gemachten Einnahmen. N. erwidert, daß K. nach 
ihren Abmachungen das erforderliche Material an Wandsteinen zu 
liefern gehabt, solches aber noch nicht gestellt habe; eine Ver- 
pflichtung zur Abrechnung sei also zur Zeit noch nicht bestehend: 
E. könnß keinen Anteil an der Arbeit verlangen, bis er selbst 
die Erfüllung der ihm obliegenden Verbindlichkeiten nachgewiesen 
habe. K. repliziert, daß dieser Einwand des nicht erfüllten Ver- 
trages unzulässig sei und N. nur Schadensersatz deshalb in An- 
spruch nehmen könne. 

Entscheidung mit Gründen? 

3. Ein Gesellschafter hat in seiner Eigenschaft als geschäfbs- 
führender Socius das der Gesellschafb gehörige Haus zur unent- 
geltlichen Bewohnung zugewiesen erhalten. Bei der Auflösung 
zeigt sich, daß die ihm eingeräumte Wohnung stark beschädigt 
ist, so wie er überhaupt als ein nachlässiger Mensch in allen 
Geschäften sich erwiesen. 

Können die übrigen Gesellschafter ihn wegen der angegebenen 
Beschädigungen in jener Wohnung zum Ersätze heranziehen? Auf 
was für einen Beweis wird ^es dabei ankonimen? Und wie steht 
es alsdann mit der Beweislast? 

4* Fleißig war seit mehreren Jahren in der Waggonfabrik 
der Firma Theophil und Eggert als Arbeiter beschäftigt. Er ver- 
unglückte im Mai des ersten Jahres bei dem Transporte eines 
Waggons zur Eisenbahn in der Art, daß ihm ein Vorderrad des 
Transportwagens ein Bein unter dem Knie vollständig abschnitt. 
Während sich Fleißig noch in ärztlicher Behandlung befand, er- 
klärte ihm einer der drei Mitinhaber der Firma, Georg Eggert 
junior: „Seien Sie unbesorgt; Sie werden von unserer Fabrik 
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labeiiBlttDglioh yersorgi;*' ^- welohes Versprecheii Fleißig unter 
Ai&BdrfLekeii besten Dankes fest annahm. Nach seiner Herstellung 
trat Fleißig wieder als Arbeiter in die Fabrik ein, wurde aber 
nach einigen Jahren doch entlassen. 

Hat Fleißig einen rechtlichen Anspntch? Qegen wen und 
worauf müßte sich decselbe richten? 



cm 

1« Zwei Brdder kaufen zusammen ein Gut, um es gemän- 
sohaftlich zu bewirtschaften. Dem einen stehen von seinem er- 
erbten Vermögen aber nur noch 50 000 Jl zu Gebote^ während 
der andere 70 000 Ji einschießen kann. 

Was kann ein jeder mangels besonderer Abrede vom Gre- 
schttftsgewinn beanspruchen? 

S. Die Gebrüder Hopp behalte nach ihres Vaters Tode ihr 
Vermögen, das sie von ihm ererbt, gemeinschaftlich und yereinigen 
sich dahin, Schaden und Gewinn zu teilen und miteinander zu 
tragen. Dem alteren Bruder werden kurz darauf 600 .>^, die 
er in der Lotterie gewonnen, gestohlen; wie er nun von seinem 
Bruder 800 Jl Beitrag verlangt, so weigert sich dieser, ihm 
etwas zu geben. 

Mit Recht? 

3« Ein Kapitalist (E.) schließt mit einem Techniker (T.) einen 
Gesellsohaftsyertrag behufs Erwerbung und Betreibung einer Fabrik 
zur Anfertigung von Holzwaren. K. schießt 60 000 uK ein, T. 
übernimmt die Oberleitung der Anstalt; jenes Kapital soll mit 
6^/q verzinst werden, im übrigen gleicher Anteil am Gewinn 
statthaben. Am Ende des ersten Geschäfb^ahres: Grewinn nur 
300 Ji. Jetzt fordert K., daß T. ihm aus seinem kleinen Privat- 
vermQgen 3600 Ji Zinsen ersetze. 

Ist er hierzu berechtigt, und weshalb oder weshalb nicht? 

4* Auf der- 1881 von Mitgliedern des hanseatischen Geschichts- 
vereine unternommenen Wisby-Fahrt wurde nach der Ankunft 
auf Gotland ein feines Festmahl abgehalten, das von dem V^eins- 
vorstande, der von den Teilnehmern mit den Vertragsabschlüssen 
mit Wirten, Bhedern etc. betraut worden war, arran^ert und 
danach von den allgemeinen Reisekosten, zu welchen jeder Teil- 
nehmer beigesteuert, bestritten wurde; die Getrftnke sollte aber 
jeder f£Lr sich bezahlen. Es wurde sehr unterscbiedUd^ getmnkmi: 
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teurer Champagner und einfache Weine; und so geschah es, daS 
einer der Teilnehmer, welcher Bürgermeister in einer kleiiien 
Stadt Pommerns nnd ein etwas genauer Herr war, sich nur eine 
Flasche billigen Botweins bestellte und bei dieser wfthrend des 
ganzen Festes ausharrte. Am anderen Tage war aber bei der 
Abrechnung schlechterdings nicht mehr zu ermitteln, was und 
wieviel jeder einzelne getrunken hatte; und das Komitee schickte 
einen Diener mit einem Zettel herum: es müfite aus dem an- 
gegebenen Grunde auch das Getränk ausgeschlagen werden. Der 
Bürgermeister bezahlt unter Protest Ib J(. 
Kann er zurückfordern? 

5. A. und B. spielen gemeinsam ein Los in der Braun- 
schweiger Lotterie, obgleich das Spielen in derselben in ihrem 
Heimatsstaate verboten ist. Das Los gewinnt. A. zieht den ganzen 
Gewinn ein und weigert sich, etwas herauszugeben, weil aus 
einer verbotenen Handlung niemand Rechtsansprüche herleiten 
könne. 

Könnte B. mit Aussicht auf Brfolg einen Anspruch erheben? 



CIV 

1« Weldie Besonderheiten sind in folgenden Fällen zu be- 
merken? und wie sind diese rechtlich zu behandeln? 

a) Eine Gosellschafb sollte laut Yertragsbestimmung auf die 
ihrben übergehen; bei dem späteren Tode des einen Gesell- 
schafbers schlagen dessen sämtliche Erben die Erbschaft aus. 

b) Bei einer Gesellschaft beschließen die Teilhaber durch Mehr- 
heit den Ausschluß des einen Gesellschafbers. 

c) Die Kinder eines im Dienste einer Dampfdreschgenossenschafb 
verunglückten Arbeiters klagen auf Schadensersatz; während 
des Prozesses meldet die Gesellschaft an, daß sie sich auf- 
gelöst habe. 

2. Läpke und Simson verabreden, bei einer auktionsweisen 
Parzellierung eines Rittergutes Grundstücke zu erstehen und für 
gemeinsame Rechnung wieder zu veiilußem. Simson nimmt die 
Ausführung in die Hand und erhält den Zuschlag auf zwei Grund- 
stücke für 6000 J(. 

Nach einiger Zeit tritt Läpke klagend gegen Simson auf und 
behauptet, daß die Grundstücke von Simson jetzt wieder bx\ Dritte 
für 7000 Jl verkauft seien; er sei bereit, die Hälfte der Unkosten 



334 § 104, Auflösung der OeseUschAft. 

zn tragen, die Simson liquidieren möge, verlange aber auch die 
Hälfte des Gewinnes. Simson entgegnet, er habe keinen Gewinn 
gemacht; da sich nämlich Läpke bis zn ihrem jetzigen Streite um 
die fragliche Sache gar nicht gekümmert habe, so habe er, Simson, 
seine Ansprüche aus den Parzellenverkäufen an seinen Bruder gegen 
den Ankaufspreis der Grundstücke und Ersatz seiner Unkosten mit 
350 Jl übertragen. 
Urteil mit Gründen? 

3. Ein junger Kaufmann, welcher Mitglied eines Gesangver- 
eins ohne juristische Persönlichkeit war, wurde durch einen Mehr- 
heitsbeschluß der Mitglieder aus dem Vereine ausgeschlossen und 
erhob deshalb Klage darauf, daß dieses ungültig und er fernerhin 
als Mitglied des Vereins zu betrachten sei. Von beklagtischer Seite 
wird die Zulässigkeit des Bechtsweges bestritten, weil nach § 5 
der Vereinssatzungen jedes Mitglied in erwähnter Art ausgeschlossen 
werden könne, sobald es sich Beleidigung des Voi'standes zu schul- 
den kommen lasse, was von dem Kläger geschehen sei. Dieser 
leugnet, daß er den Vorstand beleidigt habe; und da also die Mehr- 
heit keinen Grund zum Anschlüsse gehabt, so sei er in seinen 
statutenmäßigen Rechten verletzt und zur Betretung des Bechts- 
weges befugt. 

Wie wird das Gericht zu befinden haben? 

4. X. lebt mit seiner Frau in allgemeiner Gütergemeinschafb. 
Er schließt mit Y. einen Gesellschaftsvertrag, gerichtet auf be- 
stimmten gemeinsamen Erwerb. Die Ehefrau stirbt nach einiger 
Zeit und wird von Z. beerbt. X. und Y. beschließen, behufs Auf- 
lösung der Gesellschaft Liquidation und Abrechnung vorzunehmen. 

Können die beiden dieses unter sich gültig vornehmen, oder 
muß Z. zugezogen werden? 

5« Zwischen Nolte' und Odin war ein Sozietätsvertrag auf 
zehn Jahre abgeschlossen worden, in dem sie sich zu persön- 
licher Thätigkeit im Geschäfte und zu Einlagen verpflichteten, und 
in welchem für den Todesfall des Nolte bestimmt war, daß Odin 
innerhalb vier Wochen nach dem Tode jenes zu bestimmen habe, 
ob die Gesellschaft mit den Erben des Nolte fortgesetzt werden, 
oder ob dieselben aus der Sozietät ausscheiden sollten. Es heißt 
dann wörtlich weiter: „Im Falle die Sozietät mit den Nolte'schen 
Erben fortgesetzt werden soll, haben diese einen gemeinsamen Be- 
vollmächtigten zu ihrer Vertretung in der Sozietät zu bestellen, 
mit welchem allein die übrigen Gesellschafter sich in Verhandlungen 
einzulassen brauchen." 
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Nach dem Tode des Nolte erklärt Odin rechtzeitig, daß dessen 
Erben in die Sozietät eintreten sollen. Es fragt sich: 

a) welches der Umfang der Rechte der Nolte'schen Erben ist? 

b) welche Rechte der von ihnen gemeinschaftlich zu bestellende 
Bevollmächtigte hat? 

6. Mehrere Bauunternehmer bilden eine Versicherungsgesell- 
schaft auf Gegenseitigkeit zur Sicherung der Gelder, welche einer 
von ihnen auf Grund des Haftpflichtgesetzes an seine verunglückten 
Arbeiter werde bezahlen müssen. In dem Vertrage heißt es: „Wenn 
die von den Mitgliedern zu zahlenden Beiträge nicht ausreichen, 
den etwaigen Schaden zu decken, so kann durch Mehrheitsbeschluß 
für jedes Mitglied die nötige Summe als Beisteuer aufgestellt 
werden." 

Ein Teilnehmer tritt am 16. Juni aus; am 31. Mai des fol* 
genden Jahres wird beschlossen, daß for das mit dem 1. Juni 
V. J. abgelaufene Rechnungsjahr eine Beisteuer, und zwar auch 
von den Ausgeschiedenen zu erheben sei. 

Ist jenes ausgetretene Mitglied zu dieser Zahlung verpflichtet? 



cv 

1, Wie ist über folgende Ansprüche begründet zu erkennen? 

a) A. hatte eine Scheune erbaut, und zwar zum Teil auf 
eigenem, zum Teil auf einem Grunde, der dem B. gehörte, 
der aber von diesem dem A. zum Zwecke des Scheunen- 
baues vertragsmäßig überlassen worden. Eine gerichtliche 
oder notarielle Verlautbarung des Vertrages war unterblieben. 
Jetzt klagt B. gegen A. und verlangt Teilung der Scheune, 
als Miteigentümer. 

b) Der Kaufmann J. war gestorben und von fünf Verwandten 
beerbt worden, die den Betrieb des Handelsgeschäftes zu- 
nächst bis zur völligen Versilberung des Nachlasses fortzu- 
setzen beschlossen. Jetzt klagt der eine Erbe gegen drei 
andere auf Feststellung der von ihnen bestrittenen Über- 
tragung des fünften Anteils auf ihn; die Beklagten stützen 
sich für die Unzulässigkeit dieser Abtretung auf GB. 717. 

c) E. und F. besitzen gemeinschaftlich einen Wald. F. hat 
das Teilungsverfahren beantragt und verlangt, daß zum Zwecke 
der besseren Verwertung der Wald abgeholzt und dann als 
Ackergrundstück veräußert werden solle; E. widerspricht 
diesem Ansinnen. 
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d) Im Jahre 1869 wurden die bis dahin zu Z. bestandenen 
Brennholzgereehtigkeiten in der Weise abgelöst, daß den bis- 
herigen Berechtigten gewisse Waldungen als Eigentum zu- 
geschrieben wurden; wobei vertragsmäßig namentlich auch 
bestimmt wurde: „Die Waldungen werden nicht Gemeinde- 
eigentum, sondern bleiben ungeteiltes gemeinschaftliches 
Eigentum der früher Berechtigten, nach dem Verhältnis ihrer 
Bezi^e." — Jetzt haben mehrere Teilhaber Klage auf Teilung 
des Waldes erhoben; deren Zulässigkeit die übrigen Betei- 
ligten Widerspruch entgegensetzten. 

2. A. und B. pachten gemeinschaftlich von einer Gemeinde 
eine Jagd auf 6 Jahre, unter solidarischer Haftbarkeit für das 
Pachtgeld. Jeder soll das von ihm erlegte Wild frei veräußern, 
und am Ende des Jahres soll dann gleichmäßig verteilend ab- 
gerechnet werden. Nach einem Jahre stirbt A. und wird von 
seinem Sohne X. beerbt. 

Dieser ist zwar mit B. persönlich verfeindet, möchte aber 
doch die Jagd gern fortsetzen und klagt daher auf Anerkennung 
seines Rechtes, als Erbe seines Vaters in die Jagdpachtverträge 
einzutreten. B. leugnet, daß es eine actio c&mmuni ineundo gebe, 
und will sich auf nichts einlassen; während X. noch beibringt, 
daß die Gemeinde bereits das fällige Pachtgeld voll eingetrieben 
habe, da ja die Verpflichtungen seines Vaters auf Zählung durch 
dessen Tod natürlich nicht erloschen seien. 

Entscheidung? 

3. Welches ist die richtige Entscheidung nachfolgender Rechts- 
streitigkeiten? 

a) In dem wenige Puß breiten Baum zwischen zwei Häusern 
befindet sich ein Abort. A., der eine Anlieger, baut an seinem 
Hause ein neues Closet und füllt dabei die ganze Breite des 
Winkels aus. B., der andere Anlieger, klagt auf Entfernung 
des neuen Abtritts, weil dieser sich auf die Hälfte der 
Breite des Winkelraumes habe beschränken müssen. A. hält 
die Klage nach bestehenden Rechtssätzen für unbegründet. 

b) Zwei angrenzende Gebäude der Landwirte Amelung und Butte 
mit zwischenliegendem gemeinsamen nassen Winkel sind in 
der Art gebaut, daß die Rückseiten sich nicht in derselben 
Ebene befinden, vielmehr die Rückseite des Amelung'schen 
Gebäudes um einige Puß vor der Rückseite des Hauses 
von Butte steht. An der Ecke der Rückseite des letzteren, 
nach dem Winkel hin, ist ein Abtritt angebracht; unterhalb 
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dessen schließt eine kleine Mauer den Winkel, so daß die ün- 
reinigkeiten dieses Abtrittes nicht in den Winkel abgeführt 
werden können. Butte, der die Mauer angelegt hat, entfernt 
sie und bahnt dadurch den Unreinigkeiten seines Abortes 
einen Weg io den Winkel. 

Amelung klagt auf Herstellung der Mauer. Von Butte 
wird Abweisung der Klage beantragt, weil ein Teilhaber den 
änderen an Veränderung der gemeinschaftlichen Sache zwar 
hindern, bei bewirkter Veränderung aber Wiederherstellung 
nicht verlangen könne (cf. 1. 28 D communi dividundo 10, 3). 



CVI 

1. Wie sind folgende Rechtsfragen zu lösen? 

a) Ein Dienstmädchen nimmt in Abwesenheit der Herrschaft von 
dem Postboten ein Packet mit Nachnahme von 8 Jt für die 
Herrschaft in Empfang. Diese leugnet, das Packet bestellt 
zu haben; es sei von einer fremden Handlung ohne Bestellung 
geschickt, und sie wolle jene 8 Jl nicht ersetzen. — Der 
Kassierer eines Bankgeschäftes bezahlt einen Mligen Wechsel, 
der sich hiaterher als sehr geschickt getälscht erweist. 

b) In einer Gastwirtschaft in Berlin erschien im Herbst vorigen 
Jahres ein junger Mann und ließ sich ein Glas Bier geben. 
Unmittelbar nachdem er es getrunken, fiel er bewußtlos um. 
Es stellte sich später heraus, daß er aus Liebesgram Gift 
genommen hatte. Der Restaurateur benachrichtigte die Polizei, 
und diese ließ, wie immer in solchen Fällen, den Armenarzt 
des Reviers holen. Ehe dieser aber zur Stelle geschafft 
werden konnte, verschlimmerte sich der Zustand des jungen 
Mannes, weshalb der Restaurateur schleunigst einen anderen 
benachbarten Arzt zur Hilfe herbeiholte, der mit Erfolg Gegen- 
mittel in Anwendung brachte. Der Lebensmüde, ein Mecha- 
niker, ist dann in der Charit^ wieder genesen. Der Arzt, 
der ihm das Leben gerettet, verlangte von ihm ein Honorar 
von 10 J(; dieser Antrag wurde mit der Begründung zurück- 
gewiesen, daß er, der Gerettete, den Arzt nicht gerufen habe. 
Nunmehr verklagte der Arzt den Restaurateur wegen des 
Honorars. 

c) N. war von Q. durch leichtsioniges Überfahren schwer ver- 
letzt worden. Während seiner Krankheit hatte ihn sein Sohn 
Z. ernährt und verpflegt. Z. klagte hierauf wider Q. auf 

Stammler, Übungen L 22 
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Ersatz der von ihm bestrittenen Kurkosten und Alimente. 
Q. bestritt, daß Z. wider ihn deshalb zu klagen befugt sei. 

d) Bei Gelegenheit des vorjährigen Eisenbahnunglücks zu Eschede 
drohte einem nachfolgenden Zuge ebenfalls Gefahr. Ein Herr 
suchte diese abzuwehren, indem er mit angezündeten Taschen- 
tüchern dem einfahrenden Zuge Signale machte, damit er 
nicht in die Trümmer des verunglückten Zuges fahre. Auf 
seine Anfrage, ob er nicht den Wert der verbrannten Tücher 
ersetzt bekonmie, wurde ihm von der Eisenbahn-Direktion er- 
widert, daß sich hinter jedem Zuge eine rote Schlußlateme 
befinde, seine Einmischung also überflüssig gewesen sei. 

e) Ein Tagelöhner klagt gegen seinen Verwandten, einen wohl- 
habenden Bauer, auf Zahlung einer Entschädigung für ge- 
leistete Dienste, indem er bemerkt, daß ihn der kinderlose, 
bejahrte Beklagte schon in seinem, des Klägers, siebenten 
Lebensjahre zu sich genommen; daß er seitdem, in der Aus- 
sicht, demnächst dessen Hof zu erhalten, gegen Lebens- 
unterhalt, 32 Jahre hindurch ihm die Dienste eines Knechtes 
geleistet, in den letzten Jahren, als der Beklagte wegen hohen 
Alters arbeitsunfähig geworden, sogar allein die Hofwirtschaffc 
geführt habe; jetzt aber, nachdem jener seinen Hof einer 
Verwandten abgetreten, ohne bare Vergütung entlassen sei, 
weshalb er wenigstens für die letztere Zeit den üblichen 
Knechtelohn für seine Dienste beanspruche. 

e) Li der Tiergartenstraße zu Berlin wurden eines Tages die 
Pferde eines dort haltenden eleganten Fuhrwerkes scheu und 
rasten die Straße entlang, ohne daß der Kutscher noch irgend 
welche Gewalt über sie gehabt hätte. Da warf sich der 
Führer eines Milchwagens jenem Geführt entgegen, faßte 
die Zügel der durchgehenden Pferde und brachte sie, indem 
er eine Strecke weit geschleift wurde, endlich zum Stehen. 
Dabei erlitt er aber einen schweren Schädelbruch mit Gehim- 
verletzung; infolge deren das linke Auge völlig erblindet ist. 
Schwere Arbeiten bewirken Kopfschmerz und Schwindel, so 
daß er vor der Hand seinen bisherigen Beruf als Kutscher 
nicht ausüben kann. 

Der Eigentümer des Gespannes weigerte sich aber, dem 
Verletzten eine Entschädigung zu geben, da die Pferde sich 
schon von selbst beruhigt haben würden. 
2. „Klage des Kaufinanns J. Prinz in Fulda gegen den Spe- 
diteur Th. Schwarzburg in Lauterbach. 
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Ich lieferte am 12. August d. J. an Herrn Mühlenbesitzer 
Friedrich Krölfuß in Lauterbach 2 Kolli Fett. Nr. 115 J. P. ge- 
hörte dem eben Genannten, Nr. 116 J. P. gehörte Heinrich Kröl- 
fuß. Friedrich Krölfdß sollte es an diesen Adressaten abliefern 
und das an ihn adressierte für sich behalten. Er holte es jedoch 
nicht von der Bahn ab, sondern Th. Schwarzburg, Spediteur in 
Lauterbach, empfing diese 2 KoUi. 

Anstatt nun dem Adressaten dieselben zuzuführen, blieb die 
Ware, ohne daß irgend jemandem davon Mitteilung gemacht 
wurde, mehrere Wochen bei Schwarzburg lagern. Jetzt nimmt 
der Adressat die Ware nicht mehr an. 

Ich habe deshalb den Schwarzburg zur Zahlung aufgefordert, 
erhielt aber weder Antwort noch Kassa. 

J.P. 115 ist 1 Kanne Thran 28 Pfd. ä 36^ : Ji( 10,08 
J.P. 116 ist 1 Kanne Wagenfett 28 Pfd. ä 20^ : Ji( 5,60 

Die Kannen ; Jl 4, — 
Sa. : Jl 19,68 

Ich lade den Beklagten vor das Amtsgericht L. und werde 
beantragen, den Beklagten 1) zur Abnahme, 2) zur Bezahlung 
und 3) in die Kosten zu verurteilen. J. Prinz." 

Im anberaumten Verhandlungstermine bleibt der Beklagte aus. 

Es ist Urteil mit Gründen zu .entwerfen. 

3* In einer Oktobemacht erlitt ein Schiff auf der Elbe unter- 
halb Hamburgs Havarie; namentlich gingen dabei eine erhebliche 
Anzahl mit Petroleum gefüllter Fässer über Bord. Ein Arbeiter, 
der es beobachtete, unternahm es alsbald, dieselben aufzufischen 
und ihr Forttreiben zu verhüten, indem er sie teils in ruhiges 
Wasser, teils an Land brachte, teils abbäumte. In einer fast 
siebenstündigen angestrengten Thätigkeit, meistens bis zum Bauch 
im Wasser stehend, gelang ihm das Werk. 

Als er aber von dem Eigentümer der Fässer eine Belohnung 
erbat, verweigerte dieser eine solche. Die Arbeit sei, so gab sein 
Rechtsbeistand an, >während der Nacht geschehen, wo der Arbeiter 
keine Lohnarbeit versäumt habe; und von Lohn sei bei einer 
negotiomm gestio, die sich dem Mandate grundsätzlich anschließe, 
überhaupt keine Rede. 

Vgl. 1. 36 D. deR. J. (50, 17); auch 1. 1 § 4D. mand. (17,1); 
1. 2; 4; 6 § 1; 10 pr. D. de N. G. 3, 5). 

Der Arbeiter wendet sich an einen Juristen mit der Bitte um 

22* 
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Aaskonft, ob sieh das wirklich so verhalte; wenn er das gewußt 
hätte, so würde er die Fässer ruhig haben schwimmen lassen. 
Was wird er ftr eine Antwort erhalten? 

4. Ein Dorfbewohner wurde leblos aufgefunden, dem Anscheine 
nach war er erfroren. Daher wurde von der Polizeibehörde eine 
Untersuchung, besonders die ärztliche Besichtigung und Sektion 
der Leiche angeordnet. Es ergab sich, daß der Verunglückte 
durch übermäßigen Genuß von Branntwein und dadurch hervor- 
gerufene ünf^Lhigkeit richtiger Pfadfindung seinen Tod selbst ver- 
ursacht hatte. Die erwachsenen Kosten der Untersuchung wurden 
der Witwe des Verstorbenen, als seiner Erbin, angefordert; diese 
weigert deren Erstattung. 

Entscheidung? 

5. Der Landgerichtsrat Weiland, ein Junggeselle, hat mit dem 
Wirte „zur Stadt Kassel'^ einen Vertrag geschlossen, wonach letz- 
terer gegen jährliche feste Vergütung die den Weiland treffende 
Einquartierung übernehmen soll. Beide haben von ihrem Ab- 
kommen der Bürgermeisterei Anzeige gemacht, und diese hat seit 
niehreren Jahren die einquartierten Mannschaften stets alsbald 
nach der „Stadt Kassel" gewiesen. Im Herbst v. J. geschah das 
nicht; und eines Abends 9 Uhr erscheinen 3 Mann Militär vor 
den verschlossenen Zimmern des Weiland. Während sie warten, 
giebt ein zufällig zukommender Unteroffizier ihnen den Rat, 
nach dem nahen „Grünen Baum" zu gehen, dessen Wirt sie gegen 
Vorzeigung ihrer Einquartierungsscheine aufiiimmt und später, 
nach ihrem Abzüge, dem Landgerichtsrat Weiland eine Rechnung 
über 14: JC zusendet. Dieser weigert die Zahlung. 

Welches ist die zutreffende rechtliche Auffassung und Ent- 
scheidung des Falles? 

6. Welche rechtlichen Besonderheiten liegen in den hierunter 
angeführten Rechtsf&llen vor? Und wie stellen sich hiemach 
Rechte und Pflichten unter den Beteiligten? 

a) Die Ehefrau eines Gemeinschuldners bittet dringend ihren 
vermögenden Bruder, daß er doch die Konkursmasse über- 
nehmen und die Gläubiger befriedigen solle; dieser führt 
es aus. 

b) Der Vorstand einer Ortsgemeinde nimmt zur Vereinnahmung 
und Verrechnung von Gemeindegeftlllen einen Rechner an und 
sichert diesem 1 ^'/^ der eingehenden Gelder als Vergütung 
zu; der Rechner bezieht dies auch elf Jahre lang, als sich 
herausstellt, daß der Vorstand ohne Zustimmung der Ge- 
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; meindeyertretang zn jener Anstellangi nach doHigem Parti- 
; kulargesetze, gar nicht befugt gewesen sei. 
^) Nach dem Tode des D. nimmt eine entfernte Verwandte K., 
; welche in seiner letzten Krankheit beständig um ihn gewesen 
war, auf Orund eines Testamentes die Erbschaft in Besitz, 
Verwaltung und Genuß. Hinterher stellt sich heraus, daß 
das Testament nichtig ist, weil D. bei seiner Errichtung 
nicht mehr gesunden Sinnes war, sowie daß die E. das 
genau gewußt hat. 

7. Der Bauunternehmer Eugel hatte ein von ihm aufgeführtes 
Haus dem Gastwirt Mittelstraß auf Kredit verkauft und die Kauf- 
geldforderung dem Architekten Löffler abgetreten, damit dieser 
sich hieraus für seine Baurechnungen bezahlt mache. Da die Geld- 
verlegenheit des Kugel in der Folge sich noch steigerte, so übertrug 
er, unter Mißachtung und Verschweigung der bereits geschehenen 
Abtretung, jene Forderung später noch einmal an den Kaufmann 
Stecher, der nun auch den rückständigen Kaufjpreis von Mittel- 
straß yereinnahmt. 

Da sowohl Kugel, wie Mittelstraß inzwischen insolvent ge- 
worden sind, so verlangt Löffler ein rechtliches Gutachten darüber: 
ob er von Stecher die Herausgabe des vereinnahmten Kaufgeldes 
verlangen könne? 

8* Zwei Vettern führen beide den Namen Kaspar Nöthling; 
der ältere hat in der Sparkasse seines Ortes 1100 ^ eingelegt 
und darüber ein Sparkassenbuch in Händen^ Als der jüngere 
Vetter stirbt und von seiner Schwester beerbt wird, veranlaßt 
diese, in dem guten Glauben, daß ihr Bruder jene Einlage ge- 
macht, ein Aufgebotsverfahren betreffe des angeblich verloren 
gegangenen Sparkassenbuches und, da der Sitere Kaspar Nöthling 
als Sachsengänger gerade in der Fremde weilt, ein Ausschluß- 
urteil mit der darin ausgesprochenen Kraftloserklärung des Ein- 
lagebuches. Hierauf erhält sie die eingelegten 1100 J!^ von der 
Sparkasse ausbezahlt, welche statutenmäßig befiigt ist, belegte 
Gelder an jeden Überbringer eines Buches ohne Prüfung der 
Legitimation desselben zurückzuzahlen. Erst nach einiger Zeit, 
bei der Bückkehr des noch lebenden Kaspar Nöthling, klärt sich 
die Sache auf. 

Wie kann der wirkliche Einleger zu seinen Gelde kommen? 
Gtegen wen hat er einen Anspruch auf Erstattung des Geldes 
und der verlorenen Zinsen; und in welcher Art müßte derselbe 
begründet werden? 
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, ^Wußt 

9. Bei Gelegenheit eines Sängerfestes hatte eine Bierausscl^^ 
halle (B.) mit dem Architekten A. einen Vertrag geschloi^ 
wonach A. gegen die feste Snnmie von 600 JC die sämtli(^^ 
Ausschmückungsarbeiten der Halle übernehmen und sich namei>^ 
lieh verpflichtete, von dem Gärtner C. 1000 Meter Guirlanden zV, 
beziehen und anzubringen, zum Preise von 12 «^ für den lau-^N 
fenden Meter. 

Es hat demnächst eine erhebliche Überschreitung dieser Zahl 
stattgefiinden, da 3900 Meter verwendet wurden. Diese hat A. 
bei C. nachbestellt, und zwar unter dem Hervorheben, daß nach 
dem zwischen A. und B. geschlossenen Vertrage die B. ver- 
pflichtet sei, das nachbestellte Quantum zu bezahlen. 

Jetzt hat C. gegen B. Zahlung der gelieferten Guirlanden 
klagend verlangt. B. bestreitet ihre Zahlungspflicht überhaupt 
und insbesondere dem G. gegenüber. 

Wie ist hierüber zu erkennen? 



cvn 

1. Ist in den nachstehenden Fällen ein Bückforderungsrecht 
des Geschädigten begründet? Bejahendenfalls gegen wen? Auf 
Grund welcher Gesetzesbestimmungen? 

a) H. findet in dem Nachlasse seines Vaters T. einen Mahnbrief 
des G. auf Bezahlung eines verfallenen Darlehns von 600 .^. 
H. zahlt diese Summe an G. Später erfährt er, daß G. vor 
einem Jahre den T. schon verklagt hatte, damals aber durch 
gerichtliches Urteil wegen eines, wie jetzt nachweisbar ist, 
falschen Eides des T. rechtskräftig abgewiesen war. 

b) Es wendet jemand einem anderen etwas zu, in der irrigen 
Meinung, daß dieser sich um ihn in bestimmter Bichtung 
verdient gemacht habe. 

c) M. war verpflichtet, dem N. den fünften Teil einer erhal- 
tenen Erbschaft herauszuzahlen. Er macht einen ungefähren 
Überschlag, zahlt danach an N. und macht den Vorbehalt, 
nach etwa besserer Berechnung die Zahlung entsprechend 
korrigieren zu können. 

d) Ein homöopathischer Arzt forderte von einem Annoncen- 
bureau für Reklamen gezahlte Beträge in Höhe von 4966 JC 
zurück, weü diese Beträge über die zwischen den Parteien 
verabredeten Sätze hinaus berechnet seien. Die Beklagte 
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entgegnet, sie habe höhere Sätze berechnen müssen, weil 
Kläger ihr eine gefährliche Thätigkeit zugemutet habe: die 
Einsendungen seien so gefaßt gewesen, als ob sie von den 
Redaktionen oder unbeteiligten Dritten stammten, während 
sie vom Kläger selbst herrührten. 

e) Der Käufer hat dem Verkäufer einen Vorschuß auf das Kauf- 
geld gewährt; dann kommt die gekaufte Sache gar nicht 
oder in ganz schlechtem Zustande bei dem Käufer an. 

f) Jemand ist überzeugt, bei einem Kauf handel von dem Ver- 
käufer betrogen worden zu sein, kann es aber nicht beweisen 
und zahlt deshalb das Kaufgeld. Nachmals fallen ihm Be- 
weismittel, die seinen erwähnten Verdacht voll bestätigen, in 
die Hand. 

g) Ein Erbe hatte eine bestimmte Sache einem Vermächtnis- 
nehmer zu liefern; bei der Verpackuog kommt eine Ver- 
wechselung vor, und es wird statt der geschuldeten Sache 
irrtümlich eine andere abgesendet. 

h) Jemand hat für einen Freund eine Schuld bezahlt, um diesem 
Unannehmlichkeiten zu ersparen. Nachmals ist der Freund 
mit der geschehenen Zahlung gar nicht einverstanden. 

i) Der Erbe eines Darlehnsschuldners zahlt nach der Antretung 
der Erbschaft die 2400 Jl betragende Schuld des Erblassers. 
Dann stellt sich heraus, daß diese erst in einem halben 
Jahre fällig gewesen wäre. 

k) Ein Schuldner hat seinen Gläubiger mit Geld bezahlt, welches 
ihm zur Aufbewahrung anvertraut war, und ist dann zah- 
lungsunfähig und flüchtig geworden. 

1) B. hat dem S. eine Sache geliehen. Als er sie nach einiger 
Zeit zurückfordert, weigert sich S., sie herauszugeben. B., 
dem es darum zu thun ist, seine Sache schnell wieder zu 
erhalten, giebt dem S. Geld und bekommt sie so alsbald 
heraus, 
m) Der Erbe eines Schuldners hat viele Jahre hindurch irriger- 
weise dem Darlehnsgläubiger Zinsen zu 5 ®/^j bezahlt, während 
in der That nur 4®/^ ausgemacht gewesen waren. 

n) Ein Postezpeditor hat Postanweisungen gebucht, die gar nicht 
eingelaufen sind. Die Post hat die betreffenden Beträge den 
bezeichneten Adressaten ausgezahlt. 

o) Eine Dame hatte sich in einer Gärtnerei erkundigen wollen, 
wie teuer sich das Bepflanzen verschiedener Beete ihres Gar- 
tens mit Bösen, sowie die Anlage von Teppichbeeten stellen 
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werde, und hatte hierüber in Abwesenheit des Gärtners mit 
dessen Personal gesprochen. Dieses stellte mißverständlicher- 
weise dem Prinzipal es später so dar, als ob eine feste Be- 
stellung ergangen wäre. Der Gärtner fuhrt es hiemach in 
der doppelten angegebenen Richtung aus, indem in zufälliger 
mehrtägiger Abwesenheit jener Dame ihre Diensboten, ver- 
meinend, daß die Herrschafb es so angeordnet hätte, den 
Gärtner in den Garten ließen. 

p) Steht dieser Thatbestand unter o) in der rechtlichen Beur- 
teilung dem von Fkitz Reuteb in der „Stromtid" erzählten 
Vorkommnis vollständig gleich, da der Knecht mit dem Dung- 
wagen irrtümlich auf den Acker eines Dritten fährt und 
dort den Mist streut und die Jauche auslaufen Mßt? 

q) Eine Bank löst einen Wechsel ein, der ihr von einem Indos- 
satar zur Zahlung präsentiert wird, und der ihr Accept trägt. 
Dann stellt sich heraus, daß dieses Accept von einem unbe- 
kannten Dritten gefälscht war. 

2. Ein Testamentserbe hat gemäß einem in dem Testamente 
enthaltenen Vermächtnis eine kostbare Uhr dem Legatar ausge- 
händigt. Nach einiger Zeit findet sich unter den Erbschafkspapieren 
ein gültiger Widerruf jenes Vermächtnisses. 

a) Kann der Erbe die Uhr als sein Eigentum zurückfordern 
oder nicht? 

b) Wie ist es, wenn der Legatar sie an einen Dritten verkauft 
hat? oder verschenkt hat? oder sie erheblich beschädigt hat? 

3. Das Handelshaus Bohrer in Hamburg steht mit dem Han- 
delshause Pomy in Leipzig in Geschäftsverbindung. Der Anwalt 
Freund in Hamburg, welcher für beide Häuser Geschäfte besorgt 
hatte, wandte sich an Röhrer, als Geschäftsfreund von Pomy, um 
die Zahlung einer Forderung von 570 Jt zu erlangen; die ver- 
langte Zahlung wurde „zu Ehren der Firma Pomy" unverzüglich 
geleistet. Pomy weigerte sich jedoch, den Betrag zurückzuzahlen, 
da er die Schuld nicht anerkennt. 

Nun fordert Röhrer von Freund die hl^ Jl zurück. Dieser 
aber weigert sich und bemerkt: Röhrer habe gewußt, daß er ihm, 
dem Freund, nichts schuldig sei, und habe daher wissentlich eine 
Nichtschuld gezahlt. 

Was ist Rechtens? 

4. Ein Bewohner der Stadt Luckenwalde forderte von der 
Stadt den seit 19 Jahren gezahlten Grundzins zurück, behauptend, 
daß eine Verpflichtung zur Leistung einer solchen Abgabe von 
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seinem Grandstücke nicht bestanden, und daß er sich hierüber bei 
den gedachten Zahlungen in einem Irrtum befunden habe. 

Die Parteien gerieten wesentlich in Streit über die Frage der 
Beweislast. Kläger berief sich darauf, daß die Präsumtion fiir 
Freiheit des Eigentums spreche, und es deshalb der beklagten 
Stadtgemeinde obliege, ihrerseits den Beweis für die rechtliche 
Existenz der betreffenden Grundabgabe zu erbringen; wogegen die 
Vertreter der Stadt meinten, daß der Kläger die Unrechtmäßigkeit 
des erhobenen Grundzinses darthun müsse. 

Wer war im Eechte? 

5. „FHedrich Wühdm's Königes in Preußen verbessertes Land- 
recht des Königreiehes Preußen, von 1721, 

Buch IV, Tit. 17, Art, 2 § 10: „. , Wann jemands einen be- 
klagt, er habe Geldt von ihm eingenommen, daß er ihme nicht 
schuldig gewest : Oder er habe ihme das vorhin auch einmafal be- 
zahlet, und spricht dann Beklagter, er gestehe nicht, daß er einiges 
Geld Tom Kläger empfangen: In diesem Fall soll der Kläger (wie 
auch sonst regulariter in andern) zur Beweisung der Außgabe 
solchen Geldes gelassen werden. Und so er die Außgab und So- 
lutionem erwiesen: Alsdann muß hergegen der Beklagte darthun, 
daß ihme dasselbige Geld auß billicher und rechtmäßiger Schuldt 
bezahlet worden sey." 

Fragen: 

a) Stimmt diese Gesetzesbestimmung mit den Nonnen des älteren 
oder justinianischen römischen Rechtes überein? Wie ist es 
nach dem GBe.? 

b) Wie würde es in dem Falle stehen: da der Zahlende jetzt 
erst eine Geldforderung an seinen Gegner entdeckt, mit 
welcher er hätte aufrechnen können? 

c) Muß er besonderen Beweis dafür erbringen, daß er zur Zeit 
dej Zahlung die Gegenforderung nicht gekamit hat, oder ist 

^-^ es Sache des Empfängers, das Gregenteil darzuthun? 
v-^d) Welchen Einfluß würde es haben, wenn der Kläger nicht Geld 
gezahlt, sondern einen Schuldschein über eine Summe irrtüm- 
lich ausgestellt hätte, die er in der That nicht schuldig war? 

6. Nach der Magazinordnung der landwirtschaftlichen Genossen- 
schaft zu K. hat jedes Mitglied unabgerahmte Milch einzuliefern; 
Milch mit einem Rahmgehalt unter 10 Prozent gilt als gefälscht; 
für gefälschte Milch ist keine Zahlung zu leisten. Genosse B. 
lieferte Milch mit Rahmgehalt von 4 Prozent ein. Atif Vorhalt 
erklärte er: es herrsche bei ihm die größte Ordnung, die Milch 
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werde nie abgerahmt geliefert; darauf gebe er sein Ehrenwort. 
Hiemach hat der Direktor der Genossenschaft Nachsicht geübt und 
gezahlt. 

Wenn später festgestellt wird, daß gleichwohl die Milch von 
dem Gute des B. mit dessen Wissen und Willen abgerahmt ge- 
liefert wurde: kann gegen B. rechts wirksam vorgegangen werden? 
Was für eine aetio steht in Frage; und welche Bestimmung un- 
seres GBes. giebt den Ausschlag? 



7. Juristische Anfrage. 

„Mein Vater bestellte brieflich infolge einer Annonce bei einem 
Hauptkollekteur und Effektengeschäft in E. ein Los der Kölner 
Dombau-Lotterie, schickte aber vorher den Betrag durch Post- 
anweisung mit 3,45 Jt ein. Der Termin der Ziehung (12. Januar) 
verstrich, ohne daß er ein Los erhielt. Daraufhin verlangte er 
sein Geld zurück. Es erfolgte aber nicht einmal Antwort darauf. 
Auf einen zweiten diesbezüglichen Brief kam eine Ziehungsliste an. 

Was hat mein Vater zu thun, imi wieder zu seinem Gelde 
zu kommen?" 

8. Wie verhält es sich bei den kommenden Thatbeständen mit 
der Rückforderung und den dafür maßgeblichen Gesetzesstellen? 

a) Jemand mietet einen Kutscher und giebt diesem, der in 
einigen Tagen den Dienst antreten soll, einen Vorschuß auf 
den versprochenen Lohn, dann wird der Kutscher krank und 
zum Eintritte unfähig. 

b) Der V. hat sich mit der W. verlobt und ihr alsdann ver- 
schiedene wertvolle Geschenke gemacht. Nach einiger Zeit 
muß er erfahren, daß die W. bereits vorheiratet ist. 

Dabei sind zwei Möglichkeiten in das Auge zu fassen: 
Entweder hatte W. die Absicht, von ihrem Ehemanne sich 
scheiden zu lassen, oder es fehlte ihr dieser Vorsatz gänzlich, 
und sie hatte den V. in Erwartung solcher Geschenke über 
ihren Personenstand absichtlich getäuscht. 

c) Es legt jemand Geld in einer Sparkasse ein, wobei die Em- 
pfangsbescheinigung nur von dem einen Beamten, statt wie 
vorschriftsmäßig von zweien, unterschrieben wird. Die Spar- 
kasse verweigert deshalb die Eückzahlung. 

d) P. hatte dem Q. Geld gegeben, damit dieser einen Meineid 
schwöre und vor Gericht als Zeuge die Wahrheit nicht be- 
kunde. Später verspricht Q. dem P., das erhaltene GM. 
wieder zurückzuerstatten. 
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e) Um seine Oläubiger zu schädigen und diesen angeblich ein 
zur Zwangsvollstreckung geeignetes Objekt zu entziehen, hat 
S. eine ihm gegen X. zustehende Forderung dem U. zum 
Scheine abgetreten. Später verlangt er von ü. Eückgabe. 

f) Z. hatte sich von einer auswärtigen Bibliothek Handschriften 
leihweise bestellt und gewünscht, daß diese an die in seinem 
Wohnorte befindliche Universitätsbibliothek gesandt würden, 
die ja jedenfalls bereit sein würde, die Manuskripte anzu- 
nehmen und ihm auf dem Lesezimmer zur Verfügung zu 
stellen. Die Handschriften werden an die Bibliothek gesandt, 
die sie annimmt, aber dem Z. nicht zur Verfügung stellt, 
da sie ihn aus irgend einem Grunde von der Benutzung 
der Bibliothek ausschließen zu können glaubt. Dagegen will 
sie die Handschriften auch nicht zurückgeben, weil sie be- 
hauptet, daß die fraglichen Gregenstände im Eigentume einer 
benachbarten Bibliothek ständen, der sie vor nicht langer Zeit 
entwendet worden sind. 

9. Die Ehefrau Pausch wurde bereits am 130. Tage nach 
ihrer Verheiratung von einem Kinde entbunden, dessen Vater ein 
gewisser Mirus, und nicht ihr Ehemann, war. Miras versprach 
nun dem Pausch 800 Jl^ wenn dieser das von seiner Frau ge- 
borene Kind als sein eheliches anerkenne und demgemäß, die 
Vaterschaft des Mirus verschweigend, die entsprechende Erklärung 
bei dem Standesamte abgebe. Das geschah; und Pausch erhielt 
von Mirus eine Urkunde ausgestellt, worin dieser bekannte, von 
Pausch ein Darlehn von 800 Jl erhalten zu haben. Mirus be- 
zahlte dann auch 200 Ji, worauf Pausch sein Guthaben an Vier- 
ling übertrug. 

Jetzt weigert sich Mirus, weiter zu zahlen, behauptet auf er- 
hobene Klage, daß der ganze Akt null und nichtig sein müsse, 
imd fordert die bezahlten 200 Ji widerklagend zurück. 

Entscheidung? 

10. Bei einer Erbteilung hatte ein Fabrikant das väterliche 
Landgut übernommen und seine Geschwister in Geld abgefunden. 
Er suchte nun nach einem Inspektor für janes und trat mit ver- 
schiedenen Bewerbern in Verhandlung. In der Erwartung, daß er 
mit dem einen derselben zur Einigung kommen werde, schickte 
er ihm 150 ^ als Reisegeld und Anzahlung auf den Lohn. 

Bei der persönlichen Vorstellung fanden sie aber gegenseitig 
nicht besonderes Gefallen aneinander. Und es forderte der Be- 
sitzer die gezahlten IhO Jl zurück. 
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Der Beklagte behauptete dagegen, daß bei der Zugammenknnfb 
ein Dienstrertrag bindend abgeschlossen worden sei. 

Zeugen waren nicht zugegen gewesen. Als Beweismittel wurde 
beiderseits Eid benannt. 

Wie hat das (Jericht zu urteilen? 

11. Kaiser Alexander I. yon Rußland unternahm einst eine 
Fahrt zum Bheinfallfelsen bei Schaff hausen. Der Schiffinann Geizer, 
dem das Leben des Potentaten anvertraut war, rief demselben 
YoUer Besorgnis zu: „Hocked abe, Majestät !'* als es nicht mehr 
gmg, im Schiffe stehen zu bleiben. Darauf setzte sich Alexander, 
lächelnd über den biederen Zuruf, auf ein Brett, und dieses Brett 
wurde seither als Familienstück von den Nachkommen der glück- 
lichen Schiffsleute getreulich gehütet. Die Frau des jetzigen 
Inhabers kam, vor einigen Jahren, auf den nur der Weiberlist 
möglichen Gedanken, das Brett dem Großneffen desjenigen, der 
daraufgesessen, dem Kaiser Alexander HI., zuzueignen, und wirklich 
wurde das Geschenk angenommen und vom Zaren als Zeichen der 
Erkenntlichkeit der Geberin eine wertroUe Brosche geschenkt. Nun 
erhoben die zwei Geschwister und Miterben des Mannes der 
Schenkgeberin Ansprüche auf Teilnahme an dem Geschenke. 

Es ist darüber juristisch abzuurteilen; und zwar 

a) unter der Annahme, daß die Frau das Miteigentum der jetzigen 
Kläger gekannt hat und trotzdem und bewußt hinter deren 
Bücken vorgegangen ist; 

b) unter derjenigen, daß sie im guten Glauben, daß das Brett 
ihrem Manne allein gehöre, gehandelt hat. 

IS. Der Schneider Hösel läßt zum Zwecke der Vollstreckung 
eines erfochtenen obsiegenden ürteiles gegen den Kaufmann Back- 
haus eine Forderung, welche dieser gegen den Kanzlisten Raab 
hatte, p&iden, worauf er von Raab in weiterem ordnungsgemäßen 
Vollstreckungsverfahren das Geld ausbezahlt bekommt. Da tritt 
der Händler Puricelli auf und weist nach, daß, vor der Pfän- 
dung der Forderung, Backhaus diese ihm, dem Puricelli, über- 
tragen hatte. 

Es fragt sich, ob Puricelli gegen einen der Genannten — und 
gegen wen — einen Anspruch hat? Welche actio würde in Frage 
kommen? Wie wäre sie zu begründen? Und worauf könnte sie 
gerichtet werden? 

13» Ein Freund eines in der Schweiz weilenden und dort er- 
krankten Gutsbesitzers bekümmert sich um die Wirtschaft des 
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Abwesenden und kauft u. a. Oetreide, das zur Fütterung der 
Tiere des Beisenden verwendet wird. 

a) Hat der Verkäufer des Getreides einen unmittelbaren An- 
spruch gegen den Gutsbesitzer? 

b) Zieht die etwaige Insolvenz des Freundes besondere Beohts- 
folgen nach sich? 

c) Ist es für die Beantwortung unserer Fragen von Bedeutung, 
ob der Freund dem Verkäufer gegenüber erklärt hat, daß er 
im Interesse des Gutsbesitzers den Kauf abschließe, odernioht? 

14. Sind folgende Ansprüche rechtlich begründet? 

a) Ein GeseUschafber nimmt ohne dahingehende Vollmacht Waren- 
ansohaffungen vor und läßt die gekaufiien Objekte in das 
der Gesellschafb gehörige Magazin verbringen, aus dem sie 
dann mit anderen Waren verkauft werden. Der Verkäufer 
verlangt von der Sozietät Berichtigung des Kaufpreises. 

b) Ein Gastwirt belangt den auswärts wohnenden Vater eines 
Studenten wegen Wirtshaussohulden, die der Sohn in der 
Zeit seines Studiums bei dem Kläger kontrahiert hat. 

c) Von einer Ehefrau wird Bezahlung einer Schuld ihres Mannes 
verlangt, deren Erledigung sie versprochen, mit der Be- 
gründung, daß der Mann das erhaltene Geld teils im Haus- 
halte, also im gemeinsamen Interesse, teils zur bessere Er- 
haltung des der Frau im besonderen gehörigen Hauses, in 
höchst dringlicher Reparatur desselben, verwendet habe. 

15* A., dessen Ehefrau ihrer Entbindung entgegensah, beauf- 
tragte den Arbeitsmann D. mit der schleunigen Herbeiholung des 
Dr. K., imd zwar mit dem ausdrücklichen Zusätze, „daß kein 
anderer Arzt, als Dr. K., gerufen werden soUte." D., der den 
Dr. K. nicht antraf, bestellte trotzdem einen anderen Arzt, den 
Dr. B. Als dieser aber bei A. eintraf, wurde sein ärzÜicher 
Beistand sofort abgelehnt. 

Dr. B. wünscht zu wissen: ob er nicht den A. belangen 
könne, sei es auf Zahlung des taxmäßigen Honorars wegen seiner 
Bereitwilligkeit zur Hilfeleistung, sei es wenigstens auf Ersatz 
seiner Reisekosten? 

16* Der Landwirt Schüttel hatte beim Kaufinann Nürnberger 
eine Schuld von etwa 250 «^ fär verschiedene Wirtschaftsuten- 
silien und -bedürfoisse während der Ernte kontrahiert. Schüttel 
starb überschuldet. Bei der Zwangsversteigerung erstand Eberius 
da» Gehöft. 

Nun steUt Nürnberger eine Klage auf Zahlung gegen EberiuQ 
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an» weil die von dem Kläger gelieferten Waren zum Nutzen des 
Hofes verwendet wären. 

Ist dieser Klage statt zu geben? 

17. Ganter klagt gegen Osten auf Kau^reis für 100 Scheffel 
Malz, welche von dem Vater des Osten für diesen von Ganter 
gekauft und in dem Brauhause des Osten versotten worden seien. 
Osten entgegnet, daß sein Vater keine Vollmacht zu jenem Handel 
gehabt und auch eine Gegenleistung von ihm, dem jetzigen Be- 
klagten, nicht erhalten habe. 

Wird die Klage des Ganter durchdringen? 

18. „Es hat Kläger die Beklagte wegen 50. an Oppermannen 
geliehenen Bthlr. in Anspruch genommen und den Grund seiner 
Klage darinnen gesetzt, daß solche 50. Bthlr. zu Tilgung der 
auf dem Oppermannischen Hause haftenden Schulden angewendet 
worden, also der Beklagten, welche solches Haus jetzo besitze, 
zu gute gekommen. Beklagte hat hierwieder weiter nicht geant- 
wortet, als dieses, sie habe mit dem Kläger nicht contrakiret, 
wobey sie denn exceptionem non competentis aciionis vorgeschützet. 
Fraget es sich: ob solche exceptio Stich hält?" 

(Aus Leyseb, Meditationes ad pandectas.) 

19. Der Besitzer eines hochgelegenen Grundstückes hat auf 
dasselbe Dünger aufgeführt. Ein starker Eegen weicht den Dünger 
auf und schweift' ihn auf das unterhalb liegende Grundstück, so 
daß der Besitzer des letzteren den Nutzen des Düngers zieht. 

Jener verlangt Entschädigung wegen nützlicher Verwendung 
und ungerechtfertigter Bereicherung. 
Mit Recht? 



cvin 

1. Welche Zweifels * und Entscheidungsgründe kommen in 
folgenden Fällen rechtlich gestellten Verlangens zur Erwägung? 

a) Ein Erbe hat von einem Erbschaftsschuldner Zahlung em- 
pfangen und eine Quittung ausgestellt Um den Vermächtnis- 
nehmern gegenüber genau darthun zu können, wieviel die 
Erbschaft beträgt und was er erhalten, möchte er gern jene 
Quittung einmal wieder haben und fordert sie von dem Em- 
pf^ger in diesem Sinne zurück. 

b) Von einem Hofbesitzer wird Verdacht gehegt, daß die seit 
kurzem in seinen Keller eindringende Feuchtigkeit durch die 
ordnungswidrige Beschaffenheit des Brunnens auf dem Nach- 
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bargrundstück verursacht werde. Er beantragt daher, durch 
Sachverständige jenen Brunnen untersuchen zu lassen. 

c) Ein Droguist verklagt den Vater eines ihm entlaufenen Lehr- 
lings auf Zahlung des Lehrgeldes. Der Beklagte erwidert, 
daß sein Sohn mit Eecht die Lehre verlassen habe, da er 
in dem ganz schlecht geführten Geschäfte des Klägers nichts 
Ordentliches habe lernen können. Ein sachverständiger 
Augenschein in dem Hause des Klägers, sowie eine genaue 
Untersuchung von dessen Geschäft und Prüfung der mangel- 
haft geführten Bücher würden das bestätigen, welchen Be- 
weis er daher vorzunehmen bitte. 

d) Jemand, der sich durch gedruckte imd der Öffentlichkeit über- 
gebene Äußerungen beleidigt fühlt oder in seinem Erwerbe 
geschädigt erachtet, verlangt von dem Eedakteur oder Ver- 
leger Nennung des Namens des Autors, damit er gegen diesen 
vorgehen könne, und beantragt, auf deren Weigerung hin, 
Vorzeigung des besagten in Druck gegebenen Manuskriptes. 

2. Ein auf 10 Jahre verpachtetes Bauerngut war nach dem 
Tode des Eigentümers von den Erben verkauft worden, während 
jene Pacht noch vier Jahr zu laufen hatte. Der Käufer verpachtete 
es an einen Dritten; der seitherige Pachter mußte ausziehen. 

Er will nun die Erben seines Verpächters auf Schadensersatz 
belangen; zu diesem Zwecke aber ist eine genaue Besichtigung 
des fraglichen Gutes unum^Lnglich notwendig, um auf Grund 
derselben eine Taxation des dem Pachter zugefügten Schadens 
vornehmen zu können. 

Gegen wen und in welcher Art und Weise muß er vorgehen, 
um im Wege Rechtens zu seiner Schadloshaltung zu kommen? 

3. Jedem Gebildeten ist es geläufig, wie Gustav Pbbttag 
in seinem Romane „Die verlorene Handschrift" das vergebliche 
Suchen zweier Gelehrten nach einem Manuskripte des Tacitus zur 
Schilderung bringt. Nach alten Notizen sollte die Handschrift 
um das Jahr 1500 im Kloster vorhanden gewesen sein; während 
im April des Jahres 1637 die letzten Mönche dieses Klosters, in 
schwerer Kriegszeit, das Kirchengerät und die Handschriften des 
Klosters an einer hohlen und trockenen Stelle des Hauses Biel- 
stein vor den Schweden verborgen hatten. Schloß Bielstein stand 
zur Zeit der Erzählung noch wesentlich im alten Zustande und 
hatte seinen Eigentümer mehrmals gewechselt; war übrigens in 
der ganzen Gegend als Ort verrufen, an welchem alte Mönche 
ihre Schätze vermauert hätten. 
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Hieran lassen sich folgende Bechtsfragen anknüpfen: 

a) Hätten die beiden Philologen den jetzigen Besitzer von Biel- 
stein rechtiich nötigen können, daß er das Durchsochen seines 
Hauses und Gutes nach der alten Handschrifk dulde? Wäre 
es Yon Einfluß gewesen, wenn jene eine ganz bestimmte Stelle 
(etwa die, wo späterhin wirklich versteckte Gegenstände ent- 
deckt wurden) als Ort des Versteckes bezeichnen konnten? 
Von welcher actio würde überhaupt die Rede gewesen sein? 
Oder hätte man vielleicht verlangen können, daß der Besitzer 
selber suche und nachgrabe? 

b) Würde es für diese Fragen einen Unterschied machen, w'enn 
nicht die genannten Gelehrten, sondern der Verkäufer und 
frühere Eigentümer des Gutes die Nachsuchung verlangt 
hätte? — oder der Rechtsnachfolger jenes Klosters? 

c) Würde vielleicht das Angebot oder die Forderung einer 
Sicherheitsleistung für die Beantwortung der gestellten 
Fragen von Interesse sein? 

4. „Ein Fürst borgt 100 000 Thlr. von drei Banquiers, welche 
dieses Geld zusammenschießen, und giebt ihnen darüber eine ge- 
meinschaftliche Obligation, die einer von diesen 3., welchem von 
den übrigen, wie auch die Hebung der Interessen aufgetragen wird, 
in Verwahrung bringt. Der Fürst befriedigt hernach 2. von 
ihnen, und bekommt die ObligcUion zurück. Der 3te, der seynen 
Antheil noch zu fordern hat, verlangt nun vom Fürsten die 
EdMon der Obligation.^* 

(Aus einem Pandekten-Pbaktikum des vorigen Jahrhunderts.) 



!• Was für delicta privata des römischen Rechtes stehen im 
folgenden in Frage? Welche Sätze unseres GBes. kommen in Be- 
tracht? 

a) Ein Gutsbesitzer fuhr kürzlich, eine Cigarre rauchend, auf 
der Thüringer Bahn. Ihm gegenüber saß eine Dame, die in- 
folge des Oigarrenqualmes bald zu hüsteln anfing. Sie er- 
suchte den Raucher, das Rauchen zu unterlassen. Er aber 
rauchte weiter, indem er die Dame darauf aufmerksam 
machte, daß sie dann in einen Wagen für Nichtraucher 
hätte steigen mögen. Sie bittet nochmals, aber vergebens. 
Plötzlich springt sie auf, reißt ihm die Oigarre aus dem 
Munde und wirft sie zum Fenster hinaus. Dabei fiel ihr 
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unter ihrem Mantel verborgen gehaltener Schoßhund zur 
Erde, den er sofort ergreift und auch zum Fenster hinaus- 
schleudert, 
h) Der Besitzer der Schwanenapotheke zu M. erhielt, während 
er in Wiesbaden zur Kur weilte, eines Tages eine unge- 
wöhnlich große Kiste als Frachtgut unfrankiert zugestellt. 
Als er nach Bezahlung des Portos sie eröffnete, fand er 
darin den Schwan, der daheim über der Thüre der Apotheke 
als Wahrzeichen aufgesteckt, jetzt aber nächtlicher Weise von 
Studenten in Weinlaune abgenommen und dem Besitzer in 
erwähnter Art zugesandt worden war. 

c) In einer Zeitung fand sich die Notiz, daß ein Konkurrenz- 
blatt demnächst nicht mehr erscheinen werde. Die Nach- 
richt war falsch — sei es, daß der Verbreiter es gewußt, 
sei es, daß er fahrlässig gehandelt hatte — , brachte aber 
dem davon betroffenen Blatte großen Schaden. 

d) Vor dem Civilgerichte zu Paris klagt der Herzog von La 
Bochefoucauld-Doudeauville, Abgeordneter des Swrthe- De- 
partements und Präsident der royalistischen Rechten, gegen 
eine „hellsehende" Somnambule, die Frau Mongruel. Diese 
Dame arbeitet schon seit einem halben Jahrhundert in ihrem 
Fache, muß sich aber der Konkurrenz jüngerer Kolleginnen 
erwehren und veröflFentlicht in ihren Circularen „lobende 
Zeitungsausschnitte" und Anerkennungsschreiben bekannter 
Persönlichkeiten, darunter auch das nachfolgende: „Frau 
Mongruel, liebenswürdig und natürlich im wachenden Zu- 
stande, schien mir während ihres Schlafes von einem her- 
vorragenden, gewissenhaften und weisen Hellblick zu sein, 
und ich mache mir eia Vergnügen daraus, diese Wahrheit 
denen zu bezeugen, welche die Sibylle zu Rate ziehen. La 
Rochefoucauld, Herzog von Doudeauville." 

Der Präsident des Jockey-Klubs, der für einen der ersten 
Vertreter der französischen Aristokratie gilt, war empört 
über den Mißbrauch, der mit seinem Namen getrieben wurde, 
und bezichtigte die Somnambule der Fälschung. Allein 
Frau Mongruel wies das Original des Zeugnisses vor, an 
dessen Echtheit nicht gezweifelt werden konnte; nur das 
eine hatte die hellsehende Dame weggelassen, das Datum, 
16. März 1849. 

Der jetzige Stammherr derer von La Rochefoucauld-Doudeau- 
ville, dem das Zeugnis der Somnambule bei den Abgeordneten- 

Stammler, Übungen L 23 
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wählen sohaden könnte^ dringt nun darauf, daß Fran Mongmel 
auch das Datum veröffentliche, 
e) Der Besitzer eines Bergwerkes hatte seither Erze aus jenem 
auf einem öffentlichen Waldwege abgefahren. Die Gremeinde, 
der der Weg gehört, hat jetzt ein Verbot auf Befahren des- 
selben mit Erzen erlassen und jenen Besitzer, als er sich 
an das Verbot nicht kehrte, bei dem Forstgerichte angezeigt. 
Der Angeklagte behauptet, daß nichi er, sondern die Gemeinde 
deliktisch gehandelt. 
3. In den bayerischen Alpen besteht noch immer die all- 
bekannte Sitte oder Unsitte des „Haberfeldtreibens". 

Unter welchen civilrechtlichen Gesichtspunkt ist das Auftreten 
der vermunmiten Richter dem Angegriffenen gegenüber zu stellen? 
Kann dieser, wenn er auf Grund des Haberfeldes von aller Welt 
gemieden und in seinem Erwerbe geschädigt oder geradezu ge- 
schäftlich ruiniert wird, gegen etwa ihm bekannte Anstifter, Teil- 
nehmer oder Ausfiihrer jenes Unfuges mit einer Schadensersatz- 
klage auftreten? 

3. Ein Schullehrer war strafgerichtlich verurteilt worden, weil 
er an einem zehnjährigen Mädchen unzüchtige Betastungen vor- 
genommen hatte. Nunmehr klagt der Vater des Kindes civilrecht- 
lich auf Schadensersatz. 

Wie steht es mit Rechtsgrund und Durchführung dieser 
Klage? 

4* Von einem Armenpfleger läuft bei einem Anwalte folgen- 
des Schreiben ein: „Vor mehreren Wochen wurde die Frau eines 
Mannes, der in beschränkten Verhältnissen lebt, von einem scheu 
gewordenen Pferde niedergerissen. Infolge dessen ist die Frau 
längere Zeit arbeitsunfähig gewesen, außerdem sind durch Zu 
Ziehung des Arztes dem Manne bedeutende Kosten erwachsen. 
Der Besitzer des Pferdes weigert sich, ihm irgend welche Ver- 
gütung angedeihen zu lassen. Das Pferd ist dadurch scheu ge 
worden, daß die Deichsel des Wagens ausgezogen ist. Der Be 
sitzer ist aber auf die Schadhaftigkeit derselben vorher aufinerk- 
sam gemacht worden. 

Kann der Besitzer des Pferdes gezwungen werden, die ärzt- 
lichen Kosten zu bezahlen und Schadensersatz zu leisten?" 
5* Ein Hauseigentümer befragt einen Juristen: 
„Am heurigen Sedanstage riß eine meiner zur Dachluke her- 
ausgehängten Fahnen infolge eines heftigen Windstoßes von des 
Nachbars Fenster zwei durch keine Vorrichtung vor dem Hin- 
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unterfallen geschützte Blumentöpfe hinab. Der Eigentümer ver- 
langt Bezahlung. 

Bin ich schuldig, diese zu ersetzen? Oder besteht nur dann 
eine Verpflichtung, wenn die Töpfe trotz einer Sicherheitsvorrich- 
tung hinabgezogen wären?" 

6. Ein merkwürdiger Unfall ereignete sich einmal im Be- 
triebe der Berliner Stadtbahn. Ein Soldat, welcher, auf der Ur- 
laubsreise begriffen, in einem Femzug bis zum Schlesischen Bahn- 
hof fuhr, lehnte sich, um sich abzukühlen, zum Fenster hinaus. 
Der Soldat wollte sich nun vor der Möglichkeit eines Diebstahls 
sichern und hielt auch seinen Koffer, um diesen ständig vor Augen 
zu haben, zum Coup^fenster hinaus. Als der Zug an einer Signal- 
stange hinter dem Bahnhof Börse vorbeisauste, streifte das Ge- 
päckstück die Stange und stürzte in die Tiefe. Der Koffer fiel 
in den Garten der „Deutschen Konzerthallen" an der Spandauer- 
brücke und dort dem Geschäftsfahrer auf den Kopf, welcher eine, 
glücklicherweise nicht gefährliche, Verletzung erlitt. 

Kann der Verletzte von dem Soldaten eine Entschädigung 
verlangen? 

7. In einem Marmorgeschäft zu Köln traten die Arbeiter an- 
fangs dieses Jahres in Ausstand, weil der Inhaber einen ent- 
lassenen Arbeiter nicht wieder einstellen wollte. Über das be- 
treffende Geschäft wurde von Seit.en der Arbeitnehmer die Sperre 
verhängt. Der Inhaber erließ nun an sämtliche Marmorgeschäfte 
in Köln ein Zirkular, in welchem er die streikenden Arbeiter mit 
Namen nannte und empfahl, sie nicht einzustellen. 

Jetzt stellten zehn der ausständigen Arbeiter gegen ihren seit- 
herigen Arbeitgeber eine Entschädigungsklage an. 

Wie ist darüber zu befinden? 

Ähnlich scheint folgender Fall zu liegen : 

Der französische Sozialistenfiihrer Jaur^s und zwei seiner 
Parteiblätter sind vor nicht langer Zeit von den Gerichten Frank- 
reichs verurteilt worden, dem Glashüttenbesitzer Ressögnier 
150000 Francs Schadensersatz zu leisten, weil sie ihn durch ihre 
Parteinahme für die Arbeiter in dem großen Glasarbeiterstreik 
geschädigt hätten. Das Urteil war namentlich darauf gestützt, daß 
die Agitatoren den Besitzer fälschlich eines Vertragsbruches gegen 
die Arbeiter durch angebliche Lohnverkürzung oder ungerecht- 
fertigte Entlassung beziehtet hatten. 

Wie verhalten sich die beiden Thatbestände zu einander? Welches 
ist die richtige Entscheidung des zweiten nach unserem GBe. ? 
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8« Eine alte Frau, die in dem Hinterhause des A. zur Miete 
wohnte, fiel des Abends über eine große Kiste, welche ein anderer 
Mieter (B.) im Hofe hatte stehen lassen, und verletzte sich dabei 
nicht unerheblich. 

Kann die Frau gegen A. oder gegen B. mit einer Ersatzklage 
erfolgreich vorgehen? 

Kommt etwas darauf an, ob der A. den Hof beleuchtet oder 
dies zu thun unterlassen hatte? 

Wie stände es, wenn nicht die Mieterin, sondern ein Fremder 
(X.) in der angegebenen Weise zu Schaden gekommen wäre? 

Steht dem Gesagten der Fall gleich, da ein Hauseigentümer 
es unterließ, den Bürgersteig bei Glatteis nach polizeilicher Vor- 
schrift; mit Asche, Sand oder dergleichen zu bestreuen, und nun 
ein Vorübergehender zu Fall kam und sich beschädigte? 

9* Ist in den folgenden Fällen ein Ersatzanspruch des Ge- 
schädigten begründet? Gegen wen würde er ihn zu richten 
haben? Welche aetio steht in Frage? Wie unterscheiden sich 
hierbei das ältere, das klassische, das justinianische, das seitherige 
und das heutige bürgerliche Eecht? 

a) Am 5. November v. J. begegnete abends auf der. Eschers- 
heimer Landstraße die Lokalbahn einer Hammelherde, die 
etwa 300 Tiere stark war. Mehrere Hammel wurden der- 
maßen verletzt, daß sie alsbald geschlachtet werden mußten, 
2 Tiere wurden zermalmt. 

b) Ein Hauseigentümer läßt das Haus neu decken; die Dach- 
decker stellen kein Wamungszeichen aus; und es werden 
durch herunterfallende Ziegeln Vorübergehende beschädigt 
und verletzt. 

c) Aus Versehen nimmt jemand beim Nachhausegehen aus einer 
Bestauration einen fremden Hut mit; oder er setzt ihn 
auf, weil dieser an Stelle seines von einem Dritten mit sich 
geführten Hutes zurückgeblieben ist. Durch einen unter- 
wegs sich einstellenden Regen wird der Hut verdorben. 

d) Im Falle c) stieß der Heimkehrende auf einer Brücke mit 
einem Angetrunkenen zusammen imd kam in Wortwechsel 
mit demselben. Dieser schlägt ihm, in Wut versetzt, den 
Hut vom Kopfe und in das Wasser. 

e) EiQ Fensterpfosten war schadhaft und lose geworden; in einer 
Unterredung darüber erbot sich dem Mieter der betreffenden 
Wohiiung ein anderer Bewohner des Hauses, die Reparatur 
durch seinen Schwager, einen Zimmermann, besorgen zu lassen, 
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welcher jedoch erst in einigen Tagen, am nächsten Sonntage, 
dazu Zeit haben werde. Der Mieter war damit einver- 
standen. Aber am folgenden Tage fiel der Fensterpfosten 
von seinem Standorte im dritten Stocke auf die Straße und 
verwundete eine vorübergehende Frau schwer. 

f) In der Rinne einer von der Straßenbahn- Gesellschaft ge- 
legten Schiene bleibt ein Pferd mit dem HufstoUen hängen 
und geht infolge hiervon zu Grunde. 

g) Auf einer öffentlichen Straße erleidet ein Geföhrt Schaden, 
weil die Straße mangelhaffc angelegt, elend gepflastert und 
sehr schlecht im stände gehalten ist. 

h) In einer kleinen Stadt finden sich aulfldlig viele Brost- und 
Augenleidende. Bei näherer Untersuchung stellt sich heraus, 
daß die Gemeindebehörde in übel angebrachter Sparsamkeit 
die Bäume und Einrichtungen der Schulen in ganz ungenü- 
gender und schlechter Art hat bestehen lassen, und dadurch 
viele Kinder lungenkrank oder kurzsichtig geworden sind, 
i) Der Amtsrichter Dr. D. hatte im vorigen Herbst bei der 
Bückfahrt von Grünberg nach Züllichau abends mehreren 
Personen auf der Landstraße das für Badfahrer vorgeschrie- 
bene Glockenzeichen nicht gegeben und sie angefahren und 
verletzt, weil er sie bei der völligen Dunkelheit nicht hatte 
sehen können; sonst hatte er allen Vorschriften genügt, ins- 
besondere eine brennende Laterne, welche jene Personen zu- 
gestandenermaßen auch gesehen hatten, gefuhrt, 
k) Ein Waldeigentümer hat auf seinem am Flusse gelegenen 
Grundstücke Floßholz aufgehäuft, welches im Frühjahre durch 
eine — sei es regelmäßig eintretende und mit Wahrschein- 
lichkeit vorauszusehende, oder eine nach Vorkommnis und 
Größe ganz ungewöhnliche — Überschwemmung auf andere 
Grundstücke weggeführt wird und dort Schaden anrichtet. 
10. Ein Hühnerzüchter, namens Laggen, klagte gegen eine 
Schnapsfabrik auf Schadensersatz, weil sie berauschende Flüssigkeit 
in einen benachbarten Teich fließen lasse und dadurch seine 
Hühner und Enten betrunken und für seine Zwecke unbrauchbar 
mache. Der arme Mann erzählte eine traurige Geschichte von 
der Trunksucht seines Federviehes. Der Appetit der Hühner sei 
verloren, und sie wollten weder Eier legen noch fett werden. 
Sie seien beständig betrunken, außer sonntags, wenn die Brennerei 
nicht arbeite. An diesem Tage litten sie dafür am schrecklichsten 
Katzesgammer. Und am allerschlimmsten sei es montags; denn 
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da tränken sie ganz riesig» und weil an diesem Tage die Hennen 
oft in den Teich fielen, habe er einen Jungen anstellen müssen, 
um sie zu bewachen. Sie weigerten sich, zu fressen, bevor sie 
ihren Spaziergang nach dem Teich gemacht hätten; am Lande 
benähmen sie sich dann abscheulich, und die Enten seien nicht 
besser als die Hennen. 

Wie ist hier zu erkennen? 

!!• In neueren Zeiten sind die kaufoiännischen „Auskunfts- 
bureaus" immer mehr aufgekommen und an Bedeutung gewachsen. 
Ihre Thätigkeit erstreckt sich vor allem, wie die größte deutsche 
Auskunftei, von Schinmielpfeng in Berlin, in ihrem Prospekte 
sagt, „auf die Erteilung von Auskunft über die Kreditwürdigkeit 
aufgegebener Firmen"; sie erfolgt gegen Vergütung nach be- 
stimmtem Tarif. 

Aus den hierbei leicht auftauchenden Rechtsfragen sind vor- 
nehmlich zwei von grundlegendem Interesse: 

a) In welcher rechtlichen Stellung befindet sich der Inhaber 
eines Auskunftsbureaus zu dem Anfragenden, wenn dieser 
durch eine versehentlich falsche Auskunft zu Schaden ge- 
kommen ist? 

b) Setzt sich der Inhaber eines Auskunftsbureaus irgend welchen 
civilrechtlichen Ansprüchen des dritten Kreditsuchenden da- 
durch aus, daß er über ihn ungünstig berichtet? 

13, B. versichert dem A. auf dessen Anfrage wider besseres 
Wissen, daß N., der von A. Kredit begehrt, in Neapel ein eigenes 
Haus besitze und 50 000 Lire im Vermögen habe; dabei erklärt 
aber B. ausdrücklich: „Er übernähme keine Haftung, auch keine 
moralische." 

Kann A., der daraufhin in Schaden gekommen ist, sich nicht 
doch irgendwie an den B. halten? 

13. Es ist ein bekanntes Manöver emittierender Bankhäuser, 
daß sie durch bezahlte Zeitungen falsche oder doch stark über- 
triebene Berichte über die günstige Finanzlage des gerade frag- 
lichen ausländischen Staates, städtischen Gemeinwesens oder pri- 
vaten Unternehmens bringen lassen, um das Publikum zum An- 
kaufe der betreffenden exotischen Wertpapiere zu veranlassen. 

Können die dadurch Geschädigten gegen die Veranlasser oder 
Schreiber solcher Artikel, wenn sie nachweisen können, daß die- 
selben von der Richtigkeit des wesentlichen Inhaltes der Veröffent- 
lichungen nicht überzeugt gewesen sind, einen Ersatzanspruch mit 
Erfolg geltend machen? 
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14, Welche juristischen BegriflFe sind bei Beurteilung der 
folgenden Vorkommnisse in Erwägung zu ziehen und anzuwenden? 
Was für actiones waren entstanden? Und wie würde auf nach- 
maliges Verlangen der Beteiligte^ jede Angelegenheit im Wege 
Rechtens zu erledigen sein? 

a) Valabr^gue, der bekannte Pariser Possendichter, befand sich 
eines Abends auf den äußeren Boulevards, als es heftig 
zu regnen anfing; er sprang in eine Droschke. Unterwegs 
merkte Valabr^gue, daß er seine Börse vergessen hatte. Was 
nun? Am Bestimmungsorte angelangt, stieg er aus imd 
sagte ruhig zu dem Kutscher: „Bitte, geben Sie mir ein 
Streichholz, ich habe ein Zwanzig&ankstück im Wagen fallen 
lassen.'^ Kaum waren diese Worte gesprochen, als der Kutscher 
seinem Pferde einen gewaltigen Peitschenhieb versetzte und 
das Gef^rt im Galopp hinter der nächsten Ecke verschwand. 

b) „Halbpart!*^ rief auf einem Jahrmarkte ein biederer Land- 
mann einem Arbeiter zu, als dieser ein Geldtöschchen auf- 
hob, in dem sich eine Doppelkrone vorfand. Der Finder 
war mit dem „Halbpart*^ einverstanden, bedauerte aber, die 
10 Ji nicht herausgeben zu können, da er nicht so viel be- 
sitze. Basch nahm deshalb der Landmann die Doppelkrone 
an sich und zahlte die 10 v^ heraus, machte aber später die 
unangenehme Entdeckung, daß er einem (rauner in die Hände 
gefallen war, denn die vermeintliche Doppelkrone war eine 
— Spielmarke. Der Betrüger hatte jedenfalls den „Fund- 
gegenstand^* selbst erst auf die Erde gelegt. 

c) Der Diplomfölscher Ludwig Ganting, ehemals Privatdozent 
der Musikgeschichte an der Universität Bern, stand dieser 
Tage vor der Kriminalkammer in Bern, der Fälschung öffent- 
licher Urkunden (Doktordiplome der Bemer Hochschule) an- 
geklagt und geständig. Der Angeklagte bestritt, durch diese 
Handlung eine materielle Schädigung der betreflfenden Per- 
sonen verursacht zu haben; auch behauptete er, daß die von 
ihm betrogenen Personen gewußt hätten, daß die Diplome 
nicht echt seien. 

15. Jemand, der bei einer Versicherungsgesellschafb für den 
Fall seines Todes seinen Angehörigen ein bestimmtes E[apital ver- 
sichert hat, wird von einem Dritten ermordet. Nunmehr geht die 
Gesellschaft gegen den Thäter deshalb vor, weil sie schon jetzt 
das versicherte E[apital unter Entbehrung weiterer Prämien und 
unter Verlust des Zwischenzinses hat auszahlen müssen, während 
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nach dem gewöhnlichen Laufe der Natur der Tod des Versicherten 
so bald noch nicht zu erwarten stand. 

Was ist Rechtens? 

16. Ein Gutspachter trifft auf seinem Kleefeide einen Knaben, 
zwei Kühe weidend. Auf die Frage nach dem Eigentümer der 
Kühe erfolgt eine falsche Namensangabe. Der fälschlich Beschuldigte 
erhebt gegen das ihm zugestellte Strafinandat Widerspruch, kommt 
vor das Schöffengericht und wird natürlich freigesprochen. 

Wer entschädigt aber dem Manne die zwei dabei in seinem 
Berufe versäumten Tage? 
L^ 17. Ein Gerichtstaxator, welcher beauftragt war, eine Taxe 

über ein Grundstück zu fertigen, nahm irrigerweise an, daß auf 
dem Grundstücke ein Wohnhaus sich befinde, während dasselbe 
auf dem Nachbargrundstücke stand. Er stellte danach die Taxe 
auf, ohne sich noch einmal von dem Sachverhalte überzeugt zu 
haben. 

Der Auftraggeber erwarb daraufhin eine auf dem taxierten 
Grundstücke haftende Hypothek und kam zu Schaden. 

Kann er den Taxator verantwortlich machen? 

18. Ein Schwiegervater und ein Schwiegersohn bewohnten 
gemeinsam das ihnen gehörige Haus; jeder war Eigentümer (pro 
indivisö) zur Hälfte^ der Benutzung nach war das Haus jedoch so 
abgeteilt, daß der Schwiegervater den größeren Teil innehatte. In- 
folge entstandener Streitigkeiten erhob der Schwiegersohn Klage 
mit dem Antrage, seinen Schwiegervater zur Zahlung einer Gleich- 
stellungssumme zu verurteilen. 

Die zu diesem Zwecke gerichtsseitig veranlaßte Taxation ergab 
als Wert des vom Kläger innegehabten Anteiles 2220 Jl, wogegen 
für den vom Beklagten besessenen Teil 2580 Jl sachverständig 
festgestellt wurden. Die Parteien vereinigten sich dahin, daß durch 
Gerichtsurteil der seitherige Besitzstand zum Bechtsstand erhoben 
werden sollte; gegen die Schätzung der Sachverständigen wurde 
nichts eingewandt und die Feststellung der hiemach an den Kläger 
zu zahlenden Ausgleichssumme dem Gerichte überlassen. 

Das Landgericht verurteilte den Beklagten zur Zahlung von 
360 A. 

Erst nach eingetretener Rechtskraft dieses Urteils entdeckt der 
Beklagte die ihm fehlerhaft zugefügte Schädigung. 

a) Kann er gegen das Gericht mit Fug klagend vorgehen? 

b) Wenn diese Frage — sei es nach vorliegendem Thatbestande, 
oder unter anderen Voraussetzungen — zu bejahen ist: in 
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welcher Art und Weise hat der Geschädigte zu operieren? 
Wie ist es namentlich, wenn der Gerichtsbeschluß per maiora 
gefaßt worden ist, der GescMdigte aber die Abstimmung 
der einzelnen Richter nicht kennt? 

19. Es wird jemand amtlich als Zeuge vor das Amtsgericht 
einer benachbarten Stadt geladen. Die ihm zugestellte Ladung 
enthält ganz ordnungsgemäß, nach CPO. § 342: „1. die Bezeich- 
nung der Parteien; 2. die Thatsachen, über welche die Verneh- 
mung erfolgen soll; 3. die Anweisung, zur Ablegung des Zeug- 
nisses bei Vermeidung der durch das Gesetz angedrohten 
Strafen in dem nach Zeit und Ort bezeichneten Termine zu er- 
scheinen.^' 

Als der Geladene aber nach yollfährter Beise auf dem be- 
treffenden Gerichte erscheint, wird ihm mitgeteilt, daß sein Name 
irrtümlich auf die Zeugenliste gekommen sei; da er also kein 
Zeugnis abzugeben habe, könne man ihm auch Reisekosten und 
Gebühren nicht bewilligen. 

Muß sich der Geschädigte hierbei beruhigen? 

30* Nach § 14 des Postgesetzes des Deutschen Reiches, vom 
28. Oktober 1871, erlischt der Anspruch auf Entschädigung an 
die Postverwaltung mit Ablauf von sechs Monaten, vom Tage 
der Einüeferung der Sendung an gerechnet. 

Wenn man nun durch die Post mittels Postanweisung Geld 
versandt hat, das durch Unterschlagung oder fehlerhafte Beför- 
derung seitens eines Postbeamten wegkommt: inwieweit kann 
man sich nach sechs Monaten noch an den betreffenden Beamten 
halten, bei dem man die Anweisung aufgegeben hat? oder an 
denjenigen, durch dessen Schuld das Eingezahlte abhanden ge- 
kommen ist? 

81. Zahlreiche Verurteilungen Unschuldiger wegen Milch- 
verfälschung sind in Potsdam seit Jahren vorgekommen, und zwar, 
weil das von der Potsdamer Polizei zu den Untersuchungen der 
Milch verwendete Galaktometer eine unrichtige Skala hatte. Der 
gerichtliche Sachverständige, Chemiker Dr. Bischoff aus Berlin, 
nahm an Gerichtsstelle eine Prü^ing des Milchmessers vor, und es 
stellte sich heraus, daß die Skala einen halben Grad weniger zeigte, 
als sie eigentlich zeigen sollte. Dr. Bischoff erklärte, daß die 
Milchmesser vielfach nachgeahmt würden, und wahrscheinlich sehr 
viele Polizeibehörden unrichtige in ihrem Besitze haben. 

Die Folgen sind für die Betroffenen sehr verhängnisvoll ge- 
wesen. Nicht nur, daß den Milchhändlem die Milch in den Rinn- 
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stein gegossen wurde, sie wurden oftmals auch mit Gefängnis be- 
straft, und das urteil wurde von Seiten des Gerichts in den Blättern 
bekannt gemacht, wodurch die Milchhändler in ihrem Erwerbe 
empfindlich geschädigt wurden. 

Wer leistet nun, nachdem sich die Unrichtigkeit des von der 
Behörde verwendeten Galaktometers herausgestellt hat, den zu 
Unrecht Verurteilten Ersatz? 

33. Es beschädigt jemand schuldhaft eine dem X. gehörige 
Sache, welche dieser 

a) dem Y, vermietet, oder zu Nießbrauch, oder als Pfand ge- 
geben hat; 
b^ bei dem T. in Verwahrung gegeben hat; 

c) dem T. zu dem Zwecke anvertraut hat, daß er sie dem Z., 
welcher sie von X. gekauft hat, überbringe; 

d) einem Gastwirte oder Schiffer in Ausübung ihres Gewerbes 
übergeben hat; 

e) oder einem Handwerker, zur Bearbeitung und Reparatur. 
Wer ist in allen diesen Fällen der richtige E\&ger gegen den 

die fraprln^^ft ^^^^ pftflp.h ttdigflnH An ? 

23>^ei dem Enüeih ein gnel Sache ist/ Blit spurlos ver- 
schwunden; da der hüJmaiPiBtaiisicr*selbst (Jen Vorwurf machen 
muß, auf das entlienene Objekt nicht ordentlich acht gegeben zu 
haben, leistet er dem Eigentümer Schadensersatz. Nach einiger 
Zeit stellt sich heraus, daß jene Sache 1 durch SWwili^ einef, be- 
stimmten Dritten vernichtet worden ist. \VVv45AiK5D 

Welche Rechtsfolgen knüpfen sich an mesen TESCbestand? 

34. Ein Schneidermeister in Frankfurt a. M. hatte an einen 
jungen Mann eine Forderung von 270 Jiy ohne daß es ihm 
glücken wollte, zu seinem Gelde zu kommen. Er verfugte sich 
nach der Wohnung des Schuldners und traf denselben gerade an 
seiner Hausthüre, wo er mit ihm in einen Streit geriei „Wenn 
Sie mich nicht bezahlen, dann sollen Sie auch meinen Überzieher 
nicht länger tragen," rief der Schneider und schnitt dem Schuldner 
mit einer Schere ein großes Stück Tuch aus dem Rocke, so daß 
letzterer unbrauchbar wurde. 

Hat er sich dadurch nicht einem civilrechtlichen Ansprüche 
ausgesetzt? Macht es einen Unterschied, wenn er jene 270 J( 
kreditiert oder die Kleidungsstücke in der ausgesprochenen Er- 
wartung der Barzahlung geliefert hatte? 

25. Zwei Kinder, die auf der Dorfstraße mit einem kleinen 
Wagen spielten, wurden von einem vorschriftswidrig schnell 
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fahrenden Fleischer wagen, durch Schuld des Führers dieses Ge- 
fährtes, überfahren und verletzt; das genannte Spielzeug ward 
völlig zertrümmert. Die Mutter der Kinder war im letzten Augen- 
blicke noch hinzugesprungen, um zu retten, dabei aber unter den, 
auch jetzt noch nicht eingehaltenen oder gebremsten, Wagen ge- 
kommen und so schwer verletzt worden, daß sie bald darauf ihren 
Wunden erlag. 

Ihr Ehemann wünscht nun jurislischen Bat betreffs der Er- 
satzforderung und will vor allem wissen: 

a) Ob er nach dem Gesetze einen Anspruch gegen den Herrn 
des Geschirres habe? oder gegen die Insassen überhaupt? 
oder nur gegen den Kutscher? 

b) Auf was dieser Anspruch sich erstrecke? 

c) Ob er für sich und in seinem Namen, als Vater und Ehe- 
mann, auftreten könne? oder in Stellvertretung namens der 
übrigen Geschwister der Verletzten; und für seinen Freund, 
dem der zertrümmerte kleine Wagen gehört habe? oder als 
Nießbraucher des mütterlichen Vermögens seiner Kinder? 



26. Ein Jockey ist einem anderen, dem er beim Wettrennen 
unterlegen ist, aufsässig. Er weiß, daß der letztere am morgigen 
Tage wieder reiten wird, und dingt zwei Personen, welche das 
zu reitende Pferd töten sollen. Diesen aber mangelt es später 
zur Ausführung an Mut; sie bereden zwei andere Leute zu der 
That, und diese erschießen das Tier. 

Wie ist hier die Haftung jeder einzelnen der genannten Per- 
sonen? Ist es von Einfluß, ob die beiden letzterwähnten geschossen 
haben und man nicht weiß, welcher Schuß getötet hat; oder ob 
nur der eine schoß, der andere das Tier hielt? 

27. In den siebziger Jahren fanden an verschiedenen Orten 
Bayerns sog. Bierkrawalle statt, veranlaßt durch eine von den 
Brauern versuchte Erhöhung der Bierpreise, bestehend in tumul- 
tuarischem Zusammenrotten von Volkshaufen, welche gewaltthätig 
in die Bierwirtschaften und Brauereien eindrangen und sie mit 
Inventar zerstörend beschädigten. Vielfach konnten nur einige 
wenige, die an dem Krawalle beteiligt gewesen, ermittelt werden. 

a) Wie steht es mit den Ersatzansprüchen der geschädigten 
Wirte und Brauer? 

b) In einem Falle wurde festgestellt, daß jemand den Tumul- 
tuanten Nachricht gebracht, wann die Gendarmen des Ortes 
sich entfernt hatten; und andere hatten alsdann Wache ge- 
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standen, mn bei etwaigem Zurückkehren jener die Zerstörer 
zu warnen. Qudd mris? 

c) Steht das letzerwähnte dem Falle gleich, da ein reicher Bauer 
einem Strolche Geld giebt, auf daß er die Scheune eines ihm 
verfeindeten Dorfbewohners in Brand setze? 

d) Bei einem jener Krawalle hatte sich der Hofhund des Wirtes 
den Eindringlingen entgegengestellt; einer der letzteren ver- 
wundet das Tier, später kommen andere und schlagen den 
Hund tot. Haftung? 

28. Ein Bauer war mit einem Metzger in Streit gekonmien 
und hatfce dabei den letzteren thätlich angegriffen, an die Wand 
gedrückt und heftig geschüttelt. Als er ihn losließ', sprangen 
unaufgefordert die beiden Knechte des Metzgers hinzu, warfen den 
Bauer zu Boden, mißhandelten ihn und ließen nicht eher ab, bis 
ihr Dienstherr ihnen zurief: „Jetzt ist es genug.*' 

Wen kann hier der verletzte Bauer mit rechtlichem Erfolg 
verklagen? 

29. Drei Jäger haben auf einen ihnen zugetriebenen Hasen 
je einen Schuß abgegeben. Durch ein Schrotkom aus einem 
dieser Schüsse wurde eine in der Nähe befindliche Frau verletzt. 
Diese klagt gegen den einen jener Jäger auf Ersatz wegen des 
infolge ihrer Verletzung erlittenen Schadens. 

Das Beweisverfahren ergiebt, daß das ganze Verhalten der Jäger 
beim Aufstellen, Zutreibenlassen und Schießen ein fahrlässiges 
gewesen ist; dagegen ist nicht festzustellen, durch welchen der 
drei Schüsse die Verletzung der Klägerin verursacht worden ist. 

Wie hat das Gericht zu urteilen? 



80. Welche Bestimmungen unseres GBes. sind in nachstehen- 
den Fällen anzuwenden? 

a) Der Vorarbeiter der Kohlenfirma Stinnes, namens Grün, 
welcher die Firma seit längerer Zeit systematisch bestahl 
und die gestohlenen Kohlen waggonweise an hiesige Kohlen- 
händler weit unter dem Preise verkaufte, wurde verhaftet. 
Mehrere Kohlenhändler sind in die Affaire verwickelt. 

b) Jemand sieht, wie eine junge Dame im Theater ihren Opern- 
gucker liegen läßt; er nimmt ihn an sich, in der Absicht, 
durch Zurückbringung der Sache eine Anknüpfung zu ge- 
winnen. 

c) Eine Frau kaufte Mehl, ließ es sich vom Kaufmann in einen 
Topf schütten, den sie in einen Korb gestellt hatte, und 
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deckte Topf und Mehl mit einem Deckel zu. Dann erklärte 

sie plötzlich, sie wolle den Topf lieber sp&ter abÜolen und 

dabei bezahlen; hob daraufhin den Topf aus dem Korbe 

und stellte ihn in eine Ecke, wobei der Kaufmann zusah. 

Sie verschwand mit dem Korbe und kam nicht wieder. Als 

der Kaufmann nachsah, war der Topf ohoe Boden gewesen, 

das Mehl war in den Korb durchgefallen und von der Frau 

mitgenommen worden. 

31* Zwei Personen streiten über eine Sache. Der eine nimmt 

sie heimlich dem anderen weg in der ausgesprochenen Absicht, daß 

dieser die EQägerrolle in dem bevorstehenden Eigentumsprozesse 

erhalten soll. 

Wie ist dies juristisch aufzufassen? 

32. Der Handelsmann Wallenstein veranlaBte den Tagelöhner 
Treu gegen Zahlung von 20 ,^, das von letzterem far die Bahn- 
strecke Königsbach-Pforzheim und zurück gelöste Arbeiter- Wochen- 
billet, welches .unübertragbar war, ihm zur Benutzung fär die 
Fahrt nach Pforzheim zu überlassen, da, wie Wallenstein sich aus- 
drückte, er den vollen Fahrpreis von 40 3jf nicht daran wenden, 
sondern sonst zu Fuß gehen werde. 

Was liegt juristisch vor? Kann gegen Wallenstein ein civil- 
rechtlicher Anspruch erhoben werden? Wie würde es mit der Be- 
rechnung dieses letzteren stehen? 

33* Ein Beisender (B.) benutzt außer seinem Fahrbillet, auf 
welchem ihm 25 Kilogramm Freigepäck zustehen, auch noch die 
Fahrkarte eines Mitreisenden (M.), welcher kein Qepäck hat, um 
seinen Koffer von 45 Kilogramm Gewicht frei aufzugeben. 

a) Wie ist dieses rechtlich aufzufassen? 

b) Wie wäre es, wenn ein Gfeschäftsmann (G.) selbst gar nicht 
mitfährt, sondern seine Waren auf Fahrkarten ihm bekannter 
Reisender als Passagiergut aufgiebt? 

c) Oder, wenn in obigem Falle M. gar nicht mitgefahren wäre? 

d) Wie dann, wenn B. eine gefundene Fahrkarte in der ange- 
gebenen Weise verwendet? Dieselbe nach der Benutzung 
vielleicht auf dem Bahnsteig als gefdnden ausruft und dem 
Verlierer zurückerstattet? 

34. Vor kurzem hatte sich ein württembergisches Landgericht 
mit folgender interessanter Rechtsfrage zu befassen: 

Ein berüchtigter Einbrecher hat kurz nach seiner Entlassung 
aus dem Zuchthause wiederum einen Diebstahl ausgeführt und 
mehrere tausend Mark in Reichskassenscheinen dabei sich angeeignet. 
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Als er bald darauf verhaftet und dieser That überf&hrt wird, 
stellt sieb heraus, daß er das Geld durch einen Helfershelfer einem 
gutgläubigen Dritten als Darlehn gegeben und darüber einen 
ordentlichen Schuldschein erhalten hat. Er selbst ist im übrigen 
mittellos. 

a) Kann der Bestohlene gegen den dritten Empfänger des 
Darlehns mit Fug klagend auftreten und die ihm ent- 
wendete Summe, da die Scheine selbst längst verausgabt 
und nicht mehr auffindbar sind, von diesem persönlich zu- 
rückfordern? 

b) Steht dem Bestohlenen ein Ersatzanspruch gegen den Hehler 
zu, der dem Diebe das Geld darlehnsweise untergebracht hat? 

c) Wie wäre es, wenn der letztgenannte zu diesem Diebstahl 
durch einen anderen angestiftet worden wäre? Oder dieser 
andere ihm bei der Ausfuhrung der That hilfreiche Hand 
geleistet hätte? 

cx 

1. Kann in nachstehenden Fällen gegen den Eigentümer des 
betreffenden schädigenden Tieres ein Ersatzanspruch (und was fär 
eine actio?) erhoben werden? 

a) Eine Frau war von einem fremden Hunde auf der Straße 
umgestoßen und dadurch beschädigt worden. 

b) Bei einem auf gemietetem Pferde unternommenen Spazier- 
ritte war das Pferd durch einen Flug zahmer Tauben er- 
schreckt worden, welche deren Eigentümer zur Saatzeit gegen 
polizeiliches Verbot hatte ausfliegen lassen; hierbei war der 
Reiter abgeworfen und durch Verstauchen des Armes einige 
Zeit arbeitsunfiLhig geworden. 

c) Der Sohn des Gerbers R. ist an einem Flusse mit Reinigung 
von Fellen seines Vaters beschäftigt, da der Gerber S. in 
Begleitung eines sehr bösen Hundes kommt und sehr ärger- 
lich wird, als er sieht, daß R. an dem Platze arbeitet, den 
er, S., sonst inne hat. Er schöpft mit der Hand Wasser 
aus dem Flusse und bespritzt damit den jungen R.; kaum 
hat dieses der Hund gesehen, so springt er auf den R. und 
verletzt ihn durch Beißen schwer. S. verkauft am nächsten 
Tage den Hund an T. 

2* Ein Gutsbesitzer war in einem Gasthofe abgestiegen. Wäh- 
rend des Mittagessens stand sein großer Hund neben seinem Sitz. 
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Ein Herr, der dem Gutsbesitzer gegenüber Platz genommen, 
wollte zahlen und dem Kellner einen Fünfzigmarkscbein reichen, 
ließ aber das Wertpapier in eine Saucenschüssel fallen. Ein 
neben dem Gutsbesitzer sitzender Herr ergriff den Schein, um 
ihn, mit Sauce überzogen, dem Kellner zu reichen; in diesem 
Augenblicke sprang der Hund hinzu und verschluckte den Schein. 
Eine Tötung des Hundes, um den Schein zu retten, lehnte der 
Eigentümer des Tieres ab, da der Hund sehr wertvoll war. 

Es entsteht nun die im Wege des Prozesses zu entscheidende 
Frage: Wer hat den Schein zu ersetzen? 

3. Ein interessanter Bechtsfall schwebte vor kurzem in Frei- 
burg in der Schweiz. Der Elefant Jumbo, welcher in der Menagerie 
Kleeberg mit dem Bussel die Taschen der ihn bewundernden Be- 
sucher zu durchsuchen pflegte, um etwaige Leckerbissen aus- 
findig zu machen, erwischte bei dieser Gelegenheit das Porte- 
monnaie eines Gastes und steckte es sofort in den Mund. Das 
im Portemonnaie enthaltene Geld konnte samt dem Portemonnaie 
ohne Schwierigkeit wieder herausgeholt werden; dagegen blieben 
zwei Banknoten von je 50 Francs verschwunden. Der Elefant 
hatte sie verschlungen. 

jj^ Hiemach fragt es sich, von wem der Schaden zu tragen ist? 

4. Wie ist über folgende Ersatzansprüche nach unserem bür- 
gerlichen Bechte zu befinden? 

a) Die „Korb- und Weidenwarenindustrie- Zeitung" führt leb- 
hafte Klage über Wildschaden in den Weidenpflanzungen. 
In einem speziell angefahrten Falle hatten Bebe an einer 
Weidenpflanzung einen Schaden von etwa 1000 Jl ange- 
richtet, und im vorigen Sonuner fand sich bei Besichtigung 
einer neu angelegten Pflanzung, daß zahlreiche Stöcke von 
den Hasen abgefressen worden waren, als die jungen Schöß- 
linge ungef^Lhr handlang waren. Die Anpflanzer wollen 



b) Herzog Ernst August von Cumberland hat seine Besitzungen 
in Gmunden und Umgebung und dazu gehört auch das 
Jagdgebiet in Kirchham. Die Bauern dieses Dörfchens be- 
haupten nun, daß sich im Jagdreviere des Herzogs die Eich- 
hörnchen in erschreckender Weise vermehren und ihre Obst- 
gärten, sowie Waldkulturen empfindlich schädigen. Sie 
wandten sich daher an die herzogliche Jagdleitung um Wild- 
schadensersatz. 

c) Ein Bienenschwarm wählte den Bücken einer im Nachbar- 
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36. Grafschaft Diepholz. 

37. Herzogtum Bremen-Verden. 

38. Bistum Osnabr&ck. 

39. Bistum Hildesheim. 

40. Goslar. 

41. Herzogtum Oldenburg. 

42. Erbherrschaft Jever. 

43. Lauenburg. 

44. Schauenburgische Anteile von 
Holstein. 

45. Mecklenburg-Schwerin. 

46. Mecklenburg-Strelitz. 

47. Ratzeburg. 

48. NeuYorpommem und Rügen. 

C. Land- und Stadirechte 
(Reformationen). 

49. HohenzoUerische Landesord- 
nung 1698. 

50. Württembergisches Landrecht 
1610. 

51. Gresetzbuch .Josephs H. 1787. 
(Vorderösterreichisches Recht) 

52. Hohenloher Landrecht 1787. 

53. Wimpfener Stadtrecht 1755. 

54. Würzburger Landgerichtsord- 
nung 1619. 

55. Schweinfurter Stadtrecht 1724. 

56. Bamberger Landrecht 1769. 

57. Nürnberger Reformation 1564. 

58. Kurpfälzisches Landrechtl 6 10. 

59. Mainzer Landrecht 1755. 

60. Katzenelnbogner Landrecht 
1591. 

61. Solmser Landrecht 1571. 

62. Frankfurter Reformation 1578. 

63. Nassau - Katzenelnbogensche 
Landesordnung 1616. 

64. Kurtrierer Landrecht 1713. 

65. Kurkölnische Rechtsordnung 
1668 



66. Schaumbuiger Polizeiordnung 
1615. 

67. Bentheimische Hof- und Land- 
gerichtsordnung 1690. 

68. Münsterische Polizeiordnung 
1740. 

69. Celler Stadtrecht 1537. 

70. Lünebuiger Stadtrecht 1577 
(1778). 

71. Hamburgisches Stadtrecht 
1603. 

72. Bremer Stadtrecht 1433, 1489, 
1534. 

73. Hadeler Landrecht 1583. 

74. Butjadinger Landrecht 1664. 
Würder Landrecht 1574. 

75. Eiderstedter Landrecht 1591. 

76. Lübecker Stadtrecht 1586. 

77. Rostocker Stadtrecht 1757. 

78. Wismarer Stadtrecht 1875. 

D. Der Sachsenspiegel. 

Subsidiär hinter lübischem 
Recht in den holsteinischen 
StUdten und der Haubenbands- 
gerechtigkeit für den ange- 
sessenen Adel. 
Sowie hinter 

79. Ditmarscher Landrecht 1567. 

80. Land- und Marschrecht (Gre- 
wohnheitsrecht). 

81. Neumünsterische Kirchspiels- 
gebräuche. 

E. Gemeines Sachsonrechi 

Subsidiär hinter Partikular- 
recht von 

82. Sachsen- Weimar-Eisenach. 

83. Sach8en-Koburg-(3K)tha. 

84. Sachsen-Altenburg. 

85. Sachsen-Meiningen. 

86. Fürstentümer Schwarzburg. 
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87. FüiBtentiuner Beuß. 

88. Anhalt 

89. Amt Bergedorf (Hamburg). 

90. Fürstentum Lübeck (Olden- 
burg). 

F. Codex Maximilianeus Bavaricus 

Civilis 1756. 

Teilweise subsidiär hinter lokalem 

Recht 

G. JDtiscIi Uw (1240) 1590. 

91. Schleswig (außer 76; — V; 
yi).Subsidifir hinter einzelnen 
Stadtrechten. 

92. Recht der Insel Fehmam 
(1826) 1558. 

93. Helgoland. 

Das gemeine Recht gilt 
hinter JL. nur, soweit es im 
einzelnen besonders rezi- 
piert ist. 

n. 

Allgemeines Landreeht 

fUr die prenßischen 

Staaten. 

A. Prinzipale Geltung. 

94. Provinz Sachsen, soweit sie 
zum Königreich Westfalen 
gehörte. 

95. Hannoversches Eichsfeld. 

96. Ostfriesland. 

97. Jahdegebiet. 

98. Provinz Westfalen (außer 
110). 

99. Rheinprovinz: E^eise Duis- 
burg, Essen, Rees. 

100. Provinz Posen. 

101. Kulm- und Michelauer Land. 



B. Subsidiär liinter alten Lokairechten. 

102. Mfirkisches Provinzialrecht. 

103. Magdeburgisches Recht. 

104. Erfurter Recht. 

105. Altsfichsisches Lokalrecht 
(ganz unbedeutend). 

106. Pommersche Partikularrechte. 

107. OberlausitzerProvinzialrecht. 

108. Niederlausitz.Provinzialrecht. 

109. SchlesischepartikulareRechte 
(von verschwindender Be- 
deutung). 

110. Herzogtumwestfalen; Siegen; 
Wittgenstein. 

111. Lingen'sches Landrecht 1 689 ; 
— Münster'sche Absplisse. 

112. Bayreuther Provinzialrecht. 

113. Ansbacher Provinzialrecht. 

C. Suspension von ALR. II, 1—3. 

In 102 und 110. (In 110 
auch von einigen anderen 
Abschnitten.) 

D. Vorgehende ProvinzialgesetzbDcher. 

114. Ostpreußisches Provinzial- 
gesetzbuch 1801. 

115. Westpreußisches Provinzial- 
gesetzbuch 1844. 

m. 
Rheinisches Beeht. 

A. Code civil 1804. 

1 16. Elsaß-Lothringen. 

117. Bayrische Rheinpfalz. 

118. Rheinhessen. 

119. Oldenburg-Birkenfeld. 

120. PreußischeRheinprovinz links 
des Rheins. 

121. Altes Herzogtum Berg. 

B. Badisches Landrecht 1809. 
24* 
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IV. 

Bftrgerliches O^esetzbueh 

fftr das Königreich Sachsen 

1865. 



Nordstrander Landreeht 
1673. 

(Friesisches Recht.) 



VL 

Cfesetzbnch Christiaii's Y. 
Ton B&nemark 1683. 

vn. 
Bürgerliches Oesetzbneh 
fOir das Kalsertnm Öster- 
reich 1811. 

(Am Fichtelgebirge im Amte 
Redwitz und im Fraischbezirke.) 



L l:< 



Kj - (ry 





